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1. Ueberslcht über die Verhandlungen - Resume des deliberations 

99.436 s Kommission 96.091-SR. Beseitigung 
von Mängeln der Volksrechte (29.06.1999} 
Die voraussichtlich mehrheitsfähigen Vorschläge 
In der gescheiterten Vorlage des Bundesrates 
vom 20. November 1996 fOr eine Reform der 
Volksrechte sollen wiederaufgenommen und 
damit gewisse Mängel in der heutigen 
Ausgestaltung und Handhabung der Volksrechte 
behoben werden. Das generelle Ziel ist weder 
eine Erleichterung noch eine Erschwerung der 
Ausübung der Volksrechte, sondern eine 
Behebung von Mängeln des bestehenden 
Instrumentariums. Es wird auch zu prOfen sein, 
ob diese Vorschläge in der Form einer 
Totalrevision, einer einzigen Partialrevision oder 
mehrerer Partialrevisionen der Bundesverfassung 
vorgelegt werden sollen. 

NR/SR staatspofft;sche Kommission 
30.08.1999 Ständerat. Der Initiative wird Folge 
gegeben. 
15.06.2001 Stellungnahme des Bundesrates (BBI 
2001 6080} 
18.09.2001 Ständerat. Beschluss gemäss Antrag 
der Kommission. 
21.03.2002 Nationalrat. Abweichend. 
20.06.2002 Ständerat. Abweichend. 
16.09.2002 Nationalrat. Abweichend. 
23.09.2002 Ständerat. Zustimmung. 
04.10.2002 Ständerat. Der Bundesbeschluss 
wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
04.10.2002 Nationalrat. Der Bundesbeschluss 
wird in der Schlussabstimmung angenommen. 

Siehe Geschäft 01.3210 Po. SPK-SR (99.436} 
Siehe Geschäft 01.3426 Po. SPK-SR (99.436} 

99.436 e Commission 96.091-CE. Suppression 
de carences dans les droits populaires 
(29.06.1999} 
Parmi les propositions figurant dans le projet du 
Conseil federal du 20 novembre 1996 relatif a. une 
reforme des droits populaires, celles qui sont 
susceptibles de rallier une majorite de volx 
favorables doivent ~re reprises dans un nouveau 
texte; l'objectif est la suppression de certaines 
carences dans le dispositif actuel des droits 
populaires. Le but final ainsi vise n'est pas de 
faclliter l'exercice des droits populaires ou de le 
compliquer, mais de supprimer les carences que 
presente le dispositif actuel. II s'agira d'examlner 
la maniere dont ces propositions devront ätre 
presentees: sous la forme d'une revision totale, 
d'une seule revision partielle ou de plusieurs 
revislons partielles de la Constitution federale. 

CN/CE Commission des institutions pofitiques 
30.08.1999 Conseil des Etats. Decide de donner 
suite a. !'initiative. 
15.06.2001 Avis du Conseil federal (FF 2001 
5783} 
18.09.2001 Conseil des Etats. Decision 
conforme au projet de la commission. 
21.03.2002 Conseil national. Divergences. 
20.06.2002 Conseil des Etats. Divergences. 
16.09.2002 Conseil national. Divergences. 
23.09.2002 Conseil des Etats. Adheslon. 
04.10.2002 Conseil des Etats. L'arräte est 
adopte en votation finale. 
04.10.2002 Conseil national. L'arräte est adopte 
en votation finale. 

Voir objet 01.3210 Po. CIP-CE (99.436) 
Voir obiet 01.3426 Po. CIP-CE (99.436) 
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99.436 Pa.lv. SPK-SR. Beseitigung von Mängeln der Volksrechte 

Bericht der Staatspolitischen Kommission des Ständerates (SPK-SR 02.04.01 (BBI 2001 4803) 
Stellungnahme des Bundesrates 15.06.01 (BBI 2001 6080) 

Ausgangslage 
Mit seiner Botschaft vom 20. November 1996 (96.091) zur Reform der Bundesverfassung hat der 
Bundesrat auch ein Reformpaket «Volksrechte» präsentiert. Die Verfassungskommissionen beider 
Räte haben sich intensiv mit diesen Reformvorschlägen befasst. doch scheiterte die Vorlage 
schliesslich Im Sommer 1999 In beiden Räten in der Eintretensdebatte. Ausschlaggebend fQr dieses 
Scheitern war insbesondere die Verknüpfung der Einführung neuer direktdemokratischer Instrumente 
mit der Erhöhung der notwendigen Unterschrittenzahlen fQr die Einreichung von Volksbegehren. Da 
der Ständerat der Ansicht war, dass einzelne Elemente des Reformpakets dennoch weiterverfolgt 
werden sollten, gab er am 30. August 1999 der parlamentarischen Initiative (99.436) seiner 
Verfassungskommission Folge. Danach sollten die voraussichtlich mehrheitsfähigen Vorschläge in der 
gescheiterten Vorlage des Bundesrates wieder aufgenommen werden, um gewisse Mängel im 
heutigen direktdemokratischen Instrumentarium zu beheben. 
Nach erneuter ÜberprQfung der Vorschläge werden nun folgende Massnahmen vorgeschlagen: 
1. Mit der allgemeinen Volksinitiative sollen 100 000 Stimmberechtigte in Form der allgemeinen 

Anregung eine Verfassungs- oder Gesetzesänderung verlangen können. Der Mangel der 
fehlenden lnitiativmöglichkeit unterhalb der Verfassungsstufe wird somit behoben. Der 
ursprOngliche Vorschlag des Bundesrates wird weitgehend übernommen, mit einer Ausnahme: 
Um allenfalls einen Umengang sparen zu können, soll die Bundesversammlung die Möglichkeit 
haben, der allgemeinen Volksinitiative einen Gegenentwurf gegenüberzustellen, bevor sich der 
Souverän In einer Vorabstimmung Ober den Grundsatz der Initiative ausgesprochen hat. Dies 
bedingt, dass die Bundesversammlung das Anliegen der Initiative bereits in dieser Phase umsetzt. 

2. Das Staatsvertragsreferendum soll In dem Sinn ergänzt werden, dass alle Verträge, die wichtige 
rechtsetzende Normen enthalten oder zum Erlass von Bundesgesetzen verpflichten, dem 
fakultativen Referendum unterstellt werden. Der bisherige Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe d Ziffer 
3 BV beschränkte das Referendum auf Abkommen, die eine multilaterale Rechtsvereinheitlichung 
herbeifuhren. Mit dieser Ergänzung der dlrektdemokratischen Rechte soll der Entwicklung 
begegnet werden, dass immer mehr auf internationaler Ebene Recht gesetzt wird. Es geht darum, 
eine Parallelität zur innerstaatlichen Kompetenzordnung herzustellen. 

3. Die Sammelfrist fQr Volksinitiativen wird von 18 auf 12 Monate verkürzt. Damit soll der von vielen 
Akteuren als zu lang empfundene Entscheidungsprozess verkürzt werden. 

Neben diesen drei wichtigsten Neuerungen werden weitere Vorschläge unterbreitet, welch11> punktuelle 
Verbesserungen bringen: Für den zwar unwahrscheinlichen, aber doch möglichen Fall, dass sowohl 
eine Initiative wie auch der dazugehörige Gegenentwurf angenommen werden, Volk und Stände in der 
Stichfrage jedoch unterschiedliche Präferenzen äussem, wird neu ein Verfahren vorgesehen, welches 
die unbefriedigende Lösung des Status quo vermeidet Nullentscheide sollen auch dann vermieden 
werden, wenn sich die beiden Räte nicht einig sind, zur Wahrung der direktdemokratischen Rechte 
aber ein Entscheid notwendig ist: So zum Beispiel bei der Gültigerklärung von Volksinitiativen oder bei 
der Umsetzung einer vom Volk angenommenen allgemeinen Volksinitiative. Es wird deshalb eine 
verfassungsrechtliche Grundlage geschaffen, um In solchen besonderen Fällen vom Grundsatz der 
übereinstimmenden Beschlüsse beider Räte abweichen zu können. Es wurdlen zahlreiche weitere 
Vorschläge geprOft, sowohl aus dem Reformpaket des Bundesrates, wie auch aus den Reihen des 
Parlamentes. Die meisten Vorschläge erwiesen sich jedoch als zweischneidig in Bezug auf ihre 
Wirkung. In der Regel überwogen die mit einem Reformvorschlag verbundenen Nachteile die zu 
erwartenden Vorteile. Insbesondere hat sich nach eingehender PrQfung und nach Anhöru.ng von 
Vertretern aus der Praxis die Erhöhung der Unterschrittenzahlen nicht als mehrheitsfähig erwiesen. 

Der Bundesrat erklärt sich in seiner Stellungnahme mit der Hauptstossrichtung des Berichtes 
einverstanden. Er will jedoch in verschiedenen Punkten die Akzente etwas anders setzen und 
beantragt unter anderem die folgenden Ergänzungen: 
1. Einführung der Kantonsinitiative (die der Bundesrat schon in seiner Vorlage aus dem Jahre 1996 

beantragt hatte); 
2. Fakultatives Referendum: Anhebung der Unterschrittenzahlen von 50 000 auf 70 000; 
3. Die Unterschriftenzahl für die allgemeine Volksinitiative soll mit 70 000 Unterschriften tiefer 

angesetzt werden als für die Initiative auf Teilrevision der Bundesverfassung; 
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4. Für den Fall, dass zwei Volksinitiativen zum gleichen Gegenstand eingereicht werden, schlägt der 
Bundesrat vor, sie nach einem ähnlichen Verfahren wie bei der Abstimmung Ober Initiative und 
Gegenentwurf zur Abstimmung zu bringen; 

5. Bei der vorgeschlagenen Ausweitung des Staatsvertragsreferendums beantragt der Bundesrat, die 
1996 vorgeschlagene Lösung zu treffen, wonach diejenigen Verträge dem Referendum unterstellt 
werden, deren Umsetzung den Erlass von Bundesgesetzen erfordert, die Rechte und Pflichten 
Privater begnlnden; 

6. Der Bundesrat schlägt weiter die schon 1996 beantragte Möglichkeit einer paketweisen 
Abstimmung Ober Staatsvertrag und Umsetzungsertass vor. 

Verhandlungen 
30.08.1999 SR Der Initiative wird Folge gegeben. 
18.09.2001 SR Beschluss gemäss Antrag der Kommission. 
21.03.2002 NR Abweichend 
20.06.2002 SR Abweichend. 
16.09.2002 NR Abweichend. 
23.09.2002 SR Zustimmung. 
04.10.2002 SR Der Bundesbeschluss wird In der Schlussabstimmung angenommen.(32:7) 
04.10.2002 NR Der Bundesbeschluss wird in der Schlussabstimmung angenommen.(102:67) 

Im Ständerat blieb die wichtigste Neuerung der Reform, die Einführung der so genannten Allgemeinen 
Volksinitiative, unbestritten. Abgelehnt wurde die Verkürzung der Sammelfristen von 18 auf 12 Monate, 
und zwar mit 20 zu 17 Stimmen. In der Frage der Unterschriftenzahl entschied sich der Rat klar für 
100 000. Was die Einführung der Kantonsinitiative betraf, so folgte der Rat nicht der vorberatenden 
Kommission, sondern einer Minderheit III, welche föderalistische Übetlegungen geltend machte. Er 
stimmte mit 26 zu 12 Stimmen dem urspnlnglichen Vorschlag des Bundesrates zu, wonach auch acht 
Kantone eine Initiative einreichen können, dies auf Beschluss ihrer Parlamente oder auf 
Volksbegehren hin. Bei Artikel 139d lehnte der Rat den Vorschlag des Bundesrates deutlich ab, 
wonach zwei Volksinitiativen zum gleichen Gegenstand am gleichen Tag zur Abstimmung gebracht 
werden könnten. Die Kommission stellte sich gegen die Aufnahme dieser Bestimmung, wen sie eine 
gewisse Manipulationsgefahr in sich bergen könnte. Bei den Bestimmungen Ober das 
Staatsvertragsreferendum wurde ein Antrag von Thomas Pflsterer (R,AG) angenommen; ein 
Referendum ist neu unter anderem möglich bei völkerrechtlichen Verträgen, die „wichtige 
rechtsetzende Bestimmungen enthalten oder deren Umsetzung den Erlass von Bundesgesetzen 
erfordert". Bei Artikel 141a stimmte der Rat dem Vorschlag des Bundesrates zu, der dem Parlament 
die Möglichkeit gibt, die Staatsverträge und die der Umsetzung der Vorlage dienende 
Gesetzesänderung als Gesamtpaket vorzulegen. Dies diene der Transparenz, sagte Bundesrätin Ruth 
Metzler, und auch der Glaubwürdigkeit der schweizerischen Aussenpolitik, denn so sei sichergestellt, 
dass ein Staatsvertrag nicht hinterher durch ein Referendum gegen den Umsetzungsbeschluss infrage 
gestellt werde. 

Der Nationalrat hiess die Allgemeine Volksinitiative mit 99 zu 46 Stimmen gut. Geschlagen blieben die 
Vertreter der SVP und der Liberalen, die das neue Instrument ablehnten; es sei weder „Fisch noch 
Vogel" meinte Hans Fehr r,J, ZH). Das Quorum setzte der Nationalrat auf 100 000 Unterschriften fest. 
Eine starke Minderheit hatte für 70 000 Unterschriften plädiert. Mit 86 zu 48 Stimmen scheiterte 
Caspar Baader r,J, BL) klar mit seinem Minderheitsantrag, auch bei der Umsetzung der Allgemeinen 
Initiative auf Gesetzesebene das Ständemehr zu verlangen. Für den Fall, dass die Räte bei der 
Umsetzung einer Allgemeinen Volksinitiative vom Willen der lnitiantinnen und Initianten abweichen, 
steht diesen die Stimmrechtsbeschwerde an das Bundesgericht offen. Ein diesbezüglicher Entscheid 
des Ständerates (bei Art. 189 Abs. 1 Bst. abis) wurde mit 68 zu 67 Stimmen gutgeheissen. 
Die von der Kleinen Kammer eingeführte Kantonsinitiative wurde mit 86 zu 60 Stimmen abgelehnt. Die 
Kantone hätten in Bern ohnehin schon genug Gewicht, lautete das Hauptargument. Mit einem neuen 
Artikel 139abis legte eine linke Kommissionsminderheit einen Antrag auf Einführung der 
Gesetzesinitiative vor. Dieses alte Anliegen der Sozialdemokraten wurde mit 69 zu 44 Stimmen 
abgelehnt. Ebenso chancenlos war ein weiterer Minderheitsantrag der Unken auf Einführung einer 
Volksmotion in transnationalen Angelegenheiten, die auf Verlangen von 1 O 000 Stimmberechtigten das 
Parlament gezwungen hätte, Ober einen Auftrag an den Bundesrat zu befinden. 
Unbestritten blieben die Reformen Im Bereich des Staatsvertragsreferendums; der Rat folgte den 
Beschlüssen des Ständerates. 
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Die Debatte im Ständerat drehte sich zur Hauptsache nochmals um die Einführung der 
KantonsinitiatiVe. Die Kommission beantragte, mit Stichentscheid des Präsidenten, auf das Projekt zu 
verzichten, das drei Monate vorher vom Nationalrat abgelehnt worden war. Der Berichterstatter wies 
insbesondere auf die Gefahr hin, dass sich der Regionalismus verstärken könnte; ausserdem warden 
die Kantone heute Ober genügend Instrumente verfügen, um sich In Bern Gehör zu verschaffen. Eine 
von Rolf BOttlker (R, SO) angeführte Minderheit beantragte Festhalten an der Kantonslnitiative. 
Diesem Antrag schloss sich auch Bundesrätin Ruth Metzler an. Der Antrag der Minderheit wurde 
schliesslich mit 23 zu 17 Stimmen angenommen. 

Der Nationalrat lehnte die Kantonsinitiative erneut ab, diesmal mit 81 zu 57 Stimmen. 
Der Ständerat fügte sich diesem Entscheid mit 19 zu 16 Stimmen. 

Die Sozialdemokraten lehnten in der Schlussabstimmung den Entwurf ab. Ihr Sprecher, Andreas 
Grass (S, ZH), erklärte, es seien nicht nur keine Mängel beseitigt, sondern neue Mängel geschaffen 
worden. Die neu eingeführte Allgemeine Volkslnitiative sei eine Totgeburt, weil das Parlament nicht 
bereit gewesen sei, die Vortage umzusetzen mit einer Unterschrittenzahl von 70 000. 
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99.436 lv.pa. CIP..CE. Suppression de carences dans les drolts 
populaires 

Rapport de la commission des instltutions politlques du Conseil des Etats (CIP-CE) : 02.04.01 (FF 
2001 4590) 
Avis du Conseil federal: 15.06.01 (FF} 

Sttuatlon lnltlale 
Dans son message du 20 novembre 1996 (96.091) relatif a la refonne de la Constitution federale, le 
Conseil federal avait notamment presente un train de refonnes concemant les droits populaires. Les 
Commissions de la revlsion constitutlonnelle des deux Conseils s'etaient alors longuement penchees 
sur les differentes modifications proposees, mais, lors de la session d'ete 1999, le projet fut rejete par 
les deux conseils lors du debat d'entree en matiere. L'echec du projet s'explique notamment du fait 
qu'il prevoyait de lier l'introductfon de nouveaux Instruments a. une augmentation du nombre de 
signatures necessaires. 
Le 30 aoat 1999, estimant que certains points meritaient d'Atre reconsideres, le Conseil des Etats a 
decide de donner suite a l'inltlative parlementaire (99.436) deposee par sa Commlssion de la revlsion 
constitutionnelle et vlsant a ce que les proposltions du Conseil federal susceptibles de rallier une 
majorite de voix favorables soient reprlses dans un nouveau texte, afin notamment de supprimer les 
carences qua presente le dispositif actuel des droits populaires. Aujourd'hui, ce sont donc les mesures 
sulvantes qui sont proposees: 
1. II est cree un nouvel Instrument, !'initiative populaire generale, qui pennet a 100 000 cltoyens ayant 

le drolt de vote de proposer un projet con9u en tennes generaux et visant une modification 
constitutionnelle ou legislative. Cet Instrument vient donc combler une lacune, a. savoir 
l'impossibilite de deposer une Initiative populaire visant la revision d'un texte normatlf autre que la 
Constltution. Sur ce point, la propositlon initiale du Conseil federal a ete largement reprise, a une 
exception pres: afin d'eviter qua le peuple n'ait, le cas echeant, a se rendre deux fois aux umes, II 
est propose que !'Assemblee federale ait des le debut la posslbilite d'opposer un contre-projet a. 
l'lnitiatlve populaire generale, et non pas seulement une fois que le souverain s'est prononce sur le 
principe. Une teile demarche suppose cependant qua !'Assemblee federale matte en ceuvre 
!'Initiative avant la premiEilre votatlon deja.. 

2. Le champ d'application du referendum en mattere de droit intematlonal est elargi de sorte que tous 
les traites contenant des dispositions importantes qul fixent des regles de droit ou qui entrainent 
obligatoirement l'edictfon de lols federales soient soumis au referendum facultatif. L'actuel art. 141, 
al. 1, let d, eh. 3, Cst. ne prevoit l'applicatlon du referendum facultatif que pour las traites qul 
entrainent une unification multilaterale du droit. La mesure proposee vise donc a introduire un 
Instrument indispensable a l'heure actuelle, dans la mesure ou il est de plus en plus cree de rE!IQles 
de droit au niveau international. II s'aglt de faire en sorte que les drolts populaires soient las 
mAmes en matiere de droit lntemational qu'en matiere de drolt national. 

3. Le delai de recolte des slgnatures passe de 18 a 12 mois pour les initiatives populaires, afin de 
raccourcir quelque peu le process;,is de decision, considere comme trop long par nombre de 
personnes. 

En sus de ces · trois Innovations importantes, la commission a fonnule d'autres propositions, vlsant 
chacune des ameliorations ponctuelles. Premlerement, II est propose une nouvelle procedure pour le 
cas, certes improbable mals neanmoins possible, ou peuple et cantons acceptent ä. la fois une 
initiative et le contre-projet qui lui est oppose, mais ou peuple et cantons se prononcent differemment 
sur la question subsidlalre; le but de cette nouvelle procedure est d'eviter le statu quo dans un tel cas. 
Deuxlernement, il y a lieu de prevoir un dlspositif pour les cas ou les deux conseils ne parviennent pas 
ä s'entendre, mais qu'il est Indispensable de parvenir a une solution, afln de ne pas porter prejudice 
aux droits populaires: ainsi, par exemple, lorsqu'il s'agit de se prononcer sur la validite d'une initiative 
populaire, ou encore de mettre en ceuvre une Initiative populaire generale approuvee par le peuple. La 
commission propose par consequent de creer une disposition constitutionnelle qui perrnette dans de 
tels cas de s'ecarter du principe inscrlt dans la Constitution, qui veut que les decisions de !'Assemblee 
federale requierent l'approbation des deux conseils. 
De nombreuses autres propositions ont ete examlnees, tant parmi celles du Conseil federal que parmi 
celles presentees par las deputes. La plupart des mesures se sont cependant averees Atre a. double 
tranchant, les inconvenients etant dans bien des cas plus nombreux que les avantages, notamment 
quant a leurs effets. Un examen approfondi ainsi que l'audition de personnes concemees au premier 
chef ont perrnis de montrer, en particulier, qu'une augmentation du nombre de signatures necessaires 
n'avait aucune chance d'Atre acceptee. 
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Eu egard aux raisons precitees, il a ete declde de ne pas proposer un train de mesures complet, mais 
plutOt une serie de mesures visant simplement ä combler de fa9on ciblee certaines lacunes en matiere 
de drotts populaires. 

Le Consell fecleral approuve dans sa prise de posltlon les grandes llgnes tormulees dans le rapport. 
Sur certains points cependant, il fait des propositions differentes et demande que l'on apporte des les 
mesures complementaires suivantes : 
1. lntroductlon de !'Initiative des cantons (le Conseil federal l'avait dejä demandee en 1996) ; 
2. Referendum facultatif : relevement du nombre de slgnatures de 50 000 a. 70 000 ; 
3. Le nombre de slgnatures requises pour lancer une initiative populaire generale (70 000) doit etre 
inferieur a celui de !'initiative tendant a la revision partielle de la Constitution ; 
4. Le Conseil federal propose de donner ä !'Assemblee federale la possibilite de soumettre a votatlon 
deux initiatives populaires ayant traft au mllme objet selon une procedure analogue a celle qui est 
appliquee lorsque le scrutin porte sur une initiative et un contre-projet ; 
5. Concemant la proposition d'extension du referendum en matlere de traites intemationaux, Je Conseil 
federal reprend le projet qu'il avait presente en 1996 : seuls doivent etre soumis au referendum les 
traites dont la mise an muvre necessite des modificatlons de lois qui conferent des drotts ou imposant 
des obligations aux particuliers ; 
6. Le Conseil federal propose enfin, comme il l'avait deja fait an 1996, que les traites internationaux et 
les dispositions d'execution puissent etre soumis a votation sous la forme d'un « paquet global». 

Dellberatlons 
30-08-1999 CE Decide de donner suite a !'Initiative. 
18-09-2001 CE Decision conforme au projet de la commission. 
21-03-2002 CN Divergences. 
20-06-2002 CE Divergences 
16-09-2002 CN Divergences. 
23-09-2002 CE Adhesion. 
04-10-2002 CE L'arrete est adopte en votation finale. (32 : 7) 
04-10-2002 CN L'arrete est adopte en votation finale. (102 : 67) 

Au Conseil des Etats, la pierre angulaire de la reforme, a savoir l'introduction d'une initiative populaire 
generale, est demeuree incontestee. Par contre, la reduction de 18 a 12 mois du delai imparti pour la 
recolte des signatures a ete rejetee par 20 voix contre 17. S'agissant des signatures, le Conseil s'est 
prononce clairement pour le nombre de 100 000. En ce qui conceme l'Introduction de !'initiative des 
cantons, la Chambre haute n'a pas suivi la recommandation de la commission, mais eile s'est ralliee a 
l'avis de la minorite III qul a defendu. un polnt de we federaliste. Le Conseil des Etats a approuve par 
26 voix contre 12 la proposition initiale du Conseil federal, selon laquelle 8 cantons peuvent deposer 
une initiative, sur decision de leurs parlements ou conformement a la volonte du peuple. A l'article 
139d, le Conseil a rejete nettement la proposition du Conseil federal selon laquelle deux initiatives 
populaires ayant Je mäme objet peuvem etre soumises a votation le m~me jour. La commission s'est 
opposee a cette disposition, qui, selon eile, presente un risque de manipulation. Concemant les 
dispositions relatives au referendum sur les traites intemationaux, une proposition deposee par 
Thomas Pfisterer (R, AG) a ete acceptee: i1 est desormais possible de soumettre au referendum, 
entre autres, les traites intematlonaux qui « contiennent des dispositions importantes qui fixent des 
regles de droit, ou dont la mise en muvre exige l'adoption de lois federales ». S'agissant de l'article 
141 a, le Conseil des Etats s'est rallie ä la proposition du Conseil federal de donner au Parlament la 
posslbilite de presenter conjolntement les traites intemationaux et les modifications legislatives 
necessalres a. leur mise an ceuvre. Selon la conselllere federale Ruth Metzler, cette disposition 
contnbuera a la transparence et ä. la credibllite de la politique exterieure de la Suisse, puisque, gräce a 
eile, aucun traite international ne pourra 6tre remis an question par l'organisation d'un referendum 
contre sa mise en ceuvre. 
Le Conseil national a approuve par 99 voix contre 46 l'lntroduction d'une initiative populaire generale. 
Ce nouvel Instrument a ete retuse par les representants de l'UDC, dont Hans Fahr (Y, ZH), et par les 
liberaux. La Chambre basse a fixe le nombre de signatures a 100 000, bien qu'une importante minorite 
alt plaide en faveur de 70 000. Par 86 voix contre 48, les conseillers nationaux ont rejete la proposition 
de Caspar Baader (V, BL), qui visait a exiger que la mise en muvre d'une initiative generale au niveau 
legal sott approuvee par la majorite des cantons. Par ailleurs, le Conseil des Etats avait prew 
d'autoriser les auteurs d"une initiative populalre generale a deposer un recours an matlere de droit de 
vote aupres du Tribunal federal s'ils estimaient que les Conseils n'avaient pas respecte leur volonte 
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lors de la mise en muvre de !'Initiative (art. 189, al. 1, let. abis); cette propositlon a ete adoptee par 68 
voix contre 67. 
Par contre, !'initiative des cantons introduite par la Chambre haute a ete rejetee par 86 voix contre 60, 
au motlf que les cantons disposeraient deja d'une influence sufflsante a Beme. En soumettant un 
article 139abis, une minorite de gauche de la commlssion a propose d'introduire une initiative 
legislative. Veritable cheval de bataille du parti sociallste, ce projet a ete rejete par 69 voix contre 44. 
Une autre proposltion minoritaire de la gauche est restee sans echo : l'lntroductlon d'une motion 
populaire pour les questions transnationales, qui, a la demande de 10 000 citoyens, aurait contraint le 
Parlament a exarniner le mandat a confier au Conseil federai. En revanche, aucune volx ne s'est 
elevee pour contester les reformes concemant le referendum en matiere de traites intemationaux : le 
Conseil national a adhere aux decisions du Conseil des Etats sur ce sujet. 
La quasi-totalite des debats au Conseil des Etats, ou le texte etait de nouveau examine, a porte sur 
l'introduction de !'initiative des cantons. La commission, avec 1a voix preponderante de son president, a 
propose de renoncer finalement a ce projet, rejete trols mois plus t0t par le Conseil National. Le 
rapporteur a notamment souligne le risque de renforcement des particularismes regionaux et le fait 
que les cantons disposent aujourcfhui d'instruments suffisamment efficaces pour faire entendre leur 
voix. Une minorlte condulte par Rolf Büttiker (R,SO) a en revanche demande le maintien du projet 
initial du Conseil des Etats. La Conseillere Ruth Metzler s'est a son tour prononcee au nom du Conseil 
fecleral pour cette seconde solutlon. La proposition de minorlte a ete finalement approuvee par 23 volx 
contre 17. 

Le Conseil national a de nouveau rejete !'initiative des cantons, cette fois par 81 voix contre S7. 
Le Conseil des Etats s'est soumis a cette decision par 19 voix contre 16. 

En votation finale, les socialistes ont refuse le projet. Selon leur porte-parole Andreas Gross (S, ZH), 
non seulement aucune carence n'a ete supprimee, mais le projet en a cree de nouvelles. La nouvelle 
initiative populaire generale serait morte nee, le Parlament n'ayant pas ete pnlt a abaisser le nombre 
de signatures requlses a 70 000. 
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der Volksrechte 
Initiative parlementalre 
(Commission-CE 96.091) 
Suppression de carences 
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Wortlaut der Initiative vom 29. Juni 1999 
Die voraussichtlich mehrheitsfähigen Vorschläge In der ge­
scheiterten Vorlage des Bundesrates vom 20. November 
1996 für eine Reform der Volksrechte sollen wiederaufge­
nommen und damit gewisse Mängel in der heutigen Ausge­
staltung und Handhabung der Volksrechte behoben werden. 
Das generelle Ziel ist weder eine Erleichterung noch eine 
Erschwerung der Ausübung der Volksrechte, sondern eine 
Behebung von Mängeln des bestehenden Instrumentariums. 
Es wird auch zu prüfen sein, ob diese Vorschläge in der Form 
einer Totalrevision, einer einzigen Partialrevision oder meh­
rerer Partialrevisionen der Bundesverfassung vorgelegt wer­
den sollen. 

Texte de l'lnitiative du 29 Juln 1999 
Parmi les propositions figurant dans le projet du Conseil 
federal du 20 novembre 1996 relatif a une reforme des 
droits populaires, celles qui sont susceptlbles de rallier 
une majorite de voix favorables doivent Atre reprlses dans 
un nouveau texte; l'objectif est la suppression de certai­
nes carences dans le dispositif actuel des droits popu­
laires. Le but final ainsi vise n'est pas de faciliter l'exer­
cice des droits populaires ou de le compllquer, mals de 
supprimer les carences que presente le dispositH actuel. II 
s'aglra d'examiner la maniere dont ces propositions de­
vront itre presentees: sous la forme d'une revision totale, 
d'une seule revision partielle ou de plusieurs revlsions par­
tielles de la Constitution feclerale. 

Rhinow Rene (R, BL) unterbreitet im Namen der Verfas­
sungskommission (VK) den folgenden schrHtlichen Bericht 

Die VK-SR hat an ihrer Sitzung vom 29. Juni 1999 beschlos­
sen, dem Rat eine parlamentarische Initiative in der Form der 
allgemeinen Anregung zur Vorprüfung zu unterbreiten. 
Diese Initiative verlangt, dass nach dem Scheitern der Vor­
lage des Bundesrates vom 20. November 1996 Ober die Re­
form der Volksrechte eine Neubeurteilung vorgenommen 
wird und dass neue Lösungen zur Behebung der anerkann­
ten Mängel in der heutigen Ausgestaltung und Handhabung 
der Volksrechte gesucht werden. 

Begründung der Initiative 
Der Nationalrat hat am 9. Juni 1999 mit 134 zu 15 Stimmen 
beschlossen, auf den Entwurf des Bundesbeschlusses Ober 
die Reform der Volksrechte (96.091, Entwurf B) nicht einzu­
treten. Die VK-SR hatte bis zu diesem Zeltpunkt den grössten 
Teil dieser Vorlage bereits vorberaten. Die Mehrheit der 
Kommission war dabei weitgehend dem Entwurf des Bun­
desrates gefolgt. Sie bedauert daher den Entscheid des Na­
tionalrates, betrachtet es aber angesichts des klaren Ent­
scheides des anderen Rates nicht als sinnvoll, die Beratung 
der Reform der Volksrechte auf der Grundlage der Vorlage 
des Bundesrates welterzufOhren. Der damit verbundene Auf­
wand lohnt sich angesichts des voraussehbaren Resultates 
nicht. Die VK-SR beantragt daher Ihrem Rat, auf diese Vor­
lage ebenfalls nicht einzutreten. 
Die VK-SR sieht aber nach wie vor Handlungsbedarf. Einige 
Mängel des bestehenden Instrumentariums sind offensicht­
lich, und entsprechende Lösungsvorschläge haben in den 
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vorberatenden Kommissionen beider Räte klare Mehrheiten 
gefunden. 
Ohne damit den Handlungsspielraum bei der Ausarbeitung 
einer neuen Vorlage bereits einschränken zu wollen, seien 
hier zur Illustration nur zwei Beispiele von Mängeln ge­
nannt: 
- Im heutigen Recht besteht keine hinreichende Klarheit dar­
über, wie vorzugehen ist, wenn Volksinitiativen völkerrechtli­
chen Verpflichtungen der Schweiz entgegenstehen. Diese 
Problematik gewinnt auch unabhängig von der Frage eines 
allfälligen Beitrittes der Schweiz zur EU zunehmend an Be­
deutung. Die VK-SR hat im Rahmen der Vorberatung der 
bundesrätlichen Vorlage mit grossem Aufwand bereits einen 
Lösungsvorschlag ausgearbeitet. 
- Volksbegehren, die auf Rechtsetzungsakte unterhalb der 
Verfassungsstufe oder auf Einzelakte abzielen, können 
heute nur auf dem Umweg Ober VerfassungsinHiativen ein­
gebracht werden. Die allgemeine Volksinitiative oder das 
Einzelaktreferendum würden zweckmässigere Verfahren 
schaffen. 
Bei einer Behebung dieser und anderer Mpngel muss beach­
tet werden, dass die vorgeschlagenen Anderungen Insge­
samt ein ausgewogenes Ganzes bilden. Das Ziel ist, sowohl 
die demokratischen Mitwirkungsmöglichkeiten als auch die 
Handlungsfähigkeit des Staates zu wahren. 
Die erwähnten Mängel können behoben werden, auch ohne 
dass zuerst die Realisierung der Staatsleitungsreform oder 
die Klärung des Verhältnisses der Schweiz zur EU abgewar­
tet werden muss. Diese Entwicklungen werden unter Um­
ständen ROckwirkungen auf die Volksrechte haben, was aber 
nichts am Handlungsbedarf ändert, der unabhängig von 
diesen Entwicklungen bereits heute besteht. 

Erwägungen der Kommission 
Gemäss Artikel 21ter GVG muss die Kommission im Rah­
men der Vorprüfung einer parlamentarischen Initiative 
auch Ober das weitere Vorgehen, insbesondere den Zeit­
plan und den Aufwand für die weiteren Arbeiten, Bericht 
erstatten. 
Die VK-SR geht davon aus, dass die Staatspolitische Kom­
mission als für diesen Themenbereich zuständige Kommis­
sion mit der Ausarbeitung einer Vorlage beauftragt wird. Weil 
zu den Vorschlägen der Initiative bereits umfangreiche Vor­
arbeiten des Bundesrates und der beiden VK vorliegen, darf 
erwartet werden, dass die Staatspolitische Kommission An­
fang des Jahres 2000 (d. h. In der neuen Legislaturperiode) 
ohne Verzug mit der Ausarbeitung einer Vorlage beginnen 
und die Arbeiten Im Laute dieses Jahres abschllessen kann. 
Gemäss Artikel 21quater Absatz 2 GVG kann die Kommis­
sion «das zuständige Departement zur Mitwirkung bei der 
Vorberatung beiziehen ... Das bedeutet In der Praxis, dass 
von der Verwaltung zu noch offenen Fragen Rechts- und 
SachauskOnfte eingeholt werden können. 

Rhinow Rene (R, BL) presente au nom de la Commission de 
la revision constitutionnelle (CRC) le rapport ecrit suivant: 

Reunie le 29 Juin 1999, la CRC-CE a decide de soumettre 
pour examen prelimlnaire au Conseil une Initiative parlemen­
talre con9ue en terrnes generaux. 
Suite au rejet du projet du Conseil fecleral du 20 novembre 
1996 relstif a une reforrne des droits populaires, ladite initia­
tive vise a soumettre ces demiers a une reevaluation en vue 
de rechercher de nouvelles solutions permettant de remedier 
aux carences qui caracterisent le systeme actuel et ses mo­
dalites d'appllcation. 

Developpement de /'initiative 
Le 9 Juin 1999, le Conseil national a decide, par 134 vobc con­
tre 15, de ne pas entrer en matiere sur le projet d'arrAte fede­
ral relatif a la reforme des droits populaires (96.091, projet B). 
La CRC-CE avait a ce jour examine la majeure partle de ce 
projet, se ralliant pour l'essentiel au projet du Conseil federal. 
Tout en regrettant la decision du Conseil national, alle consi­
dere, au vu du caractere expliclte de sa decislon, qu'il ne vaut 
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pas la pelne de poursuivre l'examen de la reforme des droits 
populaires sur la base du projet du Conseil federal: l'ampleur 
du travail serait disproportlonnee par rapport au resultat pro­
bable. La CRC-CE propose donc au Conseil de ne pas entrer 
non plus en mattere sur ce projet. 
La CRC-CE estime neanmoins qu'II y a encore lleu d'agir: 
certalnes lacunes dans le dlspositlf actuel sont en effet mani­
festes, ä quoi s'ajoute le fait que certaines des solutfons pro­
posees ont ete approuvees par la majorite de l'une et l'autre 
commissions chargees de l'examen preliminaire. 
Sans voulolr empieter sur la preparatlon d'un nouveau projet 
et reduire la marge de manoeuvre de la commission qui sera 
chargee de le mettre sur pled, cltons des i1 present deux 
exemples de lacunes manifestes: 
- Le droit actuel ne dit pas de rnaniere assez explicite com­
ment proceder lorsqu'une Initiative populaire est contraire ä 
un engagement international pris par la Suisse. Or, ce pro­
bleme devient de plus en plus aigu, mAme independamment 
de la question d'une adheslon eventuelle de la Sulsse ä l'UE. 
Examinant le projet du Conseil federal, la CRC-CE, au prix 
d'un effort considerable, a dejä mis sur pied une proposltlon 
qui permettrait de le resoudre. 
- Les Initiatives populaires ayant pour objet des actes norma­
tifs d'un degre Interieur a celui de la constltutlon ou des aotes 
partlculiers ne peuvent Atre presentees aujourd'hui que par la 
voie detoumee de !'Initiative constitutionneile. L'introductlon 
de l'initiative populaire generale ou du referendum portant 
sur un aote partlculier foumirait des moyens d'action plus ap­
propries a robjet vise. 
II y aura lieu de veiller dans ce contexte a l'equilibre du projet 
a venir: rappelons qu'II s'agit de preserver a la fois les droits 
populaires et la marge de manoeuvre de l'Etat. 
II n'est pas necessaire pour combler les lacunes precitees 
d'attendre la mlse en place de la reforme de la conduite de 
l'Etat, ni mäme une clarification des relatlons unissant la 
Suisse et l'UE. II est vrai que les developpements qul inter­
viendront dans ces domaines auront peut-ätre, a certains 
egards, des repercussions sur les droits populaires; mais, 
quels qu'ils puissent Atre, ils ne changeront rien a ia neces­
site de remedler aux carences aujourd'hui constatees. 

Consideratfons de la commission 
Conformement a l'article 21 ter LREC, la commission chargee 
du preavls sur une initiative parlementaire doll faire rapport 
non seulement sur la suite ä donner a !'Initiative, mals aussi 
sur la suite des travaux, notamment sur le calendrler et l'am­
pleur du travail necessalre. 
La CRC-CE suppose qu'il reviendra a la Commission des lns­
titutlons politiques de preparer le projet, en raison des com­
petences qui sont les siennes. Compte tenu des nombreux 
travaux preparatoires deja effeotues par le Conseil tederal et 
les deux CRC a ce sujet, la Commission des lnstitutions po­
lltiques devralt pouvo!r commencer ä travalller des le debut 
de ran 2000 (soit des le debut de la nouvelle legislature) et 
achever ses travaux au cours de la mAme annee. Aux termes 
de l'artlcle 21 quater alinea 2 LREC, la commission «peut de­
mander au departement competent de la seconder dans ses 
travaux»: cela slgnifie en pratique qu'elle peut demander a 
l'adminlstration de lui foumir les informatlons techniques ou 
Juridiques dont eile a encore besoin. 

Antrag der Kommission 
Die Kommission beantragt mit 7 zu 1 Stimmen bei 2 Enthal­
tungen: 
Mehrheit 
Der Initiative Folge geben 
Minderheit 
(Aeby) 
Der Initiative keine Folge geben 

Proposition de la commission 
La commission propose, par 7 voix contre 1 et avec 2 absten­
tlons: 
Ma]orite 
Donner sulte ä l'inltlative 

Minorite 
(Aeby) 
Ne pas donner suHe a l'lnltiative 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

30 Stimmen 
6Stimmen 
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Dettllng Toni (R, SZ), für die Kommission: Unser Rat hat 
am 30. August 1999 mit 30 zu 6 Stimmen der Kommissions­
initiative «Beseitigung von Mängeln der Volksrechte» Folge 
gegeben. Die von der Verfassungskommission unseres Ra­
tes eingereichte Initiative verlangt, dass die voraussichtlich 
mehrheitsfähigen Vorschläge In der gescheiterten Vorlage 
des Bundesrates vom 20. November 1996 fOr eine Reform 
der Volksrechte wieder aufgenommen werden, damit ge­
wisse Mängel in der heutigen Ausgestaltung und Handha• 
bung der Volksrechte behoben werden. Die staatspolitische 
Kommission unseres Rates hat am 17. Januar 2000 die 
Subkommission Volksrechte eingesetzt, um die Umsetzung 
der vom Rat beschlossenen Initiative an die Hand zu neh­
men. 
Fast gleichzeitig wie unsere Staatspolitische Kommission 
hat auch die Staatspolitische Kommission des Nationalrates 
eine Subkommission eingesetzt, weiche sich mit der Reform 
der Volksrechte auseinander setzen soll. Ausgangspunkt 
war hier die Diskussion Ober die Volksinitiative «Konstrukti­
ves Referendum». Die Mehrheit der SPK•NR war der An• 
sieht, dass nicht einzelne Instrumente neu einzuführen 
seien, sondern dass eine umfassende Prüfung der Volks­
rechte vorgenommen werden solle. 
Die Präsidenten und die Vizepräsidenten der Subkommis­
sionen der beiden Staatspolitischen Kommissionen haben 
sich daraufhin geeinigt, gemeinsam zu tagen und die Über­
prüfung der direktdemokratischen Rechte gemeinsam an die 
Hand zu nehmen. Dies im Hinblick darauf, dass eine ent­
sprechende Reformvorlage in beiden Räten mehrheitsfähig 
sein muss, was Ja bei der Vorlage des Bundesrates vom No­
vember 1996 gerade das Problem war. Dabei wurde Jedoch 
klar festgehalten, dass die Subkommission der Staatspoliti­
schen Kommission unseres Rates insofern federfOhrend sei, 
als es darum geht, eine Umsetzung der Kommissionsinitia­
tive vorzunehmen. 
Zum Vorgehen: Da es gemäss Auftrag darum ging, die 
mehrheitsfähigen Vorschläge aus dem ursprünglichen Pro• 
Jekt des Bundesrates aus dem Jahre 1996 herauszukrlstalli· 
sleren, haben sich die Subkommissionen in einem ersten 
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Schritt diese Vorschläge von der Verwaltung erläutern las• 
sen. Sie sind dann die einzelnen Vorschläge durchgegangen 
und haben erste Vorentscheide gefällt, welche Reformen 
weiterverfolgt werden sollen und welche nicht. Aufgrund der 
Erfahrungen aus den Verfassungskommissionen haben die 
Subkommissionen mit dem Themenblock Unterschriftenzah­
len und Sammelfristen begonnen. An dieser Frage ist das 
Projekt des Bundesrates ja bekanntlich gescheitert. Gerade 
deshalb wollte man zuerst In diesem Punkt Klarheit schaf• 
fen. Die Subkommissionen haben zu diesem Themenblock 
auch Vertreter und Vertreterinnen von Parteien und Gruppie­
rungen angehört, welche Erfahrungen Im Unterschriften• 
sammeln haben. Sie liessen sich im Weiteren von der 
Bundeskanzlerin Ober das Projekt E-Government Informie­
ren, welches ja auch Auswirkungen auf die direkte Demokra• 
tie haben könnte. 
Nach einer ersten Beratung der einzelnen Reformvor­
schläge - neben den Vorschlägen des Bundesrates und der 
Verfassungskommissionen wurden auch subkommlsslonsln• 
tem weitere Vorschläge eingebracht - kristallisierten sich 
mehrheitsfähige Themen heraus. Es wurde eine entspre­
chende Vorlage ausgearbeitet. 
Die von den gemeinsam tagenden Subkommissionen aus­
gearbeitete Vorlage wurde alsdann in der staatspolltlschen 
Kommission des Ständerates behandelt, wobei diese auch 
Kenntnis hatte von den divergierenden Anträgen der natlo­
nalrätllchen Mitglieder der Subkommission. 
Zu den mehrheitsfähigen Vorschlägen: Nach Intensiver Dis­
kussion der Vorlage der Subkommissionen beantragt Ihnen 
die Staatspolitische Kommission insbesondere die folgen­
den drei wesentlichen Neuerungen: 
1. Einführung der allgemeinen Volksinitiative: Mit diesem In­
strument sollen 100 000 Stimmberechtigte eine Verfas­
sungs- oder Gesetzesänderung in der Form der allgemeinen 
Anregung verlangen können. Der Mangel, dass die Möglich• 
kelt einer Initiative unterhalb der Verfassungsstufe fehlt, wird 
somit behoben, ohne dass das Instrument einer formellen 
Gesetzesinitiative eingeführt wird. 
2. Das Staatsvertragsreferendum soll In dem Sinne ergänzt 
werden, dass alle Verträge, die wichijge, Recht setzende 
Normen enthalten oder zum Erlass von Bundesgesetzen 
verpflichten, dem fakultativen Referendum unterstellt wer­
den. Damit wird eine Parallelität zur Innerstaatlichen Kompe­
tenzordnung hergestellt - dies vor dem Hintergrund der 
zunehmenden Rechtsetzung auf Internationaler Ebene. 
3. Mit einer knappen Mehrheit - mit Stichentscheid des 
Kommissionspräsidenten - wurde beschlossen, die Sam· 
melfrlsten fQr Volkslnltiatlven von 18 auf 12 Monate zu ver­
kürzen. Damit soll der von vielen Akteuren als zu lang 
empfundene Entscheidungsprozess abgekürzt werden. 
Neben diesen drei wichtigsten Neuerungen werden weitere 
Vorschläge unterbreitet. welche punktuelle Verbesserungen 
bringen. Auf sie wird In der Detailberatung einzugehen sein. 
Nicht aufgenommene Vorschläge: Die weiteren, auf dem 
Tisch liegenden Vorschläge wurden geprüft, und zwar so­
wohl die Vorschläge aus dem Reformpaket des Bundesrates 
wie auch jene aus den Reihen des Parlamentes. Bel der nä• 
heran Protung erwies sich Jedoch, dass die Vorschläge mit 
zu vielen Nachteilen verbunden sind, als dass sie eine wirkli­
che Verbesserung bringen warden. So wurde zum Beispiel 
der in der ständerätllchen Verfassungskornmission erarbel• 
tete Vorschlag, welcher das Vorgehen regeln wollte, wenn 
eine angenommene Volksinitiative völkerrechtlichen Ver­
pflichtungen widerspricht. nicht wieder aufgenommen. Die 
Subkommissionen teilten hier die Ansicht des Bundesrates, 
wonach die Regelung solcher Fälle besser der Praxis zu 
Oberlassen sei. 
Ebenfalls keine Gnade fand der Vorschlag, wonach die Bun­
desversammlung die Möglichkeit haben sollte, In der Volks­
abstimmung einen Haupttext und eine Alternative zu 
unterbreiten. Das Parlament solle sich zu einem Konsens 
durchringen und die FOhrungsrolle Obernehmen, wurde hier 
argumentiert. Einen Überblick Ober die weiteren diskutierten, 
aber nicht aufgenommenen Vorschläge finden Sie unter Zif­
fer 2.3.4 des Berichtes der Kommission. 
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Nun noch zur brisanten Frage der Erhöhung der Unterschrit­
tenzahl: Die Kommission Ist nach intensiven Abklärungen 
zum Schluss gekommen, auf die Erhöhung der verlangten 
Unterschrittenzahlen filr die Einreichung von Initiativen und 
Referenden zu verzichten. Eine detaillierte Analyse des sta­
tistischen Materials hat gezeigt, dass eine solche Erhöhung 
Im Hlnbllck auf die Verringerung der Anzahl Umengänge 
nichts bringt Die Hälfte der Umengänge Ist nötig aufgrund 
von Vorlagen der Behörden und nicht aufgrund der Initiativ­
oder Referendumstätigkelt des Volkes. Prozentmässlg hat 
zudem die Referendumstätlgkeit des Volkes, anders als häu­
fig angenommen wird, nicht zugenommen. Das Verhältnis 
der zustande gekommenen Referenden zu den referen­
dumspfllchtlgen Vorlagen Ist stabil geblieben. 
Wenn es also mehr Volksabstimmungen gibt, dann in erster 
Linie aufgrund zunehmender Gesetzgebungstätigkeit der 
Behörden. 
Die Kommission beantragt deshalb, auf die sehr umstrittene 
Erhöhung der Unterschrlftenzahlen, welche wieder eine 
ganze Vorlage zu Fall bringen könnte, zu verzichten. Dies 
umso mehr, als das hier vorliegende Projekt keine bedeu­
tende Erweiterung des dlrektdemokratischen Instrumentari­
ums bringt, also keine „Kompensationen» notwendig sind. 
Zur Gesamtbeurteilung der Vorlagen: Es ging nicht darum, 
eine umfassende Neuregelung der Volksrechte vorzuneh­
men; insoweit handelt es sich denn auch nicht um einen 
grossen Wurf. Vielmehr sollen mit dieser Vorlage gezielt be­
stehende Mängel am geltenden System behoben werden. 
Gesucht waren In erster Unle mehrheitsfähige Vorschläge, 
welche echte Verbesserungen bringen. Das Projekt ist denn 
auch erheblich schlanker als das vom Bundesrat seinerzeit 
vorgeschlagene Reformpaket Die Kommission ist der An­
sicht, dass ein Ausbau der direktdemokratlschen Rechte 
nicht nötig sei, In gewissen Bereichen jedoch - konkret lni­
tlatlvmögllchkelt auf Gesetzesebene, Ergänzungen des 
Staatsvertragsreferendums - einzelne Differenzierungen 
des Instrumentariums vorzunehmen seien, um den Volkswil­
len In die richtigen Bahnen zu lenken und klarer zum Aus­
druck zu bringen. Es sollen nicht mehr Volksabstimmun­
gen stattfinden, aber vielleicht zu einem anderen Zeltpunkt 
So Ist es durchaus möglich und mit der Ergänzung des 
Staatsvertragsreferendums beabsichtigt, dass gegen einen 
Staatsvertrag ein Referendum ergriffen wird, welches ohne 
die entsprechende Möglichkeit dann gegen die AusfOh• 
rungsgesetzgebung ergriffen worden wäre. So kann die Dis­
kussion zu einem frühen Zeitpunkt stattfinden, ohne dass 
bereits viel Energie In die Ausführungsgesetzgebung ge­
steckt wurde. 
Die Auswirkungen der allgemeinen Volkslnltiatlve könnten 
darin bestehen, dass die Stimmberechtigten statt über einen 
Verfassungstext, der eigentlich auf Gesetzesebene gehört, 
über den Grundsatz einer zu treffenden Gesetzgebung ab­
stimmen. Damit kann letztlich auch eher einer konsequenten 
und stufengerechten Umsetzung unserer schweizerischen 
Rechtsordnung zum Durchbruch verholfen werden. 
Schliessllch sei noch darauf hingewiesen, dass der Bundes­
rat in seiner Stellungnahme zu den Kommissionsergebnis­
sen seine Zustimmung zur Stossrichtung der Vorschläge 
signalisiert hat Allerdings hat er Im Einzelnen zahlreiche An· 
qerungsanträge eingebracht, welche in der Kommission 
keine Aufnahme gefunden haben. In der nachfolgenden De­
tailberatung wird Gelegenheit geboten sein, näher auf die 
Anträge einzutreten. 
Die Kommission empfiehlt Ihnen mit 7 zu o Stimmen bei 
2 Enthaltungen, auf die Vorlage einzutreten und den Anträ­
gen der Mehrheit zuzustimmen. 

lnderkum Hansheirl (C, UR): Unser Kommissionssprecher 
hat eigentlich alles gesagt, was im Rahmen des Eintretens 
zu sagen war bzw. Ist Von wesentlicher Bedeutung er­
scheint mir gleichermassen die Genesis dieser Parlamenta­
rischen Initiative. 
Nach dem Scheitern des Reformpaketes «Reform der Volks­
rechte», der Vorlage 2 im Rahmen der Totalrevtslon der Bun-

desverfassung, galt bzw. gilt es, die voraussichtlich mehr• 
heltsfähigen Vorschläge der gescheiterten Vorlage des Bun­
desrates wieder aufzunehmen. Dies, so meine Ich, sollte uns 
dazu fOhren, dass wir an den Unterschrittenzahlen nichts 
ändern, weder direkt noch indirekt Diese Rahmenbedingun­
gen haben aber auch dazu geführt - Kollege Dettllng hat be­
reits darauf hingewiesen -, dass verschiedene Begehren, 
welche der Bundesrat.in seiner Stellungnahme unterbreitet 
hatte, nicht aufgenommen wurden bzw. nicht aufgenommen 
werden konnten. 
Zur Frage der Erhöhung oder Nichterhöhung der Unter­
schrlftenzahlen werde ich mich dann In der Detailberatung 
noch äussern. Ich möchte mich im Rahmen des Eintretens 
lediglich, aber immerhin, noch zur Thematik Völkerrecht und 
Landesrecht äussern. . 
Es Ist ja von der Feststellung auszugehen, dass Im Zuge der 
Globalisierung und Internationalisierung die Bedeutung des 
Völkerrechtes Immer grösser wird. Im modernen Verfas­
sungsstaat erscheint daher die sachgerechte Einordnung 
des Völkerrechtes in das innerstaatliche Recht von zentraler 
Bedeutung. Dieses Thema hat ja sowohl unseren Rat wie 
auch den Nationalrat in den letzten Jahren immer wieder be­
schäftigt 
Der durchaus komplexe Bereich des Verhältnisses zwischen 
Völkerrecht einerseits und Landesrecht andererseits hat be­
kanntlich drei Teilaspekte: Erstens geht es um die Frage, ob 
das Völkerrecht als solches unmittelbar gelte oder ob es zu­
nächst der Transformation in staatliches Recht bedOrfe. 
zweitens stellt sich die Frage, ob Völkerrecht anwendbar sei 
oder ob es ledlgllch In allgemeiner Form gelte, ob es sich -
mit anderen Worten - lediglich an die staatlichen Behörden 
richte und dann Im Einzelnen durch den Erlass von Geset­
zen oder dergleichen konkretisiert werden müsse. Drittens 
ist zu prOfen, wie es sich mit der Ranghierarchie verhält: 
Geht Völkerrecht dem Landesrecht generell vor, oder gilt es 
da zu differenzieren? 
Die ersten beiden Fragen lassen sich kurz und klar beant­
worten: Die schweizerische Rechtsauffassung entspricht 
dem so genannten Monismus, wonach Völkerrecht und Lan­
desrecht Teile etnes einheitlichen Rechtssystems sind. Das 
Völkerrecht gilt demzufolge unmittelbar, also qua Völker• 
recht Es bedarf keiner Transformation in nationales Recht 
Erhärtet Ist auch, dass Bestimmungen in völkerrechtlichen 
Verträgen anzuwenden sind, wenn Ihnen Self-executing­
Charakter zukommt Dies Ist dann der Fall, wenn sie einen 
derartigen Konkretisierungsgrad aufweisen, dass sie in ei­
nem Anwendungsfall von einem Richter oder von einer Ver­
waltungsbehörde unmittelbar als Rechtsgrundlage für den 
zu fällenden Entscheid angewendet werden können. Daher 
schlägt Ihnen die Kommission eine Erweiterung des Staats­
vertragsreferendums vor. Wir werden im Rahmen der Detail­
beratung hierauf zurückkommen. 
Etwas differenzierter anzugehen und zu beantworten 1st die 
dritte Frage, nämlich diejenige nach der Rangordnung. Es 
lässt sich nämlich nicht generell sagen, dass das Völker­
recht dem Landesrecht vorgehe, denn wie im Landesrecht 
gibt es auch Im Völkerrecht Recht von unterschiedlicher 
GOte, Qualität und Bedeutung. Klare Abgrenzungen sind 
aber In folgende Richtungen hin möglich: 
1. Völkerrecht geht dem kantonalen Recht sowie dem Ver­
ordnungsrecht des Bundes vor. 
2. Zwingendes Völkerrecht geht allem staatlichen Recht vor. 
3. Neben dem eigentlichen zwingenden Völkerrecht, also 
dem Jus cogens, gibt es weitere PrlnZlplen und Grundsätze, 
die gewissermassen als Bestandteil eines Ordre publlc der 
Internationalen Gemeinschaft oder als völkerrechtliches Ver­
fassungsrecht bezeichnet werden können. 
4. Völkerrecht geht grundsätzlich auch den Bundesgesetzen 
vor. Eine Ausnahme besteht lediglich dann, wenn der Bun­
desgesetzgeber bewusst eine Regelung trifft, die im Wider­
spruch zu einem frOher abgeschlossenen Staatsvertrag 
steht. Das ist die so genannte Schubert-Praxis. 
5. Daraus ergibt sich, dass das gleiche PrlnZlp erst recht für 
die Verfassungsebene gilt. Einen klassischen Anwendungs­
fall hierzu bildet ja bekanntlich der Alpenschutz-Artikel. 
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Ganz allgemein kann für solche Fälle elner möglichen Ab­
weichung zwischen Völkerrecht und Landesrecht, also für 
Fälle, In denen es keine klare Antworten gibt, festgestellt 
werden, dass sich mit einer völkerrechtskonformen Ausle­
gung des Landesrechtes - Verfassungs- oder Gesetzesbe­
stimmung - eine harmonische Einordnung des Völker­
rechtes In die staatliche Rechtsordnung herbeiführen lässt. 
Wie der Kommissionssprecher gesagt hat, ist das der Grund 
defür, dass unsere Kommission hier der Meinung Ist, man 
solle diese Fälle, in denen es eben noch Fragen gibt, der 
Praxis überlassen. 

Brlner Peter (R, SH): Ich werde das Anllegen der Kantons­
initiative vertreten, aber aufgrund des bisherigen Verlaufs 
der Eintretensdebatte werde ich mich für alle hiervon betrof­
fenen Artlkel zu Beginn der Detailberatung wieder melden. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Es geht In unserer heutigen Dis­
kussion um eine Weiterentwicklung unserer Volksrechte. Es 
finden kein Umbau und kein Systemwechsel stett. Ich bln 
überzeugt. dass das der richtige Weg ist. Es geht um eine 
Verfeinerung unserer Volksrechte, wie es bereits Ihr Kom­
missionssprecher gesagt hat. In diesem Sinne Ist die Re­
form zukunftsgerichtet. Es sind aber dennoch Mut und 
Bereitschaft zu Veränderungen gefordert. Diese Eigenschaf­
ten haben die vorberatenden Kommissionen mit Ihrer Arbeit 
bewiesen, und es gilt nun, auf dieser Grundlage die Arbeiten 
weiterzuführen und den Mut und die Bereitschaft der Kom­
missionen für Änderungen auch aufzunehmen. 
Die Rahmenbedingungen für unsere Volksrechte haben sich 
im laufe der Zeit geändert: einerseits, wenn wir die ver­
schiedenen Reformen In Ihrer Gesamtheit betrachten, die 
Reformen des politischen Systems, und andererseits, wenn 
wir die Herausforderungen im internationalen Bereich be­
trachten; diese haben sehr stark zugenommen. Unsere 
Volksrechte müssen diesem Spannungsfeld Rechnung tra­
gen, sie müssen den internationalen Verpflichtungen und 
Verflechtungen Rechnung tragen, sie müssen der nationalen 
Kompetenzverteilung zwischen Bund und Kantonen Rech­
nung tragen, und sie müssen auch der immer stärker wer­
denden zeitlichen Dringlichkeit in gewissen Fragen begeg­
nen können. 
Die Volksrechte sind ein zentraler Identifikationsfaktor. Die 
verschiedenen Landesteile, die verschiedenen Sprachen, 
die verschiedenen polltlschen Strömungen können sich Ober 
unsere Volksrechte einbringen, und somit sind unsere Volks­
rechte für unsere gelebte Demokratie in unserem Land un­
verzichtbar. 
Mit Volksrechten brauchen die politischen Prozesse mehr 
Zelt. Das wird auch Immer wieder kritisiert. Aber dadurch 
werden politische Trotzreaktionen und überhastete "Schnell­
schQsse» vermieden, und es wird auch der Elnbezug ver­
schiedener Standpunkte und Interessen ermöglicht Damit 
haben wir für unseren Staat, für unsere Gesellschaft und un­
sere Wirtschaft einen stabilen Rahmen. Ein System Ist ja 
nicht per se richtig, nur weil es bereits existiert, es kann und 
muss auch immer wieder hinterfragt und allenfalls neuen 
Herausforderungen angepasst werden. Wir müssen also 
auch zu Reformen in unserem politischen System bereit 
sein. 
Lassen Sie mich aber auch vor allem den vorberatenden 
Kommissionen und ihren Präsidenten an der Spitze danken. 
So danke Ich dem Präsidenten der Subkommission Ihres 
Rates, Herrn Toni Dettllng, dem Präsidenten der Subkom­
mission des Nationalrates, Herrn Jean-Michel Clna, aber 
auch dem Präsidenten Ihrer Staatspolitischen Kommission, 
Herrn Maximilian Relmann, dass sie diese Volksrechtsre­
form wieder aufgenommen und so zügig Ins Plenum getra­
gen haben. 
Ich möchte Ihnen bereits beim Eintreten noch ein paar Ge­
danken zu verschiedenen Fragen mitteilen: Grundsätzlich, 
und das hat Ihr Kommissionssprecher bereits klar gemacht, 
unterstützt der Bundesrat die Hauptpfeiler der Vorlage Ihrer 
Kommission, Insbesondere die allgemeine Volksinitiative 
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und auch die Reform des Staatsvertragsreferendums. Beim 
Staatsvertragsreferendum möchte der Bundesrat allerdings 
nicht so weit gehen wie der Entwurf Ihrer Kommission, zu­
dem möchten wir die Möglichkeit schaffen, dass Ober 
Staatsvertrag und Umsetzungserlass in einem Paket abge­
stimmt werden kann. 
Bel der generellen Verkürzung der Fristen für alle Formen 
der Initiative und bei der Unterschrlftenzahl für die allge­
meine Volksinitiative kann der Bundesrat Ihrer Kommission 
nicht folgen. Wir schlagen ein differenzierteres System vor, 
in dem die allgemeine Volkslnltlatlve als konstruktives Instru­
ment attraktiver ausgestaltet wird. Der Bundesrat glaubt, 
dass eine solche Lösung auch politisch eine grössere 
Chance hat als die einseitige Erschwerung der Initiativrechte 
durch die Verkürzung der Sammelfristen und durch eine zu 
hoch angesetzte Unterschrlftenzahl für die allgemeine 
Volksinitiative. 
Einen Beitrag zur Stärkung des Föderalismus würde die Ein• 
fOhrung der Kantonslnitiative leisten, welche der Bundesrat 
unterstützt. 
Der Bundesrat unterstützt die Bemühungen Ihrer Kommis• 
sion für eine Reform der Volksrechte. In einzelnen Punkten 
werde Ich Änderungen beantragen. 
Im Namen des Bundesrates beantrage ich Ihnen, auf die 
Vorlage einzutreten. 

Wlckl Franz (C, LU): Wir hatten noch eine andere Sitzung, 
deshalb meine Verspätung. Allem Anschein nach hat Frau 
Bundesrätin Metzler bereits gesprochen. Ich kann mir etwa 
vorstellen, was sie gesagt hat, sicher war das meiste richtig. 
(Heiterkeit) 
In der heutigen Vorlage geht es um eines der Wesens- und 
Identitätsmerkmale unseres politischen Systems, es geht 
um die Volksrechte. Diese dlrektdemokratlschen Institutio­
nen verbinden die repräsentative Demokratie mit der direk­
ten Mitwirkung der Bürgerinnen und Bürger. So bestimmen 
die Bürgerinnen und Bürger das politische Geschehen In der 
Schweiz zu einem massgebllchen Teil mit. Die Volksrechte 
prägen das politische Leben In der Schweiz seit mehr als ei­
nem Jahrhundert. Ohne sie hätte die Geschichte unseres 
Landes wohl einen anderen Verlauf genommen. Für die Bür­
gerinnen und Bürger sind nicht nur die Möglichkeiten, am 
staatlichen Geschehen mitzuwirken, massgebend, sondern 
für sie ist auch wichtig, dass der Staat fähig Ist, die Probleme 
sach- und auch zeitgerecht zu lösen. Wenn wir demnach an 
den Volksrechten etwas ändern und reformieren wollen, 
muss es das Ziel sein, die Funktionsfähigkeit der direkten 
Demokratie für die Zukunft zu sichern. Der Bundesrat hat 
daher In seiner Botschaft vom 20. November 1996 zum Bun­
desbeschluss über die Reform der Volksrechte zu Recht er­
klärt, die direkte Demokratie solle auch In Zukunft lebendig 
bleiben, die rein quantitative Nutzung der Volksrechte könne 
aber kein alleiniges Kriterium oder kein allelnlger Gradmes­
ser sein; entscheidend seien auch qualitative Elemente. Er 
betonte damals, die Volksrechte sollten vor allem dort zum 
Tragen kommen, wo es um Wichtiges und um Grundsatzent­
scheide geht. Es geht also um eine Konzentration auf we­
sentliche Entscheide. Daher sucht der Bundesrat nach 
einem neuen Gleichgewicht zwischen einer Verfeinerung der 
Instrumente und einer Erhöhung der Hürden für deren Ge­
brauch. Mit der Erhöhung der Hürden wollte der Bundesrat 
sicherstellen, dass die Entscheidungs- und Hanqlungsfählg­
keit der politischen Institutionen gewahrt bleiben. 
Die heutige Vorlage trägt diesen Grundgedanken und Ziel­
setzungen teilweise Rechnung: Das Staatsvertragsreferen­
dum wird erweitert, und es wird neu das Instrument der 
allgemeinen Volkslnltlatlve eingeführt. Wenn wir jetzt aber 
neue Instrumente einführen, müssen wir gleichzeitig dafür 
sorgen, dass das demokratische System nicht überfordert 
wird. Es ist eine Tatsache, dass die Zahl der Initiativen und 
Referenden in den letzten Jahren stark zugenommen hat. 
Dies muss nun auch auf allen Ebenen verdaut werden. Der 
politische Prozess erträgt es schlecht, dass es ständig noch 
mehr Abstimmungen gibt. Auch darf der Aufwand, den eine 
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Volkslnltlative für Verwaltung, Bundesrat und Parlament mit 
sich bringt, nicht vergessen werden. Der Bundesrat hat da­
her In seiner selnerzeltigen Volksrechte-Reform-Botschaft 
richtlgerweise vorgeschlagen, die Unterschrlftenzahlen zu 
erhöhen. Er betonte In der Botschaft vom November 1996, 
eine Erhöhung der Unterschrlftenzahl dränge sich auf. 
Die Zahlen zur Bevölkerungsentwlcklung belegen un­
missverständlich, wie sich die Unterschrlftel'.lZBhlen und die 
Gesamtzahl der Stimmberechtigten Im laufe der Jahre und 
Jahrzehnte auseinander entwickelt haben. Ich erinnere an 
die damalige Aussage von Bundespräsident Arnold Koller, 
der in der Kommission erklärt hat Wenn für die Partlalrevl­
sion Im letzten Jahrhundert fast acht Prozent der Stimmbe­
rechtigten unterschreiben mussten und es heute nur noch 
2 Prozent sind, dann müssen wir einmal den Mut haben, die 
Unterschrlftenzahlen anzupassen. 
Die BOrgerlnnen und Bürger an die Ume zu rufen, Ist nur 
dann gerechtfertigt, wenn eine repräsentative Anzahl Stimm­
berechtigter ein Anliegen unterstützt. Was der Bundesrat im 
November 1998 gesagt hat, trifft nach wie vor zu: «Auch 
kann nur ein angemessenes Verhältnis zwischen Unter­
schrlftenzahl und Gesamtzahl der Stimmberechtigten die 
durch die Volksabstimmung verursachten Kosten rechtferti­
gen sowie den beachtlichen Aufwand, der für die Behör­
den damit verbunden ist. Um ein angemessenes Verhält­
nis wlederherzustellen, Ist eine Anpassung der Unterschrlf­
tenzahl an die veränderten Gegebenheiten erforderlich.» 
(BBI 1997 1 449) 
Neben der Zunahme der Zahl der Stimmberechtigten spre­
chen auch andere Gründe für die Erhöhung der Zahl der er­
forderlichen Unterschriften: Die verbesserten Kommunika­
tionsmittel machen es den lnltlanten und lnitlantlnnen erheb­
lich leichter, an die Stimmberechtigten zu gelangen und Un­
terschriften zu sammeln. Das zeigt auch die Anzahl der 
zustande gekommenen Begehren. Zwischen 1978 und 1998 
sind fast drei Mal mehr Initiativen zustande gekommen als 
zwischen 1892 und 19n. · · 
Ich kenne die Kritik, die bereits bei der Verfassungsrevision 
gegen eine Erhöhung der Unterschrlftenzahlen vorgebracht 
worden ist. Ich bin mir bewusst, dass die Erhöhung der Un­
terschrlftenzahl bei den dlrektdemokratlschen Instrumenten 
Referendum und Verfassungsinitiative In unserem Parlament 
zurzeit kaum mehrheitsfähig ist. Darum verzichte Ich auf ei­
nen entsprechenden Antrag. 
Mit der heutigen Vorlage führen wir aber ein neues Instru­
ment ein: Die allgemeine Volksinltiatlve. Mit Ihr können die 
Stimmberechtigten In Form einer allgemeinen Anregung 
eine Verfassungs- oder Gesetzesänderung verlangen. Die 
allgemeine Volkslnltlatlve öffnet also die Volksrechte. Es sind 
nicht mehr nur Änderungen auf Verfassungsstufe, sondern 
auch auf Gesetzesebene möglich. Ich bin grundsätzlich 
nicht gegen dieses neue Instrument, kann Ihm aber nur zu­
stimmen, wenn die dafür erforderliche Unterschrlftenzahl 
nicht zu tief angesetzt wird; denn bei der Einführung dieses 
neuen Instruments rechtfertigt es sich, die Unterschriften­
zahl der angestiegenen Zahl der Stimmberechtigten anzu­
passen. 
In diesem Sinne kann Ich auf die Vorlage eintreten. Bei Arti­
kel 139a unterstütze Ich daher die Minderheit II, welche die 
Unterschrlftenzahl auf 120 000 festlegt. 

La presldente (SBUdan Fram~olse, presldente): Je repete 
que !'Intervention de Mme la conselllere federale etalt justl­
flee par l'importance des proposltlons du Conseil federal 
dans ce domalne. Mals nous sommes toujours dans le debat 
d'entree en matiere. 

Forster-Vannlnl Erika (R, SG): Ich muss Ihnen gestehen, 
dass sich meine Begeisterung für diese Vorlage In engen 
Grenzen hält Warum? Vor uns liegt ein Paket mit Änderun­
gen Im Bereich der Volksrechte. Dass wir nach dem unbe­
friedigenden Nein des Nationalrates zum letzten Versuch, 
die Volksrechte Im Rahmen der Verfassungsreform gesamt­
haft zu Oberprüfen und zu revidieren, die Flinte nicht Ins 

Korn geworfen haben, begrüsse ich ausdrücklich. Denn 
auch In diesem Bereich unserer Demokratie braucht es An• 
passungen, wenn wir sowohl die unabdingbaren Mltwlr­
kungsmöglichkeiten unseres Volkes In der Demokratie als 
auch die Funktionsfähigkeit unserer Institutionen, die Prakti­
kabilität der politischen Willensbildung und die Entschei­
dungsfähigkeit unseres Staates schlechthin emst nehmen 
wollen. 
Das mlssglOckte Reformpaket Volksrechte versuchte ein 
ausgewogenes Ganzes von Ausweitungen wie auch Verwe­
sentllchungen bei den Volksrechten zu erzielen. Es zeigte 
sich aber, dass bei den einen nur die Erweiterungen, bei den 
anderen nur die Verwesentllchungen Anklang fanden. Eine 
Mehrheit für elneh tarierenden Ausgleich fand sich nicht Mit 
der nun vorliegenden, bescheideneren Reform wird dieser 
Pattsltuatlon, so meine ich, elegant aus dem Weg gegan­
gen. Man spricht nur noch von einer gezielten Behebung 
festgestellter Mängel am System der Volksrechte, von einer 
schlanken Reform. Man weckt damit den Anschein, es gehe 
gleichsam um technische, untergeordnete Belange. Dabei 
sind Im Grunde genommen vom letzten Paket, so meine Ich, 
vor allem die Ausbauelemente Obemommen worden, wäh­
rend auf Verwesentllchungsschritte weitgehend verzichtet 
wurde. 
Die Einführung der allgemeinen Volkslnltlative stellt sicher 
insofern einen Fortschritt dar, weil wir auf diesem Weg fak­
tisch sowohl eine Gesetzesinitiative wie auch ein nachträgli­
ches Gesetzesreferendum einführen. Die Ausweitung des 
Staatsvertragsreferendums scheint angesichts der steigen­
den Bedeutung der Aussenpolltlk In der Logik unserer Volks­
rechte zu liegen. Allerdings basiert es auf der zweifelhaften 
Überzeugung, die Volksrechte in der Aussenpolltik würden 
denselben politischen Mechanismen unterliegen wie In der 
lnnenpolitlk. Das könnte sich als folgenschwerer Irrtum er­
weisen, weil die bekannten Vorwirkungen der Volksrechte 
eine Lähmung oder zumindest eine Einschränkung der 
Handlungsfähigkeit Im aussenpolltischen Handeln des Klein-

. staates Schweiz bewirken können und weil Volksabstimmun­
gen In aussenpolltlschen Angelegenheiten noch mehr, Ja 
bedeutend mehr von Stimmungen und emotionalen Strö­
mungen geprägt sein werden als Urnengänge In rein natio­
nalen Angelegenheiten. Das haben wir doch In den letzten 
Jahren aufs Anschaulichste erlebt. Von einer Mängelbehe­
bung lässt sich eigentlich nur bei den begrOssenswerten 
Vorschlägen sprechen, welche bei einer Abstimmung von 
Volk und ständen und von beiden Räten Nullentscheide ver­
melden sollen. 
Der Antrag, bei der Volksinitiative In der Form der allgemei­
nen Anregung die Frist fOr die Sammlung der Unterschriften 
auf 12 Monate zu verkürzen - er wurde nur knapp angenom­
men -, stellt einen zaghaften, wiewohl wenig Oberlebensfä­
higen Versuch In die richtige Richtung dar. Wenn nicht alles 
täuscht, dOrfte auch der Minderheitsantrag Wlckl zur Erhö­
hung der Unterschrlftenzahl bei der Volksinitiative In der 
Form der allgemeinen Anregung kaum beide Ratsdebatten 
Oberleben. Auf jeden Fall Ist es nicht sehr überzeugend, das 
Unterschrlftenquorum bei dieser Form der Initiative höher 
anzusetzen, aber nicht bei der rigideren Verfassungsinitia­
tive In der Form eines ausgearbeiteten Entwurfes. Eigentlich 
müsste vor allem dort eine Erhöhung eingeführt werden. 
Ich bin mit dieser Vorlage so nicht einverstanden. Die Vor­
lage stellt Im Wesentlichen einen Ausbau der Volksrechte 
dar. Stehen wir dazu. Ich bedaure aber, dass die BeinOhun­
gen um eine Verwesentllchung im Dienste einer funktionsfä­
higen Demokratie Im Sande verlaufen sirid. Meine 
Begeisterung für diese Vorlage - Sie haben es gemerkt -
hält sich In Grenzen. Sollten sich die Anträge, die Ober die 
Beschlüsse der Mehrheit unserer Kommission hinausgehen, 
Im Parlament durchsetzen, könnte Ich dieser Vorlage jeden­
falls nicht mehr zustimmen. 

BDttlker Rolf {R, SO): Ich bin für Eintreten auf die Vorlage. 
Wir müssen Folgendes zugeben: Wenn wir sie mit der ur­
sprünglich vorgesehenen Reform der Volksrechte verglei-
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chen, ist es heute eine ccMlnl*Mlnl•Reform». Es ist nach dem 
Verhalten des Nationalrates vor allem auch In unserem Rat 
zu einer Art Durchhalteübung gekommen. Wir müssen auch 
zugeben - deshalb ist es besonders schwierig in diesem Be-­
reich -, dass sich die Volksrechte von 1848, von 187 4 bis 
heute eigentlich Im Grossen und Ganzen bewährt haben, 
und zwar Im Sinne der Problemlösung durch das Volk für 
das Volk. 
Trotzdem Ist es nun, Im 21. Jahrhundert, an der Zeit, sich el• 
nlge zentrale Fragen zu stellen - Ich komme auf zwei: 
1. Sind wir nicht langsam, aber sicher zu einer Volksherr• 
schaft ohne Volk geworden, wenn wir die Stimm• und Wahl· 
beteillgungen anschauen? 
2. Sind die dlrektdemokratlschen Instrumente von gestern, 
also aus dem 19. Jahrhundert, zur Problemlösung von pollti· 
sehen Herausforderungen von morgen, der Zukunft, des 
21. Jahrhunderts, noch tauglich? Ich glaube, das Ist die zen­
trale Frage, die wir uns heute stellen müssen. 
Wenn man sich diese Fragen stellt, muss man auch etwas 
Bilanz ziehen. Herr alt Bundesrat Koller hat damals in der 
Kommission eigentlich vier Punkte seitens des Bundesrates 
ins Zentrum gestellt: 
1. die Einführung der allgemeinen Volksinitiative; diese ha­
ben wir In der Vorlage wieder aufgenommen; 
2. die erweiterte Mitsprache des Volkes beim Abschluss von 
Staatsverträgen, auch das Ist in der Vorlage enthalten. 
Aber die zwei anderen Punkte - die Einführung des fakultatl­
ven Verwaltungs- und Finanzreferendums, mit dem das Volk 
Ober wichtige Parlamentsbeschlüsse, zum Beispiel Rüs­
tungsbeschaffungen, Bewilligungen für Atomanlagen usw. 
abstimmen kann, und die Erhöhung der Unterschriftenzah­
len fOr die formulierte Verfassungsinitiative von 100 000 auf 
150 000 und für das Referendum von 50 000 auf 100 000 -
sind nicht aufgenommen worden. Das wird nicht stattfinden, 
da bin Ich mit Frau Forster einig; das wird die Parlamentsde­
batte nicht Oberstehen. 
Wir können also sagen, dass von den vier Punkten 50 Pro­
zent, die Hälfte, nun vorhanden sind. Es geht nun darum, 
wenigstens diese beiden zentralen Punkte zu retten. 
Wie bereits gesagt: Wir haben uns Im Hinblick auf die Pro­
blemlösungen der Zukunft Fragen zu stellen. Vier Dimensio­
nen sind fOr mich bei den Volksrechten prlorltär zu be­
handeln: 
1. Die Mitwirkung des Volkes In der Aussenpolltlk - Kollega 
lnderkum hat mit dem Völkerrecht darauf hingewiesen -; die 
Ausweitung der Mitsprache des Volkes beim Staatsvertrags­
referendum. 
2. Wir haben uns Fragen bezüglich der Mitwirkung der Kan­
tone in Bundesangelegenheiten zu stellen -- der moderne 
Föderalismus Ist hier gefragt. 
3. Wir müssen bei den Volksrechten Antworten auf die Frage 
der Betroffenheltsdemokratle finden. 
4. Ist die Beschleunigung der dlrektdemokratlschen Ent­
scheldverfahren anzustreben? 
Die nun vorliegende Minireform geht In die richtige Richtung, 
etwas wenig weit und etwas mutlos, eben wie bereits ge­
sagt: die SO-Prozent-Marke zum ursprOngllch Angestrebten. 
Aber Ich halte es hier, auch aus Erfahrung In diesem Parla­
ment, mit Schopenhauer: Wer Immer nur dem Wünschbaren 
nachrennt, erreicht am Schluss selbst das nicht, was eigent­
lich machbar wäre. 
Treten wir deshalb ein und machen das, was machbar ist. 
Das helsst erstens die ElnfOhrung der allgemeinen Volks­
initiative - Ich glaube, es wird Zelt dafür - und zweitens die 
erweiterte Mitsprache - etwas begrenzt, aber doch immer­
hin -- des Volkes beim Staatsvertragsreferendum. Versuchen 
wir, wenigstens diese zwei Akzente zu setzen und Ober die 
Volksabstimmung hinaus zu retten. 

Beguelln Michel (S, VD): Je vous propose egaJement d'en­
trer en matiere sur l'arrOte federal qui nous est soumis. ~ele­
ment le plus important, a mon sens, est l'introduction de 
l'inltiative populaire generale qul permettra au peuple d'inter­
venir non seulement au nlveau de la constltution, mais aussl 
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pour modlfier des lols. Ce complement a notre panoplie 
d'lnstruments de la democratie directe etalt souhalte depuls 
tres longtemps. Bon prtnclpe n'a pas ete conteste jusqu'a 
present dans les travaux de la commfsslon. Les dlvergences 
ne portent que surles modalltes du nombre de slgnatures et 
du delal pour les recolter. 
En falt, le debat se crlstallise sur ces deux polnfs: d'un cöte, 
II y a ce que f appellerai las democrates un peu restrictifs qul 
admettent tous les Instruments prevus, mais qui voudraient 
imposer des contralntes plus fortes en matiere de nombre 
de signatures et de raccourclss.ement des delals; et puis, II y 
a ce que j'appelleral des democrates un peu plus genereux, 
c'est-a-dire ceux qui pensent qu'll n'y a aucune raison -
aucune ralson - de. faire payer l'amelloration apportee per 
!'initiative legislative par des exlgences supplementalres 
quant aux drolts existants. En l'occurrence, en ce qui con­
cerne !'initiative generale, je salue l'ouverture manifestee par 
le Conseil federaL 
rlnitlatlve generale des cantons est aussi une nouveaute. 
ridee est encore mlnorltalre, sembl8*t-H, mals eile paratt 
progresser. La Conference des gouvemements cantonaux 
la soutlent comme il se dolt On verra tout a !'heure sl la 
Chambre des cantons marlte son nom a l' egard de ce polnt 
precis. 
J'almerais rappeler ce tres, tres vleux proverbe helvete: «La 
democratie dlrecte ne s'use que si l'on ne s'en sert pas ... 
Par consequent, tout dolt ·otre falt pour que la democratle dl• 
recte soft facllement accesslble. 
C'est pourquoi je vous propose en conclusion de soutenlr en 
general l'arrOte federal qul nous est soumis, et d'appuyer en 
particulier les variantes en matiere du nombre de signatures 
et de delai les plus genereuses. 

Stähelln Phlllpp (C, TG): Der Titel des traktandierten G8* 
schäftes lautet zwar «Beseitigung von Mängeln der Volks­
rechte», und zweifellos geht es primär um die Revision der 
Volksrechte Im engeren Sinne. Mit diesem Vorhaben bewe­
gen wir uns aber im Bereich des 4. Titels der Bundesverfas­
sung, und dieser lautet ccVolk und Stände». Damit wird 
deutlich gemacht, dass es fOr die Entscheldflndung auf Ver­
fassungs- und Gesetzesstufe der Mitwirkung sowohl des 
Volkes als auch der Stände bedarf. Die direkte Demokratie 
und der Föderalismus stehen In einem Spannungsverhältnis 
und einem Mechanismus des Zusammenwirkens zugleich. 
Es bedarf Im demokratisch verfassten Bundesstaat der Be­
rilcksichtigung beider Elemente. Deshalb kann auch die nun 
vorgesehene Reform die Stellung und Mitwirkung der Kan­
tone Im Entscheidungs- und Rechtsetzungsprozess nicht 
ausser Acht lassen. In unserem System muss die Mitwir­
kung von Volk und Ständen In einem Gleichgewicht stehen. 
Dabei Ist auch festzustellen, dass sich die Kantone dem zen­
tralen Bund gegenOber stetig schwächer fühlen. Ihre Eigen• 
ständigkelt scheint tendenziell bedroht, und sie sinken In 
weiten Gebieten zu abhängigen Verwaltungsbezirken ab. 
Umgekehrt kann dies dazu führen, dass es im Vollzugsbe-­
reich zu sehr unterschiedlichen lntensitätsgraden der Durc~ 
setzung durch die einzelnen Kantone kommt. Eine unschöne 
und langfristig äusserst heikle Entwicklung könnte sich an­
bahnen, wenn sich die Kantone im gesamten Zusammen­
spiel der Entscheidprozesse wenig ernst genommen fühlen. 
Einer solchen Entwicklung will einerseits das Projekt des 
neuen Finanzausgleichs mit dem Überdenken der Aufga­
benzuteilung begegnen, andererseits gehört aber auch die 
Verstärkung der kantonalen Mitwirkung auf Bundesebene 
mit einer Einführung der Kantonslnltiatlve dazu, meine ich. 
Das bisherige Instrument der Standesinitiative, das zwar 
durchaus beibehalten werden soll, genügt dem legitimen Be­
dürfnis der Kantone, sich In den Entscheldprozess einbrin­
gen zu können, in klarer Welse nicht 
Wir alle kennen das Schicksal unzähliger Standesinitiativen 
In den eidgenössischen Räten. Kaum eine führt tatsächlich 
zum angestrebten Ziel. Viele geben aber durchaus Anstoss 
zu weiteren parlamentarischen Überlegungen. Ein griffige-­
ras Instrument ist indessen zurzeit nicht vorhanden. 
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Insbesondere könnten die Kantone zwar grundsätzlich 
bremsend wirken. Sie verfügen Ober das Recht des Referen­
dums, machten davon allerdings bisher nicht Gebrauch, was 
Im Übrigen auch etwas Ober das kantonale Verantwortungs­
bewusstsein aussagt. 
Die Kantonslnltlatlve kann dem gegenüber innovativ wirken. 
Im Sinne einer Stärkung des kooperativen Föderalismus 
muss uns allen daran gelegen sein. Mit mutwilligem Einsatz 
und negativen Auswirkungen Ist nicht zu rechnen, nachdem 
nach dem Antrag der Minderheit In acht Kantonen entweder 
Volk oder aber Parlamente aktiv werden müssen. Entschei­
dend scheint mir, dass wir damit eine positive Einbindung 
der Kantone In die Abläufe und Entscheidflndung des Bun­
des erreichen können. 
Ich bin für Eintreten, meine aber, dass wir ein weiteres Ele­
ment In dieses Reformpaket einbauen müssen. Die Kommis­
sionsvortage Ist meines Erachtens mit der Kantonslnltlatlve 
anzureichern. 

Dettllng Toni (R, SZ), für die Kommission: Ich stelle mit Ge­
nugtuung fest, dass Eintreten Im Rat unbestritten Ist. Ich 
habe durchaus auch Verständnis fOr Jene krlttschen Stim­
men, die Zurückhaltung signalisiert haben. Wir haben In die­
sem relativ schwierigen Bereich das getan, was nach 
unserem Dafürhalten politisch möglich Ist. Die zwei Kern­
punkte sind vor allem die Einführung der allgemeinen Volks­
Initiative und die bessere Ausgestaltung des Staatsvertrags­
referendums. Ich bin der Überzeugung, dass gerade diesen 
beiden Instrumenten zum Durchbruch zu verhelfen Ist. Des­
halb Ist ein Paket geschnürt worden, das letzten Endes auch 
den Konsens der beiden Räte finden wird. 
In diesem Sinne ersuche Ich Sie um Eintreten aut die Vor­
lage. Auf die einzelnen Anträge werde ich In der Detailbera­
tung wieder zurückkommen. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L:entree en matiere est decldee sans opposltion 

Bundesbeschluss Ober die Änderung der Volksrechte 
Arrete federal relatlf il la revlslon des drolts populalres 

Detailberatung - Examen de d,ta11 

Titel und Ingress, Zlff. 1 Einleitung 
Antrag der Kommission: BBI 

Tltre et prbmbule, eh. l lntroductlon 
Proposition de Ja commlsslon: FF 

Angenommen -Adopte 

Art 138 Titel, Abs. 1 
Antrag der Kommission: BBI 
Antrag des Bundesrates: BBI 

Neuer Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf SPK-SR 
Minderheit III 
(Brlner, Beguelln, BOttlker, Escher, Stähelln) 
Zustimmung zum Antrag des Bundesrates 
(der Antrag der Minderheit II zu Abs. 1 Ist zurückgezogen) 

Art 138 tltre, al. 1 
Proposition de Ja commisslon: FF 
Proposition du Conseil r~eral: FF 

Nouvel/e proposilion de /a commisslon 
Maforlte 
Adherer au projet CIP-CE 
Minorlte III 
(Brlner, Beguelin, BOttlker, Escher, Stähelln) 
Adherer a. Ja proposition du Conseil federal 
(la proposltion de 1a minorlte II a. l'al. 1 er est retlrb) 

Dettllng Toni (R, SZ), für die Kommission: Bel Artikel 138 
Absatz 1 gibt es zwei Probleme, nämlich die Sammelfristen 
für Initiativen und die NeuelnfQhrung der Kantonsinitlatlve. 
Zunächst zu den Sammelfristen: Die bisher im Bundesge­
setz Ober die politischen Rechte festgeschriebenen Sam­
melfristen sollen neu auf Verfassungsebene verankert 
werden. ,Sie stellen wie die Anzahl der verlangten Unter­
schriften eine wichtige Rahmenbedingung In der Anwen­
dung der Volksrechte dar. Diese Neuregelung war In der 
Kommission unbestritten. Umstritten war dagegen die Dauer 
der Sammelfristen bei Initiativen. Eine knappe Mehrheit -
mit dem Stichentscheid des Präsidenten - spricht sich fQr 
eine Verkürzung der Sammelfristen bei allen Formen der 
Volksinitiative von bisher 18 auf neu 12 Monate aus. Ziel die­
ser Verkürzung Ist eine Beschleunigung des politischen Ent­
scheidungsprozesses, welcher auch Im Interesse der 
Initianten liegen kann. Die Minderheit 1 (lnderkum) will die 
geltende Frist von 18 Monaten beibehalten, da eine VerkOr­
zung Insbesondere Ad-hoc-Gruppierungen vor grosse Pro­
bleme stellen könnte; im Übrigen bringe die VerkOrzung der 
Sammelfrlsten wenig und könne als blasses Herumschrau­
ben an den Volksrechten zu einer Gefährdung der Vorlage 
führen. 
Ich ersuche Sie daher, der Mehrheit zuzustimmen und die 
Sammelfrlsten für Initiativen von 18 Monaten auf 12 Monate 
zu verkürzen. Persönlich werde ich allerdings die Minder­
heit I unterstützen. 
Ich schlage vor, dass wir jetzt zunächst das Problem der 
Sammelfristen behandeln und nachher die Frage der Kan­
tonslnltiatlve angehen. 

Abs. 1 (Sammelfristen) -Al. 1 (De/ais de reco/te) 

lnderkum Hanshelrl (C, UR): Die Minderheit 1, Kollege Dett­
llng hat es gesagt, unterscheidet sich von der knapp zu­
stande gekommenen Mehrheit einzig, aber Immerhin 
dadurch, dass die Sammelfrist bei 18 Monaten belassen 
werden sollte. Ich war als seinerzeltlges Mitglied der Verfas­
sungskommission des Ständerates ein klarer Befürworter ei­
ner Erhöhung der Unterschrlftenzahlen sowohl für die 
Initiative als auch für das Referendum. Wenn Ich heute die 
Auffassung telle, an den Voraussetzungen weder direkt, 
durch eine Erhöhung der Unterschrlftenzahlen, noch Indi­
rekt, durch eine Verkürzung der Sammelfrlsten, etwas zu än­
dern, so beruht diese Haltung auf den folgenden zwei 
Gründen: 
1. Die selnerzeltlge Vortage 2 Im Rahmen der Totalrevision 
der Bundesverfassung ist nicht zuletzt an einer eigentlichen 
Pattsltuatlon gerade in dieser Frage gescheitert. Es Ist also -
das Ist einlgermassen gesichert - davon auszugehen, dass 
eine Erhöhung der Unterschriftenzahlen nicht mehrheitsfä­
hig sein wOrde, und diese Feststellung gllt demzutolge auch 
für eine Verkürzung der Sammelfristen. 
2. Die Hearings, welche In der Subkommission mit Exponen­
ten der verschiedenen, ja verschiedensten politischen Lager 
geführt wurden, haben sehr deutlich gezeigt, dass es heute 
aus verschiedenen Granden, Insbesondere aber wegen der 
Möglichkeit und der tatsächlichen AusObung des Rechtes 
der brieflichen Stimmabgabe, trotz Zunahme der Zahl der 
Stimmberechtigten nicht einfacher, sondern Im Gegenteil 
schwieriger geworden ist, die erforderlichen Unterschriften 
fristgerecht zu sammeln. Dies gilt vor allem fOr Ad-hoc-Komi­
tees, die Im Unterschied zu bestehenden Interessenorgani­
sationen zunächst eine entsprechende Infrastruktur aut• 
zubauen haben. Dieser Sammelprozess Ist sehr personal• 
und zeltlntenslv und auch finanziell autwendig. Daher meine 
Ich, dass es aus diesem Grunde auch nicht ehrlich ist, das 
mit einer Erhöhung der Unterschrlftenzahl anvisierte Ziel 
gleichermassen durch die Hintertür, nämlich durch eine 
doch recht substanzielle VerkOrzung der Sammelfristen, er­
reichen zu wollen. 
Daher bitte Ich Sie, dem Antrag der Minderheit I zuzustim­
men. 
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Relmann Maximilian (Y, AG): Bel dieser staatspolitischen 
Materie sind Ja wir alle Fachleute, Experten und Kommis­
sionsmitglieder zugleich gewesen, und deshalb gingen die 
Meinungen ja logischerweise auch auseinander - Sie erse­
hen es aus der Fahne. Es gab meist unterschiedliche For­
mationen quer durch die Parteien und die Landesgegenden 
hindurch. Ich als Präsident der Kommission hatte zweimal 
sogar den Stichentscheid zu geben. Ich möchte Ihnen doch 
kurz sagen, warum ich mich wie entschieden hatte. 
Hier zunächst zur Frage der Sammelfristen: Der Bundesrat 
hatte sich ursprongllch für eine deutlich höhere Latte ror das 
Zustandekommen von Initiative und .Referendum ausgespro­
chen; er wollte _; wir haben es gehört - die Zahl der Unter­
schriften erhöhen. Damit kam er beim Parlament anlässlich 
der Totalrevision aber nicht durch; auch Ich war stets gegen 
eine Erhöhung dieser Quoren gewesen. Gestern haben wir 
bei der Gewährleistung der neuen Verfassung des Kantons 
Neuenburg ja sogar gehört, dass man dort das Quorum um 
Immerhin einen vollen Viertel gesenkt hat Als kleines Entge­
genkommen an die vom Bundesrat seinerzeit vorgebrachten 
Argumente, Insbesondere zur Verwesentiichung der Demo­
kratie, sprach Ich mich hier beim Stichentscheid für eine 
Senkung der Sammelfrist von 18 Monaten auf 12 Monate 
aus. Wir gewinnen damit Zeit Ein halbes Jahr Ist auf der po­
litischen Zeitachse nicht nichts. Oft wären lnltiativkomltees 
bei frOheren Initiativen schon froh gewesen, die Volksabstim­
mung wäre ein halbes Jahr frOher gekommen. Dieses halbe 
Jahr gewinnen wir nun am Anfang der Zeitskala. Ich bin 
überzeugt, dass dieses halbe Jahr einem solide gemanag­
ten lnltlatlvkomltee kaum zum Verhängnis wird; man richtet 
sich eben von Anfang an anders, auf die kOrzere Sammel­
frist, ein und beginnt, falls erforderlich, eben auch entspre­
chend froher mit dem Endspurt. Kein seriöses Volksbe­
gehren wird meines Erachtens wegen dieser kürzeren Sam­
melfrist scheitern. Gewinnen aber tut die direkte Demokratie, 
denn man kommt schon ein halbes Jabr frQher Im positiven 
oder negativen Sinn zum Endergebnis. 
Deshalb, so glaube Ich, Ist es kein Abbau von Demokratie, 
wenn wir die Sammelfrist verkOrzen, sondern eine Verwe­
sentllchung und damit ein Gewinn ror die Demokratie. 

Comu Jean-Claude (R, FA): Mime sl Qa ne se volt pas 
dans le depllant, Je fals partie de ceux qul dans la commls­
sion soutlennent 1a proposition de mlnorlte 1, a. savolr le 
malntien du delal a. 18 mols. Je n'inslsterai pas sur les ral­
sons, puisque M. lnderkum las a parfaltement exposees. Je 
diral seulement que, M. Beguelln aussl ra rappele, on vante 
tellement las merites de la democratle directe que Je trouve 
qu'II est contradictolre de voulolr, malntenant et par rapport a. 
cet aspect-la., en restrelndre l'exercice. Compenser la non­
augmentatlon des signatures par la reduction du delai ne me 
semble pas ätre de bonne polltique par rapport au mythe, a. 
l'autre mythe qu'est la democratle directe chez nous; Q8 me 
semble lltre plutöt de 1a petlte politlque. 
Je crois que, sur le terraln, l'experience a demonW qu'a part 
certalns grands partis ou certalnes grandes machines a. re­
colter les slgnatures, tous les autres qul veulent se präter a. 
l'exerclce de cette democratle dlrecte ont blen au besoin, au 
cours de ces demieres annees, d'un delal suffisarnment 
long pour arriver au terme de leur recolte de signatures. 
Sous cet angle-la, je vous propose de suiVre la mlnorlte I et 
d'approuverce delai de 18 mols. 

Metzler Auth, Bundesrätin: Der Bundesrat opponiert der 
VerkOrzung der Sammelfristen von 18 Monaten auf 12 Mo­
nate nicht; aber diese einseitige Erschwerung der Initiativ­
rechte vermag den Bundesrat auch nicht zu Oberzeugen. 
Wir vertreten im Gegenteil wie bisher die Meinung, dass die 
Initiativrechte als konstruktive Instrumente bevorzugt werden 
sollen, weil die Aeferendumsrechte eben bremsende, retar­
dierende, Ja zum Teil auch destruktive Instrumente darstel­
len. Falls die Bundesversammlung eine Verkürzung der 
Sammelfristen für Initiativen beschllesst, müssten auch die 
Hürden fQr das Referendum erhöht werden. In diesem Sinne 
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stelle Ich einen Eventualantrag Im Sinne einer massvollen 
Erhöhung der Unterschrlftenzahl fQr das Referendum auf 
70 000 (Art. 141 Abs. 1) für den Fall, dass hier eine VerkOr­
zung der Sammelfristen auf 12 Monate angenommen wird. 

Abstimmung - V ote 
FOr den Antrag der Minderheit 1 (18 Monate) .... 20 Stimmen 
FOr den Antrag der Mehrheit (12 Monate) .... 17 Stimmen 

Titel, Abs. 1 (Kantonslnltlative) 
Tdre, al. 1 (Initiative des cantons) 

1 • 
Oettllng · Tonl (A, SZ), fOr die Kommission: Wir kommen 
jetzt zum Problem der Kantonslnltlative. Die Minderheit III 
(Brlner) will wie der Bundesrat die Einführung der Kantonsini­
tlatlve bei allen lnltlativformen. Sie erachtet dies angesichts 
der zunehmenden Interdependenzen der staatlichen Aufga­
ben als wichtiges Mitwirkungsinstrument für die Kantone. 
Der Bundesrat und die Minderheit sind der Ansicht, dass 
den Kantonen nicht nur das blockierende Element des Kan­
tonsreferendurns, sondern auch ein innovatives Instrument 
zustehen solle. Es sei durchaus denkbar, dass die Kantone 
die Kantonsinltiative als letzte Möglichkeit benutzen worden, 
um ihre Rechte zu wahren oder Föderallsmusreformen ein­
zuleiten. Die Minderheit III (Brlner) hat sich dem redaktionel­
len Vorschlag des Bundesrates angeschlossen. Das gilt vor 
allem auch für Artikel 139c. Dort wird geregelt, dass das Ini­
tiativrecht der Kantone von den kantonalen Parlamenten 
oder vom Volk auszuOben Ist 
Zur Stellungnahme der Kommission: Die Kommission hat 
sich aufgrund der Stellungnahme des Bundesrates noch­
mals mit der Kantonslnltlattve auseinander gesetzt. Mit 
Stichentscheid des Präsidenten Aelmann hält sie daran fest, 
auf die Einführung des Instrumentes der Kantonslnltlative zu 
verzichten. Die Mehrheit Ist der Ansicht, dass es sich bei den 
Volksrechten um Rechte des Volkes und nicht um Rechte 
der Kantone handelt In diesem Sinne stellt bereits das Kan­
tonsreferendum einen Fremdkörper dar. Das Instrument wird 
ja auch nie gebraucht. Das gleiche Schicksal wird voraus­
sichtlich die KantonslnltlatiVe teilen. Es ist relativ schwer vor­
stellbar, dass sich acht Kantonsparlamente innert 18 
Monaten - wie soeben beschlossen worden 1st - auf einen 
gemeinsamen lnitlatlvtext einigen können. Noch weniger ist 
es vorstellbar, dass innerhalb von 18 Monaten In acht Kanto­
nen erfolgreiche Volksabstimmungen durchgeführt werden. 
Selbst In der stellungnahme des Bundesrates werden Zwei­
tel geäussert, ob das Instrument Oberhaupt Je wirksam sein 
wOrde. 
Wenn dieses Instrument eingefOhrt wird, besteht aber auch 
die Gefahr, dass regionale Gräben aufgerissen werden, In­
dem sich z. B. die Deutschschweizer Mehrheit In der Volks­
abstimmung gegen eine Initiative aus welschen Kantonen 
stellt oder dass sich die städtischen Zentren gegen eine lnl­
tlatiVe aus ländlichen Kantonen stellen usw. Der Idee der 
Kantonsinltiatlve liegt nach der Mehrheit der Kommission ein 
problematisches Föderallsmusverständnls zugrunde. Die 
Eidgenossenschaft besteht aus 26 Kantonen, von denen je­
der unterschiedliche Interessen hat und von denen jeder 
einzelne im Bund ernst genommen werden muss. Jeder 
Kanton kann sich direkt an den Bund wenden, z. B. mit dem 
Instrument der Standesinitiative, deren Handhabung und 
Wirkung im Rahmen der Beratung des ansteher:iden Parla­
mentsgesetzes durchaus diskutiert und neu geregelt werden 
kann. 
Die Idee der Kantonslnltlative leistet aber auch der Tendenz 
zur Stärkung von ZWischenebenen zwischen einzelnen Kan­
tonen und dem Bund Vorschub. Dadurch kann es zu unnöti­
gen Misstönen zwischen Bund und Kantonen kommen, 
indem Konflikte zwischen so genannt zentralistischen Ten­
denzen und (pseudo)föderalistlschen Tendenzen beschwo­
ren werden. 
Aus all diesen Gr0nden bitte ich Sie, der Mehrheit zuzustim­
men und auf die Verankerung der Kantonsinitlative zu ver­
zichten. 
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Brln•r Peter (R, SH): Ich stelle Ihnen im Namen der Minder­
heit II, die Im Laufe der Beratungen zur Minderheit III mutiert 
Ist, den Antrag, bei den Artikeln 138, 139, 139a und 139c die 
Kantonslnltlatlve aufzunehmen. Das helsst, dass nicht nur 
100 000 Stimmberechtigte, sondern auch acht Kantone eine 
Initiative einreichen können, eben eine so genannte Kan­
tonslnltlatlve als proaktlves und konstruktives Instrument zur 
Wahrung der Interessen der Kantone. 
Die heutigen Mltwlrkungsmögllchkelten der Kantone sind die 
folgenden: 
1. Das Standesreferendum: Es braucht dazu acht Kantone, 
was bei einem Referendum 50 000 Unterschriften ent• 
spricht Dieses Instrument wurde bis heute l}lc~t genutzt; es 
war stumpf. Weshalb? Wall in vielen Kantonsverfassungen 
die Kompetenz zur Ergreifung eines Standesreferendums 
beim Volk angesiedelt war, konnte es aufgrund der gelten­
den Fristen beim Referendum gar nicht ergriffen werden. 
Dies wurde In den Kantonen beispielsweise bei der Totalrevi­
sion des KVG thematisiert. Im Zuge der Revision zahlreicher 
Kantonsverfassungen werden nun die Kompetenzen fOr 
Standesreferenden aufs Parlament zurOckgefOhrt, was In 
keinem der betreffenden Kantone umstritten war. In Zukunft 
wird diese Mltwlrkungsmögllchkelt, falls sie gewünscht 
würde, greHen können. Dies gilt umso mehr auch fOr die 
künftige Kantonslnltlatlve. 
2. Eine weitere bisherige Mitwlrkungsmögllchkelt Ist die 
Standesinitiative. Sie Ist leicht handhabbar, Ihre Wirksamkeit 
Ist aber keineswegs gewährleistet. Die Standesinitiative hat 
nicht die gleiche rechtliche Tragweite wie die Volksinitiative 
bzw. die beantragte Kantonslnltiatlve. Sie ist nur ein Initiativ­
begehren, Ober dessen Schicksal die Bundesversammlung 
entscheidet. Gelegentlich erhält sie den stellenwert einer 
Petition. Die standeslnltiative hat sich In der Praxis denn 
auch nicht als wirksam erwiesen. 
Weshalb legen die Kantone denn heute so grossen Wert auf 
die BnfOhrung einer Kantonsinltiative? Sie tun dies vor dem 
Hintergrund zunehmender Interdependenzen, dem Nach­
vollzug übergeordneter Regulierungen, gesetzgeberischer 
Anpassungen Im Bereich der Aussenpolitik, deren Auswir­
kungen In vielfältiger Hinsicht auch die Kantone betreffen, 
und zwar z. B. Im Sozialbereich, in der BIidung, oder- heute 
aktueller denn Je - Im Bereich der Sicherheit, aber auch In 
anderen Bereichen, In denen die kantonalen Affinitäten fQr 
uns In Bern nicht so offenslchtllch sind. Vor diesem Hinter­
grund gewinnt die Mitwirkung der Kantone nicht nur an Be­
deutung, sondern sie Ist dazu geradezu herausgefordert. 
Diese Mitwirkung kann natürlich auch als Kompensationsin­
strument In Bezug auf die schleichenden Dezentrallsle­
rungstendenzen unserer Zelt gewertet werden. Ich bin 
jedenfalls davon Oberzeugt, dass mit einer Kantonsinitlatlve 
ein wesentlicher Beitrag zur Intensivierten Kooperation zwi­
schen Bund und Kantonen geschaffen wird, was letztlich zur 
stärkung des Bundesstaates führen wird. Möglicherweise 
wird die Föderalismusbalance durch die Weiterentwicklung 
unserer Zusammenarbeit mit Europa, aber auch durch Ent­
wicklungen Im Lande selber, durch die Inneren Reformen ei­
ner strapaziösen Probe unterstellt, sodass wir froh sein 
werden, In der Innerstaatlichen Zusammenarbeit eine mo­
derne, demokratisch legitlmlerte Lösung getroffen zu haben. 
Jetzt kann man sich fragen, wie wir gerade zum Quorum von 
acht Kantonen gekommen sind. Schon Im Verfassungsent­
wurf 1986 haben die Kantone, die sich hier völllg einig sind, 
dieses Anliegen eingegeben. Der Verfassungsentwurf 1 en 
sah ebenfalls eine Kantonslnltlatlve vor, die sich damals auf 
fOnf Kantone beschränkte. Es war sogar die Rede von einem 
Quorum von nur drei Kantonen. Man wollte es den franzö­
sischsprachigen Kantonen ermöglichen, alleine eine Initia­
tive ergreifen zu können. Mit acht Kantonen, wobei hier 
Halbkantone als Ganze zählen werden, haben wir ein Quo­
rum festgelegt, das Ober rein regionale Gegebenheiten hin­
ausgeht, rund ein Drittel der stände einschllesst und 
deshalb staatspolitisches Gewicht haben muss, Partlkularis­
men ausschliesst und dem «Kantönligeist» also nicht etwa 
verfallen wird. 

Die Legitimation von acht Kantonen - deren Volk oder Par­
lamente, und nur diese werden nach unserem Vorschlag zur 
Lanclerung einer Kantonslnltlatlve legltlmlert - betrach­
ten wir als gegeben; sie dürfte mit den Unterschriften von 
100 000 Stimmberechtigten gleichgesetzt werden. Ein Anlie­
gen, das In acht Kantonen durchdiskutiert und Mehrheiten 
gefunden hat, ist als Thema bestimmt mindestens so fun­
diert und legitimiert wie das Anliegen eines beliebigen lnltia­
tlvkomltees, das In Zeitungsinseraten oder In seinen 
Geschäften Unterschriften sammelt. 
Schllessllch gllt in unserem System auch, was Kollege stä­
helin angetönt hat, nämlich dass bezüglich der Mitwirkung 
Volk und Stände in elpem Glek;mgewlcht und in einer gewis­
sen Symmetrie zueinander stehen müssen. · 
Jetzt kann man noch einwenden, unser Rat sei ja die Län­
derkammer. Wir haben untersucht, wie die Kompetenzen 
der Länder In föderalistischen Staaten ausgestaltet sind. Es 
gibt 32 Bundesstaaten, die ihren Gliedstaaten in der Verfas­
sung das Initiativrecht In Bundesangelegenheiten einräu­
men. In Deutschland werden die Bundesländer durch den 
Bundesrat vertreten, der die Meinung der Landesregierun­
gen vertritt In Osterreich ist es ähnlich. Die Bundesländer 
haben dort Vetorechte. Bel uns ist es nicht so. Wir Stände­
räte sind nicht weisungsgebunden, wir warden uns wohl 
auch dagegen wehren. So kann es durchaus vorkommen, 
dass wir bei einer Vorlage nicht das vertreten, was seinerzeit 
in der Vernehmlassung unser Kanton vertreten hat In der 
parlamentarischen Arbeit können Vorlagen so verändert 
werden, dass die Interessen der Kantone ohne Rückfrage 
erneut tangiert werden. 
Dann gibt es auch fachliche Fragen, vor allem Fragen des 
Vollzugs, die wir als Parlament aus Distanz, horribile dlctu, 
kaum mit der entsprechenden Kompetenz vertreten können. 
Zwar bemühen wir uns alle, hier das wohlverstandene Inte­
resse unseres Kantons zu vertreten, wobei wir selbst defi­
nieren, was «wohlverstanden» zu bedeuten hat. 
Meine Erfahrung ist, dass man sich nicht mit der gleichen 
Kompetenz darüber Ins Bild setzen kann, sobald die direkte 
Verantwortung und Verankerung in der kantonalen Politik 
nicht mehr gegeben sind. Der Kontakt mit der Regierung, 
auch wenn er regelmässlg stattfindet, kann gar nicht so eng 
sein, dass wir alle Gedankengänge und Erfahrungen auf­
nehmen. 
Ich denke, es täte unserem Rat gut und es warde Ihn stär­
ken, wenn die Kantone durch eine glaubhafte Mitwirkungs­
möglichkeit auf Bundesebene unseren Föderalismus in 
Zukunft vermehrt mitgestalten könnten. Erfreulich ist, dass 
auch der Bundesrat, dessen Gesetzessystematik wir Ober­
nehmen, die ElnfOhrung einer Kantonsinitlatlve befOrwortet 
Ich ersuche Sie höflich, dem Antrag der Minderheit III zuzu­
stimmen. 

lnderkum Hansheiri (C, UR): Ich bin, zumal als Vertreter ei­
nes kleinen Kantons, gewiss der Letzte, der nicht fOr eine 
starke stellung der Kantone eintritt Wenn die Minderheit III, 
angeführt von Herrn Kollege Peter Brlner, einen Erfolg ver­
buchen kann, so mag Ich Ihr das von Herzen gönnen. 
Indes, so meine ich, geht es um eine staatspolitisch ausser­
ordentilch wichtige Frage, nämlich um einen angemessenen 
Ausgleich zwischen den Gliedstaaten auf der einen und dem_ 
Zentralstaat auf der anderen Seite bei der gesamtstaatlichen 
WIiiensbildung. Ich bin der Ansicht, dass die Mitwirkungs­
rechte der Kantone gemäss der geltenden Verfassung be­
reits sehr ausgeprägt sind. Ich möchte dlesbezOgllch 
zunächst auf die selbstverständliche Tatsache hinweisen -
aber sie darf Immerhin Im Rahmen dieser Diskussion auch 
wieder einmal erwähnt werden -, dass ja gemäss unserer 
Bundesverfassung die Kantone souverän sind, soweit Ihre 
Souveränität nicht durch die Bundesverfassung einge­
schränkt ist. Das Ist der Artikel 3 der neuen Bundesverfas­
sung. «Souverän» helsst ja, sie haben die Kompetenzen. 
Zentral Ist sodann insbesondere der 3. Titel der Bundesver­
fassung, umschrieben «Bund, Kantone und Gemeinden» 
und hierin vor allem Artikel 45 Ober die Mitwirkung der Kan-
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tone an der Willensbildung des Bundes: Absatz 1: «Die Kan­
tone wirken nach Massgabe der Bundesverfassung an der 
Willensbildung des Bundes mit, Insbesondere an der Recht­
setzung.» Absatz 2: «Der Bund Informiert die Kantone recht­
zeitig und umfassend Ober seine Vorhaben; er holt ihre 
Stellungnahmen ein, wenn Ihre Interessen betroffen sind.» 
Aber auch auf die Artikel 44, 46 und 47 der Bundesverfas­
sung Ist In diesem Zusammenhang hinzuweisen. 
Zu bedenken Ist Im Weitern, dass Im wichtigen Bereich der 
Aussenpolitik die Stellung der Kantone in neuester Zeit we­
sentlich verbessert wurde. Aufgrund von Artikel 55 der Bun­
desverfassung wurde sogar eigens ein Bundesgesetz Ober 
die Mitwirkung der Kantone an.der Aussenpolltlk des Bun­
des erlassen. Die Standesinitiative -sie wurde bereits mehr­
fach erwähnt - gibt den Kantonen das Recht, der 
Bundesversammlung Initiativen zu unterbreiten. Ich will 
durchaus zugestehen, dass in der vergangenen Zeit diesen 
Standesinitiativen nicht selten das erforderliche Gewicht 
nicht gegeben wurde, wie sie es verdient hätten. Aber es Ist 
ja das Ziel, worauf Herr Kollege Dettllng hingewiesen hat, im 
Rahmen der Ausarbeitung des Parlamentsgesetzes das In­
strument der Standesinitiative zu verstärken. 
Schliesslich bleibe nicht unerwähnt, dass sich mit der Konfe­
renz der Kantonsregierungen ein Gremium etabliert hat, das 
sich als gewichtiges Instrumentarium der Kantone bei der 
staatlichen Willensbildung erwiesen hat. 
Bleibt endlich und vor allem - Herr Kollege Brlner hat es er­
wähnt - der Ständerat. Er wurde seinerzeit, bei der Errich­
tung des Bundesstaates, gerade deshalb geschaffen, um 
den Kantonen bei der staatlichen Willensbildung eine ange­
messene Mitwirkung zu erhalten beziehungsweise zu er­
mögllchen. Nun Ist der Ständerat gewiss keine Fortsetzung 
der Tagsatzung. Er ist staatsrechtlich mit dem Nationalrat 
gleichgestellt, hat aber staatspolitisch eine ganz andere Be­
deutung. Er Ist nämlich .nach meiner Meinung dazu berufen, 
die übergeordneten Interessen des t.andes auszumachen. · 
Zu diesen Interessen gehören auch und namentlich die In­
teressen der Kantone, aber es gehört zu dieser Interessen­
wahrung auch der Erhalt der staatlichen Kohäsion unter den 
verschiedensten Gesichtspunkten, nicht nur zwischen der 
deutschen und der lateinischen Schweiz, sondern auch zwi­
schen den Regionen - Herr Kollege Dettling hat ausdrück­
lich darauf hingewiesen -, zwischen Stadt und Land, 
zwischen Arm und Reich usw. Deshalb müssen wir uns 
schon überlegen, ob die Einführung der Kantonsinitiatlve un­
ter diesem Gesichtspunkt eben nicht das von allen er­
WOnschte Gleichgewicht bei der Willensblldung negativ 
beeinflussen könnte. 
Aus diesem Grunde beantrage Ich Ihnen, den Antrag der 
Minderheit III (Briner) abzulehnen. 

Comu Jean-Claude (R, FR): Je vals pouvoir fltre bref, car 
mon propos rejolnt pour l'essentiel celul de M. Dettling, rap­
porteur, et ceux que vient de tenir M. lnderkum. Je suis 
aussi d'avis que cette question de l'lnltiatlve des cantons 
emarge a la problematlque des droits populaires. C'est une 
question qui releve du federalisme et des moyens d'action 
qu'on a declde d'organiser. dans ce. cadre-la. D'un autre 
cöte, je suis aussl a me poser la questlon de savoir s'II y a un 
«Handlungsbedarf ... Est-ce qu'II y a besoln d'introdulre cette 
nouvelle possibilite d'intervention pour les cantons? Je ne le 
pense pas. On a deja dlt quels etalent leurs nombreux 
moyens d'lnterventlon, notamment dans notre Conseil ou je 
crois que la volx des cantons est largement representee. 
Le probleme essential, c'est que je vois dans cette posslbl­
lite d'lnltlatlve des cantons le rlsque d'une polarisation de la 
polltique nationale en termes reglonaux. Chaque reglon, et 
cela arrive assez frequemment, qul se sentira frustree par 
une decision federale ou par une votation populalre, qui sont 
pourtant les mecanismes normaux du federalisme et de la 
democratie directe, sera tentee d'utiliser cet outil pour reagir. 
A l'lssue de nombreux scrutins federaux, oCI on a des votes 
qui sont parfois des votes regionaux - on a dit des votes 
vllle/campagne, des votes de minorlte -, nombre d'lnterven-
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tions parlementalres sont deposees sulte au rejet. Je cralns 
que sl on introdult cette possibillte-la, les cantons qui auront 
majorltalrement accepte une proposltion qul, eile, est reJetee 
par le peuple, volre le peuple et les cantons, seront tentes 
systematiquement d'utillser cette arme pour remettre en 
cause le scrutin populalre. 
On peut penser egalement a des sltuatlons oCI il y a des de­
clslons federales qui souleve_nt beaucoup d'emoi dans une 
reglon. On en a un exemple recent avec 1a declslon du Con­
seil federal s'aglssant du Tribunal admlnlstratlf federal. Est­
ce qu'on ne seralt pas tente, en parell cas, d'utillser cette ini­
tiative cantonale pol!r col'jtralf.ldre le CQnsell federal, pour 
faire pression sur le Conseil federal pour qu'II revoie son 
point de vue? Tciut cela me semble risque et entratner au nl­
veau du federallsme, au nlveau de la coheslon nationale que 
l'on dolt avolr, plus de problemes que cela n'apporte de solu­
tions pour les cantons. 
Je vous propose donc de rejeter cette propositlon et de vous 
en tenir a celle de la majorlte de la commlsslon. 

Büttlker Rolf (R, SO): Ich möchte Ihnen beliebt machen, 
der Minderheit III und dem Bundesrat zu folgen. Ich meine, 
bei dieser Frage hat der Ständerat den Föderallsmusverträg­
llchkeitstest zu bestehen. Bereits in den Verfassungsentwurf 
1996 war ja die Möglichkeit, dass acht Kantone die Initiative 
ergreifen können, aufgenommen worden. Dies wurde damit 
begründet, dass auf diese Welse die Mitwirkungsrechte der 
Kantone am Entscheidungsprozess im Bund gestärkt wer­
den sollten. 
Im Übrigen darf darauf hingewiesen werden, dass die vorge­
schlagene Ausgestaltung der Kantonslnltlatlve exakt der Lö­
sung beim fakultativen Referendum entspricht, das bereits in 
der aiten Verfassung enthalten war und auch in die neue Ver­
fassung übernommen wurde. Acht Kantone haben also im 
Referendumsrecht die gl(;lichen Mögllchkelten wie 50 000 
Stimmberechtigte. Ich m~ Sie heute nun fragen: Hat das ir­
gendwie zu Problemen geführt? Das hat nicht zu Problemen 
geführt, und es ist deshalb nicht nachvollziehbar, weshalb 
jetzt beim konstruktiven Element, bei der Kantonsinitlatlve, 
dieses Recht den Kantonen nicht zugebilligt werden soll. 
Auf die Standesinitiative möchte Ich nicht eingehen. Sie wis­
sen hier alle, dass die Wirkung der Standesinitiative In der 
Praxis sehr gering Ist, dass die Standesinitiativen kaum et­
was bewegen können und eher etwas fQr die politische Ga­
lerie, für die Tribüne darstellen. 
Mein Hauptargument für die Einführung der Kantonslnltlatlve 
bezieht sich auf den Blick In die Zukunft. Meiner Ansicht 
nach hat die Grossbaustelle Föderallsmusreform mit der 
NachfOhrung der Bundesverfassung erst Ihren Anfang ge­
nommen. Mit den Arbeiten zum neuen Finanzausgleich wer­
den weitere tief greffende Reformen auf den schweizeri­
schen Bundesstaat zukommen. Die Verstärkung der Mitwir­
kungsrechte der Kantone Im Entscheidungsprozess des 
Bundes, nicht zuletzt auch Im Hinblick auf aussenpolltlsche 
Fragen, auf mögliche Integrationsschritte, bildet einen weite­
ren wichtigen Bestandteil der Föderallsmusreform, dem die 
Kantone grosse Bedeutung zumessen. 
Durch die Einführung der Kantonslnltiatlve würde Im Bereich 
der d!rektdemokratischen Rechte die Symmetrie zwischen 
Volk und Ständen gestärkt, da auch den Kantonen ein ech­
tes Impulsinstrument zur Vertagung gestellt würde. Weiter 
kann festgestellt werden, dass Anliegen, welche durch die 
Parlamente oder das Stimmvolk von acht Kantonen zum 
Ausdruck gebracht werden, wohl kaum unnötigerweise Kon­
flikte zwischen den Bundesbehörden und den Kantonen dar­
stellen würden. Ein derart breit abgestütztes Begehren 
verdient eingehend diskutiert und an die Hand genommen 
zu werden. 
Den Bedenken, die wir jetzt von der Mehrheit gehört haben, 
die Einführung der Kantonsinitiatlve könnte einem Regiona­
lismus Vorschub leisten, halte ich entgegen, dass acht Kan­
tone immerhin rund einem Drittel der Stände entsprechen. 
Somit verlangt das Zustandekommen einer Kantonslnltlative 
mehr als nur regionale Partikularinteressen. 
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Zusammenfassend bin Ich der festen Überzeugung, dass 
die Kantonsinltiative ein wirksames Instrument zur Wahrung 
der Interessen der Kantone auf Bundesebene wäre und In 
wesentlichem Masse zu einer Intensivierten Kooperation 
zwischen Bund und Kantonen beitragen würde, was letztlich 
zu einer Stärkung des Bundesstaates nach Innen und aus­
sen fOhren könnte. Die Einführung der Kantonsinitlatlve -
das möchte Ich der Mehrheit zu bedenken geben - könnte 
dem ganzen Reformpaket In föderalistischen Kreisen Ober­
dies noch zu höherer Akzeptanz verhelfen. 

Pflsterer Thomas (R, AG): Ich versuche, eine weitere Di-
mension In diese Diskussion elnzubrlngem , . 
1. FOr mich geht es letztlich um die Frage, ob wir bei der 
Fortentwlcklung des Föderalismus alles in die Hand der 
Kantonsreglerungen legen wollen oder ob wir bereit sind, 
hier die Chance zu packen, endlich auch Parlament und Volk 
zu Wort kommen zu lassen. Das ist fOr mich die entschei­
dende Frage vor dem Hintergrund der jahrelangen Bemü­
hungen um eine Föderalismusreform. Ich versuche diese 
These zu statzen. Ich gehe einmal davon aus, dass der Ent­
scheid In der Kommission sehr knapp ausgefallen ist Nur 
mit dem Stichentscheid des Präsidenten hat die Kommis­
sion - so weit Ich orientiert bin - so entschieden. 
2. Die Standesinitiative kann, so wie sie sich In der Praxis 
entwickelt hat, diesen Dienst nicht leisten. Das 1st zum Tell 
begründet durch die Praxis beim Bund, aber zum Teil auch 
durch die Praxis In den Kantonen. Sie wird auch In den Kan­
tonen Insofern nicht «ernst» genug genommen und Ist dem­
entsprechend qualitativ häufig problematisch, weil sie beim 
Bund eben nichts anderes bewirken kann. 
3. Wenn man sagt, die Kantonslnltlatlve sei kein Volksrecht, 
dann muss dem doch entgegengehalten werden, dass wir In 
einem dreistufigen Bundesstaat leben, In dem es drei Volks­
ebenen gibt Es gibt nicht nur das Bundesvolk, sondern es 
gibt auch das Kantons- und das Gemeindevolk - und in Eu­
ropa befindet sich jetzt sogar noch eine vierte Stufe Im Auf­
bau. Man kann doch nicht ernsthaft sagen, es sei keine 
AusObung eines Volksrechtes, wenn das Kantonsparlament 
und das Kantonsvoik an der Urne oder an der Landsge­
meinde dieses Recht ausOben. Das Ist Volk purl Unnötige 
Konflikte werden weder anders noch zusätzlich ausgelöst, 
als sie In unserem Land ohnehin schon ausgelöst werden. 
Der Bundesrat hat zu Recht darauf hingewiesen, dass wir in 
diesem Land eine Konfliktbereinigungsstrategie entwickelt 
haben. Das werden wir auch hierin leisten können. 
Wenn man schon, Herr Kollege lnderkum, auf die Konferenz 
der Kantonsreglerungen (KdK) ansplelt, folgende Bemer­
kung: Denjenigen, die In der KdK mitgearbeitet haben, hat 
gerade diese Erfahrung gezeigt, dass breite Auseinander­
setzungen stattfinden und dass vor allem auch die kleinen 
Kantone In diesen Auseinandersetzungen und In der Suche 
nach einem Konsens viel mehr Gewicht haben als eben die 
grossen Kantone. Genau das Gegenteil Ist also nach meiner 
Erfahrung richtig: Die Kantonslnltlative ist sinnvoll, weil sich 
die Welt verändert hat. Die Souveränität, Herr Kollege lnder­
kum, Ist heute in einer ganz· anderen Welt wahrzunehmen, 
verglichen mit damals. Wir entwlckel n uns mehr und mehr zu 
einem Regierungsföderalismussystem. Das Ist zu einem gu­
ten Tell unvermeidbar. Aber hier haben Sie die Möglichkeit, 
einmal etwas Gegensteuer zu geben. 
Es geht um drei Dimensionen: Europapolitik, die innerstaatll• 
ehe Bedeutung und um die Rolle des Ständerates, dazu 
noch ganz knapp einige Bemerkungen: 
1. Zur Europapolitik: Völlig unabhängig von der Frage, ob wir 
einmal der EU beitreten oder nicht, werden sich die Bindun­
gen wahrscheinlich Intensivieren. In diesem Prozess der in­
tensiveren europapolitlschen Bindung kommen die Kantone 
mehr und mehr nur zur Mitberatung und verlieren an Mit­
entscheidung. Sie verlieren Entscheidungskompetenz zu­
gunsten einer Beratungsfunktion. Das hat die studle über 
die Europareformen der Kantone gezeigt, und Im Gutachten 
des ehemaligen Ständerates und Professors Aubert kommt 
das deutlich zum Vorschein: Die Kantonslnitiatlve ist eine 

Chance, um auch in der Europapolitik wenigstens in gewis­
sen Bereichen den Kantonen zu einem Mitentscheidungs­
recht zu verhelfen. 
2. Zur Innerstaatlichen Dimension: Selbstverständllch Ist 
nicht mit einer FIUt von Kantonslnitlatlven zu rechnen, aber 
die präventive Wirkung dieses Instrumentes hat eine ge­
wisse Bedeutung. Es geht um den wachsenden Einbezug 
der Kantone In die Bundespolitik. Wenn Sie die Vorlage zum 
neuen Finanzausgleich betrachten, werden Sie sehen, dass 
dort in horizontaler wie In vertikaler Dimension Oberall die 
Rede von zusätzlichen Verträgen, von Verhandlungen, von 
Abmachungen ist. Wer wird verhandeln? Wer wird Verträge 
abschliessen? Die Kantonsreglerung, die Kantonsverwal­
tung Werden gestärkt; aber nicht das V.olk und nicht das Par­
lament. Hier haben Sie eine Möglichkeit, In gewissem Sinne 
Gegensteuer zu geben. 
3. Für mich ist das nicht nur europapolitlsch und nicht nur In­
nerstaatlich, sondern auch aus der Sicht des Ständerates 
eine Chance. Es Ist eine Chance fOr unseren Rat, die Bezie­
hungen zu den Kantonen zu intensivieren. Selbstverständ­
lich sind wir nicht nur Ständekammer. Das wollen und dürfen 
wir auch nicht nur sein. Aber wir haben hier eine Möglichkeit, 
diese Intensivierung zustande zu bringen, sonst bekommen 
WOnsche, man solle den Ständerat umbauen oder solle ne­
ben dem ständerat ein Mitwlrkungsorgl!Jl a la «KdK plus» 
aufbauen, wie es in Deutschland oder Osterreich der Bun­
desrat ist, Aufwind, und das sollten wir vermelden. 
Aufgrund der Bemühungen um die Föderalismusreformen 
der letzten Jahre muss Ich Ihnen sagen, dass sich wie ein 
roter Faden die BefOrchtung durchzieht, dass die Kantons­
parlamente und die Bevölkerung der Kantone an Einfluss 
verlieren. Das ist sogar in vielen Einzelgesetzen nachzuwei­
sen. Hier können Sie Gegensteuer geben. Als ehemaliger 
Präsident der Verfassungskommission der Kantone bin Ich 
dankbar, dass der Bundesrat den damaligen Standpunkt 
jetzt aufrechterhalten hat und die damals gemachte Zusage 
eingehalten hat. Heute geht es einfach um die Stunde der 
Wahrheit. 
Die Kantonsinltlatlve Ist sicher kein Wundermittel. Sie Ist 
aber politisch legitim. Diese acht Parlamente sind - wenn Ich 
etwas polarisieren darf - mindestens so legitim wie irgend­
ein lnltlatlvkomltee und Irgendwelche 100 ooo Unterschrlf• 
ten, die zufällig zustande gekommen sind. Neue Konflikte 
sind nicht vorauszusehen. Hier ist eine Chance, einmal dem 
Parlament und dem Volk in den Kantonen zu Gewicht zu ver­
helfen. Packen wir diese Chance, stimmen wir zul Ich meine, 
das stande unserem Rat gut an. 

Relmann Maximilian (V. AG): Sie haben es gehört, wir hat­
ten auch hier mit 5 zu 5 Stimmen ein Patt in der Kommission. 
Ich hatte den Stichentscheid zu geben, und ich möchte Ihn 
auch noch kurz hier vor dem Plenum erläutern. 
Ich entschied mich - obwohl wie Sie, Herr Battlker, von Kopf 
bis Fuss Föderalist - gegen dieses neue Instrument. Ich tat 
das aus der vollen Überzeugung heraus, dass wir hier ver­
fessungsrechtllch eine Totgeburt kreieren. Ich glaube nicht -
Ich kann mich In dieser Ansicht voll und ganz dem Kommis­
sionssprecher Dettllng anschllessen -, dass die Kantonsinl­
tiatlve je zum Tragen kommen wird. Sie Ist administrativ 
ebenso umständlich wie aufwendig. Was, wenn sich in ei­
nem Kanton das Parlament für eine andere Version ent­
scheiden sollte? Dann müssen die Unterhändler von 
mindestens acht Kantonen erneut zusammenkommen. Oder 
stellen Sie sich vor, ein Kanton überlässt es dem Volk - das 
ist nach unserer Vorlage ja möglich -, sich für die Teilnahme 
an der Kantonsinitlatlve auszusprechen, und dieses Volk 
sagt Nein. Dann muss entweder ein anderer Kanton gefun­
den werden, oder die ganze Vorlage geht an die Absender 
zurück. Auch in diesem Fall verliert man sehr viel Zeit 
Ist ein kantonales Volksbegehren aber wirklich mehrheitsfä­
hig in mindestens acht Kantonen, dann gibt es doch wesent­
llch effizientere Instrumente und Wege, um ans Ziel zu 
kommen. Ich denke Insbesondere an die Mobilisierung der 
eigenen Bundesparlamentarier - dafür sind wir auch hier. 
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Oder Ich denke an die gute alte Standesinitiative, die gar 
nicht so erfolglos Ist, wie es nun aus einigen Kantonen ge­
tönt hat oder wie es mein verehrter Kollege Peter Brlner als 
Sprecher der Minderheit vorhin ausgeführt hat Mit der Stan­
desinitiative bleiben die eidgenössischen Räte flexibel und 
können ein kantonales lnitiativbegehren noch optimieren. 
Die Kantonsinitlatlve, wie sie hier vorgeschlagen wird, ist si­
cher gut gemeint - selbst Kollege Pflsterer gibt ja zu, dass 
sie kein Wundermittel sei -. sie ist meines Erachtens aber 
bloss eine halbe Sache, wenn Oberhaupt. Well ich auch In 
der Politik hur Nägel mit Köpfen, mit funktionstOchtigen Köp­
fen, machen möchte, habe Ich mich in meinem Stichent­
scheid gegen das lnstn,!ment der Ks!ntonsln.ltlatlve aus­
gesprochen. Wenn Sie Ihr aber trotzaem ·zustimmen, wird 
auch auf meinem Kopf - fast hätte Ich gesagt, wie bei Kol­
lege lnderkum - kein einziges Härchen traher grau werden. 

Berger Michele (R, NE): J'aimerais m'opposer a deux argu­
ments contre l'lnltiative des cantons, a savolr que son lntro­
duction pourralt engendrer inutilement des confllts entre les 
autorites federales et les cantons et que cet Instrument rls­
querait d'opposer certalnes regions a d'autres. 
A l'argument selon lequel on va trop loin en accordant a hult 
cantons le mäme drolt qu'a 100 000 citoyens, faimerais rap­
peler que dans le proJet de constitutlon, en 1996, II a ete pre­
clse que le droit d'lnltlative dolt ätre exerce par les 
parlements cantonaux ou par le peuple. II ne s'aglt donc pas 
d'hablliter les gouvemements cantonaux a faire seuls usage 
du drolt d'lnltlatlve. L!assise polltlque, dans les parlements 
cantonaux ou dans la population, de huit cantons ecarte le 
rlsque d'une representatlon llmitee a des lnteräts unllate­
raux. Par consequent, un tel drolt d'lnltlative beneficie aussi 
d'une bonne asslse democratique, autant que !'Initiative po­
pulaire classique. 
Concemant l'argument selon lequel les cantons disposent, 
ayec l'initiative deposee par un canton, d'un moyen plus effi­
cace que la nouvelle initiative des cantons demandee, II suf­
flt de se rappeler que !'Initiative deposee par un canton n'a 
pas la mäme portee juridique que l'lnltlatlve populaire. Elle 
n'est qu'une proposition d'lnltlatlve et son sort est declde par 
!'Assemblee federaie. Dans la pratlque, l'lnltlative deposee 
par un canton ne s'est guere revelee efflcace. Pour cette rai­
son, le projet de constitutlon prevoyait deja en 1997, a l'artl­
cle 65, une Initiative des cantons qul auralt le mäme effet 
qu'une initiative populalre. 
Pour moi, l'introduction de l'inltiatlve des cantons renforce la 
symetrle dans le domaine des drolts en matlere de democra­
tle directe entre le peuple et les cantons, ce qui met egale­
ment a la dlsposltion des cantons un veritable Instrument 
generateur d'impulslons. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Ich habe heute bereits einmal 
erwähnt, dass es Teil der Konzeption des Bundesrates war, 
die Initiativrechte tendenziell zu stärken. Es geht hier nicht 
primär um die Rechte des Volkes, sondern es geht um den 
Föderalismus, wobei ich die Aussage so nicht stehen lassen 
möchte, es gehe heute um die Rechte des Volkes und nicht 
um die Rechte der Kantone. Denn letztlich Ist auch die Be­
völkerung In den Kantonen ein Teil unseres Schwelzervol­
kes; Insofern möchte ich das etwas präzisieren. Die Kantone 
haben heute bereits die Möglichkeit, das Kantonsreferen­
dum zu ergreifen, vertagen also Ober ein so genanntes blo­
ckierendes Instrument. 
Hier möchte der Bundesrat den Kantonen auch ein gestal• 
tendes Instrument zur Vertagung stellen. Er hat auch der 
Konferenz der Kantonsreglerungen zugesichert, dass er die­
ses Anliegen unterstützte. 
Ich möchte mich hier nicht mehr weiter auf die verschiede­
nen Diskussionspunkte einlassen, aber ein Argument 
möchte ich doch noch aufnehmen: dass die Kantonslnltiative 
neue Fronten schaffen WOrde. Das Ist nicht falsch - aber 
jede Initiative schafft neue Fronten; das Ist eine Tatsache. 
Die Kantonsinltlative gibt einer Minderheit von Kantonen ein 
Instrument, Ihre Anliegen vor das Volk oder vor Volk und 
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Stände zu bringen. Wir vertrauen auf das Augenmass der 
Kantonsparlamente bei der Formulierung ihrer Initiativen 
und auch auf das Augenmass der Kantonsregierungen bei 
Ihrem Auftreten Im Abstimmungskampf. Es entspricht doch 
auch unserem schweizerischen Selbstverständnis, dass vor 
einer Abstimmung hart gefochten wird, dass aber das Er­
gebnis dann auch akzeptiert wird. 
In diesem Sinn bitte Ich Sie, dem Antrag der Minderheit III 
(Briner) zuzustimmen und die Einführung der Kantonslnltia­
tlve zu befürworten. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Min.derheit III .... 26 ~mmen 
Für den Antrag der Mehrheit~:,. 12 Stimmen· 

La presldente (Saudan Franc;olse, presidente): Vous avez 
donc decide d'lntroduire cette initiative des cantons. 

Art.139 
Antrag der Kommission: BBI 
Antrag des Bundesrates: BBI 

Neuer Antrag der Kommission 
Titel, Abs. 1 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf SPK-SR 
Minderheit IV 
(Briner, Beguelin, Bottiker, Escher, Stähelin) 
Zustimmung zum Antrag des Bundesrates 
(der Antrag der Minderheit 11 zu Abs. 1 Ist zurückgezogen) 

Antrag Spoerry 
Abs. 5 erster Satz 
wie Mehrheit 
Abs. 5 zweiter Satz 
.... unterbreitet. Die Bundesversammlung kann die Initiative 
zur Annahme oder Ablehnung empfehlen. 
Abs. 5 dritter Satz 
wie Minderheit III 

Art.139 
Proposition de /a commlsslon: FF 
Proposition du Conseil federa/: FF 

Nouve//e proposition de la commlssion 
Titre, al. 1 
Majorite 
Adherer au projet CIP-CE 
MinorltelV 
(Brlner, Beguelln, Bottiker, Escher, stähelin) 
Adherer i\ 1a proposltion du Conseil federai 
(la proposltlon de la mlnorlte II a rat 1 er est retlree) 

Proposition Spoerry 
Al. 5 prem/i;re phrase 
selon 1a maJorite 
Al. 5 deuxieme phrase 
.... des cantons. !.!Assemblee federale en peut recommander 
l'acceptatlon ou le rejet. 
Al. 5 trolsieme phrase 
selon la minorite III 

Dettllng Tonl (R, SZ), für die Kommission: Es wurde be­
reits festgehalten: Zu Absatz 1 haben wir die Entscheidung 
schon bei Artikel 138 getroffen. 
Absatz 2 wird aufgehoben, weil hier die Volksinitiative In der 
Form der allgemeinen Anregung verankert ist. Diese wird 
nun ersetzt durch die allgemeine Volkslnltlative; deshalb 
müssen die Absätze 2 und 4 aufgehoben werden. 
In Absatz 3 haben wir den gleichen Wortlaut wie In der gel­
tenden Verfassung, sodass auch dazu keine Bemerkung zu 
machen Ist. 
Umstritten Ist - dazu bestehen auch entsprechende Anträ­
ge -Absatz 5. 
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Abs. 1 (Sammelfristen) - Al. 1 (De/als de recolte) 
Angenommen gemllss Antrag der Minderheit I 
Adopte selon la proposltion de /a mlnortte I 

Titel, Abs. 1 (Kantonslnitiatfve) 
T/tre, a/. 1 (Initiative des cantons) 
Angenommen gemllss Antrag dsr Minderheit IV 
Adopte se/on la proposftfon de la mlnorlte IV 

Abs. 2-4, 6-AI. 2-4, 6 
Angenommen -Adopte 

Abs. 5-AI. 5 

Dettllng Toni (R, SZ}, fOr die Kommission: Die Minderheit III 
(Battlker) will hier zunächst, dass die Bundesversammlung 
eine Empfehlung zur Initiative abgibt und damit FOhrungs­
stärke dokumentiert. Im Unterschied zum Antrag der Kom­
missionsmehrheit soll aber die Bundesversammlung auch 
dann einen Gegenentwurf unterbreiten können, wenn sie die 
Initiative nicht vollumfänglich ablehnt. Die Bundesversamm­
lung könne durchaus die Stossrlchtung einer Initiative be­
grassen, jedoch eine andere Lösung wollen. Diese Korrektur 
entspreche dem Sinne der Verfassung von 1874, welcher 
durch die Neuformulierung von 1999 verloren gegangen sei. 
Die offenere Fassung sei insbesondere Im Zusammenhang 
mit der Einführung der allgemeinen Volksinitiative angezeigt, 
bei der auch ein offenes Verfahren bei Gegenvorschlägen 
vorgesehen sei. Ich verweise auf Artikel 139a Absatz 4. 
Der Antrag des Bundesrates geht In der Frage des Gegen­
entwurfes noch einen Schritt weiter als der Antrag der Min• 
derhelt III. Danach soll die Bestimmung, dass die Bundes­
versammlung die Initiative zur Annahme oder zur Ablehnung 
zu empfehlen habe, gestrichen werden. Die Ausgestaltung 
der Modalitäten für Abstimmungsempfehlungen soll auf Ge­
setzesstufe erfolgen. Diese verfassungsrechtlich offene Be­
stimmung ermöglicht es, dass die Bundesversammlung in 
jedem Fall einen Gegenentwurf unterbreiten kann, also auch 
dann, wenn sie der Initiative nicht zustimmt oder wenn 
sich die Räte nicht auf eine Empfehlung zur Initiative einigen 
können. 
Mit dem Antrag Spoerry soll offenslchtllch der Bundesver­
sammlung auf Stufe Verfassung mit einer Kann-Formulie­
rung - im Gegensatz zum Antrag der Mehrheit der 
Kommission und der Minderheit III (BOttlker) sowie zum gel­
tenden Recht - die Möglichkeit zur Abgabe einer Empfeh­
lung eingeräumt werden. In jedem Fall soll die Bundesver­
sammlung aber die Möglichkeit haben, der Initiative einen 
Gegenentwurf gegenOberzustellen. Insoweit weicht der An­
trag Spoerry nur in der Welse vom Antrag des Bundesrates 
ab, als beim Antrag Spoerry die Möglichkeit- Ich betone, die 
Möglichkeit - zur Empfehlung auf Verfassungsstufe geregelt 
wird, während der Bundesrat diese auf Gesetzesstufe fest­
legen möchte. 
Zur Stellungnahme der Kommissionsmehrheit Sie Ist zu­
nächst der einhelligen Auffassung, dass die Bundesver­
sammlung mit der verbindlichen Formulierung auf Ver­
fassungsstufe zu verpflichten Ist, eine Abstimmungsempfeh­
lung zur Volksinitiative abzugeben. Dadurch - und nur da­
durch - beweist sie FOhrungsstärke, was gerade Im 
Zusammenhang mit den vielfältigen Volksinitiativen beson­
ders gefragt ist. 
Sodann Ist die Kommissionsmehrheit aber auch der Ansicht, 
dass die Totalrevision der Bundesverfassung von 1999 eine 
WOnschenswerte Klärung gebracht hat. Es WOrde von den 
Stimmenden nicht verstanden, wenn die Bundesversamm­
lung einen Gegenentwurf zu einer Initiative unterbreitet, der 
sie Im Prinzip zustimmt. 
Zum Antrag des Bundesrates Ist die Frage zu stellen, was 
der Gewinn Ist, wenn die Regelung der Abstimmungsemp­
fehlung auf die Gesetzesebene verschoben wird. Es stellt 
sich dabei auch die Frage, ob der Gesetzgeber Oberhaupt 
noch solche Abstimmungsempfehlungen vorsehen kann, 
nachdem wir ja mit dem Antrag des Bundesrates die beste-
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hende verfassungsrechtliche Grundlage hlerfOr expressis 
verbis streichen. In jedem Fall Ist aber gemäss bundesrätll­
chem Antrag die Bundesversammlung von Verfassung we­
gen nicht mehr gezwungen, zu einer Volksinitiative Stellung 
zu nehmen. 
Dieselbe Zielrichtung verfolgt auch - wenn Ich es richtig 
sehe - der Antrag Spoerry, den wir In der Kommission aller­

nicht diskutiert haben. Es stellt sich daher In beiden 
le Frage, wie es In der Bevölkerung aufgenommen 

wird, wenn sich das Parlament zu einer Volksinitiative nicht 
äussert. Wenn schon mehr Flexibilität für die Bundesver­
sammlung geschaffen werden soll - was die Mehrheit aus 
Granden der Klarheit und Transparenz allerdings ablehnt -, 
dann wäre die Variante derMlnderhelt III (Battlker) dem An­
trag des Bundesrates und auch dem Antrag Spoerry vorzu­
ziehen. Er verpflichtet die Bundesversammlung auf Ver­
fassungssMe zur Abgabe einer Abstimmungsempfeh­
lung, lässt aber in Jedem Fall einen Gegenentwurf zu, also 
meines Erachtens auch dann, wenn sich die beiden Räte 
nicht auf eine Abstimmungsempfehlung einigen können. Da­
mit wird jene Regelung wieder e.ingeführt, die vor der Total­
revlslon der Bundesverfassung zumindest In der Praxis 
Obllchwar. 
In der Kommission wurde der Antrag des Bundesrates von 
niemandem aufgenommen. 
Ich ersuche Sie aus Granden der Klarheit und Transparenz, 
der Mehrheit zuzustimmen. Persönlich werde ich den Antrag 
der Minderheit III (BOttiker) unterstatzen. 
Zu Absatz 5 des Antrages des Bundesrates haben Sie Qbri­
gens eine korrigierte Version erhalten: « .... unterbreitet Die 
Bundesversammlung kann der Initiative einen Gegenentwurf 
gegenüberstellen.» 

Büttlker Rolf (R, SO): Ich möchte Sie ersuchen, dem An­
trag der Minderheit III zuzustimmen, dies Im Gegensatz zur 
Lösung des Bundesrates und zur Lösung der Mehrheit der 
Kommission. Die Mehrheit der SPK.wlll einen Gegenentwurf 
zu einer Volksinitiative expllzlt nur dann zulassen, wenn die 
Volksinitiative vom Parlament zur Ablehnung empfohlen 
wird. Das Ist die Einschränkung, welche die Mehrheit vor­
nimmt 
Ich möchte Ihnen nun sagen: Es ist nicht einzusehen, 
warum die Kommissionsmehrheit den Entscheidungsspiel­
raum - das ist das Grundsätzliche - des Parlamentes bei 
der Behandlung von Volksinitiativen unnötig und ohne zwin­
genden Grund einengen will. Es Ist nämlich nicht nötig, eine 
Volksinitiative durch das Parlament zwingend ablehnen zu 
lassen, damit ein Gegenvorschlag Oberhaupt möglich Ist. 
Diese Fesseln und diese Selbstbeschränkung muss sich das 
Parlament im Entscheidungsprozess Ober Volksinitiativen 
nicht auferlegen. Das Volk kann - das Ist fOr mich auch noch 
ein Argument - zu Volksinltlatlve und Gegenvorschlag an 
der Urne doppelt Ja sagen. Es hat also die Möglichkeit, die 
Initiative zu unterstatzen, und die Möglichkeit, den Gegen­
vorschlag zu unterstatzen, und kann sich dann bei der Präfe­
renzfrage entscheiden. Dann muss doch auch das 
Parlament die Möglichkeit haben, einen Gegenvorschlag 
auszuarbeiten, dies nicht nur bei einer Empfehlung der 
Volksinitiative zur Ablehnung, sondern auch bei einer Emp­
fehlung zur Zustimmung, oder wenn man sich nicht einigen 
kann - Ich komme darauf zurück. 
In der Praxis sehe Ich vor allem zwei Fälle, die d1,1rchaus 
möglich und von Bedeutung sind; es gibt bei Initiative und 
Gegenvorschlag Ja theoretisch sechs Möglichkeiten, fOr 
mich haben aber nur zwei Fälle praktische Bedeutung: 
1. National- und Ständerat können sich nicht auf eine Ab­
stimmungsempfehlung zur Volkslnltlative· einigen. Das ha­
ben wir etwa bei der Frlstenlösung gehabt. Dem einen Rat 
geht die Initiative zu weit, dem anderen Rat zu wenig weit 
Dann kann man sich nicht auf eine Empfehlung zur Ableh­
nung oder zur Zustimmung einigen, aber auf einen Gegen­
entwurf, der etwa In der Mitte liegt; dies, wenn es dem einen 
Rat zu weit, dem anderen Rat zu wenig weit geht. Das Ist ein 
Beispiel mit praktischer Bedeutung; Ich meine, dass es mit 
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meinem Minderheitsantrag oder mit dem Antrag Spoerry 
möglich Ist, diesen Fall zu regeln. 
2. Ich bin auch der Meinung, dass es bei einer Volksinitiative 
durchaus möglich Ist, den Handlungsspielraum zu nutzen 
und die Stossrlchtung der Initiative zu unterstatzen, also zu 
sagen, die Initiative gehe In die richtige Richtung, dass man 
aber mit einem Gegenvorschlag noch Verbesserungen an­
bringt. Das Parlament sagt doppelt Ja und natOrlich auch, 
welche Vorlage In der Präferenzabstimmung dann zu bevor­
zugen sei. Das Ist ja eben auch das Recht des Volkes. 
Diese zwei Fälle mit praktischer Bedeutung haben mich 
dazu gebracht, die alte Lösung wieder anzustreben, um sich 
nicht derart einseitig zu beschränken und sich eine Art parla-
mentarische Selbstbeschränkung aufzuerlegen. · 
Aufgrund dieser Ausgangslage und der gemachten Überle­
gungen zu den Fällen mit praktischer Bedeutung möchte Ich 
Ihnen beantragen, der Minderheit III zu folgen, damit das 
Parlament bei der Behandlung von VolksinltlatlVen einen 
breiten Handlungsspielraum hat, den es Innovativ auch Im 
Sinne des doppelten Ja nutzen soll. 
Zum Antrag des Bundesrates: Der Antra9 des Bundesrates 
geht ja auch In die Richtung meiner Uberlegungen. Nur 
muss ich sagen, dass ich bezweHle, ob es richtig ist, wenn 
das Parlament zu einer Volksinltlatlve nichts mehr sagt Ich 
glaube, In Anbetracht der Vielzahl der Volksinitiativen Ist es 
richtig, wenn das Parlament die politische Führungsaufgabe 
wahrnimmt und zu einer Volksinitiative zwingend Stellung 
bezieht. Das Ist der Unterschied zur Haltung des Bundesra­
tes. 
Aber Ich bin der Meinung, dass das Parlament in jedem Fall 
einen Gegenvorschlag machen kann, auch dann, wenn es 
die Initiative bejaht oder- noch wichtiger, wie Ich bereits ge­
sagt habe - wenn sich die beiden Räte nicht einigen kön­
nen. Deshalb möchte Ich Ihnen beliebt machen, dem Antrag 
der Minderheit III zu folgen und damit fOr den politischen 
Handlungsspielraum des Parlamentes zu stimmen. 

Spoerry Vrenl (R, ZH): Als Nichtmitglied der Kommission 
musste ich einen Einzelantrag einreichen. Bel dessen Wie­
dergabe hat sich ein kleiner Fehler eingeschlichen. Beim An­
trag zum zweiten Satz sind zwei Sätze auf dem ausgeteilten 
Blatt aufgeführt. Der zweite Satz, .. sie kann der Initiative ei­
nen Gegenentwurf gegenüberstellen», Ist Identisch mit dem 
dritten Satz des Minderheitsantrages III (Büttiker). So viel 
zur Klarstellung. 
Mit meinem Antrag zu Artikel 139 Absatz 5 folge Ich grund­
sätzlich dem Bundesrat und der Minderheit III (Büttiker). 
Nach meiner Interpretation wollen beide dem Parlament die 
Möglichkeit belassen, unabhängig von der stellungnahme 
zur Initiative dem Volk einen Gegenvorschlag zu unterbrel• 
ten. Ich unterstOtze dies. Beide Fassungen sind aber nach 
meiner Beurteilung etwas mlssverständllch formuliert Das 
haben vorhin auch die Ausführungen von Kollege Büttiker 
unterstrichen. Mein Antrag will deshalb unzweideutig klar­
stellen, dass ein Gegenvorschlag nicht nur dann möglich 
sein soll, wenn das Parlament eine Empfehlung abgibt, son­
dern unbedingt auch dann, wenn sich die Räte nicht auf eine 
Empfehlung einigen können. 
Genau dies schliesst aber die Mehrheit ausdrücklich aus, 
und die Minderheit III formuliert diese Mö_glichkelt zumindest 
zu wenig klar. Es Ist aber meine feste Oberzeugung, dass 
ein Gegenvorschlag gerade dann wichtig Ist, wenn sich die 
Räte nicht zu einer gemeinsamen Empfehlung durchringen 
können. Gerade dann, wenn die Räte dem Volk den Ent­
scheid über eine Initiative ohne Empfehlung überlassen, weil 
die Initiative weder so gut Ist, dass sie die UnterstOtzung bei­
der Kammern findet, noch so schlecht, dass beide Kammern 
sie ablehnen, Ist es für die F0hrungsfunktlon des Parlamen• 
tes wichtig, dass sich die Räte zu einem gemeinsamen Ge­
genvorschlag durchringen. Diese Möglichkeit ist bei der 
Mehrheit klar ausgeschlossen. 
Damit steht die Fassung der Mehrheit Im Widerspruch zum 
geltenden Geschäftsverkehrsgesetz (GVG). In Artikel 27 
Absatz Ster GVG helsst es: «Empfiehlt ein Rat die Initiative 
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zur Verwerfung oder verzichtet er auf einen Antrag zur lnltla• 
tlve, so beschllesst er darOber, ob er Volk und Ständen emp­
fehlen wolle, den bereinigten Gegenentwurf anzunehmen 
und der Initiative in der Stichfrage vorzuziehen.» 
Die Mehrheit steht allerdings im Einklang mit der heute gel­
tenden Verfassung, doch scheint es mir, dass sich hier bei 
der Nachführung ein redaktioneller Irrtum eingeschlichen 
hal FrOher hless es in der Verfassung, dass die Räte einen 
Gegenvorschlag ausarbeiten können, wenn sie der Initiative 
nicht zustimmen. Dies wurde bei der Nachführung redaktio­
nell so abgeändert, dass nur dann ein Gegenvorschlag un­
terbreitet werden darf, wenn das Parlament die Initiative 
ablehnt. Das aber schränkt die Möglichkeiten des Parlamen­
tes aus meiner Sicht unnötigerweise und vor allen Dingen 
am falschen Ort ein. · 
Wahrscheinlich hat der Bundesrat auch aus diesem Grunde 
nicht die neue redaktionelle Fassung der Bundesverfassung 
übernommen, sondern öffnet den Fächer wieder etwas wei­
ter. Allerdings sagt der Bundesrat im Gegensatz zur gelten­
den Verfassung gar nichts mehr zur Empfehlung, und das 
könnte natOrllch als qualifiziertes Schwelgen verstanden 
werden mit dem Effekt, dass die Bundesversammlung über­
haupt keine Empfehlung mehr abgeben soll. Ich bin aber si• 
eher, dass das nicht die Absicht des Bundesrates Ist, ist es 
doch gerade die zentrale Aufgabe eines Parlamentes, durch 
eine grOndllche Abklärung und Beurteilung der anstehenden 
Fragen die Meinungsbildung der stimmberechtigten zu er­
leichtern. 
Was den Antrag der Minderheit III (BOttlker) betrifft, so 
schreibt dieser zwingend vor, dass entweder eine Empfeh­
lung zur Annahme oder zur Ablehnung beschlossen werden 
masse. Mit dieser zwingenden Formulierung Ist nach mei­
nem Daf0rhalten nicht genügend klar, ob auch ein Gegen­
vorschlag möglich sein kann, wenn das Parlament der 
verfassungsmässigen Verpflichtung, eine Empfehlung zu for­
mulieren, fOr einmal nicht nachkommen sollte. Wie mehr• 
mals betont, Ist es tor. miph gerade in diesem Fall wichtig, 
dass ein Gegenvorschlag unterbreitet werden kann. 
Meine Fassung stellt deshalb zwei Sachen unzweideutig klar: 
1. Im Gegensatz zur bundesrätllchen Version kann das Par­
lament eine Empfehlung formulieren und soll dies auch tun. 
2. Im Gegensatz zum Antrag der Minderheit III Ist ein Ge­
genvorschlag auch dann möglich, wenn das Parlament aus­
nahmsweise keine Empfehlung abgibt. 
Ich bitte Sie daher, die unnötig einschränkende Fassung der 
Mehrheit abzulehnen und im Sinne von Bundesrat und Min• 
derhelt III meiner Präzisierung zuzustimmen, damit wirklich 
jedermann klar Ist, welche Rechte das Parlament haben soll 
und welche nicht. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Nach dem Antrag der Mehrheit 
Ihrer Kommission darf die Bundesversammlung einer formu­
lierten Verfassungsinitiative nur dann einen Gegenentwurf 
gegenüberstellen, wenn sie die Initiative zur Ablehnung 
empfiehlt. 
Der Bundesrat möchte, dass die Verfassung dies, wie es üb­
rigens schon die alte Verfassung tat, nicht mehr zwingend 
vorschreibt. Eine solche Lösung wäre flexibler und Hesse der 
Bundesversammlung mehr Gestaltungsspielraum. Es soll 
also unabhängig von der Stellungsnahme des Parlamentes 
ein Gegenvorschlag möglich sein. So karin In der Praxis 
durchaus der Fall eintreten, dass die Bundesversammlung 
eine Initiative dem geltenden Recht vorzieht, Ihr aber gleich­
wohl einen besser formulierten Gegenentwurf gegenüber­
stellen möchte. 
Nach dem Antrag des Bundesrates könnte dieser in einem 
solchen Fall den Stimmberechtigten empfehlen, der Initiative 
und dem Gegenentwurf zuzustimmen, In der Stichfrage aber 
den Gegenentwurf zu bevorzugen. 
Der Bundesrat hat mit seiner Stellungnahme auch beabsich­
tigt, dass auch dann ein Gegenentwurf möglich sein soll, 
wenn sich die Räte nicht Ober eine Abstimmungsempfehlung 
einigen können - die Interpretation von Frau Spoerry Ist rich­
tig. 
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In diesem Sinne schllesse Ich mich dem Einzelantrag 
Spoerry an. Sollte dieser nicht durchdringen, bitte ich Sie, 
der Minderheit III (Bottiker) zuzustimmen. 

Comu Jean-Claude (R,' FR): Je vals essayer d'lllustrer l'ln­
tel'Ot de la proposltlon de mlnorlte III (Bottiker) avec un 
exemple d'actuallte, celul de l'lnitiatlve pour l'adheslon de la 
Sulsse a l'ONU, non pas parce que le Conseil national est 
en traln d'en debattre, ce qul semble du raste lnteresser pas­
sablement de nos collegues, mals parce qu'on a evoque 
C'ette problematlque lors de la dlscusslon que nous avons 
eue, nous, le Conseil des Etats, en juln. 
La questlon s'etalt posee, notamment dans le cadre de la 
commission, de savoir sl on ne devalt pas opposer un con­
tre-projet a l'lnltlatlve populalre pour introduire, dans le ca­
dre de ce contre-projet, une reference au prlnclpe de 
neutrallte qui nous est si eher. Or, nous avlons renonce a 
cette hypothese pour eviter de creer la confusion dans la 
population. D'une part, nous aurlons dit non a !'initiative 
pour l'adheslon de la Sulsse a l'ONU et, parallelement, lors 
de la mime votation, on proposalt d'adherer a l'ONU avec 
une nuance qul ne semblalt flnalement peut-Atre pas sl sl­
gnHicatlve. 
L:intemt de la proposltlon de la mlnorlte III est qu'en parell 
cas, nous aurlons pu aller dans le sens souhalte par quand 
mime un certaln nombre de membres de la commlsslon 
volre par le plenum, puisque n'allant pas dans cette direc­
tlon, nous avons emls des recommandations a l'~ard du 
Consell federal. Nous demandons au Conseil federal qu'il 
fasse des declarations, et je crols qu'actuellement, au Con• 
seil national on est en traln, lors des debats de ce matln, 
d'aller preclsement dans ce sens-la. t.:outll qul vous est pro­
pose par la minorlte III permet donc d'apporter en pareil cas 
l'appul a l'ldee generale, a la dlrectlon generale d'une Initia­
tive - comme vlent de le dlre Mme Metzler, conselllere fede­
rale - tout en afflnant le texte, en en falsant un texte qui soit 
plus conforme a nos preoccupatlons finales. 
Je vous demande donc, ne serait-ce que pour nous donner 
plus de marge de manoeuvre et pour faciliter l'exercice et la 
comprehenslon de la democratle, d'accepter la proposition 
de la mlnorlte III. 
Pour ce qul concerne 1a proposltlon Spoerry, j'etals d'avis, 
comme M. BOttlker, que le Parlament doit se determlner lors 
des votatlons populalres et ne doit pas, chaque fols qu'IJ y a 
un probleme, chaque fols qu'il y a des divergences, pouvolr 
se passer de donner au peuple une lndicatlon quant a sa 
propre volonte. On assume une trop grande responsablllte 
au nlveau federal pour pouvoir se prlver d'Atre tres clair par 
rapport a ce genre de debats. 
Donc, Je serais pour adopter la proposltlon de mlnorlte III 
telle qu'elle flgure sur le depliant. 

Escher Rolf (C, VS): Wir haben es schon weit gebracht, 
wenn wir nicht mehr den Mut haben, dem Stlmmb0rger klar 
und eindeutig zu jeder Initiative unsere Überzeugung be­
kannt zu geben, also eine eindeutige Empfehlung abzuge­
ben, wenn wir unsere politische F0hrungsaufgabe nur noch 
von Fall zu Fall wahrnehmen und Ihr nur nachkommen, wenn 
es uns gerade passt Ich meine, dass das Volk von seinen 
Behörden und damit auch von uns verlangen darf, dass wir 
uns klar äussem, ob wir eine Initiative zur Annahme oder zur 
Ablehnung empfehlen. Wenn wir eine Initiative zur Annahme 
empfehlen, dQrfen wir Ihr nicht glelchzeltlg noch einen Ge-
genentwurf Oberstellen. Es geht doch dabei auch um 
die Glau Parlamentes. 
Die Minderheitsanträge, der Antrag Spoerry und der Antrag 
des Bundesrates geben uns doch die zwiespältige Möglich­
keit zur Unverblndllchkelt und zur Zweideutigkeit Dagegen 
wehrt sich die Kommissionsmehrheit. 
Ich bitte Sie, die Mehrheit zu unterstützen. Es geht doch 
auch um ein Votum gegen die Unverbindlichkeit. Das Volk 
will unsere Meinung, die Meinung des Parlamentes, wissen 
und kennen, bevor es schlussendlich abstimmt. wie es dies 
fOr richtig erachtet 

BDttlker Rolf (R, SO): Es Ist klar, dass der Antrag Spoerry 
sich nicht wesentlich vom Antrag der Minderheit III unter­
scheidet; aber es gibt einen Unterschied: Nach meinem WIi­
ien - darin bin Ich mit Herrn Escher einig - muss das 
Parlament Stellung beziehen. Mit der Kann-Formulierung 
gemäss Antrag Spoerry Ist das nicht mehr zwingend so. 
Ich bin aber mit Frau Spoerry einig, dass der erwähnte Fall 
gelöst werden muss - das Ist ein praktischer Fall, den es 
gibt; da möchte ich Herrn Escher widersprechen: Wir haben 
es jetzt gerade Im Zusammenhang mit der Fristenlosung er­
lebt, dass sich Nationalrat und Ständerat nicht auf eine Emp­
fehlung, sondern nur auf den Gegenvorschlag einigen 
konnten. Dieses Problem muss gelöst werden. Nun wird 
nach meiner Auffassung mit dem Antrag der Minderheit III -
ich sage dies zuhanden der Materialien - das Anliegen von 
Frau Spoerry nicht verunmöglicht. Man kann das nicht so In­
terpretieren. Der zweite und der dritte Satz stellen kein Junk­
tim dar. 
Falls sich die beiden Räte nicht einigen können, Ist ein Ge­
genvorschlag auch mit meiner Formulierung (Minderheit III) 
absolut möglich. Das ist auch In der alten Praxis durchaus 
so verstanden worden. 

Dettllng Tonl (R, SZ), f0r die Kommission: Kollege Bottiker 
hat es zwar bereits getan, aber Ich möchte In dieser sehr 
schwierigen Frage doch noch kurz eine kleine Auslegeord­
nung machen. 
Es geht um zwei grundsätzliche Probleme: 
Beim ersten Satz geht es darum, ob die Bundesversamm­
lung zu einer Volkslnltlatlve Stellung nehmen muss, also 
eine Abstimmungsempfehlung abzugeben hat, oder ob sie 
dies nach eigenem Ermessen tun kann. Die Fassung der 
Mehrheit geht klar davon aus, dass eine Empfehlung zwin­
gend abZUgeben Ist, aus Gründen der Führungsrolle des 
Parlamentes. 
Die Minderheit III (BOttlker) 0bemlmmt diese zwingende Vor­
gabe; auch dort haben wir eine klare Verpflichtung der 
Bundesversammlung, eine Stellungnahme abzugeben. Der 
Antrag Spoerry enthält demgegen0ber eine Kann-Formulie­
rung, und nach dem ursprünglichen Antrag des Bun­
desrates - der inzwischen allerdings zugunsten des Antra­
ges Spoerry zurückgezogen wurde - hätte man auf Verfas­
sungsstufe punkto Abstlmmungsempfehlung gar nichts 
festgelegt. 
Zum zweiten Satz: Im Antrag der Kommissionsmehrheit 
wird festgehalten, dass nur dann ein Gegenentwurf vorge­
legt werden kann, wenn die Bundesversammlung eine 
Volksinitiative zur Ablehnung empfiehlt. Bel der Minder­
heit III haben wir eine offenere Formulierung, Indem dort 
stets ein Gegenentwurf vorgelegt werden kann, unabhängig 
davon, welche Stellungnahme die Bundesversammlung 
grundsätzlich abgibt. Nach meiner Ansicht - ich sage dies 
auch zuhanden der Materialien - soll dabei ein solcher Ge­
genentwurf auch dann möglich sein, wenn die beiden Räte 
sich bez0gllch der Abstlmmungsempfehlung nicht einigen 
können. Die gleiche Stossrlchtung nimmt auch der Antrag 
Spoerry auf. 
Die Mehrheit Ist dagegen der Auffassung - das möchte Ich 
hier nochmals betonen -, dass nur dann ein Gegenentwurf 
sinnvoll ist, wenn die Initiative durch die Bundesversamm­
lung abgelehnt wird. Die Minderheit III beinhaltet eine offe­
nere Fassung. Sie haben jetzt zwischen diesen ve~hlede­
nen Mögllchkelten zu entscheiden. 

Spoerry Vreni (R, ZH): Mein Hauptanliegen Ist es, auch 
dann einen Gegenvorschlag zu ermöglichen, wenn sich die 
beiden Räte nicht zu einer Empfehlung durchringen können. 
Da muss Ich Herrn Escher sagen, dass dies ein realistisches 
Szenario ist. Es ist bei der Frlstenlösung schon in den Sleb­
zlgerjahren passiert, dass der eine Rat zugestimmt hat und 
der andere nicht Es hat mit Führung Oberhaupt nichts zu 
tun, wenn dann das Parlament sagt uliebes Volk, wir kön­
nen uns nicht einigen, macht was ihr wollt.» Sondern dann 
Ist es die Führungsaufgabe des Parlamentes zu sagen: «Wir 
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finden uns zusammen fllr einen Gegenvorschlag, der ge­
wisse Anliegen einer Initiative aufnimmt, aber nicht alle; und 
wir empfehlen euch, liebes Volk, diesen Gegenvorschlag, 
hinter dem wir mehrheitlich stehen, anzunehmen.» Das ist 
von mir aus gesehen FOhrung. 
Zum Antrag der Minderheit III (Battiker): Herr Battiker sagt, 
dass es auch bei diesem Antrag möglich sein soll, einen 
Gegenv~rschlag zu präsentieren, wenn das Parlament 
keine Empfehlung abgibL Aber fOr mich, Herr BOttlker, Ist 
das ein Widerspruch. Auf der einen Seite soll die Bundes­
verfassung mit Ihrem Minderheitsantrag dem Parlament 
zwingend vorschreiben, es mOsse eine Empfehlung abge­
ben. Gleichzelt1g sagen Sie aber, wenn es dies dann doch 
nicht tue dOrfe es trotzdem einen Gegenvorschlag unter­
breiten. Das ist doch nicht loglschl Deswegen bin ich der 
Meinung, dass das Parlament eine Empfehlung abgeben 
kann, was es selbstverständllcherweise In den weitaus meis­
ten Fällen tun wird; das ist Ja unsere Aufgabe. Aber In jenen 
Fällen, In denen das nicht gelingt - wie bei der Frlstenlö­
sung -, weil es nicht nur polltlsche, sondern auch ethische 
Fragen betrifft, soll es die Möglichkeit geben, keine Empfeh­
lung zur Initiative abzugeben, sondern einen von der Mehr­
heit des Parlamentes getragenen Gegenvorschlag zu unter­
breiten. 
Wie gesagt, wenn sichergestellt Ist, dass das mit dem An­
trag der Minderheit III (BOttlker) auch möglich ist, dann Ist 
mein Anliegen Im Grunde genommen erfatlt Aber tar mich 
bleibt ein Widerspruch zwischen der zwingenden Vorschrift 
auf VerfassungssMe und der mandlichen Aussage hier: 
«Wenn Ihr diese nicht einhaltet, könnt Ihr ohnehin einen Ge­
genvorschlag unterbreiten.» 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Ich unterstatze das Votum von 
Frau Spoerry zur Differenzierung der beiden Anträge, 
möchte aber noch In einem Punkt präzisieren: Herr Battiker 
hat Insofern Recht, als er sagt, dass der Antrag der Minder­
heit III eine lö$ungsmögllchkeit nicht ausschliesse, die dann 
auf Gesetzesstufe gefunden werden masste, für den Fall, 
dass sich die beiden Räte nicht auf eine Abstimmungsemp­
fehlung einigen könnten. Aber gerade auch die Diskussion 
zeigt nun, dass der Antrag Spoerry diese Frage eben jetzt 
schon aufnehmen und klären will. 

Escher Rolf {C, VS): Ich erlaube mir, noch eine Bemerkung 
anzubringen: Wir haben hier das gleiche Problem, wie es In 
Artikel 156 angeführt Ist, wo wir festhalten, dass das Gesetz 
Bestimmungen vorzusehen hat, um sicherzustellen, «dass 
bei Uneinigkeit der Räte BeschlOsse zustande kommen». 
Ich gebe zu: Es kann passieren, dass sich die Räte In Bezug 
auf eine Empfehlung nicht einigen können. FOr diesen Fall 
hat die Gesetzgebung sicherzustellen, dass der Parlaments­
beschluss Ober die Empfehlung zur Annahme oder Ableh­
nung einer Initiative zustande kommL Ich bin weiterhin der 
Meinung, dass es Aufgabe des Parlamentes Ist, bei einer In­
itiative dem Volk klar einen Antrag zu stellen. 

Abstimmung - Vote 

Eventue/1-A titre p~llminaire 
FOr den Antrag der Minderheit III .... 20 Stimmen 
FOr den Antrag Spoerry •..• 17 Stimmen 

Definitiv- Definitivement 
Far den Antrag der Minderheit III .... 24 Stimmen 
Far den Antrag der Mehrheit .... 14 Stimmen 

Art.139a 
Antrag der Kommission: SB/ 
Antrag des Bundesrates: BBI 

Neuer Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Titel, Abs. 1 
zustlmmung zum Entwurf SPK-SR 
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Minderhe" IV 
(Beguelin) 
Abs. 1 
70 000 Stimmberechtigte .... 

Mlnderhe" V 
(Brlner, Beguelln, Battiker, Escher, Stähelin) 
Titel 
Zustimmung zum Antrag des Bundesrates 
Abs. 1 
.... Stimmberechtigte oder acht Kantone können .... 
(der Antrag der Minderheit 1111st zurückgezogen) 

Art.139a 
Proposition de 1a commfsslon: FF 
Proposition du Conseil ft§deral: FF 

Nouvelle proposition de 1a commfsslon 
Majoritt§ 
Titre, al. 1 
Adherer au projet CIP-CE 

Minorite IV 
(Beguelln) 
Al. 1 
70 000 cltoyens et cltoyennes ayant Je drolt de vote .... 

Minorite V 
(Brlner, Beguelin, Battiker, Escher, Stähelin) 
Tltre 
Adherer a la propositlon du Conseil federal 
Al. 1 
.... citoyens et cltoyennes ayant le drolt de vote ou huit can­
tons peuvent .... 
(la proposltion de la mlnorlte III est retlree) 

La preak:lente (Saudan Fran~Jse. presldente): Las propo­
sitlons des mlnorltes I et V sont adoptees par le vote a l'ar­
ticle 138. La proposltlon de la mlnorlte III est retlree. 

Abs. 1 (Sammelfristen) -Al. 1 (Delais de rt§co"e) 
Angenommen gemäss Antrag der Mlnderhe" I 
Adopte selon la proposltion de 1a mlnorttt§ I 

Titel, Abs. 1 (Kantonsinitiative) 
Tltre, al. 1 (Initiative des cantons) 
Angenommen gemäss Antrag der Mlnderhe" V 
Adoptt§ selon la proposltion de la minorltt§ V 

Abs. 1 (Unterschriftenzahl) -Al. 1 (Nombre de slgnatures) 

DeWlng Ton! {R, SZ), tar die Kommission: Da das Verfahren 
bei Gegenvorschlägen In der Volksabstimmung bei verschie­
denen lnltlatlvformen Anwendung findet, soll es, um Wieder­
holungen zu vermelden, in einem neuen Artikel 139b gene­
rell fQr alle lnitiatlvformen geregelt werden. Der bereits sehr 
lange Artikel 139 kann dadurch etwas entschlackt werden. 
Diese neue Systematik blleb In der Kommission unbestritten. 
Absatz 1 von Artikel 139a regelt die drei wichtigsten Eck­
punkte der neu einzufahrenden allgemeinen Volksinitiative: 
1. Unterschriften und Fristen: Unterschriften und Fristen sol­
len analog zu den übrigen lnltiatMnstrumenten geregelt wer­
den: 100 000 Unterschriften In 18 Monaten. Die Minderheit!' 
(Wlckij beantragt bei Artikel 139a tar die allgemeine Volksini­
tiative eine höhere Unterschrittenzahl von 120 000. Durch 
die Eintahrung der allgemelnen Volksinitiative würde das dl­
rektdemokratlsche Instrumentarium erweitert. Diese Erwei­
terung sei durch eine erhöhte Unterschrittenzahl zu 
kompensieren. Die Kommissionsmehrheit warnt vor dieser 
hohen Unterschrittenzahl, durch die das Instrument zu einer 
Totgeburt wOrde. Die Initianten werden dann auf jeden Fall 
auf die formulferte Verfassungsinitiative ausweichen, auch 
wenn das Anliegen nicht verfassungswardlg Ist 
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Au1 der anderen Seite Ist die Kommission auch gegen eine 
zu tiefe Unterschriftanzahl von 70 000, wie sie der Bundesrat 
und die Minderheit IV (Beguelln) vorschlagen. Die Kommis­
sion will das Instrument gegenüber den anderen lnltlativln­
strumenten nicht privilegieren. Indem die lnltlanten und 
lnltlantlnnen die Möglichkeit haben, Ihr Anliegen auch relativ 
präzis zu formulieren, stellt die allgemeine Volksinitiative ein 
Interessantes Instrument dar, dessen Attraktivität nicht noch 
durch eine tiefere Unterschriftanzahl gesteigert werden 
muss. 
2. Die Form der allgemeinen Anregung: Zugelassen Ist nur 
diese Form, was jedoch nicht ausschliesst, dass die Initian­
ten gemäss bisheriger Praxis bei der Initiative In Form der 
allgemeinen-Anregung Ihr Anliegen auch konkret formulieren 
dürfen. Die Bundesversammlung muss im Falle eines Erfol­
ges der Initiative bei der Umsetzung Inhaltlich dem Anliegen 
voll Rechnung tragen. Sie muss die Formulierung der Initian­
ten Jedoch nicht Obernehmen, sondern kann und muss das 
Anliegen in eine rechtsetzungstechnlsch korrekte Form brin­
gen. 
3. Zur Rechtsstufe: Mit der allgemeinen Volksinitiative sollen 
nur Verfassungs- und Gesetzesänderungen verlangt werden 
können, nicht Jedoch die Änderung von Einzelakten oder von 
Verordnungen. Die lnitiativkomltees wären in der Regel nicht 
in der Lage, die technischen und finanziellen Einzelheiten ei­
nes konkreten Projektes auszuarbeiten. 
In diesem Sinne ersuche Ich Sie, in Absatz 1 der Kommis­
sionsmehrheit zuzustimmen. 

Wlckl Franz (C, LU): Ich habe mich bereits beim Eintreten 
zur Höhe der Unterschrlftenzahl geäussert. Hier möchte Ich 
nur nochmals betonen, dass wir mit der allgemeinen Volksini­
tlatlve ein neues Instrument der Volksrechte einführen. Dies 
rechtfertigt eine höhere Unterschrlftenzahl. Ich bin über­
zeugt, dass beim Volk dafür viel Verständnis vorhanden ist, 
denn bei den verschiedensten Diskussionen wird, gerade 
angesichts der vielen Abstimmungen, Immer wieder die 
Frage gestellt, wann die Unterschrlftenzahlen endlich erhöht 
worden. 
Wenn wir schon bei den bisherigen Instrumenten die Unter­
schrlftenzahl gleich bleiben lassen, müssen wir mindestens 
beim neuen Instrument der allgemeinen Volksinltlative die 
Latte etwas höher setzen. Denn wenn jemand bei Ober 
4 Millionen Stimmberechtigten 120 000 Unterschriften für die 
allgemeine Volksinitiative nicht zusammenbringt, beweist 
dies, wie wenig repräsentativ sein Anliegen Ist Wir wollen 
doch unsere Volksrechte nicht für irgendwelche billige Profi• 
lierung zur Vertagung stellen, sondern wir möchten das Volk 
dann an die Urne rufen, wenn das Thema tatsächllch von all­
gemeiner Bedeutung Ist Es macht keineswegs die Qualität 
der direkten Demokratie aus, wenn das Volk Ober jede unbe­
deutende Sache abzustimmen hat 
Vergessen dürfen wir auch nicht, dass die Art der Meinungs­
bildung Im Volk immer prekärer wird und der Aufwand, die 
Stimmbürger Ober die Abstimmungsfragen zu Informieren, 
Immer zunimmt. Es stellt sich die Frage, wie weit die Par­
teien bei der Zunahme der Zahl der Geschäfte und Mehr­
fachabstimmungen überhaupt noch in der Lage sind, die 
ganzen Vorbereitungsarbeiten für die Volksabstimmungen 
seriös durchzuführen. Im Übrigen trifft zu, was Ständerat 
und Staatsrechtslehrer Ren6 Rhinow seinerzeit Im Zusam­
menhang mit der Unterschrlftenzahl und den Volksrechten 
ausgeführt hat: Hinsichtlich der Unterschrlftenzahlen disku­
tieren wir genau genommen darüber, wie gross die kleine 
Minderheit sein soll, die das ganze Volk an die Urne bemü­
hen kann. Hier geht es nicht um das Recht des Volkes, son­
dern um das Recht einer Minderheit Im Volk. Wir haben also 
zu bestimmen, wie klein oder weniger klein diese Minderheit 
sein soll. Das Ist die Fragestellung. 
Passen wir also bei der Einführung eines neuen - ich be­
tone: eines neuen - Volksrechtes die Voraussetzungen der 
veränderten Bevölkerungszahl und der gestiegenen Zahl der 
Stimmberechtigten mindestens teilweise an. 
Ich beantrage Ihnen daher, der Minderheit II zuzustimmen. 

Beguelln Michel (S, VD): Je vous lnvite a sulvre la proposi­
tlon du Consell fed6ral. 
J'avals d6ja dlt dans le d6bat d'entr6e en matlere que le 
Conseil federal savalt de temps en temps se montrer g6n6-
reux et Je pense, en l'occurrence, que sa proposltlon de 
70 000 slgnatures est logique. Je rappelle simplement ce 
que dlsalt le rapport du Conseil fed6ral du 2 avrll 2001: «De­
puis 1998, le Conseil f6d6ral est d'avis que le nombre de sl­
gnatures requls pour lancer une Initiative populalre g6n6rale 
doit fltre dans tous les cas int6rleur a celul d'une Initiative 
constltutlonnelle, sinon ce nouvel Instrument populalre 
s'avere molns attractlf et II faut s'attendre a ce que l'on contl­
nue d'utlllser !'initiative tendant a une r6vlsion partielle de la 
constitution.» Je pense que ce point de vue est tout a falt 
Justlfl6. Je le soutiens. On offre un nouvel outll; ce nouvel 
outil dolt fltre attrayant. 
Je vous lnvlte a soutenlr la proposltion du Conseil f6d6raL 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Der Bundesrat begrOsst es aus­
serordentilch, dass die Kommission die Einführung der all­
gemeinen Volkslnltlatlve wieder aufgenommen hat Damit 
können neu auch Anliegen auf Gesetzesebene vorgeschla­
gen werden und stufengerecht Eingang In die Gesetzgebung 
finden. Indem die Bundesversammlung die Rechtsstufe fest­
legt, auf der das Begehren verwirklicht wird, und auch den 
Text der Vorlage verbindlich festlegt, kann die Kohärenz der 
gesamten Rechtsordnung besser gewahrt werden. Ausser­
dem bietet das neue Volksrecht die Möglichkeit, ein beste­
hendes Gesetz in einem Teilbereich zu ändern; die 
allgemeine Volksinitiative kann in diesem Sinne auch als 
nachträgliches Referendum benutzt werden. 
Warum nun eine tiefere Unterschrlftenzahl? Die allgemeine 
Volksinitiative ist für die lnltlanten im Vergleich mit der formu­
lierten Verfassungsinitiative das schwächere Instrument. Die 
Initianten können weder die Rechtsstufe noch den Text ver­
bindlich festlegen. Wird das Anliegen auf Gesetzesstufe ver­
wirklicht, kann es später einfacher wieder geändert werden, 
und das Parlament verfügt Ober einen Gestaltungsspielraum 
bei der Umsetzung des Begehrens. 
Zum Antrag der Minderheit II, die eine Unterschrlftenzahl 
von 120 000 fordert: Hier muss die Unterschrlftenzahl Im 
Gesamtzusammenhang der geforderten Unterschrlftenzah­
len gesehen werden. Es kann nicht nur darauf hingewiesen 
werden, dass die Zahl hier erhöht werden sollte, weil die 
Zahl der Stimmberechtigten im Vergleich zu früher höher ist. 
Es war die Überlegung des Bundesrates In seiner Botschaft 
1998, sämtllche Unterschrlftenzahlen zu erhöhen. Damals 
hatte der Bundesrat auch bereits vorgesehen, für die allge­
meine Volksinitiative eine tiefere Unterschrlftenzahl vorzuse­
hen als für die übrigen Volkslnltlatlven. 
Es geht also darum, die Attraktivität der allgemeinen Volks­
Initiative zu stärken. Deshalb beantragt der Bundesrat mit 
Nachdruck eine tiefere Unterschrlftenzahl. Wir schlagen 
70 000 Unterschriften vor. Damit könnte die allgemeine 
Volksinitiative auch zunehmend das Referendum ersetzen, 
aber in einer wesentlich konstruktiveren Art. Dieses neue lnl­
tiatlvrecht eignet sich als nachträgliches Referendum, mit 
dem nur einzelne Teile eines Gesetzes korrigiert werden 
können, ohne dass dabei gleich der ganze Erlass kassiert 
werden muss. Der Bundesrat Ist der festen Überzeugung, 
dass man mit einer Reform, die die Mängel der Volksrechte 
beseitigen will, alles unternehmen muss, um konstruktive 
Mitwirkungsrechte, wie eben die allgemeine Volksinitiative, 
möglichst attraktiv auszugestalten. 
Ich bitte Sie daher, dem Antrag des Bundesrates zuzustlm• 
men. 

Escher Rolf (C, VS): Ich kann der Senkung der Unterschrit­
tenzahl von 100 000 auf 70 000, wie dies der Bundesrat und 
die Minderheit IV vorsehen, nicht zustimmen. Es geht dabei 
um die Respektierung des Föderalismus, also auch um die 
Respektierung des Bundesstaates. Darum verlangt die Ver­
fassungsinitiative eine Unterschriftenzahl von 100 000, also 
doppelt so viel wie das Gesetzesreferendum mit 50 000. 
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Mit der nun vorgesehenen allgemeinen Volkslnltlatlve kann 
nun aber auch eine Änderung der Verfassung verlangt wer­
den; das wird wohl sehr oft der Fall sein. Unsere bundes­
staatliche Verfassung schützt die Rechte der Kantone durch 
zwei Harden. Die Änderung der Bundesverfassung verlangt 
nicht nur das Volksmehr, sie verlangt auch das Ständemehr, 
das Mehr der 26 Kantonsbevölkerungen. Das Ist die eine 
Hürde. Aber die Bundesverfassung stellt fOr die Initiative 
noch eine zweite Hürde auf, nämllch die doppelt so hohe 
Unterschrittenzahl. Die Reduktion dieser zweiten Hurde Ist 
eine Schwächung des bundesstaatllchen Föderalismus. Es 
steht der ständekammer gut an, diese Schwächung zu ver­
hindern. 
Ich ersuche Sie deshalb, die Reduktion der Unterschriften­
zahl auf 70 ooo abzulehnen. , 

Dettllng Tonl (R, SZ), fQr die Kommission: Ich möchte In 
diesem Zusammenhang nur noch auf etwas hinweisen: Wir 
haben eingangs beschlossen, dass die Sammelfrist fOr die 
Initiativen 18 Monate beträgt. Wenn ich Frau Bundesrätin 
Metzler beim Eintreten richtig verstanden habe, hat sie die 
Sammelfrist mit der Höhe der Unterschrlftenzahlen ver­
knüpft; nämlich dann, wenn wir auf zwölf Monate zurückge­
hen wurden, würde man auch die 70 000 Unterschriften 
vorsehen, eben gewlssermassen als Erleichterung fOr die 
allgemeine Volksinltiatlve. Wir haben aber an 18 Monaten 
festgehalten, und deshalb sollten wir nunmehr auch an den 
1 oo ooo Unterschriften, wie dies die Kommissionsmehrheit 
beantragt, festhalten. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Ich muss hier noch eine Ergän­
zung anbringen zum Votum von Herrn Dettting, zum zusam­
menhang zwischen der Sammelfrist von 18 oder 12 Mo­
naten bei Volksinitiativen zur Unterschrittenzahl von 70 000 
beim Referendum: Wenn die Dauer zum Sammeln von Un­
terschriften für Initiativen von 18 Monaten auf 12 Monate 
verkOrzt worden wäre, hätte Ich den Eventualantrag gestellt, 
beim Referendum die Unterschrittenzahl von 50 000 auf 
70 ooo zu erhöhen. Das hat nichts mit der Unterschrittenzahl 
bei der allgemeinen Volksinitiative zu tun. 

Abstimmung - Vote 

Eventue/1-A tltre prelimlnaire 
FOr den Antrag der Minderheit II 

(120 000 Unterschriften) .... 27 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit IV 

(70 000 Unterschriften) .... 8 Stimmen 

Definitiv - Deflnltivement 
FOr den Antrag der Mehrheit 

(100 000 Unterschriften) .... 29 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit II 

(120 000 Unterschriften) .... 5 Stimmen 

Abs. 2-.5 -Al. 2-.5 

Dettllng Tonl (R, SZ), für die Kommission: Bel Absatz 2 
sind neu die GOltlgkettsvoraussetzungen analog zu Artl­
kel 139 Absatz 3 wie bei der formulierten Initiative, geregelt. 
Ich würde jetzt gleich weitergehen zu Absatz 3. Weil bei Ab­
satz 3 ja keine Differenzen bestehen, gebe Ich lediglich eine 
kurze Erklärung ab: Wir haben hier das Vorgehen für den 
Fall geregelt, wenn die Bundesversammlung mit der Initia­
tive einverstanden Ist. Die direkte Umsetzung auf der ent­
sprechenden Rechtsetzungsstufe wird hier geregelt. Je 
nachdem, ob es sich um eine Verfassungs- oder Gesetzes­
änderung handelt, werden sich Volk und Stände bzw. nur 
das Volk zu dieser Umsetzung aussprechen können. 
In Absatz 4 ist das Vorgehen für den Fall geregelt, wenn die 
Bundesversammlung einen Gegenentwurf unterbreiten wlll. 
Es Ist vorgesehen, dass die Bundesversammlung bereits In 
einer frühen Phase einen Gegenentwurf unterbreiten kön­
nen sollte. Anstatt zuerst eine Volksabstimmung Ober das 
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allgemeine Begehren der lnltlanten durchzufahren, soll die 
Initiative gerade mit einem Gegenentwurf der Abstimmung 
unterbreitet werden. Dies setzt natürlich voraus, dass das 
Begehren zuerst In konkrete Verfassungs- und/oder Geset­
zesänderungen umgesetzt wird. Eine ausgearbeitete Initia­
tive wird einem ausgearbeiteten Gegenentwurf gegen­
übergestellt. Das Volk bzw. die Stände können sich nach 
dem System des doppelten Ja Ober die beiden Vorschläge 
aussprechen. 
In Absatz 5 ist das Vorgehen im Fall der Ablehnung der Ini­
tiative durch die Bundesversammlung geregelt In diesem 
Fall erfolgt eine Volksabstimmung Ober den Grundsatzent­
scheid. Wenn der Volksentscheid positiv Ist, dann hat die 
Bundesversammlung diese Initiative umzusetzen. 

Angenommen -Adopte 

Art.139b 
Antrag der Kommission: BBI 

Art.139b 
Proposition de /a commlssion: FF 

Dettllng Toni (R, SZ), fQr die Kommission: Hier geht es um 
das Verfahren bei Initiative und Gegenentwurf. Das Verfahren 
bei der Volksabstimmung Ober Initiative und Gegenentwurf 
wird fOr alle lnitlatlvformen In einem einzigen Artlkel geregelt 
Gegenüber dem geltenden Recht wurde eine kleine Modifi­
kation für einen wohl höchst seltenen Fall vorgenommen. 
Falls in der Stichfrage Volks- und ständemehr divergieren, 
soll diejenige Vorlage In Kraft treten, bei welcher der prozen­
tuale Anteil der Volksstimmen und der prozentuale Anteil der 
Stendesstimmen die grOSSere Summe ergeben. Die bishe­
rige Regelung, wonach in einem solchen Fall der Stetus quo 
gelten soll, ist unbefriedigend: Volk und Stände haben sich 
sowohl fOr Initiative als auch fQr den Gegenentwurf ausge­
sprochen, und trotzdem soll weiterhin der Status quo gelten. 
In der Praxis wird zwar ein solcher Fall kaum je eintreten. 
Trotzdem ist es unbefriedigend, dass zumindest theoretisch 
eine solche Möglichkeit Oberhaupt besteht 

Angenommen -Adopte 

Art.139c 
Antrag des Bundesrates: 881 

Neuer Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Streichen 
Minderheit 
(Brlner, Beguelln, Büttlker, Escher, Stähelin) 
Zusttmmung zum Antrag des Bundesrates 

Art.139c 
Proposition du Conseil Mderal: FF 

Nouve//e proposltlon de 1a commlsslon 
Majorite 
Blffer 
Minorite 
(Brlner, Beguelln, BQttlker, Escher, Stähelin) 
Adherer a la proposition du Conseil federal 

La pr6sldente (Saudan Fran90lse, pr6sldente): La proposl­
tlon de la mlnorlte est adoptee par le vote A l'article 138. 

Angenommen gemäss Antrag der Minderheit 
Adopte selon la proposltion de /a m/norite 

Art.139d 
Antrag des Bundesrates: 88/ 

Neuer Antrag der Kommission 
Streichen 
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Art.139d 
Proposition du Conseil federal: FF 

Nouve/le proposltlon de Ja oommlsslon 
Bitter 

Dettllng Tonl (R, SZ), fOr die Kommission: Der Bundesrat 
schlägt bei Artikel 139d vor, der Bundesversammlung zu er­
möglichen, zwei Volksinitiativen nach einem ähnlichen Ver­
fahren wie bei der Abstimmung über Initiative und 
Gegenentwurf zur Abstimmung zu unterbreiten. Mit einer 
solchen Lösung soll verhindert werden, dass am gleichen 
Abstimmungssonntag zwei Volkslnitlatlven zur gleichen Ver­
fassungsmaterie angenommen werden, wodurch abwei­
chende oder sogar sich widersprechende Verfassungsnor­
men verankert warden. Aufgrund der kurzen Behandlungs­
fristen kann sich der Bundesrat durchaus In die Lage versetzt 
sehen, solche Initiativen am gleichen Datum vorzulegen. 
Der Antrag des Bundesrates wurde in der Kommission von 
niemandem aufgenommen. Die Kommission stellt sich ge­
gen die Aufnahme dieser Bestimmung, weil sie eine gewisse 
Manipulationsgefahr In sich birgt. Auch wenn die Bundesver­
sammlung sicher sehr sorgsam prüfen wird, ob zwei Initiati­
ven einander gegenübergestellt werden sollen, setzt sie sich 
doch immer dem möglichen Vorwurf aus, sie versuche durch 
dieses Manöver, eine mehrheitsfähige Initiative zu bodigen. 
Die Änderung stellt einen durchaus schwerwiegenden Ein­
griff In das System der Volksrechte dar, Indem das Anliegen 
von 100 ooo Stimmberechtigten plötzlich mit einem Anliegen 
von anderen 100 000 Stimmberechtigten gekoppelt wird, 
ohne dass sich die Betroffenen dazu äussern können. 
Auf Gesetzesebene müsste im Fall der Annahme des Antra­
ges des Bundesrates näher umschrieben werden, welche Ar­
ten von Volksinitiativen einander gegenübergestellt werden 
dürfen. Der Bundesrat Ist zum Beispiel der Ansicht, dass ähn­
liche Volksinitiativen einander sinnvollerweise gegenüberge­
stellt werden können, komplementäre Volksinltlativen Jedoch 
nicht. In der Praxis dürfte es jedoch häufig schwierig sein zu 
bestimmen, ob es sich um ähnliche oder einander ergän­
zende Volkslnltlatlven handelt. Der Vorschlag birgt die Gefahr 
einer weiteren Verrechtlichung der Volksrechte und der Do­
minanz von Verfahrensfragen gegenüber inhaltlichen Folgen. 
Die Kommission empfiehlt Ihnen deshalb, Ihrer Fassung zu. 
zustimmen und den Antrag des Bundesrates abzulehnen 
um damit Jeder Gefahr einer möglichen Manipulation von al: 
lern Anfang an vorzubeugen. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Der Bundesrat beantragt Ihnen, 
eine Bestimmung aufzunehmen, die es der Bundesver­
sammlung ermöglicht, zwei Volkslnltlatlven zum gleichen 
Gegenstand glelchzeltlg der Abstimmung zu unterbreiten. 
Die beiden Initiativen würden nach dem gleichen Verfahren 
zur Abstimmung gebracht wie eine Initiative und ihr Gegen­
entwurf. Damit könnten die Stimmberechtigten In der Stich­
frage entscheiden, welcher Initiative sie den Vorzug geben, 
falls beide angenommen werden. Das Ist nicht notwendig 
Herr Dettling, wenn sich zwei Volksinitiativen komplementär 
ergänzen, dann braucht es diese Stichfrage nicht Das wird 
also nicht ausgeschlossen, sondern es Ist nach Ansicht des 
Bundesrates nicht notwendig. 
Nach heutigem Recht werden zwei Initiativen, die nicht den 
gleichen Inhalt haben, nicht nach dem Verfahren von Initiative 
und Gegenentwurf unterbreitet. Die Stimmberechtigten ha­
ben nicht die Möglichkeit, zweimal Ja zu stimmen und sich 
dann In der Stichfrage fOr die eine oder die andere Initiative 
zu entscheiden. Nach heutigem Recht warden bei einem 
doppelten Ja beide Initiativen In die Verfassung aufgenom­
men, auch wenn sie ähnliche, abweichende oder sogar wi­
dersprüchliche Lösungen vorschlagen. Die Stimmberechtig­
ten, die ein solches Ergebnis vermelden wollen, sind eigent­
lich gezwungen, nur für eine der beiden Initiativen zu stim­
men, auch wenn sie beide Initiativen dem geltenden Recht 
vorziehen würden. Dies kann auch den Wählerwillen verfäl­
schen. 

Es Ist nicht nur ein theoretisches Problem - Sie haben es 
eingangs.bereits erwähnt-; es wird sich In Zukunft öfters 
stellen, denn die verkürzten gesetzlichen Fristen verpflichten 
den Bundesrat, eine Volkslhltiative Innert neun Monaten 
nach der Schlussabstimmung In den Räten der Volksabstim­
mung zu unterbreiten. Wir sind gegebenenfalls sogar ge­
zwungen, zwei Initiativen zum gleichen Gegenstand 
gleichzeitig zur Abstimmung zu bringen. 
Sie haben erwähnt, dass in der Kommission auch Befürch­
tungen laut wurden, es könnte manipuliert werden. Unseres 
Erachtens Ist genau das Gegenteil der Fall. Wenn die ver­
kürzten gesetzlichen Fristen keine andere Wahl lassen, als 
die beiden Initiativen gleichzeitig zur Abstimmung zu brin­
gen, dann muss ein besonderes Abstimmungsverfahren da­
für garantieren, dass der Wählerwille nicht verfälscht wird. 
Dies kann nur ein Abstimmungsverfahren wie bei Initiative 
und Gegenentwurf sicherstellen. Der Antrag des Bunderates 
überträgt auch die Kompetenz zu diesem Entscheid der 
Bundesversammlung. Insofern braucht man also sicher 
keine Manipulation seitens des Bundesrates zu befürchten. 
Unseres Erachtens entlastet unser Antrag den politischen 
Prozess, weil nicht zweimal hintereinander über den glei­
chen Gegenstand abgestimmt werden muss, und er garan­
tiert auch die freie WIiiensbiidung und die unverfälschte 
Stimmabgabe besser als das geltende Recht. 
Ich bitte Sie daher, dem Antrag des Bundesrates zuzustim­
men. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 20 Stimmen 
Für den Antrag des Bundesrates .•.. 6 Stimmen 

Art. 140 Abs. 2 Bst. abls, b 
Antrag der Kommission: 881 

Art. 140 al. 2 let. abls, b 
Proposition de 1a oommlsslon: FF 

Dettllng Tonl (R, SZ), für die Kommission: Diese Neuerung 
ergibt sich aus der Möglichkeit, dass die Bundesversamm­
lung allgemeinen Volkslnltlatlven einen Gegenvorschlag 
auch auf Gesetzesstufe gegenüberstellen kann. Das Volk 
muss sich dazu äussem können, ob es nun die Version der 
Initianten oder der Bundesversammlung vorzieht, unabhän­
gig davon, ob das Anliegen auf Verfassungs- oder Gesetzes­
ebene umgesetzt wird. 

Angenommen -Adopte 

Art. 141 Abs. 1 Einleitung, Bst. d Zlff. 3, Abs. 2 
Antrag der Kommission: BBI 
Antrag des Bundesrates: 881 

Antrag Pf/sterer Thomas 
Abs. 1 Bst. d Ziff. 3 
3. wichtige rechtsetzende Bestimmungen enthalten oder de­
ren Umsetzung den Erlass von Bundesgesetzen erfordert. 

Art. 141 al. 1 lntroductlon, let d eh. 3, al. 2 
Proposition de 1a comm/sslon: FF 
Proposition du Conseil federa/: FF 

Proposition Pflsterer Thomas 
Al. 1 /et. d eh. 3 
3. contiennent des dlsposltions lmportantes qui flxent des re­
gles de droit ou dont la mise en oeuvre exlge l'adoptlon de 
lols federales. 

Abs. 1 Einleitung -Al. 1 lntroductlon 

Dettllng Ton! (R, SZ), fOr die Kommission: Bel Artikel 141 
Absatz 1 geht es um die Verankerung der Sammelfrist ror die 
Referenden. Wir beantragen hier die Beibehaltung des bishe­
rigen Erfordernisses von 50 000 Unterschriften In 100 Tagen. 
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Der Antrag des Bundesrates auf Erhöhung der Unterschrlf• 
tenzahl beim Referendum von bisher 50 000 auf neu 70 000 
wurde an der letzten Kommissionssitzung von nieman­
dem aufgenommen. Die Kommission Ist nach Intensiven 
Abklärungen fOr die Beibehaltung der aktuellen Unterschrlf­
tenzahlen. Sie hat sich ausfOhrlich mit der Frage der Er­
höhung der Unterschrlftenzahlen auseinander gesetzt und 
dabei festgestellt, dass eine solche Erhöhung sogar kon­
traproduktiv sein könnte. Eine Erhöhung der Unterschriften­
zahlen wOrde die Volksrechte noch mehr zu Verbands- und 
Firmenrechten machen; fQr Parteien und Ad-hoc-Grup­
pierungen wäre es kaum noch möglich, ein Referendum 
zu ergreifen. Bereits heute Ist das Referendum das belieb­
te Instrument finanzstarker Gruppierungen, während z. 8. 
Parteien MOhe haben, ein solches zu ergreifen; Ich erinnere 
In diesem Zusammenhang etwa an das von der CVP lan­
cierte Referendum bei der Fristenlösung. Mit einer Erhö• 
hung wOrde man diese Tendenz noch verstärken. Parteien 
und Ad-hoc-Gruppierungen Wllrden zusehends vom Refe. 
rendum ausgeschlossen, während es fQr Organisatio­
nen wie beispielsweise die Auns von relativ kleiner Bedeu­
tung Ist, ob sie 50 000 oder 70 000 Unterschriften sammeln 
massen. 
Die Bundeskanzlerin hat an der Sitzung der SPK-Subkom­
mission zudem dargelegt, dass die Behörden kein Interesse 
daran haben, die Unterschrlftenzahl fOr das Referendum zu 
erhöhen. Eine Erhöhung des Quorums Ist nach Ansicht der 
Bundeskanzlei kontraproduktiv. Je mehr Unterschriften fOr 
ein Referendum gesammelt werden, umso weniger hat die 
Voriage eine Chance, gemäss den Empfehlungen von Bun­
desrat und Parlament angenommen zu werden. Eine Erhö­
hung der Unterschrlftenzahlen bringt auch mehr Feuer• 
Wasser-Koalltlonen mit sich. Das heisst, Gruppierungen mit 
unterschiedßchen Absichten schiiessen sich zusammen, um 
das Quorum zustande zu bringen - wie beispielsweise beim 
Thema Frlstenlösung. Weitere Argumente gegen die Erhö­
hung der Unterschrlftenzahlen habe Ich bereits In meinem 
Elntretensreferat dargelegt. 
Ich ersuche Sie daher Im Namen der klaren Mehrheit der 
Kommission, bei der bisherigen Unterschrlftenzahl fOr das 
Referendum zu bleiben und den Antrag des Bundesrates 
abzulehnen. Ich bin auch persönlich Oberzeugt, dass wir nur 
mit der Beibehaltung der bisherigen Unterschrlftenzahl Ober­
haupt eine Chance haben, der Vorlage zum Durchbruch zu 
verhelfen. Die diesbeZOglichen Äusserungen der Hearing­
tellnehmer waren an Deutlichkeit kaum zu Obertreffen. 
In diesem Sinne ersuche ich Sie, dem Antrag der Kommis­
sion zuzustimmen. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Unser Antrag, Frau Präsidentin, 
ist ein Eventualantrag fOr den Fall, dass die Sammelfrist bei 
Volksinitiativen auf zwölf Monate gesenkt worden wäre. In­
sofern ist er hinfällig. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposltlon de la commission 

Abs. 1 Bst d Zlff. 3 -Al. 1 Jet d eh. 3 

Dettllng Toni (R, SZ), fOr die Kommission: Buchstabe d be­
trifft das Staatsvertragsreferendum. Mit der vorgenommenen 
Neuerung wird eine Parallelität zwischen inner- und zwi­
schenstaatlicher Gesetzgebung hergestellt: Wichtige Recht 
setzende Normen sind dem Referendum zu unterstellen. 
Staatsverträge sind Immer dann dem Referendum zu unter­
stellen, wenn sie erstens wichtige Recht setzende Bestim­
mungen enthalten oder zweitens zum Erlass von Bundes­
gesetzen verpflichten. 
Die Bestimmung enthält drei Neuerungen: 
1. Die Multllateralltät Ist kein Kriterium mehr dafOr, ob ein 
Staatsvertrag dem Referendum unterstellt wird oder nicht 
2. Der Umfang des durch den Staatsvertrag neu geschaffe­
nen Rechtes spielt keine Rolle mehr für die Unterstellung 
unter das Referendum. 
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3. Es sollen auch Staatsverträge dem Referendum unter­
stellt werden, die nicht direkt anwendbar sind, jedoch zum 
Erlass von Bundesgesetzen verpflichten. 
Zur Stellungnahme des Bundesrates: Der Bundesrat will an 
seiner 1996 vorgeschlagenen Formulierung festhalten, ge­
mäss der völkerrechtllche Verträge dann dem Referendum 
zu unterstellen sind, wenn Ihre Umsetzung den Erlass von 
Bundesgesetzen erfordert, die Rechte und Pflichten von Pri­
vaten begründen. Seiner Ansicht nach geht der Antrag der 
Kommission zu weit, da auch Staatsverträge dem Referen­
dum unterstellt werden, welche bloss die Organisation oder 
die Aufgaben von Behörden regeln. 
Zur Stellungnahme der Kommission: Der Antrag des Bun­
desrates wurde In der Kommission nicht aufgenommen. Es 
ist festzuhalten, dass es sich hier um ein fakultatives Refe. 
rendum handelt Wenn also die Materie die StlmmbOrger 
nicht Interessiert, weil es sich z. B. um Fragen der Behör­
denorganisation handelt, dann ergreifen sie das Referen­
dum nicht. Es Ist aber durchaus denkbar, dass solche 
Fragen In einem konkreten Fall von Interesse oder von politi­
scher Brisanz sein können. Die Situation Ist analog jener 
beim Gesetzesreferendum. Auch hier wird nur gegen einen 
verschwindend kleinen Prozentsatz der Erlasse das Refe. 
rendum ergriffen. Es ist nicht einsichtig, warum bei der Ober• 
staatlichen Rechtsetzung im Hinblick auf die Refrendums­
möglichkelt andere Kriterien angewendet werden sollen als 
bei der innerstaatlichen Rechtsetzung. 
Noch ein kurzes Wort zum Einzelantrag Pflsterer: Dieser An­
trag hat der Koml'IJisslon nicht vorgelegen. Er will offenbar 
eine redaktionelle Anderung, ohne materiell die Fassung der 
Kommissionsmehrheit infrage z~ stellen. Nach meiner Beur­
teilung und nach einer kurzen UberprOfung bin ich zur Auf­
fassung gelangt, dass man diesem redaktlonellen Antrag 
Pflsterer zustimmen kann - aber das sage Ich natOrllch nur 
In meinem persönlichen Namen. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Ich verzichte hier darauf, formell 
Antrag zu stellen. Wir werden uns aber erlauben, diese 
Frage im Zweitrat noch einmal zu thematisieren. 
Was den Antrag Pftsterer betrifft, teile Ich die Auffassung Ih­
res Kommissionssprechers, dass die Formulierung Pflsterer 
die bessere Formulierung ist als jene, die von der Kommis­
sion vorgeschlagen wird. 

Pflsterer Thomas (R, AG): Es Ist natorlich eine komfor­
table Situation. wenn man offene Toren einrennt; da kann 
man höchstens noch versuchen, eine kleine Begrün­
dung nachzuschieben fOr das, was man angerichtet hat. 
Wir sind uns also einig - Ich stimme der Kommission voll 
zu -, dass es darum geht, die Aussenpolltlk mit der De­
mokratie zu versöhnen. Ich schlage aber vor, das auch wirk• 
lieh auszudrucken und konsequent durchzuziehen. Es be­
steht hier nicht nur eine redaktionelle Differenz; Ich be­
fQrchte vielmehr, dass auch eine materielle bestehen wOrde, 
und diese möchte ich ausräumen. Es geht um die Inte­
gration des innerstaatlichen und des völkerrechtlichen Pro­
zesses. Ich versuche Ihnen diese Differenzen kurz aufzuzei­
gen. 
Es gibt nach meiner Meinung beim Text der Kommission 
Verbesserungsbedarf In zwei Punkten, der eine betrifft das 
Wort •Bundesgesetz» und der andere das Wort averpflich-•~ . 
Zum Wort «Bundesgesetz»: Es Ist nicht Sache des Vertra­
ges, des Auslandes, der Verhandlungspartner, uns zu sa­
gen, ob wir ein Bundesgesetz oder eine Verordnung des 
Bundes haben wollen, und es Ist nicht Aufgabe des Vertrags 
zu entscheiden, ob wir eine bundesgesetzliche Regelung 
oder eine kantonalgesetzllche Regelung treffen wollen. Das 
ist nicht nur eine Formalität. 
Zum Wort «verpflichten»: Dieses könnte missverständlich 
sein; es Ist nicht wesentlich, ob zur Umsetzung direkt oder 
indirekt verpflichtet wird - die Form Ist irrelevant -. sondern 
es kommt darauf an, dass In der Sache dieses Ergebnis vor­
liegt. 
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Darum schlage Ich Ihnen vor, aus dem bundesrätllchen Text 
die ersten drei Zeilen, mit dem Wort «Umsetzung», zu Ober­
nehmen, und damit klarzustellen, dass es um diesen weite­
ren Begriff geht - nicht nur um den Vollzug, sondern auch 
um die Umsetzung Im Sinne von Artikel 46 der Bundesver­
fassung, soweit eben nicht die Kantone zuständig sind. Die 
Zuständigkeit der Kantone zur Umsetzung Ist vorbehalten. 
Die zweite Änderung gegenüber dem bundesrätllchen Text: 
Es geht nicht nur um Rechte und Pflichten, sondern, wie die 
Kommission es gesagt hat, um alles, was In Artikel 164 der 
Bundesverfassung unter «wichtig» verstanden wird, also 
auch um die Leistungen, dle dort erwähnt sind, und um die 
Aufgaben für die Kantone. 
In diesem Sinne bitte ich Sie, unterstOtzt jetzt also durch 
Frau Bundesrätin Metzler und den Herrn Kommissionsspre­
cher, diesem Antrag zuzustimmen. 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag Pflsterer Thomas ..•. 31 stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Abs. 2-AI. 2 
Angenommen -Adopte 

Art.141a 
Antrag des Bundesrates: BBI 

Neuer Antrag der Kommission 
Streichen 

Art.141a 
Proposition du Conseil tederal: FF 

Nouve/Je proposition de Ja commlssion 
Blffer 

Dettllng Tonl (R, SZ), filr die Kommission: Hier geht es um 
die Umsetzung der völkerrechtlichen Verträge. Der Bundes­
rat nimmt seinen Entwurf aus dem Jahre 1996 wieder auf, 
wonach die staatsverträge und die der Umsetzung der Ver­
träge dienende Gesetzesänderung als Gesamtpaket vorge­
legt werden können. Oft sei der Handlungsspielraum bei der 
gesetzlichen Umsetzung eines Vertrages relativ gering, wo­
durch das separate Abstimmungsverfahren zu einer blossen 
Augenwischerei werde. Ein paketwelses Abstimmen könne 
verfahrensökonomlsch sinnvoll sein und widersprQchliche 
Entscheide vermelden. Damit würde auch die Schweiz als 
Verhandlungspartnerin glaubwürdig. 
Der Antrag des Bundesrates wurde In der Kommission nicht 
aufgenommen. Die Kommission spricht sich gegen die Ein­
führung dieser Möglichkeit aus, weil die Gefahr besteht, 
dass die Entscheidungsfreiheit der Abstimmenden einge­
schränkt wird. Man kann durchaus zum Schluss kommen, 
dass ein Staatsvertrag gut Ist, die Ausführungsgesetzge­
bung jedoch missglückt. Eine solche stellungnahme wäre 
den Stimmenden verwehrt, wenn die Bundesversammlung 
entschieden hat, ein Gesamtpaket vorzulegen. Auch hier ist 
zwar davon auszugehen, dass sich die Bundesversammlung 
nur In wirklich sinnvollen Fällen fOr dieses Vorgehen ent­
scheiden würde. Aber Gegner der Vorlage werden sicher 
schnell versucht sein, Manipulationsabsichten zu unterstel­
len. Die Kommission Ist der Ansicht, dass verfahrensökono­
mlsch bereits einiges gewonnen werden kann, wenn Vertrag 
und Gesetzgebung am gleichen Termin, jedoch als ge­
trennte Vorlagen zur Abstimmung gebracht werden. 
In diesem Sinn empfehle Ich Ihnen die Ablehnung des bun­
desrätllchen Antrages. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Wie schon In seiner Botschaft 
von 1996 beantragt der Bundesrat, dass die Möglichkeit el• 
ner paketwelsen Abstimmung Ober den staatsvertrag und 
den Umsetzungserlass eingeführt wird. Dies entspricht un­
seres Erachtens einem klaren Bedürfnis der Praxis. Bei 
Staatsverträgen, die der Schweiz keinen Spielraum belas-

sen - denken Sie z. B. an die Einführung der 40-Tonnen­
Llmlte -, macht ein separates Referendum Ober den Um­
setzungserlass keinen Sinn. 
Bei einem staatsvertrag, der dem nationalen Gesetzgeber 
einen Gestaltungsspielraum einräumt, dient ein Paket beste­
hend aus staatsvertrag und Umsetzungserlass der Transpa­
renz. Die Stimmberechtigten kaufen also nicht die Katze Im 
Sack, sondern sie wissen, wie der staatsvertrag landes­
rechtllch umgesetzt werden soll, welche flankierenden 
Massnahmen ergriffen werden. 
Eine gleichzeltlge Abstimmung Ober staatsvertrag und Um­
setzungserlass dient zudem auch der Glaubwürdigkeit der 
schweizerischen Aussenpolitik, denn so ist sichergestellt, 
dass der staatsvertrag nicht hinterher durch ein Referendum 
gegen den Umsetzungserlass Infrage gestellt wird. 
Ich möchte auch betonen, dass der Antrag des Bundesrates 
der Bundesversammlung lediglich die Möglichkeit gibt Nur 
die Bundesversammlung könnte eine paketwelse Abstim­
mung beschllessen. Sie behalten also das Heft selber in der 
Hand; deshalb müssen Sie auch hier keine Manipulationen 
vonseiten des Bundesrates befürchten. Wir legen deshalb 
Wert darauf, dass die Möglichkeit einer paketwelsen Abstim­
mung geschaffen wird. 
Ich bitte Sie, unserem Antrag zuzustimmen. 

Brlner Peter {R, SH): Mir leuchtet die Argumentation von 
Frau Bundesrätin Metzler ein. Es Ist gewlssermassen 
schade, dass dieser Vorschlag Ober das Verfahren der Par­
lamentarischen Initiative nun im Nachhinein In die Kommis­
sion gekommen ist, als wir unsere Suppe praktisch schon 
gekocht hatten. Deshalb wurde das in der Kommission nicht 
richtig aufgenommen. 
Ich werde auf jeden Fall den Antrag des Bundesrates unter­
stOtzen. 

Abstimmung - Vbte 
Für den Antrag des Bundesrates •••• 19 Stimmen 
FOr den Antrag der Kommission ..•• 12 Stimmen 

Art. 156 Abs. 3 
Antrag der Kommission: BBI 

Art. 156 al. 3 
Proposition de Ja. commlss/on: FF 

Dettllng Ton! {R, SZ), fOr die Kommission: Es geht um den 
Verfassungsgrundsatz, dass die Zustimmung beider Räte 
notwendig Ist, um Beschlüsse fassen zu können. Die Be­
stimmung im neuen Absatz S sieht vor, dass der Gesetzge­
ber fQr bestimmte, hier abschllessend aufgezählte Fälle ein 
Verfahren vorsehen muss, welches das Zustandekommen 
von Beschlossen ermöglicht, auch wenn sich die beiden 
Räte nicht einig sind. In gewissen Fällen wird dies Im Ge­
setz, ohne ganz eindeutige Verfassungsbasis, schon heute 
vorgesehen. Artikel 20 Absatz 4 Geschäftsverkehrsgesetz 
sieht vor, dass Im Falle des Scheiterns des Einigungspro­
zesses beim Budget oder bei Nachträgen der Beschluss der 
dritten Beratung massgebend wird, der den tieferen Betrag 
oder den tieferen Personalbestand vorsieht, und Artikel 24 
Absatz 2 Geschäftsverkehrsgesetz sieht vor, dass eine_ 
Volkslnltlatlve gOltlg ist, wenn ein Rat zweimal ihre GOltlgkelt 
bejaht hat 
Das Problem eines Nullentscheides bei Uneinigkeit der Räte 
kann sich auch dann stellen, wenn das Volk einer allgemei­
nen Volksinitiative oder der Durchführung einer Totalrevision 
der Bundesverfassung zugestimmt hat. Dabei wäre aber ein 
Nullentscheid sicher nicht Im Sinne des Volksentscheides. 
Vor diesem Hintergrund sollten auch hier gesetzliche Lösun­
gen vorgesehen werden. Selbstverständllch wird dabei der 
In Artikel 148 Absatz 2 Bundesverfassung festgehaltene 
Grundsatz der Gleichstellung der beiden Kammern zu be­
achten sein. Eine gesetzliche Regelung, welche vorsieht, 
dass gewisse Entscheide abschUessend vom Nationalrat 
oder vom Ständerat gefällt werden dürfen, ist demnach nicht 
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zulässig. Es wird keiner Kammer im Vorherein die abschlles­
sende Kompetenz zugesprochen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 189 Abs. 1 Bst. abls 
Antrag der Kommission: 881 

Art. 189 al. 1 let. abls 
Proposftfon de Ja commisslon: FF 

Dettllng Toni (R, SZ), tordie Kommission: Artikel 189 Ab· 
satz 1 Buchstabe abls ermöglicht die Stimmrechtsbe­
schwerde bei der allgemeinen Volksinitiative. Wer der 
Ansicht ist. die Bundesversammlung habe eine allgemeine 
Volkslnltlative - Ich betone hier: allgemeine Volkslnitlative -
nicht gemäss ihrem Wortlaut umgesetzt, kann mit einer Be­
schwerde an das Bundesgericht gelangen. Das Verfahren 
hierfür ist auf Gesetzesstufe zu regeln. Diese Bestimmung 
Ist eine Reverenz an die Besonderheiten der allgemeinen 
Volksinitiative und soll In diesem eng umschriebenen 
Fall zum Tragen kommen, nicht Jedoch in den Fällen von 
Artikel 139 Absatz 3, also bei Verletzung der Einheit der Ma­
terie, der Einheit der Form oder zwingender Bestimmungen 
des Völkerrechtes. In diesen Fällen beschliesst weiterhin ab­
schliessend die Bundesversammlung. 

Angenommen -Adopte 

Zlff. II 
Antrag der Kommission: 8B1 

Ch. II 
Proposition de Ja commisslon: FF 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung- Vote sur l'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes .... 27 Stimmen 
Dagegen ..•. 2 Stimmen 
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Parlamentarische Initiative 
Kommission-SR (96.091). 
Beseitigung 
von Mängeln der Volksrechte 
Initiative parlementaire 
Commisslon-CE (96.091 ). 
Suppression de carences 
dans les droits populalres 

Zweitrat- Deuxleme Conseil 
Elnr:,fchunasdatum gg oa,gg 
0ate ® Mä oa,ee 
Ständerat/Consell des Etats 30.08.99 (Eo Phase- Premiere etape) 
Bericht SPK-SR 02.04.01 (881 2001 4803) 
Rapport CIP•CE 02.04.01 (FF 2001 4590) 
Stellungnahme des Bundesrates 15.06.01 (BBI 2001 6080) 
Avis du Conseil federal 15.06.01 (FF 2001 5783) 

Ständerat/Conseil des Etats 18.09.01 (Zweite Phase - Oewdeme 6tape) 
Nationalrat/Conseil national 21.03.02 (Zweitrat - Deux!eme Cons&!Q 

Gross Andreas (S, ZH), für die Kommission: Wir beginnen 
hier eine Volksrechtsdiskussion, einen Versuch, so genannte 
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Mängel der Volksrechte auszugleichen - In einer langen ll'a· 
dltlon. Viele von Ihnen sind sich bewusst, dass die Vorlage, 
die vor allem auch im Ständerat initiiert worden ist, sozusa• 
gen der Restposten des Versuches Ist, Im Zusammenhang 
mit der Verfassungsrevision zwei Extrapakete der Reform zu 
konstituieren. Eines der Pakete betraf damals die Justtzre.. 
form, das andere die Volksrechte. Diese Reformidee aus der 
Mitte der Neunzigerjahre lebte vor allem von der Idee, dass 
die Bevölkerung, die Bürgerinnen und Bürger überlastet 
seien und dass deshalb sozusagen eine Rationalisierung In 
der direkten Demokratie stattfinden müsse. Man hat dann. 
vor allem Herr Bundesrat Koller, die Figur aufgebaut, dass 
das Referendum und das lnltlativrecht ein bisschen er• 
schwert werden müssten. Dafür schlägt man ein neues 
Volksrecht vor, ein so genanntes neues Volksrecht die allge­
meine Volksinitiative. 
Heute Ist von dieser Übungsanlage glücklicherweise nicht 
mehr die Rede. Die damalige Idee ist gescheitert. Wir dürfen 
es uns anrechnen, dass wir zwei-, dreimal mehmeltllch fest­
gestellt haben, dass wir keine Erschwerung der direkten De­
mokratie wollen, dass wir keine Erl1öhung der Unterschrlf• 
tenzahlen bei Volkslnitlatlven und Referenden wollen. 
Der Ständerat wollte dann mehr als dieses Scheitern und 
hat vorgeschlagen, dass wir die Konsenspunkte, diejenigen 
Aspekte der Reform, bei denen Ständerat und Nationalrat 
schon in der Vorverhandlung ähnlicher Meinung waren, wie­
der aufnehmen, in einer gemeinsamen Subkommission 
durchberaten und schauen, ob wir noch genügend Substanz 
haben, um ein Paket zu schnüren, dass sich sehen lassen 
kann In Bezug auf eine Reform der direkten Demokratie, die 
den verschiedenen Interessen Rechnung trägt. 
Es stimmt, dass von einer grossen Reform In diesem Zu­
sammenhang heute nicht mehr gesprochen werden kann. 
Es ist wieder sozusagen die schweizerische «Schildkröten­
kultur» - in dem Sinne, dass die Schildkröten, neben den 
Schnecken, an diesem Tempo Freude haben, weil sie sich 
überl1aupt nicht Oberfordert sehen müssen. 
Die zentrale Innovation dieses Restpaketes ist die allge­
meine Volksinltlatlve. Die allgemeine Volksinitiative hat den 
grossen Vorteli, dass sich die lnltianten nicht entscheiden 
müssen, auf welcher Ebene ihre Reform angesiedelt werden 
soll; dass sie ihr.Anliegen, das ja oft ein Anliegen für die Ge­
setzgebung Ist, In die Maschinerie des Parlamentes einbrin­
gen können und dass das Parlament entscheiden kann, ob 
es tatsächlich auf die gesetzliche Ebene gehört und ob es 
eine Verfassungsgrundlage gibt; man muss also nicht die 
Verfassung ändern, sondern kann direkt auf die Gesetzes­
ebene gehen. 
Der Bundesrat hat gesehen - und das Ist einer der grossen 
Streitpunkte, Ober den wir nachher länger diskutieren wer• 
den -, dass dieses neue Volksrecht einen anderen Charak• 
ter hat als die Verfassungsinitiative, die wir seit 1891 kennen, 
oder die Gesetzesinitiative, die einige von uns fOr die Bun• 
desebene vorschlagen und die wir auf kantonaler Ebene 
überall kennen. Der Unterschied Ist die Verblndlichkelt. 
Der grosse Sinn der Volksinitiative, wie wir sie heute kennen, 
Ist der, dass ein Teil des Volkes gewiss sein kann, sein Anlie­
gen dem ganzen Volk zur Abstimmung vorlegen zu können. 
Genau so, wie die 100 000 Menschen Ihr Anliegen formuliert 
haben, kann abgestimmt werden. Nur das lnltiatlvkomltee 
kann .dies verhindern. 
Die allgemeine Volksinitiative hat einen weniger verblndll· 
chen Charakter. Sie spielt den Ball In den Garten des Paria• 
mentes; im Vertrauen darauf, kann man sagen, dass das 
Parlament diesen Ball im Geiste der lnltlanten aufnehmen 
wird. Die Initianten wissen nicht, wie die Vorlage, die auf• 
grund Ihrer Anregung vom Parlament konstruiert wird, dann 
genau aussehen wird. 
Der Bundesrat trägt dieser unterschiedlichen Verbindlichkeit 
Rechnung, indem er fOr die allgemeine Volkslnltlatlve eine 
andere Unterschrittenzahl vorschlägt, nämlich 70 000. Das 
war der grosse Streitpunkt, sowohl In unserer Kommission 
wie auch im Ständerat Im Ständerat gab es sogar Leute, die 
mehr als 100 000 Unterschriften vorsehen wollten. Sie sind 
glücklicherweise in der Minderheit geblieben. Es gab Im 
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Ständerat sogar Leute, die die Fristen für die Sammlung der 
Unterschriften kürzen, also eine Erschwerung, ein Ungleich­
gewicht wollten. Auch sie sind glackllcherweise in der Min­
derheit geblieben. 
Die Mehrheit unserer Kommission ist nach wie vor für 
100 ooo Unterschriften. 
Ich gehöre zur Minderheit, die, wie der Bundesrat, dem un­
verbindlichen Charakter der neuen allgemeinen Volksinitia­
tive auch mit einer anderen Unterschriftanzahl gegenüber 
der Verfassungsinitiative Rechnung tragen möchte. Denn -
das muss man ganz klar sagen, und ich hoffe auch, dass 
darüber diskutiert wird - normalerweise kritisieren Bürgerin­
nen und Bürger das Parlament, wenn sie eine Volksinitiative 
machen. Die Motivation für eine Volkslnltiative Ist entweder 
die Freude Ober eine gute, neue Idee, die noch nicht Im Par­
lament verankert ist, oder der Ärger - oder sogar eine Wut -
Ober das, was das Parlament nicht gemacht hat. Aus dieser 
emotionalen Motivation kommt dann die Energie, so viele 
Unterschriften zu sammeln, dieses Unternehmen auf sich zu 
nehmen. Dieser emotionalen Voraussetzung entspricht die 
Überzeugung, dass man genau das, was man möchte, dann 
dem Volk vorlegen kann. Man möchte nicht vom Parlament 
abhängig sein In Bezug auf das, was vom eigenen Tun dann 
vors Volk kommt. Diesem Unterschied muss man Rechnung 
tragen. 
Es ist ein Konstruktionsfehler der allgemeinen Volksinitia­
tive - man baut von Anfang an sozusagen einen Konstruk­
tionsfehler in das neue Produkt ein -, wenn man hier keine 
Differenzierung macht. Ich denke, das wird nachher einer 
der grossen Streitpunkte In der Diskussion sein. 
Wir messen diese Diskussion aber noch In einen grösseren 
Zusammenhang stellen. Wir können nicht zufrieden sein -
das ist eine Relativierung auch dieser Vorlage-, denn vieles 
deutet darauf hin, dass wir bald wieder auf diese Vorlage zu­
rückkommen werden, wie auch Immer Ihr Schicksal sein 
wird. Wir können nicht zufrieden oder stolz darauf sein, dass 
es uns In einer jahrelangen Auseinandersetzung gelungen 
Ist zu erreichen, dass die Unterschriftenzahlen bei Volksin­
itiativen und Referenden nicht erhöht werden. Denn es ist in 
der Öffentlichkeit viel zu wenig bewusst geworden, was der 
Bundesrat Im Juni letzten Jahres In seiner Stellungnahme 
zum ursprünglichen Antrag der ständerätllchen Kommission 
durchaus gesagt hat: dass nämlich in der zweiten Hälfte der 
Neunzigerjahre in der Praxis der direkten Demokratie Verän­
derungen stattgefunden haben, welche unsere Diskussion 
betreffen und welche auch zeigen, dass das Schildkröten­
tempo diese Vorlage In dem Sinne belastet, dass wir heute 
Ober eine Reform diskutieren müssen, die möglicherweise 
nicht auf der Höhe der Zeit ist Der Bundesrat hat nämlich 
klar festgestellt, dass die Beanspruchung der Stimmberech­
tigten eben nicht nur von den Volksinitiativen und Referen­
den herkommt, sondern auch von den Vorlagen der 
Behörden. Er hat festgestellt, dass beim Referendum eigent­
lich nicht von einem gesteigerten Gebrauch gesprochen 
werden kann, weil die kleine Zunahme der fakultativen Refe­
renden Ausdruck der Zunahme der Gesetze ist, bei denen 
man Oberhaupt ein Referendum ergreifen kann. 
Die entscheidende Änderung ist vor allem, dass heute etwa 
70 bis 80 Prozent - in den Städten wie Basel oder ZQrich 
zum Tell sogar 90 Prozent - der Bürgerinnen und Bürger 
ihre Stimme nicht mehr an der Urne abgeben, sondern per 
Post Dieser enorme Gebrauch der Briefwahl hat die Urne 
als Ort des Unterschrlftensammelns - die Urne war fQr die 
meisten Initianten Immer der favorisierte Lieblingsort - weg­
fallen lassen. Der Wegfall der Urne als Sammelort bedeutet: 
Wenn man stattdessen vor dem Mlgros- oder vor dem Coop­
Laden Unterschriften sammelt, muss man pro Unterschrift 
etwa viermal länger mit Menschen diskutieren. Im Unter­
schied zur Urne hat es dort - wie Oberall sonst im schweize­
rischen öffentlichen Raum - auch Desinteressierte, nicht 
Stimmberechtigte, Jüngere oder Leute, die nicht Schweizer 
BQrger sind. Pro Menschen, den man anspricht, sammelt 
man deshalb viel weniger Unterschriften als vor der Urne. 
Der Bundesrat hat glücklicherweise selber festgestellt, dass 
diese Entwicklung zu einer kalten Erschwerung des Ge-

brauchs der direkten Demokratie geführt hat. Es Ist heute 
mehr als doppelt so schwierig, die alten Unterschrlftenzah­
len zu erreichen, weil eben In der Schweiz die Unterschriften 
Immer noch vor allem gesammelt und nicht einfach bestellt 
werden können. 
Diese Entwicklung, diese Erschwerung ist noch nicht als Tat­
sache ins Bewusstsein gedrungen. Aber wenn man genau 
hinschaut, wie die Unterschrittenzahlen zustande gekom­
men sind, dann sieht man, dass heute viel mehr lnltlanten 
Unterschrlftensammler bezahlen. Das wäre dann wiederum 
eine infragestellung des Instrumentes. Denn das Instrument 
ist genau für jene gemacht worden, die nicht Ober grosse or­
ganisatorische Macht vertagen, die nicht Ober grosse Geld­
macht vertagen. Wenn man dieses Instrument nur gebrau­
chen kann, wenn man Geld hat, um Unterschrlftensarnmier 
zu bezahlen, dann verliert es die Legitimierung, welche es 
der schweizerischen Politik gibt, es verliert die Integrations­
kraft Ober alle sozialen Schichten und Klassen unserer Ge­
sellschaft hinweg. Dieser Punkt Ist im Zuge dieser Diskus­
sion deutlich geworden; man muss zugeben, dass er In die 
Reform selber noch nicht eingeflossen ist Aber vielleicht 
könnten wir uns doch Oberlegen, ob dies nicht auch Anlass 
dafür sein sollte, eher der Entwicklung der ursprünglichen 
bundesrätllchen Idee bei der Festsetzung der Unterschrlf• 
tenzahl für die allgemeine Volksinltiative - nämlich 70 000 
statt 1 oo 000 - Rechnung zu tragen. 
Neben der Frage der allgemeinen Volksinitiative, neben der 
Frage der Unterschrlftenzahl fOr die allgemeine Volksinitia­
tive ist das Staatsvertragsreferendum die zweite grosse Re­
form. Dort wollen wir In Zukunft allen Bargerinnen und Bür­
gern ermöglichen, dass gegen jegliche Staatsverträge, die 
eine Rechtsetzungsfolge haben, das fakultative Referendum 
ergriffen und so eine Parallelität zwischen ausserschweizeri­
scher und innerschweizerischer Rechtsentwicklung gemacht 
werden kann, welche gewährleistet, dass die direkte Demo­
kratie durch die zunehmende europäische und völkerrechtli• 
che Rechtsentwicklung nicht Infrage gestellt wird. 
Das wären die beiden Hauptstreitpunkte. Es gibt einzelne 
Detailanträge, die interessant und wichtig sind, die wir auch 
diskutieren müssen. Aber es Ist richtig, wenn wir diese In der 
Detailberatung diskutieren und uns in der Eintretensdebatte 
auf die zwei grossen Neuerungen, Volksinitiative allgemei­
ner Art und Staatsvertragsreferendum, konzentrieren. 

Ctna Jean-Michel (C, VS), pour la commisslon: On m'a de­
mande de parler un peu molns vlte en franc;als et je tächerai 
de suivre ce consell. 
Le 30 aoat 1999, le Conseil des Etats. par 30 volx contre 6, 
a donne sulte a !'Initiative parlementaire 99.436 «Suppres­
sion de carences dans les droits populalres ... Deposee par 
la Commisslon de la revlslon constltutlonnelle du Conseil 
des Etats, l'lnitlatlve vise a ce que, parmi les proposltions 
presentees par le Conseil federal dans son message du 
20 novembre 1996 relatives aux droits populaires, celles qui 
sont susceptlbles de ralller une majorite de volx favorables 
soient reprises dans un nouveau projet afin de supprimer 
certaines carences dans le dlspositlf actuel des droits popu­
laires. 
La Commlsslon des instltutlons polltiques du Conseil des 
Etats a instltue une sous-commisslon pour elaborer ce pro­
Jet. Parallelement, au prlntemps 2000, a l'occaslon de l'exa­
men de l'lnltlative populaire «pour davantage de droits au 
peuple gräce au referendum avec contre-proposltion (ref&­
rendum constructlf)D. la Commlssion des lnstltutlons pollti­
ques du Conseil national a aussi instltue une sous-com­
mission chargee de se pencher sur la reforme des droits 
populalres. La CIP-CN s'est prononcee contre l'lntroductlon 
de nouveaux Instruments en ordre disperse, mais pour un 
reexamen general des droits populalres. Las deux sous­
commisslons ont siege ensemble pour elaborer un projet de 
reforme des droits populaires qui a ensuite ete transmis a la 
CIP-CE. Examinant le projet en tant que Conseil prioritaire, 
le Conseil des Etats l'a adopte le 18 septembre 2001, par 
27 voix contre 2. 

Bulletin offlclel de r Assemblee federale 



21. März 2002 399 Nationalrat 99.436 

Votre commlsslon, par 14 volx sans opposltlon et avec 
5 abstentions, vous propose d'adopter ce projet 
Princlpale nouveaute: en sus de petites amelioratlons par 
rapport a la sltuatlon actuelle, le projet comprend essentiel­
lement deux nouveautes d'lmportance. 
1. L.:introductlon de l'lnltlatlve populalre generale permet a 
100 000 citoyens ayant le drolt de vote de proposer un projet 
com;u en termes generaux et vlsant une modlfication consti­
tutionnelle ou legislative. Cet Instrument vient donc combler 
une lacune, a savolr l'lmposslbllite de deposer une Initiative 
populalre visant la revislon d'un texte normatlf autre que la 
Constitution. 
2. Le champ d'appllcatlon du referendum en matlere de drolt 
international est elargl, de sorte que tous les traltes conte­
nant des disposltlons lmportantes qul flxent des regles de 
drolt ou qul entraTnent obligatolrement l'adoptlon de lols fe­
derales soient soumis au referendum facultatif, M. Gross An­
dreas l'a deja evoque. Face a l'lntematlonalisation crois­
sante du drolt, il s'aglt de faire en sorte que les drolts soient 
les m&mes en mattere de drolt International qu'en matlere 
de droit national. 
Ces deux nouveautes importantes sont assortles d'autres 
proposltions portant sur des amelloratlons ponctuelles. Cel­
les-ci seront abordees lors de l'examen de detall, tout 
comme les dlvergences par rapport aux decislons du Con­
seil des Etats. 
Proposltions non reprises. Les autres propositlons, tant cel­
les du traln de mesures du Conseil federal que celles ema­
nant des rangs du Parlament ont ete etudiees. Apres un 
examen approfondl, II est toutefois apparu que ces proposl­
tlons comportaient trop d'lnconvenlents pour apporter une 
veritable amelloratlon. auelques exemples. 
Alnsl n'est notamment pas reprlse la proposltion elaboree 
par la Commission de la revislon constltutlonnelle du Con­
seil des Etats, qul vlsalt a reglementer la procedure pour les 
cas oCJ une initiative populaire adoptee serait contralre aux 
engagements internationaux de la Suisse. Sur ce point, les 
sous-commlssions se sont ralllees a l'avts du Conseil fede­
ral, qul estime qu'II est plus judlcleux d'adopter une appro­
che pragmatique en reglementant en fonctlon des cas 
rencontres dans la pratlque. De m&me, la proposltlon selon 
laquelle !'Assemblee federale devralt avolr la possiblllte de 
soumettre au peuple un texte principal et une proposltlon al­
ternative n'a pas ete retenue. Cette posltlon se fonde sur 
l'avls selon lequel le Parlement dolt trouver un consensus et 
assumer le premier röle. 
Augmentation du nombre de signatures. Au terme d'un exa­
men serre, les sous-commlsslons ont conclu qu'II fallalt re­
noncer au relevement du nombre de slgnatures necessaires 
pour deposer une Initiative ou demander un referendum. 
L'.analyse detaillee des donnees statistiques a montre qu'une 
teile augmentatlon n'apporte rlen du polnt de vue de la re­
ductlon du nombre de consultations populalres. La moftie 
des scrutins porte sur des projets relevant des autorites, et 
non sur des initiatives et des referendums emanant du peu­
ple. Qui plus est, contrairement a une Idee repandue, l'actl­
vlte referendalre du souveraln n'a pas augmente en valeur 
relative. Le rapport entra le nombre de referendums et le 
nombre de projets soumls a referendum est reste constant 
SI l'on se rend plus souvent aux umes, cela tlent donc au 
premier chef a. l'actlvite legislative croissante des autorltes. II 
est donc demande de renoncer au relevement conteste du 
nombre de signatures, vu que ce polnt pourratt une nouvelle 
fois faire capoter tout le projet, d'autant que le projet pre­
sente ici n'entraTne pas un elargissement de l'eventail des 
Instruments de democratie dlrecte. Autrement dit, les com­
pensatlons ne sont pas necessalres. Flnalement, M. Gross 
l'a dit, II est de plus en plus difficile de recolter les slgnatures 
necessalres. 
Appreclatlon generale du projet Le propos n'etalt pas d'en­
treprendre une refonte des droits populalres, mais de suppri­
mer certaines carences preclses du disposltlf actuel. La 
commisslon a cherche des propositions a la fois propres a. 
apporter des amelloratlons et susceptibles de rallier une ma­
jorite. 
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II s'ensult que le projet dans son etat actuel est senslblement 
elague par rapport a celui du Conseil federal. Le Conseil des 
Etats et la commlssion sont d'avis qu'une extenslon des 
droits populalres n'est pas necessaire, mais qu'II convlent 
neanmolns d'afflner certalns Instruments, concretement: 
posslbillte de deposer une initiative populalre portant sur un 
texte de lol; extenslon du champ d'appllcatlon du referen­
dum en matlere de droit international; et enfln, pennettre au 
peuple de mleux faire valoir sa volonte. 

Janlak Claude (S, BL): Namens der SP-Fraktlon beantrage 
Ich Ihnen Eintraten auf die Parlamentarische Initiative der 
SPK Sie kennen die Leidensgeschichte der Volksrechtsre­
form oder - besser gesagt - der Versuche, die Volksrechte 
zu reformieren. Wir haben uns seinerzeit vehement und, wie 
wir mit Genugtuung feststellen dOrfen, erfolgreich gegen Ver­
suche, die Unterschrittenzahl zu erhöhen, zur Wehr gesetzt. 
Die selnerzeltlge Begründung des Bundesrates fQr die Erhö­
hung der Unterschriftanzahl, er wolle die Entscheidungs­
und Handlungsfähigkeit der politischen Institutionen sicher­
stellen, unterstellte zu Unrecht einen Missstand bei der Aus­
Obung der Volksrechte mittels Volksinitiativen und Referen­
den. 
Wir begrüssen insbesondere die EinfQhrung der allgemei­
nen Volksinitiative. Sie ist vor allem deshalb sinnvoll, weil die 
Gesetzesinitiative auf Bundesebene leider nicht zur VerfQ­
gung steht Wir wagen ja heute einen erneuten Versuch, das 
zusätzlich einzufahren. Wer die Gesetzesinitiative nicht eln­
fOhren, gleichzeitig aber dazu beitragen will, dass die Bun­
desverfassung nicht wieder mit Regelungen Oberhäuft wird, 
die nicht In eine Verfassung gehören, muss das neue Instru­
ment befürworten. Denken Sie an das kOrzlich vorgestellte 
Begehren, weitere Antennen zu verbieten, bis die Auswir­
kungen des Elektrosmog geklärt sind. Das Ist doch sicher 
nicht ein Anliegen, das es auf der Ebene der Verfassung zu 
dlskUtleren gilt. Wer heute Initiativen lanciert, tut dies oft aus 
Verärgerung oder gar Frust Ober Behörden oder aber In der 
fernen Hoffnung, allmählich etwas in Bewegung bringen zu 
können. Die Initiativen sind aber selten oder nie von gros­
sem Vertrauen in Parlament und Regierung geprägt Und 
bei Initiativen welss man im Voraus, welcher Text allenfalls In 
der Verfassung landen wird. 
Ganz anders Ist die Ausgangslage bei der allgemeinen Volks­
initiative. Bel Ihr welss man eben nicht, worüber dereinst und 
wann abgestimmt wird. Der Verblndlichkeitsgrad Ist deutlich 
tiefer. Das macht vor allem auch im Hinblick auf die zuneh­
menden Überschneidungen zwischen nationalem und Inter­
nationalem Recht Sinn, welche der Aufgabe der Initianten 
zunehmend grössere Hindernisse entgegensetzen. Im Ge­
gensatz zu den Initianten ist die Bundesversammlung in der 
Lage, eine feine Ausgestaltung der Anliegen zu unterbreiten. 
Weil diese Anliegen schwächer sind, sollte man die Unter­
schrittenzahl senken. 
Auch der Bundesrat führt in seiner Stellungnahme vom 
15. Juni 2001 aus, er sei seit 1996 der Überzeugung, dass 
die Unterschrittenzahl fQr die allgemeine Volksinitiative auf 
jeden Fall tiefer angesetzt werden mOsse als für die Verfas­
sungsinitiative. Andernfalls sei das neue Volksinstrument zu 
wenig attraktiv, und es sei zu erwarten, dass die Volksinitla­
tive auf Teilrevision der Bundesverfassung weiterhin für In­
halte genutzt werde, die eigentlich auf die Gesetzesstufe 
gehörten. Ich verweise Sie auf die Stellungnahme des Bun­
desrates zur Parlamentarischen Initiative (BBI 2001 6087, 
Ziff. 2.2.2.4). Dem Ist nichts belzufOgen als der Appell an 
Sie, dem Antrag der Minderheit 1 (Gross Andreas) tor eine 
Reduktion der Unterschrittenzahl auf 70 000 zuzustimmen. 
Die Parlamentarische Initiative Ist kein grosser Wurf. Sie 
setzt immerhin einer langen, schier unendlichen Diskussion 
Ober einzelne Punkte, Insbesondere Ober die Unterschriften­
zahl, ein Ende und ist mit der ElnfOhrung der allgemeinen 
Volksinitiative auch Innovativ. Wir haben uns allerdings mehr 
Innovation erhofft und werden deshalb im Rahmen der De­
tailberatung weiter gehende Anträge stellen; sie betreffen 
vor allem die ElnfQhrung der Gesetzesinitiative und der 
Volksmotion. 
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Eine fOr uns zentrale Bestimmung finden Sie In Artikel 139b 
Absatz 3. Es geht um die Regelung der Mehrheit beim Ver­
fahren bei Initiative und Gegenentwurf, um die Frage, wie 
vorzugehen ist, wenn bei angenommenen Verfassungsän­
derungen In der Stichfrage die eine Vorlage mehr Volks- und 
die andere mehr Standesstimmen erzielt. Hier Ist die Rege­
lung des Ständerates zu kompliziert und nicht für jedermann 
nachvollziehbar, Jedenfalls nlcht ohne Taschenrechner. Bei 
dieser Konstellation müssen die Volksstimmen höher ge­
wichtet werden als die standesstlmmen. 
Wir werden unsere Anträge Im Rahmen der Detailberatung 
noch näher begrOnden. Ich beantrage Ihnen, auf die Vorlage 
einzutreten. 

Lustenberger Ruedi (C, LU): Der Vorlage, wie sie auf dem 
Tisch unseres Rates liegt. geht eine eigentliche politische 
Leidensgeschichte voraus - eine Leidensgeschichte, welche 
gerade aus der Optik der direkten Demokratie und der damit 
verbundenen Volksrechte zu erklären ist. Blenden wir zu­
rOck: Mitte der Neunzigerjahre setzte im Sog der Totalrevi­
sion der Bundesverfassung auch eine umfassende Diskus­
sion Ober den Ausbau und die Verfeinerung unserer 
Volksrechte ein. Sie scheiterte dann wohl vor allem wegen 
der fehlenden Kompromissbereitschaft. Die Reform ging den 
einen viel zu weit, andere konnten sich mit dem Umfang ge­
nerell nicht anfreunden, und wieder andere mochten aus 
Prinzip schon gar nicht an eine Änderung denken. Also 
scheiterte sie in beiden Räten Im ersten Anlauf. Das war 
1999, vor drei Jahren. 
In der ZWischenzeit Ist aus der damaligen grossen, aber 
eben gescheiterten Vorlage eine stark abgespeckte, dafOr -
so meine Ich - mehrheitsfähige Reform entstanden. Sie 
wurde zwar letzte Woche In der «NZZ» unter dem Titel «Re­
förmchen auf der Zielgeraden» als «wenig Oberzeugende 
Auffrischung der Volksrechte» bezeichnet. Sie interpretieren 
die Volksrechtsreform auch persönlich auf Ihre Welse. 
Für die CVP-Fraktlon Ist die vorliegende Reform kein Re­
förmchen. Sie Ist ein pragmatisch erarbeitetes Konstrukt gu­
ter Kommissionsarbeit - Kommissionsarbeit notabene, die 
am Anfang von den Subkommissionen beider Räte gemein­
sam geleistet wurde. In diesem fQr unser Zweikammersys­
tem doch eher ungewöhnlichen Gremium wurden Nägel mit 
Köpfen gemacht. zwar nicht viele, aber immerhin solche, die 
man einschlagen kann. Deshalb geht von hier aus auch ein 
Dank an die beiden Subkommissionspräsidenten, Herrn 
Ständerat Dettling und Kollegs Cina, und an die beiden Mit­
arbeiter aus dem EJPD, die Herren Lombardi und Buss­
mann. 
Der Ständerat hat an der gemeinsam erarbeiteten Vorlage 
der Subkommission Im Grundsatz wenig geändert Die 
CVP-Fraktlon ist mit dem Resultat der Kommissionsarbeit 
grundsätzlich einverstanden. Wir befürworten die beiden 
wichtigsten Neuerungen, welche uns von der Kommission 
vorgeschlagen werden. 
Mit der Einführung der allgemeinen Volksinltlative schliessen 
wir eine Lücke In Bezug auf unsere direktdemokratlschen In­
strumente. Damit wird der Mangel der fehlenden lnltlativ­
möglichkelt unterhalb der VerfassungssMe behoben, eine 
Lücke, die In unserem Rechtsaufbau je länger, je mehr stö­
rend gewirkt hat. In der Vergangenheit mussten wegen des 
Fehlens des entsprechenden Instrumentes vielfach Sachen 
in der Verfassung geregelt werden, die nie und nimmer auf 
diese Stufe gehörten. Wir teilen auch die Auffassung der 
Kommissionsmehrheit, die Unterschrittenzahl bei der allge­
meinen Volksinitiative auf der Höhe Jener bei der Verfas­
sungsinitiative zu belassen. Ein Abweichen von diesem 
Quorum lehnen wir aus grundsätzllchen Oberlegungen ab. 
Wir würden damit eine Qualfflzierung der beiden Instru­
mente vornehmen, die unseres Erachtens aber nicht richtig 
ist. 
Die zweite wichtige Neuerung, die Ergänzung des Staats­
vertragsreferendums, ist zwar nur eine punktuelle, aber 
durchaus zeltgemässe Ausweitung. Sie geschieht insbeson­
dere vor dem Hintergrund der zunehmenden Rechtsetzung 

auf internationaler Ebene. Damit schaffen wir eine Parallell­
tlt zur Innerstaatlichen Kompetenzordnung. 
In Abweichung zum Ständerat wlll die Kommission unseres 
Rates von der Einführung qer Kantonsinltlative Abstand neh­
men. Wir werden unsere Uberlegungen dazu In der Detall• 
beratung darlegen. Auch zu den Obrlgen Anträgen - es sind 
fast allesamt Minderheitsanträge - werden wir uns In der De­
tallberatung äussern. 
Die CVP-Fraktlon ist für Eintreten. Es Ist eine Vorlage, die 
unsere Volksrechte in einem gewissen Maas ausbaut und 
vor allem reformiert Es geht dabei welss Gott nicht darum, 
unsere bewährten Volksrechte total umzugestalten. Dazu 
besteht Ja auch kein Anlass. Es geht um eine vernünftige 
Weiterentwicklung, wie sie seit Bestehen unseres Bundes­
staates im Sinne einer Anpassung an neue Bedürfnisse im­
mer wieder stattgefunden hat. Gerade unter diesem Trtel 
verdient die vorgeschlagene Reform unsere Zustimmung. 

Joder Rudolf fv, BE): Bei der vorliegenden Vorlage geht es 
nicht um eine grundlegende Neugestaltung der Volksrechte, 
sondern - hier stehen wir Im Gegensatz zur CVP-Fraktlon -
bloss um eine Mini-Reform. Dem Geschäft sieht man indes­
sen nicht an, dass, Insbesondere in den Subkommissionen, 
Intensive Vorarbeit geleistet worden Ist. Verschiedene Fra­
gen sind sehr grOndlich geprOft worden, die dann letztlich 
doch nicht Eingang in die Vorlage gefunden haben, so z. B. 
die Erhöhung der Unterschrfftenzahl fOr Volksinitiativen. Ne­
ben verschiedenen Einzelheiten stehen vor allem zwei 
Punkte Im Vordergrund, nämlich die Einführung der allge­
meinen Volksinitiative und die Ergänzung und Ausweitung 
des Staatsvertragsreferendums. 
Die SVP-Fraktlon unterstatzt die Neugestaltung des Staats­
vertragsreferendums. Wir begrOssen es, dass alle Verträge, 
die wichtige Recht setzende Bestimmungen enthalten oder 
deren Umsetzung den Erlass von Bundesgesetzen erforder­
lich machen, Inskünftig dem fakultativen Referendum unter­
stellt werden. Damit werden die direktdemokratlschen Mit­
wirkungsrechte ausgebaut, und es wird auch vor dem 
Hintergrund der zunehmenden Rechtsetzung auf internatio­
naler Ebene eine Parallelität zur innerstaatlichen Kompe­
tenzordnung geschaffen. Es macht auch Sinn, die politische 
Diskussion bereits beim Vertragsabschluss zu führen und 
nicht erst bei der landesrechtlichen Umsetzung der Abkom­
men. Inhaltlich handelt es sich um einen wesentlichen Aus­
bau des Staatsvertragsreferendums. 
Der zweite wichtige Punkt der Vorlage, nämlich die ElnfOh• 
rung der allgemeinen Volkslnltlatlve, wird von der SVP-Frak­
tlon Im Gegensatz zur SP-Fraktlon abgelehnt. Der Vorschlag 
der allgemeinen Volksinitiative hat aus unserer Sicht ver­
schiedene Mängel. Ich möchte bloss zwei erwähnen: 
1. Die Bundesversammlung kann ohne Einflussnahme der 
Initianten entscheiden, ob das Anliegen auf Stufe Gesetz 
oder auf Stufe Verfassung umgesetzt werden soll. 
2. Mit dieser Wahlmöglichkeit kann das Stlndemehr umgan­
gen werden. Das wollen wir nicht. 
Ich bitte Sie, auf die Vorlage einzutreten und In der Folge 
den Anträgen aus den Reihen der SVP-Fraktlon Im Rahmen 
der Detailberatung zuzustimmen. 

Vallender Dorle (R, AR): Die uns heute vorliegende Reform 
will diejenigen Mängel bei den Volksrechten beseitigen, bei 
denen schon anlässlich der Verfassungsreform von 1996 
weitgehend Konsens bestand. Die FDP-Fraktion begrOsst 
die mit dem nötigen Augenmass vorgeschlagenen Neue­
rungen ausdrücklich. Dazu gehören vorab die Einführung 
einer allgemeinen Volksinitiative sowie die Ergänzung des 
Staatsvertragsreferendums. Damit bleiben rlchtigerwelse 
aber alle diejenigen Neuerungen unberOcksichtlgt. die an­
lässlich der Verfassungsdiskussionen sehr umstritten waren, 
wie z. B. die Verkürzung der Sammelfristen bei Volksinitiati­
ven und die Erhöhung der Unterschrittenzahlen bei den 
Volksrechten. 
Gegen eine Verkürzung der Sammelfristen spricht vor allem 
die Überlegung, dass dann die Volksrechte wohl zu Ver-
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bandsrechten abgewertet warden. Dies kann nicht unser 
Ziel sein. Ebenfalls nicht zielkonform kann die Erhöhung der 
Unterschrlftenzahlen bei den Volksrechten sein. Die statisti­
sche Auswertung des Zahlenmaterials hat nämlich ergeben, 
dass die initiativ- und Referendumstätigkeit des Volkes ein 
Spiegelbild der verstärkten Erlasstätlgkelt des Parlamentes 
darstellt So Ist die Hälfte der Urnengänge nötig, weil das 
Parlament entsprechende Vorlagen macht und nicht weil das 
Volk seine Volksrechte heute im Unterschied zu früher öfters 
gebrauchen warde. Gerade diese statistische Analyse be­
legt, dass die Zahl der Referenden positiv mit der Anzahl pro 
Jahr erlassener Gesetze korreliert. Mit anderen Worten: Die 
Zahl der Referenden ist Im Verhältnis zu der Anzahl Erlasse 
stabil geblieben. Die Erhöhung der Unterschrlftenzahlen 
wäre daher mit einem Abbau der Volksrechte und einer Auf­
wertung von Verbänden gleichzusetzen. Dem kann sich die 
FDP-Fraktion nicht anschllessen. 
Zudem sind auch die vom Volk mittels Initiativen eingereich­
ten Begehren ein demokratisches Ventil dafür, dass Hand­
lungsbedarf gesehen wird. Wollten wir dieses Volksrecht zu­
r0ckbinden, warden wir nichts gewinnen, aber viel verlieren. 
Der nach anerkannten Spielregeln offen ausgetragene Dis­
sens verbessert das Wohlbefinden der Bürger und Bargerin­
nen und stärkt letztlich die Demokratie. Dennoch ist anzu­
merken, dass viele der Volksinitiativen Probleme aufneh­
men, die eher in einem Gesetz denn in der Verfassung zu re­
geln wären. 
Die neue allgemeine Volkslnltlative - In den Kantonen als 
Einheitsinitiative bekannt - soll hier mithelfen, die Verfas­
sung nicht zu Oberladen. Das Parlament soll bei der allge­
meinen Initiative entscheiden können, ob ein Volksbegehren 
eher auf der Stufe Verfassung oder eher auf stufe Gesetz zu 
regeln ist 
Die FDP-Fraktion lehnt den Antrag der Minderheit II (Fehr 
Hans) zu Artkel 139a - dieser Antrag wird später noch be­
handelt - auf Streichung der allgemeinen Volkslnltlatlve aus­
drücklich ab. Sie Ist Im Gegensatz zu SVP-Fraktlonsspre­
cher Joder ausdrücklich der Meinung, dass das Parlament 
den Willen der Initianten durchaus richtig interpretieren und 
damit auch ein Volksbegehren ohne formulierte Vorlage um­
setzen kann. Das Volk kann sich ja dann Immer noch im 
Rahmen des obligatorischen oder fakultativen Referendums 
bei der Umsetzung selber zu Wort melden. 
Auch macht es Sinn, dem Volk mit dem Staatsvertragsrefe­
rendum möglichst früh die Möglichkeit zu geben, seine Zu­
stimmung oder sein Missfallen zu äussern, wenn der Staats­
vertrag selbst «seif executlng», d. h. direkt durch das Gericht 
anwendbar wäre oder mittels Bundesgesetzen nur umge­
setzt werden masste. Dabei kann es auch Sinn machen, 
paketweise vorzugehen. 
Lassen Sie mich an dieser Stelle auch noch ein Wort dazu 
sagen, wann ein Gegenvorschlag zu machen Ist und wann 
nicht Nach dem Antrag der Mehrheit soll das Parlament ei­
ner Volksinltiatlve immer einen Gegenvorschlag gegen0ber­
steilen können. Dies ist unter dem Gesichtspunkt richtig, 
dass das Parlament zwar mit dem Ziel der Initiative einver­
standen Ist, aber dennoch aus gewichtigen Gründen eine 
andere Lösung vorzieht. Dieses Problem stellt sich denn 
auch noch stärker im Zusammenhang mit der allgemeinen 
Volkslnltlatlve. Es Ist nun nicht einzusehen, warum sich das 
Parlament hier freiwillig die Selbstbeschränkung auferlegen 
sollte und keinen Gegenvorschlag machen dürfte. Es kann 
vielmehr angezeigt sein, die Idee der Volkslnltlatlve - wenn 
auch In anderer, d. h. verbesserter Form - umsetzen zu wol­
len. Das Volk kann sich dann an der Urne dazu äussern, ob 
es die Volksinitiative oder den Gegenvorschlag oder sogar 
beides unterstatzen will. Mit der Stichfrage kann es zudem 
seine Präferenz offen legen. Auch hier wird die FDP-Fraktion 
die Mehrheit unterstatzen. 
Insgesamt bittet Sie die FDP-Fraktion einstimmig um Eintre­
ten auf diese Vorlage zur Beseitigung von Mängeln der 
Volksrechte. Ich bitte Sie, dem zu folgen. 

BQhlmann Cecile (G, LU): Was wir hier diskutieren, Ist noch 
der Rest, der von der ersten Runde dieser Reform 0brig ge-
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blieben Ist. Es ist nicht mehr sehr viel, aber auch nicht mehr 
sehr viel Umstrittenes. 
Gut Ist, dass der Widerstand gegen die Erhöhung der Unter­
schrlftenzahlen gemäss den ursprünglichen Absichten des 
Bundesrates aufrechterhalten werden konnte, sodass diese 
Frage nun hoffentlich für eine längere Zelt definitiv vom 
Tisch Ist. 
Auch der Antrag des Bundesrates, die Fristen für das Unter­
schrlftensarnmeln bei Volksinitlatlven auf zwölf Monate zu 
verkürzen, fand weder Im Ständerat noch In unserer Kom­
mission eine Mehrheit, und das Ist gut so. Ich verzichte hier 
darauf zu erzählen, wie das beim Unterschrlftensammeln 
heute geht. Andreas Gross hat das In sehr ausführlicher Art 
und Welse gemacht Mit der Einführung der brieflichen 
Stimmabgabe ist es sehr viel schwieriger geworden, Unter­
schriften zusammenzubringen. Der Platz vor dem Abstim­
mungslokal war der Ideale Ort, der uns jetzt praktisch 
genommen worden ist, weshalb das Unterschrlftensarnmeln 
eine viel schwierigere Angelegenheit geworden ist. Eine Er­
höhung der Zahl der Unterschriften und eine VerkQrzurig der 
Frist kommen, zusammengezählt, einer Einschränkung der 
Demokratie gleich, und da sind wir Granen natarllch strikt 
dagegen. · 
Sie erinnern sich, dass das konstruktive Referendum In der 
Volksabstimmung - aus meiner Sicht: leider - gescheitert 
Ist. Da bleibt der Mangel bestehen, dass man bei einem Re­
ferendum nur Nein sagen und nicht einen besseren Vor­
schlag für eine Reform machen kann. Mit der Einführung der 
allgemeinen Volkslnltiatlve wird dieser Mangel etwas beho­
ben, denn statt wie bisher nur auf Verfassungsstufe können 
wir jetzt endlich auch einen Vorschlag machen, der die Ge­
setzesstufe anpeilt. Damit können gute Ideen, die aber In der 
Verfassung am falschen Ort wären, am richtigen Ort gere­
gelt werden. Das Ist ein Fortschritt, nur muss unserer Mei­
nung nach die Unterschrlftenzahl niedriger sein als bei der 
normalen Initiative, weil es ja nicht um einen ausformulierten 
Vorschlag, sondern nur um eine Anregung In eine bestimmte 
Richtung gehen kann. Ich weiss auch, dass der Bundesrat 
unsere Meinung teilt. Leider hatte die Minderheit der Kom­
mission kein GIOck damit, die Mehrheit der Kommission da­
von zu Oberzeugen. 
Denn was ich von den Schwierigkeiten beim Unterschriften­
sammeln generell gesagt habe, gilt selbstverständlich auch 
tar die allgemeine Volksinltiatlve. Wenn wir die Unterschrlf­
tenzahlen nicht auf 70 000 senken, wird das neue Instru­
ment relativ unattraktiv, und dann ist zu befürchten, dass es 
gar nicht angewendet wird. Ich unterstelle der Mehrheit der 
Kommission nicht, das absichtlich zu wollen, aber Indirekt 
hätte es selbstverständlich diesen Effekt. Deshalb werden 
wir Granen bei Artikel 139a die Minderheit 1 (Gross Andreas) 
unterstatzen, die genau das will. 
Wir Granen sind tar Eintreten und im Übrigen Im Grossen 
und Ganzen einverstanden mit den Vorschlägen der Parla­
mentarischen Initiative der Kommission. 

Beck Serge (L, VD): Dans cette reprise du trolsleme volet 
de la reforme constlMionneile qul, rappelons-le, avalt ete 
mis en echec en ralson de la volonte de l'elevatlon du nom­
bre de slgnatures requlses pour le depöt d'lnitlatlves populal­
res ou de referendums, nous arrivons a un projet qui est 
aujourd'hul fort modeste dans ses ambltlons. C'est peut-ätre 
la le temoignage d'un certaln consensus, d'un ce_rtaln equill­
bre qui a ete obtenu en partlculler eu egard justement a ce 
qui avalt pose probleme, solt l'elevation du nombre de slgna­
tures requises. 
Dans ce domalne, les elements statlstlques objectlfs qui ont 
ete fournis quant au taux d'aboutlssement des Initiatives et 
des referendums, quant au taux de leur depöt par rapport 
aux objets adoptes par le Parlament, temolgnent en effet 
que la proposltlon de la commission, qul conslste a malnte­
nir les nombres de slgnatures requises tels qu'ils etaient eta­
blis jusqu'lcl, est une solutlon equilibree. 
En ce qul concerne la princlpale Innovation qu'est !'Initiative 
populaire generale, celle-ci n'enthousiasme pas du tout le 
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groupe liberal. Les fondements de sa Justification, en parti­
culler cette volonte du peuple d'lntervenlr plus souvent 
qu'auparavant dans le domalne leglslatif non constltutlonnel, 
est en contradlctlon avec les falts. Ceux-cl temoignent de la 
baisse de participation repetee aux votations federales de 
niveau constitutlonnel. II est de plus en plus dlfflcile de mobl· 
llser les cltoyens de ce pays pour des enjeux de nlveau 
constltutlonnel. II parait lllusolre de pretendre que le peuple 
entend s'lmpliquer de plus en plus au niveau leglslatif, si ce 
n'est peut-Atre une multitude de propositions qui emanent 
de mllieux qul restent largement mlnoritaires, volre margi­
naux. Cette dlsposition a un arrlere-goot de landsgemeinde 
federale et confond les rOles qul doivent rester le plus claire­
ment distincts possible dans une democratle dlrecte de dele­
gation comme la nOtre. 
Autant est-il legitime que le peuple, en ce qui conceme le 
cadrage general de la condulte de l'Etat, cadrage qui s'ela­
bore essentlellement au niveau constitutlonnel, solt large­
ment associe et solt mäme tenant des decisions qul sont 
prlses, autant est-11 source de problemes a venir que de vou­
loir assocler ce peuple a l'elaboration de la Jegislation dans 
des nlveaux de cadre legal de detall par rapport au cadre 
general constltutionnel. L.:appllcatlon de l'lnltlatlve populalre 
generale, avec une procedure a etages en cas de choix de 
contre-projet par ies Chambres, ouvre la porte a des proce­
dures Juridlques de contestatlon, et eile va compllquer la 
procedure de cholx des citoyens et certainement contrlbuer 
par la mäme a la desaffection accrue a l'egard des scrutins 
qul seront proposes ä nos concltoyens. 
Finalement, mAme si nous devons reconnaitre le defaut reel 
de voir la constltutlon encombree de dispositions de nlveau 
leglslatif - et c'est bien la un defaut reel -, les lnconvenlents 
qu'lmplique l'lntroductlon de l'lnltlatlve populalre generale 
l'emportent sur cet avantage. 
C'est la raison pour laquelle le groupe liberal vous lnvlte a 
rejeter cette dlsposltlon. 
Par contre, attach~ au federallsme, le groupe liberal deplore 
que le drolt d'inltiative en matiere constitutionnelle pour hult 
cantons alt ete supprime par la commlsslon dans le cadre de 
ce projet. Je crols qu'II en va, dans le malntlen de cette pos­
slbillte d'lnltiative constltutlonnelle pour hult cantons, de 
l'equillbre confederal et justement de la representation de 
mlnorltes. 
Par contre, Je groupe liberal salue le referendum en mattere 
de traltes internationaux. C'est la une mesure adequate, et 
nous avons pu le voir ä l'occaslon du demler scrutin. Je crols 
que nos concltoyens sont de plus en plus senslbilises aux 
enJeux internationaux pour notre pays et savent, sur ce 
genre de projet, se moblliser. 
En conclusion, ie groupe liberal vous lnvite a entrer en ma­
tiere sur ce projet et II interviendra dans l'examen de detall 
pour amener un certain nombre de corrections qu'il juge in­
dispensables au projet. 

Gross Andreas (S, ZH), tor die Kommission: Ich denke, es 
sind einige sehr bemerkenswerte Thesen vertreten worden; 
es lohnt sich, auf sie einzugehen. 
Herr Lustenberger, Sie haben gesagt, die allgemeine Volks­
initiative tolle eine LOcke; aber Sie möchten nicht mit einer 
unterschiedlichen Unterschrlflenzahl die Behebung dieser 
Lücke sozusagen qua1111zleren. Ich denke, es gibt jetzt eine 
Lücke auf Bundesebene - im Unterschied zu den Kanto­
nen -, weil es auf Bundesebene keine Gesetzesinitiative 
gibt. Eine Minderheit schlägt vor, sie einzuführen; die Mehr­
heit möchte dies noch nicht. Dies wäre aber die Behebung 
der Lücke: die Einführung der Gesetzesinitiative. Die allge­
meine Volksinitiative tollt diese Lücke nur bis zu einem ge­
wissen Grad, sie tollt sie nur teilweise. Sie erlaubt es den 
Bürgerinnen und Bürgern nämlich nicht, sich selber eine 
ganz bestimmte Gesetzesreform vorzulegen. Das qualifiziert 
sozusagen die allgemeine Volksinltiative. Die Unterschriften­
zahlen sind dann nur Ausdruck dieser Qualifikation; das 
heisst also, dass dle Qualifikation nicht über die Unterschrif­
tenzahlen erfolgt. Sle erfolgt vielmehr In der Art, wie die 

LOcke gefüllt wird. Weil sie nicht hundertprozentig gefüllt 
wird - sagen wir Jetzt einmal schönerwelse: zu 70 Prozent-, 
betragen die Unterschrlftenzahlen auch 70 Prozent. Das Ist 
die Logik des Bundesrates, die meiner Meinung nach ein­
leuchtet. Deshalb sollte sich die CVP - das ist ja bemer­
kenswert - eigentlich doch eher gegenOber der Idee der 
beiden CVP-Bundesräte öffnen. Herr Koller, der vlellelcht zu 
Hause am Computer zuschaut, wäre froh, wenn hier die 
CVP-Fraktion noch einmal über die Bücher gehen würde -
zugunsten der CVP, wie gesagt. 
Herr Joder und Herr Back, ich denke auch, dass die «NZZ» 
Recht gehabt hat, wenn sie geschrieben hat, das sei ein 
«Reförmchen»; aber die «NZZ» war nicht gegen die allge­
meine Volksinitiative, sondern sie hat bei der allgemeinen 
Volksinitiative die CVP-Bundesräte unterstotzt. Der Wider­
spruch von Herrn Beck, Herrn Joder und der SVP Ist doch, 
dass sie die Reformträchtigkeit dieser Vorlage kritisieren, 
gleichzeitig aber das Wenige, das es an Reformen gibt, wie 
dle allgemeine Volksinitiative, noch infrage stellen. Das We­
nige, das es noch gibt, nehmen Sie weg; dann gibt es fast 
nichts mehr. Andersherum wäre es doch besser: nämlich 
dieses «Reförmchen» noch anzureichern. 
Wenn Sie gesagt haben, Herr Joder, dass Sie gegen die all­
gemeine Volksinitiative seien, weil damit das Ständemehr in­
frage gestellt werde, dann muss man einfach sagen: Das 
Ständemehr gilt fOr die Verfassungsrevisionen, und es gllt 
nie fQr die Gesetzesrevisionen. Wir müssen fOr unsere Ge­
setzesrevisionen - wenn das Referendum ergriffen wird -
auch kein Ständemehr haben. Weshalb soll das Volk, wenn 
es auf der Gesetzesebene Reformen anschiebt, dort plötz­
lich mit einem Ständemehr konfrontiert sein, wo doch die 
Bürger und die Parlamentarier nicht ungleiche Rechte haben 
sollten? 
Frau Vallendar hat ein altes freisinniges Diktum wieder auf­
genommen. Die Freisinnigen waren 1891 nur deshalb fOr die 
Volksinitiative, weil sie gesagt haben, es sei ein Ventil. Alfred 
Escher z. B. hat schon drelssig Jahre früher gesagt - als er 
die Volkslnltlative noch bekämpfte -, es brauche kein sol­
ches In der Bundesverfassung verankertes Ventil. Die di­
rekte Demokratie, Frau Vallender, Ist mehr als ein Ventil. 
Nach unserem Verständnis Ist sie ein integraler Bestandteil 
unserer Politik. Sie ist keine Ausnahme; wir machen Politik 
nicht nur fOr, sondern auch mit dem Bürger und der BOrge­
rin. Deshalb ist die direkte Demokratie mehr als eln Ventil. 
Diese Frage - Ist die direkte Demokratie ein Ventll oder 
nicht, Ist sie dle Ausnahme oder die Regel? - wird die ganze 
Diskussion über die Details prägen. Viele Unterschiede In 
den Details, z. B. Unterschiede zwischen der SP und der 
FDP, entstehen aufgrund der unterschledllchen Einschät­
zung dessen, was die direkte Demokratie eigentlich Ist. 
Herr Beck hat als Vertreter der Liberalen gesagt, es bestehe 
heute kein grosses Interesse an Verfassungsdiskussionen, 
deshalb solle man die Volksinitiative nicht auch noch auf Dis­
kussionen über das Gesetz erweitern. Ich habe Jedoch einen 
ganz anderen Eindruck gewonnen. Die Bürgerinnen und 
BClrgerfQhlen sich heute dazu qualifiziert, bei Angelegenhei­
ten, die sie selbst betreffen, mitzureden. Vielleicht Ist das ein 
Unterschied zwischen einem Tell der Westschweiz - Im Kan­
ton Waadt - und der Mehrheit der deutschen Schweiz. Bei 
uns haben die Leute die direkte Demokratie lieber als die In­
direkte Demokratie, obwohl die beiden natQrlich zusammen­
gehören. Aber viele Menschen tohlen sich eher in der Lage, 
auch schwierigste Fragen zu diskutieren, als zwischen Per­
sonen auszuwählen, die sie gar nicht so gut kennen und die 
zum Tell Ähnliches sagen. Die allgemeine Volksinitiative Ist 
niemals eine «Landsgemeinde federale» oder eine Bundes­
landsgemeinde, denn es gibt einen ganz entscheidenden 
Unterschied zwischen der Urnendemokratie und der Lands­
gemeinde. Dieser Unterschied ist ganz wichtig, well z. B. die 
Grundrechte, wie wir gestern bei der Vorlage betreffend Ein­
bürgerung gesehen haben, eben auch bei den Umenent­
scheiden gelten; bei der Landsgemeinde Ist es z. B. viel 
schwieriger, das Stimmgeheimnis zu realisieren. 
Ich bitte Sie, auf die Vorlage einzutreten. Ich bitte Sie aber 
auch, fQr die Minderheitsanträge offen zu sein. Ich bitte Sie 
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vor allem, auch gegenüber dem, was der Bundesrat Ihnen 
sagt, offen zu sein. Dann können wir aus dieser Mini-Reform 
eine Reform machen, die sich lohnt Wenn wir hingegen 
auch noch eine unausgewogene Ausgestaltung der Mini-Re­
form vornehmen, dann stellen wir das wenige, das in dieser 
Reform steckt, auch noch Infrage. 

Lustenberger Ruedl (C, LU): Sie haben nun aus der Sicht 
der Kommission auf die Elntretensvoten der Fraktionen 
Bezug genommen. Grundsätzlich haben Sie aber als 
Kommissionssprecher vor allem die Kommissionsmehrheit 
zu vertreten. Ich bin der Ansicht, dass Frau Bundesrätin 
Metzler als Justizministerin durchaus in der Lage ist, die 
Haltung des Bundesrates selber darzulegen und zu vertre­
ten. 
Nun komme ich zu meiner Frage: Wie kommen Sie dazu, 
uns hier darzulegen, dass die allgemeine Volksinitlatlve ge­
nau 70 Prozent Wert hat, gemessen an der Volksinitiative, 
wie wir sie auf Verfassungsstufe Jetzt schon kennen? Diese 
70-Prozent-Wertung ist meines Erachtens doch eher eine 
subjektive - sonst müssten Sie uns dann Ihre Berechnung 
hier darlegen können. 

Gross Andreas (S, ZH), für die Kommission: Herr Lusten­
berger, zum ersten Teil Ihrer Bemerkung: Ich verstehe mich 
durchaus als Vertreter der Mehrheit. Wir sind ja zwei Vertre­
ter der Mehrheit. In dem Sinne dürfen wir einander ergän­
zen. Wir müssen die Gewichte nicht ganz genau gleich 
legen. Ich fühlte mich vor allem als jemand, der in die DI~ 
kusslon einführt und sie anregt, der zum Tell auch wider­
spricht, auch wenn nicht unbedingt die ganze Mehrheit 
hinter diesem «Widerspruch» steht Die Volksrechte werden 
heute in der Schweiz geschätzt, aber zu wenig reflektiert 
Ich sehe mich auch als einer derjenigen, der diese Reflexion 
mit Respekt für die unterschiedlichen Meinungen vielleicht 
ein bisschen animiert. 
Beim zweiten Teil haben wir ja zusammen gelacht und uns 
angeschaut. Ich weiss natürlich, dass man nicht sagen 
kann: Die allgemeine Volksinltlatlve erfüllt 70 Prozent einer 
Gesetzesinitiative. Aber ich habe gesagt Sie schliesst die 
Lücke nicht vollständig, nur teilweise. Schönerweise könnte 
man Ja von 70 Prozent sprechen, weil es dann mit den 
70 000 Unterschriften übereinstimmen würde. Aber wenn 
Sie wollen, dann bin ich auch mit eo Prozent einverstanden, 
dann machen wir aber 60 000 Unterschriften. 

Beck Serge (L, VD): Monsieur Gross Andreas, vous avez 
fait reference a la decislon, de mon polnt de vue malheu­
reuse, prlse hier dans le cadre des possibilltes de recours en 
matiere de naturalisatlon. Est-ce que vous ne pensez pas 
que c'est en pleine contradictlon avec l'argumentation que 
vous venez de developper, en disant: «Nous voulons asso­
cler toujours davantage le peuple, et le peuple veut tlltre im­
plique dans des debats de niveau leglslatlf», alors mime 
que la declsion prise hier vlse a l'emptilcher de participer a 
un debat constltutionnel sur la possibllite, pour les assem­
blees primaires, de declder souverainement des naturalisa­
tlons? 

Gross Andreas (S, ZH), pour ia commisslon: Non, Mon­
sieur Back, je pense que, pour ce qul concerne les naturali­
satlons, le peuple peut lntervenir dans le processus leglslatif 
conduisant a l'adoption d'une modiflcation de la lol federale 
sur l'acquisltlon et ia perte de 1a nationallte sulsse. C'est a 
ce moment-la que la partlclpation est possible, et pas dans 
chaque cas de naturallsatlon prls lndlvlduellement. Parfols, 
je fais la comparaison suivante, qul n'est pas tout a fait juste 
mals grosso modo correcte. Lorsque l'on bätlt une malson, il 
taut remplir ies condltlons du plan d'amenagement du vliiage 
ou eile se sltue. Le peuple, lui, a ete appele a prendre une 
decision dans le cadre du plan d'amenagement du vliiage, et 
pas sur chaque maison. C'est c;a 11dee. 
II ne s'aglt donc pas d'exclure la partlcipatlon du peuple, 
mals celle-ci ne se situe pas au m'3me niveau. 
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Clna Jean-Michel (C, VS), pour la commisslon: Au nom de 
la commlssion, je vals Juste repliquer en quelques mots aux 
propos de M. Joder. II nous dlt que la revislon prevue est 
une toute petlte revlslon. J'accepte cette critlque, mals je me 
demande comment le groupe de !'Union democratique du 
centre appellerait la revlslon sl on suivalt sa proposltlon de 
supprimer !'initiative populalre generale. J'estime qu'II y a 
une contradictlon dans ses propos. 
Juste quelques mots a l'adresse de M. Beck. A l'encontre 
de l'avis de M. Beck, Je pense que l'introductlon d'une Initia­
tive populaire generale presente de grands avantages. 
100 ooo cltoyens pourralent demander une modification par­
tielle d'une loi et donner les lignes dlrectrices de cette modl­
flcation. On ne devralt donc pas passer par une modlflcation 
de la constitution. En regle generale, les gens sont plut0t 
touches par ies lois, et non pas directement par une disposl­
tion constitutionnelle. 
Je vous invite a entrer en matlere. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Ich möchte Ihnen im Namen 
des Bundesrates dafür danken, dass Sie Im Einklang mit 
dem Ständerat die Bemühungen um eine Reform der Vol~ 
rechte weitergeführt haben. 
Nach dem Nein beider Räte zur Vorlage der Verfassungsre­
form hatte es einen Moment so ausgesehen, als ob der Zug 
der Reform der Volksrechte völlig zum Stillstand gekommen, 
Ja möglicherweise auch entgleist sei. Im Verlaufe der vergan­
genen knapp zwei Jahre wurde aber von den beiden Sub­
kommissionen des Ständerates und des Nationalrates eine 
beträchtliche Wegstrecke zurückgelegt Es besteht Jetzt 
wirklich begründete Zuversicht, dass der Zug auch an sein 
Ziel gelangen wird. 
Die Volksrechte gehören, wie der Föderalismus oder der 
Rechtsstaat, zu den institutionellen Grundpfeilern unseres 
Lendes. Bel den Volksrechten gehört unser Land, was die 
Palette der Mitwlrkungsmögllchkelten und die Intensität ihrer 
Nutzung betrifft, weltweit zur Spitze. Obwohl die Bürgerin­
nen und Bürger unseres Landes im Allgemeinen eigentlich 
zufrieden sind, brauchen wir unsere Initiativ- und Refe­
rendumsrechte und wollen sie auch pflegen. Sie sind ein In­
strument der politischen Kontrolle von unten, sie geben viele 
Impulse für unsere Politik, und sie sind mittlerweile zu einem 
ganz wichtigen Element der Integration und des nationalen 
Grundkonsenses geworden. Wir wollen unsere Volksrechte 
erhalten, sodass sie ein wichtiger Faktor für die politische 
Mitsprache sind. Deshalb wollen wir sie auch kontinuierlich 
erneuern. 
Der Bundesrat freut sich deshalb, dass die aus seiner Sicht 
wichtigsten Elemente der Reform - nämlich die allgemeine 
Volksinitlative und die Reform des Staatsvertragsreferen­
dums - die Hauptbestandtefle der neuen Vorlage bilden. In 
mehreren Punkten gibt es aber noch unterschiedliche Ge­
wichtungen. Der Bundesrat möchte die allgemeine Volksin­
itiative durch einen Bonus, In Form einer geringeren Zahl 
erforderlicher Unterschriften, noch etwas attraktiver ausge­
stalten - ich komme dann in der Detailberatung darauf zu­
rück. Im Einvernehmen mit dem Ständerat möchte der 
Bundesrat auch die Kantonsinltlatlve einführen. Zudem be­
antragen wir eine Bestimmung, die es der Bundesversamm­
lung ermöglichen würde, zwei Initiativen zum gleichen 
Gegenstand, aber mit abweichenden Regelungen gleichzei­
tig zur Abstimmung zu bringen. Beim Staatsvertragsreferen­
dum erhebt der Bundesrat keine grundsätzlichen Einwände 
gegen den Gedanken einer Parallelität zwischen Internatio­
nalem und Landesrecht Er legt dabei aber Wert darauf, 
dass die Bundesversammlung den Staatsvertrag und den 
Umsetzungserlass als ein Paket zur Abstimmung führen 
kann. Ich werde auch darauf In der Detailberatung zurück­
kommen. 
Ich stelle mit Genugtuung fest, dass sich der Bundesrat, der 
Ständerat und, gemäss den Anträgen der Mehrheit Ihrer vor­
beratenden Kommission, hoffentlich auch Ihr Rat Ober das 
Ziel einig sind, nämlich Mängel der Volksrechte zu beseiti­
gen bzw. die Volksrechte zu pflegen und weiterzuentwickeln. 
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Die Hoffnung, dass die vorliegende Parlamentarische lnltla• 
tive auch noch die restliche Wegstrecke erfolgreich zurück­
legt, ist berechtigt 
Ich beantrage Ihnen im Namen des Bundesrates, auf die 
Vorlage einzutreten. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
t:entree en matiere est decldee sans opposltion 

Bundesbeschluss Ober die Änderung der Volksrechte 
Arrete federal relatlf a la revlslon des drolts populalres 

Detailberatung - Examen de detail 

Titel und Ingress, Zlff. 1 Einleitung 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Tltre et preambule, eh. l lntroductlon 
Proposition de /a commlssion 
Adherer a. ia decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art.138 
Antrag der Kommission 
Titel 
Unverändert 
Abs. 1 
1 00 000 Stimmberechtigte können Innert 18 Monaten seit .... 

Antrag Jsniak 
Titel, Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art.138 
Proposition de /a commisslon 
Tltre 
lnchange 
Al. 1 
100 000 cltoyens et citoyennes ayant le droit de vote peu­
vent, dans un delai de 18 mols .••. 

Proposition Janla.k 
Tltre, al. 1 
Adherer a. la decislon du Conseil des Etats 

Janlak Claude (S, BL): Ich möchte betonen, dass Ich hier In 
meinem eigenen Namen und nicht Im Namen der Fraktion 
rede. 
Ich beantrage Ihnen in Übereinstimmung mit dem Ständerat 
die Einführung der Kantonsinltiative. Die Einführung recht­
fertigt sich, weil sich die Standesinitiative als wenig griffiges 
Instrument herausgestellt hat, obwohl sich unter den Stan­
desinitiativen In der Vergangenheit Immer wieder gute und 
zukunftsträchtige Initiativen, zum Tell aus verschiedenen 
Kantonen gleich lautend, finden Hessen. Die bisherige Stan­
desinitiative hat nicht die gleiche rechtliche Tragweite wie die 
Volksinitiative, weil Ober Ihr Schicksal lediglich die Bundes­
versammlung und nicht das Volk entscheidet 
Im föderailstlschen System sind die Mitwirkungsrechte der 
Kantone etwas Zentraies. Ihre Verstärkung bildet einen 
wichtigen Bestandteil der Föderailsmusreform. Den Kanto­
nen WOrde ein lmpulsgebendes Instrument zur Verbesse­
rung der bundesstaatlichen Kooperation zur Verfügung 
stehen. Die vom Ständerat vorgesehenen Hürden sind noch 
Immer sehr hoch. Das Argument, es WOrde zu weit gehen, 
acht Kantonen das gleiche Recht zu gewähren wie 1 oo 000 
Stimmberechtigten, verfängt deshalb nicht, weil das Initiativ­
recht auch vom Volk oder von den kantonalen Parlamenten 
als Vertreter des Volkes ausgeübt werden muss. Es werden 
also nicht Kantonsregierungen ermächtigt, von sich aus von 
diesem Initiativrecht Gebrauch zu machen, sondern gemäss 
Formulierung des Ständerates genlesst das Initiativrecht 

eine ebenso sollde demokratische Abstotzung wie die or­
dentliche Volksinitiative. Ebenso wenig kann von einem 
Fremdkörper im System der Volksrechte die Rede sein. Die 
Kantonsinltiative ist im 4. Titel der BundesverfasSung gere­
gelt, der explizit Volk und Stände umfasst. 
Auch der Einwand, die Kantonslnltiative könnte einem Re­
gionalismus Vorschub leisten, verfängt nicht. Acht Kantone 
entsprechen rund einem Drittel der Stände. Das Zustande­
kommen einer Kantonsinitlatlve verlangt deshalb weit mehr 
als die Wahrung regionaler Partikularinteressen. De facto 
dürfte sie kaum ohne Zusammenwirken mit eidgenössi­
schen Parlamentsmitgliedern lanciert werden. Wenn acht 
Kantone eine Initiative lancieren, dOrfte auch kaum von ei­
nem unnötigerweise zwischen den Bundesbehörden und 
den Kantonen heraufbeschworenen Konflikt die Rede sein. 
Ein derart breit abgestütztes Begehren verdient es ohne 
Zweifel, eingehend diskutiert und dem Volk zur Abstimmung 
unterbreitet zu werden. Insgesamt wäre die Kantonslnltlatlve 
ein Beitrag zu einer Intensivierten Kooperation zwischen 
Bund und Kantonen. 
Ich beantrage Ihnen deshalb, die Fassung des Ständerates 
zu übernehmen. 

Lustenberger Ruedi (C, LU): Selbstverständlich hätte ich 
Frau Vallendar gerne den Vortritt gelassen, aber sie ist leider 
jetzt nicht im Saal. 
Der Antrag Janiak hat, obwohl die CVP-Fraktlon Ihn mehr­
heitlich ablehnt, etwas Gutes an sich, nämlich die Tatsache, 
dass wir Ober diese Frage in diesem Rat überhaupt diskutie­
ren können. Die Kommission hat nämlich den Beschluss des 
Ständerates - die Einführung der Kantonslnitiative - tel quel 
abgelehnt, ohne Gegenstimme, und deshalb steht auf der 
Fahne auch kein Minderheitsantrag. Deshalb bin ich ei­
gentlich froh um den Antrag Janiak, obwohl - ich habe es 
gesagt-wir diesen mehrheitlich ablehnen. Warum? 
Es gibt durchaus gute Gründe dafOr - Herr Janlak hat sie 
dargelegt -, im Zusammenhang mit dem Föderalismus 
diese Kantonsinitlatlve einzuführen, aber letztlich sprechen 
doch die Argumente mehrheitlich dagegen. Wir kennen be­
reits das Instrument der Kantone, mittels Standesinitiativen 
beim Bund vorstellig zu werden. Wenn nun acht Kantone 
das Gefühl haben, sie hätten ein gleich lautendes Interesse, 
dann ist es Ihnen überlassen, eben acht gleich lautende 
standesinitlativen einzureichen. Mit diesem Instrument kön• 
nen sie sich hier Nachachtung verschaffen. Es ist zudem zu 
befürchten, dass mit dem Instrument der Kantonslnltlative 
Gräben in unserer schweizerischen politischen Landschaft 
aufgeworfen werden, Gräben, die vor allem geographische 
Linien durch die Schweiz ziehen würden. Solche Gräben 
sind staatspolitisch nicht unbedingt erwünscht. 
Es kommt noch dazu, dass bereits seit Bestehen dieser 
Volksrechte die Kantone das Instrument des Kantonsrefe­
rendums besitzen, das aber meines Wissens bis jetzt Ober­
haupt noch nie benutzt wurde. Gerade aus dieser Über­
legung heraus komme ich zum Schluss, dass die Kantons­
initiative OberflOsslg ist. 
Deshalb bitte ich Sie Im Namen der Mehrheit der CVP-Frak­
tion, den Antrag Janlak abzulehnen. 

Vallender Dorle (R, AR): Die Einführung der Kantonslnltla• 
tive wird von den Kantonen sehr zielstrebig verfolgt; dies ist 
verständlich, aber nicht unbedingt schotzenswert. D.agegen 
sprechen mindestens sechs Gründe. Beim Initiativrecht han­
delt es sich um ein Volksrecht. Wir warden hier nach dem 
Referendumsrecht der Kantone ein weiteres systemfremdes 
Recht aufnehmen. Zudem ist anzumerken, dass das Kan­
tonsreferendum noch nie benutzt worden Ist Es Ist eher 
fraglich, ob acht Kantone Innert der geforderten Frist von 
18 Monaten die nötigen Abstimmungen - wenn Oberhaupt -
erfolgreich durchführen könnten. 
Dieses letzte Argument würde nun aber eher noch nach 
einer grösseren Prlvilegierung der Kantone rufen (Verlänge­
rung der Frist). Daher sei an die staatspolitischen Überle­
gungen erinnert, die gegen die Einführung der Kantonsinitia-

Bulletin officiel de r Assemblee federale 



·J2.... 
21. März 2002 405 Nationalrat 99.436 

tlve sprechen. Die zusätzliche Eintohrung bedeutet eine 
zusätzliche Privllegierung. Zudem wäre glelchzeltig zu sa­
gen, dass ein Kanton, wenn er das möchte, dem Bund sein 
Anliegen Immer auch zum Ausdruck bringen kann, und -zwar 
einerseits direkt dem Bundesrat oder auch Ober die In Bern 
sitzenden Parlamentarier aus diesem Kanton. Die von acht 
Kantonen gemeinsam einzureichende Kantonslnitiative 
worde eine Ausweitung der Rechte bedeuten, die Im Unter­
schied zur Standesinitiative des einzelnen Kantons viel mehr 
Druck erzeugen worde. Darin liegt die Gefahr, dass regio­
nale Anliegen im Verbund von acht Kantonsreglerungen eine 
Machtaufwertung, z. B. der Ostschweiz oder der West• 
schweiz als Region, darstellen, der sich der Bund hier in 
Bern nur schwer entziehen könnte. Damit ist auch schon ge­
sagt, dass diese Allianzen zu einem gegenseitigen Ausspie­
len der regionalen Befindlichkeiten führen warden, was dem 
föderativen Zusammenleben nicht förderlich Ist. 
Weiter Ist zu bedenken, dass die Kantone mit dem Instru­
ment der Konferenz der Kantonsreglerungen (KdK) bereits 
über eine Möglichkeit verfQgen, Ihre Anliegen Im direkten 
Kpntakt mit dem Bundesrat einzubringen. Im Interesse der 
Volksrechte besteht keine Notwendigkeit, die Konsultations­
ebene noch weiter aufzuwerten und die Kantone als elgentll· 
ehe weitere Zwischenebene mit einer neuen Souveränität 
auszustatten. Dies widerspricht nicht zuletzt auch der heute 
gOltlgen Verfassung. Dort helsst es, dass jeder einzelne 
Kanton souverän sei und als solcher mit seinen Anliegen 
ernst genommen werden mosse. 
Es sei auch die kritische Frage erlaubt, ob es sich bei der 
ElnfQhrung der Kantonslnltlatlve um einen Wunsch der Re­
gierungen selber oder des Volkes in den Kantonen handelt 
Mit dieser Feststellung Ist auch schon angetönt, dass bisher 
nirgends eine Diskussion In den Kantonen oder Kantonspar­
lamenten stattgefunden hat, wenigstens nicht In meinem 
Heimatkanton. Wenn wir hier weiterdenken, erstaunt es 
denn auch nicht, dass der Ständerat das Begehren der Kan­
tonsregierungen aufgenommen hat. sind doch viele der heu­
tigen Ständeräte ehemalige Regierungsräte. 
Der Versuch, den Einflussbereich der Kantone zu verstär­
ken, Ist nachvollzlehbar, aber auch sehr gefährlich. Zu Ende 
gedacht, muss er in einer eigenen Kammer der Kantone 
analog zum Deutschen Bundesrat enden. Das wollen wir 
nicht 
Es gilt weiter zu beachten, dass beim Vorschlag der Kan­
tonslnitiatlve die Kantonsreglerungen oder die Kantonspar­
lamente von acht Kantonen mit 1 oo ooo Volksstimmen 
gleichgesetzt werden. Wenn aber hinter dem AnHegen tat­
sächlich 100 000 stimmberechtigte BOrger und BOrgerlnnen 
stehen: Warum benutzen sie dann nicht das Ihnen ohnehin 
zustehende, normale Initiativrecht? Es Ist kaum nachzuvoll­
ziehen, dass hier neu zwischen Kantonsvolk und allgemei­
nem Volk differenziert werden soll. 
Namens der Mehrheit der FDP-Fraktion bitte Ich Sie hier um 
Zustimmung zur Kommission und um Ablehnung des Antra­
ges Janiak. 

Joder Rudolf (V, BE): Im Namen der SVP-Fraktion möchte 
Ich Sie ebenfalls bitten, den Antrag Janiak abzulehnen. Das 
geltende Recht kennt das vorgeschlagene Instrument der 
Kantonsiniliative nicht, und es bestehen berechtigte Zweifel, 
ob dieses Instrument wirklich einem Bedürfnis entspricht 
Die Kantone können bereits mit dem bestehenden Mittel der 
standeslnitiative umfassend In den bundespolltischen Ent­
scheidungsprozess eingreifen. Sie haben auch im Rahmen 
der Vernehmlassung Möglichkeiten, Intensiv in diesem Pro­
zess mitzuwirken, in der Vorphase der Entstehung von ge­
setzlichen oder verfassungsmässlgen Bestimmungen. 
Mit der Einführung der Kantonsinltiatlve besteht zudem eine 
gewisse Gefahr, dass die Regionen gegeneinander ausge­
spielt werden; das scheint mir staatspolltlsch doch recht be­
deutsam und wichtig zu sein. Wir mossen alles unterneh­
men, um allenfalls bestehende Gräben zwischen Regionen 
nicht noch grösser werden zu lassen, sondern zuzuschütten. 
Schiiesslich bestehen berechtigte Zweifel, ob diese Kan• 
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tonsinltlative Oberhaupt einem echten konkreten BedOrfnls 
entspricht. Das bereits bestehende Kantonsreferendum, das 
seit 1874 besteht, wurde Oberhaupt noch nie ergriffen. 
In diesem Sinne möchte Ich Sie bitten, den Antrag Janlak 
abzulehnen. 

Beck Serge (L, VD): Nous l'avons dit lors du debat d'entree 
en matlere, l'ensemble de notre democratie est construit sur 
un equllibre entre ie peuple et les cantons. Le blcamerlsme, 
la double majorlte lors de votatlons sur des dlsposltions 
constltutionnelles, toutes ces mesures visent au malntlen de 
l'equllibre confederal entre les lnteräts fort divers des com­
posantes de notre pays. 
Si l'on accorde a 2.2 pour cent du corps des votants -
100 000 slgnatures representent, an le dit dans le rapport, 
environ 2,2 pour cent du corps des votants - la posslblllte de 
developper des Initiatives, a comblen plus forte ralson huit 
cantons, representant tes autorites elues de 10, 20 ou peut­
&tre 30 pour cent de la populatlon de ce peys, sont legitimes 
a beneflcler de ce drolt d'initiative. 
Contralrement a ce que dlsait Mme Vallender, II n'y a pas de 
privllege des cantons. Mme Vallendar pratlque une dlchoto­
mle surprenante. Flnalement, un canton n'est pas autre 
chose qu'une partle de la population de ce pays qul est 
constltuee politlquement Un canton en lul-mäme, ce ne sont 
pas que des autorltes qul tomberalent du clel, ce sont bei et 
blen des corps constitues par une partle de la population de 
ce pays, et qul beneficient donc de la legltlmlte et a priori de 
l'appui d'une majorlte de la populatlon du canton concerne. 
II taut ätre aussl attentlf au falt qu'II exlste des sujets - je 
n'en citeral qu'un, c'est ta perequatlon flnanclere- auxquels 
sont confrontees d'abord les autorltes cantonales elues, 
blen plus que la populatlon dans sa vle quotldlenne. II seralt 
sans doute tres difflcile de moblllser dans ia populatlon 
100 000 citoyens qul souhaiteralent approfondlr ce sujet fort 
abstralt pour eux. Par contre, au nlveau des autorites des 
cantons - Conseils d'Etat, Grands Conseils - qul sont con­
frontees et lmpllquees dans la gestlon des corporatlons 
publlques, an va avoir un certaln nombre d'appreclatlons 
concernant des sujets complexes, comme par exemple la 
perequatlon financiere, qul peuvent permettre a ces autorl­
tes de se determiner et, en concertatlon avec d'autres can­
tons, de beneflcier du droit d'initlatlve. 
Je crols, au rlsque de me repeter, qu'II en va de l'equlllbre 
confederal entre les reglons geographlques, entre la vllle et 
la campagne, qu'II en va flnalement d'une representation 
equlllbree et du consensus national autour des differente ob­
Jets qul peuvent ätre soumls par la sulte au vote des cl· 
toyens. 
II n'y a donc aucune ralson objective qul s'oppose a cette 
dlspositlon. Au contralre, mäme les opposants ont releve les 
dlfficultes auxquelles seralent confrontees les autorltes can­
tonales pour reusslr a rassembler les autorites de huit can­
tons autour d'une Initiative. 
II n'y a aucune ralson objective de s'opposer au drolt d'lnltia• 
tive des cantons et le groupe liberal vous lnvite a soutenlr la 
proposltlon Janlak. 

Gross Andreas (S, ZH), fQr die Kommission: Weil der Bun­
desrat und der Ständerat die Kantonslnltiative elnfOhren 
wollten, haben wir darOber In der Kommission eingehend 
diskutiert Deshalb hat ja auch der Antrag Janlak hier das 
entsprechende Echo gefunden. Herr Jeder, Frau Vallendar 
und Herr Lustenberger haben die Argumente der Mehrheit 
sehr schön zusammengefasst 
Vielleicht sollten sich vor allem der Ständerat und auch die 
Kantonsreglerungen bewusst sein, dass diese Idee heute In 
einer Situation diskutiert wird, In der viele von uns den Ein­
druck haben, dass das Gewicht der Kantonsreglerungen Im 
Bundesstaat sehr stark geworden ist. Sie selber finden das 
natOrllch nicht. aber wir haben den Eindruck: Es gibt eigent­
lich kaum eine mächtigere Lobby, auch gegenOber dem Bun­
desrat - manchmal hat man den Eindruck, dem Bundesrat 
seien die Kantonsreglerungen fast wichtiger als wir -, die so 
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einflussreich Ist wie die Kantone. Bel einem solchen Ein­
druck in einem solchen Moment zusätzlich noch etwas zu 
verlangen, das hat In der Kommission mehrheitlich ein sehr 
schlechtes Echo gefunden. 
Man könnte das vielleicht noch ein bisschen verdeutlichen: 
Weshalb haben viele davon gesprochen, dass es unserem 
Föderalismuskonzept widerspricht, acht Kantonen ein sol­
ches Recht zu geben? Es gibt in der Schweiz keine regiona­
len Parteien. Es gibt Welsche, Deutschschweizer und Tessi­
ner In der gemeinsamen Freisinnig-Demokratischen oder In 
der Sozialdemokratischen Partei. Wir haben ein Föderalls­
muskonzept, in dem verschiedene unterschiedlich Den­
kende aus verschiedenen Regionen gemeinsam handeln -
und nicht eine Region mit einer anderen gegen die dritte 
oder gegen die vierte. Eine solche Konzeption von Regiona­
lismus widerspricht der schweizerischen Föderalismuskon­
zeptlon, und das WOrde desintegrative Konsequenzen ha­
ben. Deshalb ist es z. B. wichtig, dass die kleineren Kantone 
Bündnisse finden Ober die kleineren Kantone hinaus - auch 
bei einer Minderheit der grossen Kantone -, wenn sie z. B. 
den Finanzausgleich falsch finden, sodass es nicht um 
«<Klein gegen Gross» geht, sondern um «die eine Position 
gegenOber der anderen». Das ist interessant, und das ist 
uns vielleicht so selbstverständlich, dass es uns nicht mehr 
so bewusst ist und deshalb auch In der Diskussion nicht so 
betont wird. 
Der wichtigste Grund vielleicht, weshalb wir hier skeptisch 
sind - das wurde auch Immer wieder betont -: Es gibt be­
reits das Kantonsreferendum, und dieses Kantonsreferen­
dum Ist nie gebraucht worden. Weshalb dann jetzt eine 
Kantonslnltlative einrichten? 
Als Kommissionspräsident habe Ich aber auch die Pflicht, 
Sie Ober einen Gedanken zu informieren, der in unserer 
Kommission auch diskutiert worden Ist. Allerdings liegt er ein 
bisschen schief, weil er auch etwas mit den 70 000 Unter­
schriften zu tun hat. Möglicherweise hat diese Kantonsinltla­
tive eine viel grössere symbolische Bedeutung für die 
Kantone, ohne dass sie diese Kantonsinltlatlve In den näch­
sten zwanzig Jahren - so wie bisher in den vergangenen 
150 Jahren beim Kantonsreferendum - Oberhaupt gebrau­
chen werden. Wenn der Ständerat - und vielleicht der Bun­
desrat immer noch - sie um der Symbolik willen unbedingt 
haben will, könnte man den Mitgliedern des Ständerates sa­
gen: Nehmen Sie sie, aber dann müssen Sie uns bei der all­
gemeinen Volkslnltlatlve auch wiederum im Sinne des 
Bundesrates entgegenkommen. 
Dieses Gegengeschäft wurde In der Kommission auch dis­
kutiert Es ist natürlich ein bisschen schwierig, so zu verhan­
deln, wenn der diese Zahl von 70 000 Stimmberechtigten 
betreffende Antrag hier nicht unbedingt eine Mehrheit findet. 
Aber iq_h wollte dem Ständerat signalisiert haben, dass er 
diese Uberlegung machen kann. Wenn er hier einem Tell 
des Nationalrates entgegenkommt, könnte es sein, dass die­
ser Tell des Nationalrates ihm bei der KantonsinitiatiVe Im 
Sinne von Herrn Janlak auch entgegenkommt. 

Clna Jean-Michel (C, VS), pour la commission: M. Janlak 
veut lntrodulre le droit d'lnltlative des cantons. II est vrai que, 
contre la proposltion de sa commlsslon, le Consell des Etats 
s'est prononce pour l'introduction du drolt preclte par 26 volx 
contre 12. 
Par 20 volx contre 4, la commlsslon vous propose de rejeter 
l'lntroductlon de cet Instrument. 
La commission estime que les drolts populaires sont les 
drolts du peuple et non ceux des cantons. De ce point de 
vue, le referendum des cantons est une lncongrulte du sys­
teme. Cet Instrument n'est au demeurantjamais utillse. l.'.inl­
tlative des cantons connaitra probablement le m&me destln. 
On a peine a lmaginer que huit parlements cantonaux tom­
bent d'accord sur un texte d'lnltiative commun dans un delal 
de 18 mols. II est encore molns probable qu'une votatlon po­
pulalre rallle 1a majorlte dans hult cantons dans le mAme de­
lai. 
Le Conseil federal lul-mäme emet des doutes quant a l'effl­
cacite reelle d'un tel Instrument. En lnstltuant cet instrument, 

on court mAme le risque de tavoriser les phenomenes de 
polarlsation regionale. t.:ldee de l'lnltiatlve des cantons re­
pose sur une conceptlon du federallsme qui n'est pas sans 
poser de problemes. La Confederation compte 26 cantons 
qui representent autant d'interäts propres, et chacun d'entre 
eux veut Atre prls au serleux au sein de la Confederatlon. 
Chaque canton peut s'adresser directement a la Confedera­
tlon, notamment par le biais de l'lnltlatlve d'un canton. t.:idee 
d'lnstltuer un droit d'inltiative des cantons tend a renforcer 
les nlveaux lntermedlalres entre cantons et Confederatlon et 
rlsque de susciter entre celle-cl et ceux-la des fausses notes 
dont on se passeralt bien, en attlsant des confllts entre les 
centralisateurs et les federalistes. 
Je vous propose donc de rejeter la proposltlon Janiak. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Die Kantonslnltlatlve ist ein 
neues Element, das der Bundesrat bereits Im Rahmen der 
Reform der Volksrechte vorgeschlagen hatte. Es soll den 
Kantonen die Möglichkeit geben, Änderungen der Verfas­
sung oder von Gesetzen zu unterbreiten. Die BegrOndung 
fQr diesen Vorschlag ergibt sich aus dem föderalistischen 
Wandel der vergangenen zwanzig bis drelsslg Jahre. In die­
ser Zeit sind die Aufgaben des Bundes und der Kantone im­
mer stärker ineinander hineingewachsen, und ohne die 
sachkundige und tatkräftige Umsetzung durch die Kantone 
worden Massnahmen des Bundes Makulatur bleiben. 
Nicht nur In der Schweiz, sondern auch In anderen Ländern 
hat sich der Föderalismus zu einem partlzipativen Föderalis­
mus entwickelt. Mehr und mehr beteiligen sich die unteren 
Ebenen an der Willensbildung auf Bundesebene. In einigen 
Ländern ist daraus ein eigentlicher Mltwlrkungsföderalismus 
entstanden. Die Verflechtung hat teilweise dazu geführt, 
dass die unteren Ebenen gegen weitere Zentralisierungen 
nicht mehr opponieren, da sie sich Immer prominenter an 
der Gestaltung der Bundespolitik beteiligen können. 
Diese Form des Mitwirkungsföderalismus hat aber durchaus 
problematische Selten. Die Kantonslnltiatlve stellt eine Alter­
native zu solchen Formen des Föderalismus dar. Die Kan­
tone sollen sich zwar an der Gestaltung von Politik betelllgen 
können, aber sie sollen gleichzeitig In die demokratischen 
Spielregeln eingebunden werden. Letzteres soll auf zweier­
lei Art geschehen: 
1. Eine Kantonsinitlative kann nicht durch die Kantonsregie­
rungen beschlossen werden; das Initiativrecht Ist vom kanto­
nalen Parlament oder vom Volk auszuüben. 
2. Die Kantonslnitiative wird In den demokratischen Prozess 
eingebunden, indem sie wie jede andere Initiative in der öf­
fentllchen Arena debattiert wird. 
Es wird hier und dort befürchtet, die Kantonslnltlative eröffne 
den kantonalen Regierungen und ihren gemeinsamen Orga­
nen - beispielsweise der Konferenz der Kantonsreglerun­
gen - zu viel Macht. Herr Gross Andreas hat auch auf die 
entsprechende Sensibilität hingewiesen, dass man in der 
Kommission den Eindruck hatte, die Kantonsregierungen 
seien dem Bundesrat fast wichtiger als das Parlament Er 
hat darauf hingewiesen, dass die Einführung einer Kantons­
Initiative auch einen symbolischen Gehalt haben könnte. 
Ich denke, dass dieser symbolische Gehalt nicht zu unter­
schätzen ist. Sie haben den Zusammenhang mit der allge­
meinen Volksinitiative und den 70 000 Unterschriften er­
wähnt. Ich kann diesen Zusammenhang so nfcht nachvoll­
ziehen, aber ich darf doch feststellen, dass Sie in diesem 
Sinne bei beiden Fragen voll und ganz auf die Linie des Bun­
desrates verwiesen haben. 
Die Kantonslnltlatlve als neues Instrument weckt die Be­
fürchtung, sie wurde regionale Gräben schaffen. Aus zwei 
GrOnden glaube Ich aber nicht, dass regionale Allianzen die 
Kantonslnltlatlve prägen worden: 
1. Die Zustimmung von acht Kantonen ist eine recht hohe 
Schwelle. Ich gebe hier Jenen Recht, die sich fragen, ob die­
ses Instrument Oberhaupt zum Einsatz kommen WOrde. 
2. Es geht bei Kantons- wie bei Volksinitiativen im eigentli­
chen Sinne des Wortes darum, Mehrheiten zu finden. Kan­
tonsinltiativen hätten nur dann eine Chance, wenn sie breit 
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abgestützt sind und also nicht allein auf die reglonalpolltJ.. 
sehe Karte setzen. 
Der Bundesrat Ist der Meinung, dass das Instrument der 
Kantonslnltiatlve das lnltlativrecht und damit den politischen 
Prozess mit neuen Impulsen bereichern würde. Ich bitte Sie 
deshalb, dem Ständerat zu folgen und den Antrag Janlak zu 
unterstatzen. 

La presldente (Maury Pasquler Lillane, presldente): La pro­
posltion Janlak porte egalement sur l'article 159 allnea 1er, 
l'article 1 S9a alinea 1 er et l'artlcle 139c. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 86 Stimmen 
Für den Antrag Janiak .... 60 Stimmen 

Art.139 
Antrag der Kommission 
Titel 
Zustimmung zum Entwurf SPK-SR 
Abs.1 
100 000 Stimmberechtigte können Innert 18 Monaten seit •..• 
Abs.2, 4, 6 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs.3 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit I 
(Vollmer, Aeppll Wartmann, Bühlmann, de Dardel, Gross An­
dreas, Janlak, Tillmanns, Vermot) 
•••• ungültig. Der UngOltlgkeltsbeschluss kann von den Ini­
tianten und lnitiantlnnen beim Bundesgericht angefochten 
werden. Dieses entscheidet endgültig. 

Abs.5 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit II 
(Baader Caspar, Beck, Engelberger, Fehr Hans, Joder, 
Scherer Marcel, Schmied Walter, Tschuppert) 
Zustimmung zum Entwurf SPK-SR 

Antrag Janlak 
Titel, Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art.139 
Proposition de la commlsslon 
Tltre 
Adherer au proJet de la CIP-CE 
Al. 1 
1 oo 000 cltoyens et cltoyennes ayant le drolt de vote peu­
vent, dans un delal de 18 mois .... 
Al.2, 4, 6 
Adherer a la declsion du Conseil des Etats 

Al.3 
Majorlte 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 
Minorlte I 
(Vollmer, Aeppll Wartmann, Bühlmann, de Dardel, Gross An­
dreas, Janiak, Tlllmanns, Vermot) 
.... nulle. Les auteurs de l'lnltlatlve peuvent recourlr contre la 
decislon d'lnvalldlte aupres du Tribunal federal. Ce demier 
tranche deflnltlvement 

Al.5 
Majorlte 
Adherer a la decislon du Conseil des Etats 
Mlnorlte II 
(Baader Caspar, Beck, Engelberger, Fehr Hans, Joder, 
Scherer Marcel, Schmied Walter, Tschuppert) 
Adherer au projet de la CIP•CE 

Amtliches Bulletfn der Bundesversammlung 

Proposition Janiak 
Tltre, al. 1 
Adherer a la decislon du Conseil des Etats 

Aeppll Wartmann Reglne (S, ZH): Der Antrag der Minder­
heit 1 (Vollmer) verlangt. dass die lnltlantlnnen und Initianten 
einen Ungültlgkeltsbeschluss des Parlamentes vom Bundes­
gericht Oberprüfen lassen können. Das Parlament hat ja die 
Frage der Überprüfbarkeit solcher Beschlüsse schon mehr­
fach diskutiert, auch Im Rahmen der Verfassungsdebatte. Es 
geht dabei um das Abwägen der Frage, ob das Parlament 
abschllessend darüber entscheiden kann, ob eine Volksin­
itiative gültig oder ungültig Ist Das Parlament hat In der Ver­
gangenheit von seiner Kompetenz grossmehrheltlich sehr 
zurückhaltend Gebrauch gemacht Von ganz wenigen Aus­
nahmen abgesehen, hat es «In dubio» stets für die Volks­
rechte entschieden. Die Praxis gibt somit eigentlich keinen 
Anlass, um zusätzliche Barrieren gegen die Volksrechte ein• 
zubauen. 
Wenn wir heute dennoch diesen Antrag stellen, so deshalb, 
wen wir finden, dass das Prinzip «In dubio pro Volksrechte» 
mit der Einführung der Überprüfbarkeit einer Ungültlgerklä• 
rung noch betont werden kann. Damit behält das Parlament 
seine Kompetenz zu entscheiden, ob eine Initiative - sogar 
dann, wenn Zweifel an Ihrer Gültigkeit bestehen - aus polltl­
schen Gründen vors Volk gebracht werden soll. Ein GOltlg­
keltsbeschluss kann auch in Zukunft - auch wenn Sie 
diesem Antrag zustimmen - nicht angefochten werden. 
Hingegen sollen die lnltlantlnnen und lnltlanten die Möglich­
keit erhalten, einen Ungültigkeitsbeschluss anzufechten. 
Das Ist einerseits eine Verstärkung des Demokratieelemen­
tes, andererseits Ist dieser Rechtsbehelf Insofern gerechtfer­
tigt. als das Parlament ja In der Beurteilung der Ungültigkeit 
nicht frei Ist. Das Parlament hat In diesem Fall eine Art ge­
richtliche Funktion, indem es nach streng rechtlichen Vorga­
ben zu entscheiden hat Es liegt also auf der Hand, dass ein 
Parlament nur beschränkt In der Lage Ist. eine solche Funk­
tion wahrzunehmen. Es Ist deshalb sozusegen aus systeml­
schen Gründen richtig, die Überprüfbarkeit der UngüHlgkelt 
einer Instanz vorzubehalten, die für diese Aufgabe geschaf­
fen Ist. 
Ich bitte Sie deshalb, dem Antrag der Minderheit I zuzustlm• 
men. 

Lustenberger Ruedi (C, LU): Ich bitte Sie Im Namen der 
CVP-Fraktlon und auch der Kommissionsmehrheit, den An• 
trag der Minderheit I abzulehnen. 
Dieser Minderheitsantrag geht In Richtung Verfassungsge­
richtsbarkeit, und eine Verfassungsgerichtsbarkeit Ist In der 
Schweiz, auch aus der Sicht der Gewaltentrennung, abzu­
lehnen. Weil wir eine direkte Demokratie kennen, brauchen 
wir keine Verfassungsgerichtsbarkeit. 
Das Parlament hat In dem von Herrn Vollmer thematisierten 
Bereich eine direkte Verantwortung, und zwar eine direkte 
Verantwortung gegenüber den lnltlantlnnen und Initianten 
und gegenüber dem Volk. Da wollen wir nicht eine Gerichts­
barkeit dazwlschenschalten, die dem Parlament diese Ver­
antwortung abnehmen soll, aber letztlich de facto nicht 
abnehmen kann. 
Deshalb bitte Ich Sie, den Antrag der Minderheit 1 (Vollmer) 
abzulehnen. 

Gross Andreas (S, ZH), für die Kommission: Die Kommis­
sion lehnt den Antrag der Minderheit 1 (Vollmer), vertreten 
durch Frau Aeppll, mit 16 zu 8 Stimmen ab. Die Kommissi­
onsmehrheit möchte also bei der heutigen Regelung blei­
ben, dass die Bundesversammlung abschllessend Ober die 
GOltlgkelt von Volkslnltlatlven entscheiden darf. 
Ich möchte hier sagen, dass die Praxis vielleicht nicht ganz 
so Ober Jeglichen Zweifel erhaben Ist, wie zum Tell gesagt 
worden ist. Denn die Bundesversammlung lless sich In den 
letzten zehn Jahren doch zweimal dazu verleiten, diese 
langjährige tolerante Praxis, Im Zweifel für die Volkslnltlatlve 
zu entscheiden, zu durchbrechen. 1995, als die Mitte noch 
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ganz Intakt war, lless sie je eine linke und eine rechte Initia­
tive Ober den Grundsatz der Einheit der Materie stolpern. 
Das war ein Beispiel, an dem man zeigen konnte, dass die 
Bundesversammlung, die eben ein genuin politisches Gre­
mium ist, diese juristische Funktion nicht ohne politische 
Hintergedanken ausüben konnte. 
Angesichts dieser Erfahrung und angesichts der Aussicht, 
dass In den nächsten zwanzig bis drelssig Jahren zuneh­
mend Fälle vorkommen werden, bei denen die einen b8* 
haupten werden, es widerspreche dem Völkerrecht, und die 
anderen sagen werden, es widerspreche dem Völkerrecht 
nicht - oder z. B. in fünfzig Jahren vielleicht sogar Europa­
recht-, spricht einiges dafür, dass diese letztlich Im Wesent­
lichen juristische Frage letztendllch auch von Juristen 
beantwortet werden sollte. Ich persönlich habe mich In der 
Verfassungsdiskussion immer dafür ausgesprochen. Es ist 
meiner Meinung nach noch nicht ein Schritt In die Verfas­
sungsgerichtsbarkeit, aber es Ist ein Element davon. 
Es gehört aber Immer zu einer modernen Demokratie, Herr 
Lustenberger, dass auch die Volksvertreter nicht ganz alles 
machen können, was sie wollen, sondern sich an einen ju­
ristischen Rahmen halten messen, und dieser juristische 
Rahmen auch von einem juristischen Gremium OberprOft 
werden kann. Aber dies widerspricht der radikaldemokrati­
schen Tradition der Schweiz - mlt dem Argument, wenn das 
Volk nicht zufrieden sei damit, dass die Volksvertreter eine 
Volksinitiative ungültig erklärt haben, dann könne man ja 
diese Volksvertreter abwählen, während man das mit den 
Bundesrichtern nicht machen könne. Das war das Argu­
ment, das in der Kommission mehrheitlich immer noch 
obenaus geschwungen hat. 

Clna Jean-Michel (C, VS), pour la commlsslon: Cher rap­
porteur de langue allemande, J'aimerais quand mäme dire 
que votre opinion, je ne la partage pas quand vous dites qua 
dans les annees septante ou huitante, le centre etait encore 
lntact. J'aimerais afflrmer qu'il l'est encore aujourd'hui. Nous 
avons parfols des oplnions divergentes, mais le centre est 
intact. 
La proposition de minorlte 1 (Vollmer), detendue par Mme 
Aeppli Wartmann, tend ä creer la posslb!llte de recourir de­
vant le Tribunal federal contre une decislon d'invalldatlon. 
Elle a ete rejetee en commisslon, par 16 volx contre 8, 
M. Gross l'a d'ailleurs deJa dlt. La majorlte etait d'avis que 
des crlteres politiques interviennent dans toute decision de 
validlte. La separation des pouvolrs devralt ätre malntenue 
et la jurlsprudence ne devralt pas ätre politisee. En outre, 
des dlvergences entre I' Assemblee federale et le Tribunal fe­
deral auralent des retombees defavorables sur la crediblllte 
des autorites. 
Je vous propose donc, au nom de la majorlte de la commis­
sion, de rejeter la proposition de minorlte 1 (Vollmer). 

La presldente (Maury Pasquier Lillane, presidente): Le 
groupe radlcal-democratique communlque qu'II soutient la 
majorlte. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Der Bundesrat sah 1996 im Rah­
men der Volksrechtsreform vor, dass das Parlament bei 
Zweifeln Ober die Gültigkeit einer Initiative das Bundesge­
richt hätte anrufen mossen. Dieses hätte die Initiative an­
schliessend auf ihre Gültigkeit OberprOft, und der Entscheid 
des Bundesgerichtes hätte die Bundesversammlung gebun­
den. 
Der vorliegende Antrag der Minderheit I sieht eine etwas 
andere Lösung vor. Der Entscheid Ober die Gültigkeit einer 
Initiative liegt z:war bei der Bundesversammlung. Die lnltlan­
tlnnen und Initianten könnten den Parlamentsentscheid aber 
beim Bundesgericht anfechten. Der Antrag der Minderheit 1 
liegt deshalb einerseits auf der früheren Linie des Bundesra­
tes, welcher die juristisch anspruchsvolle Aufgabe der Prü­
fung der Gültigkeit einer Volksinitiative letztlich dem Bun­
desgericht Oberlassen wollte; er könnte aber andererseits Im 
Falle seiner Annahme gewisse politische Probleme schaf-

fen, nämlich dann, wenn das Bundesgericht Im Beschwerde­
fall einen Entscheid der Bundesversammlung korrigieren 
würde. 
Mit Blick auf die politische Realisierbarkeit der Vorlage bitte 
ich Sie deshalb, den Antrag der Minderheit 1 (Vollmer) abzu­
lehnen. 

Titel, Abs. 1 - Tltre, al. 1 

La presldente (Maury Pasquler Uliane, presidente): La pro­
posltion Janiak a ete rejetee a l'artlcle precedent 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposltion de la commfsslon 

Abs. 2, 4, 6 -Al. 2, 4, 6 
Angenommen -Adopte 

Abs. 3-AI. 3 

La presldente (Maury Pasquier Liliane, presldente): Ce 
vote vaut egalement pour l'article 139a alinea 2. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 82 Stimmen 
FQr den Antrag der Minderheit •... 55 Stimmen · 

Abs.5-AI. 5 

Baader Caspar (V. BL): Der neue Artikel 139 beinhaltet Ja 
bekanntlich nur noch die Volkslnitiative in Form des ausfor­
mulierten Entwurfes. Die Bestimmungen über die Volkslnl­
tiative in der Form der allgemeinen Anregung sollen ja zu­
gunsten der In Artikel 139a neu geregelten allgemeinen 
Volksinltlative gestrichen werden. Gemäss dem Antrag der 
Kommissionsmehrheit muss die Bundesversammlung eine 
ausformulierte Volksinitiative zur Annahme oder Ablehnung 
empfehlen und kann Ihr neu In beiden Fällen, also auch bei 
der Annahme, einen Gegenvorschlag gegenüberstellen. 
Dies widerspricht dem heutigen Recht, wonach die Bundes­
versammlung nur bei einer ablehnenden Empfehlung einen 
Gegenvorschlag unterbreiten kann. 
Die von mir angefOhrte Minderheit bittet Sie, bei der heuti­
gen Lösung zu bleiben, und z:war aus rein praktischen Grün­
den: 
1. Das Parlament hat gegenüber dem Stimmvolk eine Füh­
rungsaufgabe wahrzunehmen und klar zum Ausdruck zu 
bringen, ob es eine ausformulierte Volksinitiative tel quel als 
Ganzes akzeptieren wlll oder nicht. Wenn nicht, Ist die Initia­
tive In dieser eingereichten Form konsequenterweise auch 
abzulehnen. Stattdessen Ist dann allenfalls, wenn die Stoss­
rlchtung der Initiative zumindest zu einem Teil stimmt, ein 
Gegenvorschlag auszuarbeiten. Nichtzustimmung helsst für 
mich nämlich Ablehnung. Dann soll das Parlament das auch 
klar sagen und dem Volk die seiner Meinung nach richtige 
Lösung als Gegenvorschlag unterbreiten. 
2. Die von der Mehrheit beantragte Lösung fOhrt dazu, dass 
das Parlament zwar eigentlich gegen eine Initiative sein 
kann, aber beispielsweise aus parteipolitischen oder takti­
schen Granden trotzdem dafür stimmt und dann dem Volk 
erst noch einen Gegenvorschlag unterbreitet. Konkret helsst 
das, dass sowohl im Parlament als auch in der Volksabstim­
mung das doppelte Ja möglich ist und dass dann . konse­
quenterweise sowohl dem Parlament als auch dem Volk die 
Stichfrage zu unterbreiten ist, ob wir Jetzt lieber die Initiative 
oder den Gegenvorschlag hätten. Eine derartige Auswahl­
sendung des Parlamentes an das Volk fQhrt zu grossen 
Kommunikationsproblemen In Abstimmungskämpfen und 
fördert nur die Verwirrung der Stimmbürgerinnen und 
stimmbllrger. Denken Sie doch an das aktuelle Beispiel un­
serer Gold-Initiative. Das Parlament muss doch dem Volk 
sagen, ob es jetzt die Gold-Initiative annehmen oder den 
ständerätllchen Vorschlag der Drlttellösung unterstützen 
soll. Sie können dem Volk doch nicht beides zur Annahme 
empfehlen! 
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3. Schllessllch vertiert der Gegenvorschlag mit der von der 
Mehrheit beantragten Lösung auch seine Funktion als Kom­
promisslösung, wen sich bei einem doppelten Ja des Parla­
mentes das lnitlativkomltee nicht mehr entscheiden muss, 
ob es den Gegenvorschlag, der ihm ein Stück weit entge­
genkommt, akzeptieren und die Initiative zurückziehen oder 
ob es den teueren Abstimmungskampf zur Initiative fOhren 
will. 
Bitte bleiben Sie auf dem Boden der Realität und unterstat­
zen Sie die Minderheit II! Lehnen Sie das von der Mehrheit 
favorisierte, akademische Abstimmungsmodell ab! 

La presldente (Maury Pasquler Llllane, presldente): Le 
groupe democrate-chretien et le groupe sociallste communl­
quent qu'ils soutiennent la majorlte. 

Beck Serge (L, VD): Pour sa part, le groupe liberal vous ln­
vlte a soutenir la minorlte II (Baader Caspar). 
Je crois qu'i! est avant tout indispensable que nous assu­
mlons nos responsabllltes politiques et que nous donnlons 
au peuple des determlnations clalres. Nous devons proposer 
a nos concltoyens des conditlons de cholx qul soient egale­
ment transparentes et ne pas chercher a alamblquer les 
decislons et, dans ce but, recourtr le moins posslble a la 
questlon subsldlaire. 
M. Baader vlent de le dlre, les questlonnaires a cholx multi­
ples ne sont finalement pas une bonne solution pour le tonc­
tionnement de notre democratle. C'est Ja raison pour la­
quelle II parait opportun de llmlter la proposltlon de contre­
projet au cas oCI !'Assemblee federale recommanderalt le re­
jet d'une Initiative. Tenlr Je double langage a l'egard de nos 
concltoyens, qui vlse a !es inclter a adopter !'Initiative et si­
multanement a developper un contre-projet n'est pas une 
posltion ralsonnable, nl une posltion motivante ou lncitative a 
la partlcipation des citoyens de ce pays aux cholx, dans la 
mesure oCI II rend ceux--cl plus dlfflciles, plus opaques, dans 
la mesure egalement oCI U compllque le d!§bat au cours de la 
campagne qui precilde la votation. 
C'est pour ces raisons fondamentales, pour le fonctionne­
ment de notre dllmocratie, que le groupe liberal vous lnvlte, 
a l'article 139 alinlla 5, a soutenlr la proposltion de la mlno­
rlte II. 

Gross Andreas (S, ZH), tor die Kommission: Die Kommissi­
onsmehrheit bittet Sie, Ihrem Antrag zuzustimmen. Herrn 
Baader möchte Ich ganz präzis antworten. Herr Baader, 
wenn man Ihnen genau zugehört hat, stellt man fest, dass 
Sie eigentlich auf den Entscheid von 1987 zurackkommen 
wollen, als wir das doppelte Ja elngefOhrt haben. Dieses 
doppelte Ja, das ja dazu diente, dass die Reformer nicht ge­
spalten werden können und die Nichtreformer, die den Sta­
tus quo wollen, einen strukturellen Vorteil haben, ist damals 
genau mit diesen Argumenten bekämpft worden: Es sei aka­
demisch, zu kompliziert, WOrde die Leute verwirren und 
wQrde den Gegenvorschlag als Kompromiss In Zweifel zie­
hen. 
Sie müssen den Mut haben zu sagen, Sie möchten auf das 
doppelte Ja zurückkommen. Wenn Sie das doppelte Ja ak­
zeptieren, dann Ist das, was Ihnen die Mehrheit beantragt, 
eigentlich nur die konsequente Umsetzung dessen, was der 
Bürger nämlich kann: Der Bürger darf tor die Verfassungsin­
itiative und tar den Gegenvorschlag sein. Und was der BOr­
ger kann, soll auch ein Parlamentarier dürfen. Er soll zeigen, 
dass er grundsätzlich etwas in Richtung der Volksinltlatlve 
machen möchte, aber den Gegenvorschlag vorzieht. Aber 
man sollte Ihn nicht zwingen, Nein sagen zu müssen zu der 
allgemeinen Richtung, weil das die Bedingung ist für das 
Recht, einen Gegenvorschlag machen zu dürfen. Diese Er­
pressung, die hier immer wieder gespart wurde, ist unstatt­
haft! Sie tendieren natürlich eher dazu - Im Unterschied zu 
jenen, die das möchten -, Volksinitiativen ilTi Allgemeinen 
eher abzulehnen; Sie haben deshalb gar keinen Reform-, 
keinen Handlungsbedarf, und Sie haben auch nichts dage­
gen, dass die Ablehnung einer Volkslnltlative die Vorausset­
zung fQr den Gegenvorschlag Ist. 
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Aber die Mehrheit dieses Parlamentes welss, dass 
Volkslnltiativen oft etwas Richtiges anzeigen, dass man dies 
aber noch besser umsetzen oder vielleicht weniger wett ge­
hen könnte und dass deshalb ein Gegenvorschlag ange­
bracht wäre. Aber die gleichen Leute werden gezwungen, die 
Volksinitiative, welche die Richtung anzeigt, abzulehnen. 
Das wird dem Bürger nicht zugemutet - mit Recht-, und es 
sollte deshalb auch dem Parlamentarier nicht zugemutet 
werden. 
Wenn Sie sagen, das doppelte Ja sei grundsätzlich falsch, 
dann muss die SVP-Fraktion den Mut haben, eine Verfas­
sungsrevision vorzuschlagen, mit der sie das doppelte Ja 
wieder Infrage stellt. Sie sollte nicht hier die konsequente 
Umsetzung des doppelten Ja In Zweifel ziehen. 
Deshalb möchte Ich Sie bitten, der Mehrheit zu folgen. Sie 
warden uns damit gestatten, auch dann für einen 
Gegenvorschlag zu sein, wenn wir die Initiative nicht ableh­
nen. 

Clna Jean-Michel (C, VS), pour la commisslon: La declsion 
du Conseil des Etats, a laquelle 1a majorltll de la commisslon 
se rallle, lmpllque une modlflcation loglque du drolt en vi­
gueur. Elle prevolt que !'Assemblee federale dolt pouvoir 
soumettre un contre-projet, mäme lorsqu'elle ne rejette pas 
integralement !'initiative. L'.Assembllle federale peut, certes, 
tout a falt satuer l'orlentatlon d'une Initiative, mais eile peut 
souhalter une autre solutlon. Cette correctlon correspond a 
l'esprlt de la constltution de 1874, mals eile a llte perdue du 
falt de la nouvelle formulatlon de 1999. Elle est aussl lndi­
quee en rapport avec l'lntroductlon de !'initiative populalre 
gllnllrale, pour laquelle une proclldure ouverte est aussi prll­
vue en cas de contre-projet. 
La proposltlon de Ja majorltll est donc une sulte loglque du 
double out et je vous propose de radopter. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Mit der heutigen Regelung wer­
den die Möglichkeiten fOr Abstimmungsempfehlungen einge­
engt Es kann nämlich sehr wohl sein, dass die Bundesver­
sammlung tor die Anliegen einer Volkslnltlative Sympathien 
hegt, aber im lnitlatlvtext noch ein Verbesserungspotenzial 
erblickt, das sie mit einem Gegenentwurf ausschöpfen 
möchte. Sie erinnem sich vielleicht, dass bei den parlamen­
tarischen Beratungen Ober die Initiative zum Uno-Beitritt er­
wogen wurde, der Initiative einen Gegenvorschlag mit Neu­
tralltätsvorbehalt gegenüberzustellen. Dies hätte aber erfor­
dert, die Initiative abzulehnen, und eine solche Haltung wäre 
wohl den Stimmberechtigten nur schlecht zu erklären gewe­
sen. Deshalb wurde darauf verzichtet. Parteien, Verbände 
und andere, die sich am Abstimmungskampf betelllgen, ha­
ben jeweils die Möglichkeit, beide Vorlagen zur Annahme zu 
empfehlen. Diese Option sollte eigentlich auch der Bundes­
versammlung offen stehen. 
Aus diesen Granden empfiehlt Ihnen der Bundesrat, die 
Mehrheit zu unterstützen. 

Abstimmung - Vote 
FQr den Antrag der Mehrheit .... 75 stimmen 
FQr den Antrag der Minderheit .... 49 stimmen 

Art.139a 
Antrag der Kommission 
Titel 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf SPK-SR 

Abs. 1 
Mehrheit 
100 000 Stimmberechtigte können Innert 18 Monaten seit .... 
Minderheit I 
(Gross Andreas, Aeppll Wartmann, BOhlmann, de Dardel, 
Donze, Janlak, Vermot, Vollmer) 
70 000 stimmberechtigte können innert 18 Monaten seit der 
amtlichen Veröffentlichung Ihrer Initiative in der Form .... 
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Abs.2 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit III 
(Vollmer, Aeppli Wartmann, Bühlmann, de Dardel, Gross An­
dreas, Janiak, Tillmanns, Vermot) 
.... ungOltig. Der UngOltlgkeltsbeschluss kann von den Initi­
anten und lnitiantlnnen beim Bundesgericht angefochten 
werden. Dieses entscheidet endgültig. 

Abs. 3 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit IV 
(Baader Caspar, Beck, Engelberger, Fehr Hans, Scherer 
Marcel) 
•••. der Bundesgesetzgebung um. Die Änderung Ist Volk und 
Ständen zur Abstimmung zu unterbreiten. 

Abs.4 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit IV 
(Baader Caspar, Beck, Engelberger, Fehr Hans, Scherer 
Marcel) 
Die Bundesversammlung kann der Änderung im Sinne der 
Initiative einen Gegenentwurf gegenüberstellen. Die Ände­
rung und der Gegenentwurf werden Volk und Ständen zur 
Abstimmung unterbreitet. 
Minderheit V 
(Baader Caspar, Engelberger, Fahr Hans, Scherer Marcel, 
Schmied Walter) 
(falls der Antrag der Minderheit IV abgelehnt wird) 
Streichen 

Abs.5 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit IV 
(Baader Caspar, Beck, Engelberger, Fehr Hans, Scherer 
Marcel) 
Lehnt die Bundesversammlung die Initiative ab, so legt sie 
diese Volk und Ständen zur Abstimmung vor. Wird die Initia­
tive angenommen, so setzt die Bundesversammlung sie 
durch eine entsprechende Änderung der Bundesverfassung 
oder der Bundesgesetzgebung um. Die Änderung ist Volk 
und Ständen zur Abstimmung zu unterbreiten. 
Minderheit V 
(Baader Caspar, Engelberger, Fehr Hans, Scherer Marcel, 
Schmied Walter) 
(falls der Antrag der Minderheit IV abgelehnt wird) 
Lehnt die Bundesversammlung die Initiative ab, so legt sie 
diese dem Volk zur Abstimmung vor. Sie kann der Initiative 
einen Gegenentwurf gegenüberstellen. Stellt die Bundesver­
sammlung der Initiative eine Änderung der Bundesverfas• 
sung gegenüber, bedürfen beide Vorlagen einer Mehrheit 
des Volkes und der Stände. Stellt sie der Initiative eine Än­
derung der Gesetzgebung gegenüber, bedürfen beide Vorla­
gen einer Mehrheit des Volkes. 

Minderheit II 
(Fahr Hans, Baader Caspar, Beck, Scherer Marcel, Schmied 
Walter) 
Den ganzen Artikel streichen 

Antrag Janisk 
71tel, Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art 139a 
Proposition de /a commission 
T/tre 
Majorite 
Adherer au projet de la CIP-CE 

Al. 1 
Majorlte 
100 000 cltoyens et citoyennes ayant le droit de vote peu­
vent, dans un delal de 18 mois •••. 
Mlnorite I 
(Gross Andreas, Aeppll Wartmann, Bühlmann, de Dardel, 
Donze, Janlak, Vermot, Vollmer) 
70 000 cltoyens et cltoyennes ayant le droit de vote peuvent, 
dans un delai de 18 mols a compter de la publlcatlon officl­
elle de leur Initiative, et sous la forme .... 

A/.2 
Ma/orite 
Adherer a Ja declslon du Conseil des Etats 
Mlnorite III 
(Vollmer, Aeppll Wartmann, BOhlmann, de Dardel, Gross An• 
dreas, Janiak, Tillmanns, Vermot) 
• ••. nulle: Les auteurs de l'lnltiatlve peuvent recourlr contre la 
declsion d'lnvalidite aupres du Tribunal federal. Ce dernier 
tranche definitivement 

Al. 3 
Majorite 
Adherer a la declsion du Conseil des Etats 
Mlnorite IV 
(Baader Caspar, Beck, Engelberger, Fahr Hans, Scherer 
Marcel) 
...• vlsees. Les modificatlons sont soumlses au vote du peu­
ple et des cantons. 

Al. 4 
Majorite 
Adherer a la declsion du Conseil des Etats 
Minorite IV 
(Baader Caspar, Beck, Engelberger, Fehr Hans, Scherer 
Marcel) 
~Assemblee federale peut opposer un contre-projet aux mo­
dificatlons qu'elle a preparees. Les modificatlons (projet et 
contre-projet) sont soumlses au vote du peuple et des can­
tons. 
Mlnorite V 
(Baader Caspar, Engelberger, Fahr Hans, Scherer Marcel, 
Schmied Walter) 
(au cas ou 1a proposition de Ja mlnorlte IV serait rejetee) 
Blffer 

A/.5 
Majorite 
Adherer a la decislon du Conseil des Etats 
Mlnorite IV 
(Baader Caspar, Back, Engelberger, Fehr Hans, Scherer 
Marcel) 
SI !'Assemblee federale reJette l'lnitlative, eile la soumet au 
vote du peuple et des cantons. Si l'lnltlatlve est approuvee 
par le peuple et !es cantons, !'Assemblee federale prepare 
les modiflcatlons constltutlonnelles ou legislatives vlsees. 
Les modiflcatlons sont soumlses au vote du peuple et des 
cantons. 
Mlnorite V 
(Baader Caspar, Engelberger, Fehr Hans, Scherer Marcel, 
Schmied Walter) 
(au cas ou la proposition de la mlnorlte IV seralt reJetee) 
SI !'Assemblee federale rejette l'lnltlatlve, eile Ja soumet au 
vote du peuple. Elle peut lul opposer un contre-proJet. SI 
r Assemblee federale oppose a l'initlatlve des modlflcatlons 
constltutlonnelles, les deux textes (proJet general et contre­
projet redlge) sontsoumls au vote du peuple et des cantons. 
SI eile lul oppose des modiflcations legislatives, les deux tex­
tes (projet general et contre-projet redlge) sont soumls au 
vote du peuple unlquement. 

Mlnorite II 
(Fehr Hans, Baader Caspar, Back, Scherer Marcel, Schmied 
Walter) 
Bitter I' artlcle entier 
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Proposition Janlak 
Tttre,a/.1 
Adherer a la declslon du Consell des Etats 

Janlak Claude (S, BL): Bel dieser Bestimmung geht es jetzt 
um die Höhe der Unterschrlftenzahl bei der allgemeinen 
Volkslnltlatlve. Die Minderheit 1 (Gross Andreas) beantragt 
Ihnen, fQr die Einreichung einer allgemeinen Volkslnltlatlve 
eine Unterschriftenzahl von 70 000 statt 100 000 Stimmbe­
rechtigten zu verlangen. 
Ich habe bereits in meinem Elntretensvotum auf den Unter­
schied zwischen einer Verfassungsinitiative und einer allge­
meinen Volksinitiative, die eine grundlegend andere Aus­
gangslage aufweist, hingewiesen. Bei ihr welss man eben 
nicht, worüber und wann dereinst abgestimmt wird. Der Ver­
blndllchkeitsgrad ist deutlich tiefer. Ich habe bereits darauf 
hingewiesen, dass dies vor allem auch im Hinblick auf die 
zunehmenden Überschneidungen zwischen nationalem und 
internationalem Recht Sinn macht, denn diese setzen den 
Aufgaben der Initianten zunehmend grössere Hindernisse 
entgegen. Die Bundesversammlung ist besser in der Lage, 
hier eine feine Ausgestaltung der Anliegen auszuarbeiten 
und dem Volk zu unterbreiten. Weil dieses Instrument aber 
schwächer Ist, sollte man die datar notwendige Zahl der Un­
terschriften senken. 
Ich weise noch einmal auf den Bundesrat hin. Er hat In 
seiner Stellungnahme vom 15. Juni 2001 Folgendes ausge­
führt - Ich wiederhole es, weit es mir wichtig scheint-: Er sei 
seit 1998 der Überzeugung, dass die Unterschrlftenzahl ror 
dieses Instrument auf jeden Fall tiefer angesetzt werden 
müsse als für die Verfassungsinitiative; andernfalls sei das 
neue Volksinstrument zu wenig attraktiv, und es sei zu er­
warten, dass die Volkslnltlative auf Tellrevlsion der Bundes­
verfassung weiterhin für Inhalte genutzt werde, die eigentlich 
auf Gesetzesstufe gehörten. 
Ich habe bereits gesagt, dem sei an sich nichts belzufQgen. 
Es Ist heute nicht einfacher, sondern schwieriger geworden, 
Unterschriften fOr ein Volksbegehren zu sammeln. Viele von 
Ihnen sind In der Vergangenheit sicher vor Wahl· und Ab­
stimmungslokalen gestanden und haben die Gelegenheit 
des Urnenganges genutzt, um Unterschriften zu sammeln. 
Diese Möglichkeit entfällt seit der Einführung der schriftli• 
chen Stimmabgabe; sie Ist Jedenfalls nur zu einem unwe­
sentlichen Tell der Möglichkeiten geworden, Unterschriften 
zu sammeln. Heute Ist das ein kostspieliges Unterfangen ge­
worden. Das Ist eine Entwicklung, die alles andere als er­
freulich Ist. Denn so stark darf die Möglichkeit, Volksrechte 
wahrzunehmen, nicht vom Geld abhängen. Ein kleiner -
wirklich nur ein kleiner - Beitrag gegen diese Entwicklung Ist 
es, die Hürde der Unterschriftenzahl zu senken. 
Die Kommission war bei dieser Frage praktisch gespalten: 
Das Abstimmungsresultat lautete 1 O zu 8 Stimmen bei 3 Ent­
haltungen. 
Ich ersuche Sie, in Übereinstimmung mit dem Bundesrat der 
Minderheit I zuzustimmen. Damit WOrde dieses Instrument 
vermehrt genutzt Es WOrde uns vor Verfassungsinitiativen 
bewahren, die unsere neue Bundesverfassung bald wieder 
mit Ballast füllen könnten, der Ihr unWOrdig Ist. 
Ich bitte Sie, der Minderheit 1 (Gross Andreas) zuzustimmen. 

Fehr Hans (V, ZH): Eine sehr starke Minderheit beantragt 
Ihnen, die Einffihrung einer allgemeinen Volksinitiative abzu­
lehnen und Artikel 139a zu streichen. Warum? Die allge­
meine Volksinltlative, das haben Sie wahrscheinlich selbst 
festgestellt, Ist weder Fisch noch Vogel. Es geht doch nicht 
an, eine allgemeine Anregung einzureichen und nachher 
das Parlament entscheiden zu lassen, ob das Verfassungs­
oder Gesetzesrang haben soll. Die Initianten mossen doch 
wissen, was sie Oberhaupt wollen. Wenn schon, würde Ich 
es vorziehen, dass wir das Instrument einer Gesetzesinitia­
tive aUf Bundesebene schaffen. Die allgemeine Volksinltia• 
tive Ist ein Mischmasch. 
Es sind drei Hauptgründe, warum Ich Ihnen namens der 
Minderheit II beantrage, Nein zu sagen: 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

1. Wir haben dieses Thema in Zusammenhang mit der Total­
revlslon der Bundesverfassung welss Gott eingehend disku­
tiert. Man hat es damals aus guten Gründen abgelehnt. 
2. Die dlrektdemokratlschen Instrumente mOSsen drei Ge­
bote erfüllen: das Gebot der Klarheit, das Gebot der Einfach­
heit und das Gebot der Einheitlichkeit. Bei der allgemeinen 
Volksinltlative Ist das in keiner Weise erfüllt. 
3. Die Konsequenz wird sein: Die Qualltit der Initiativen wird 
sich verschlechtern, weil die lnltlanten nicht mehr genau wis­
sen müssen, was sie eigentlich wollen. Man wird In Zukunft 
erleben, dass lnltlanten für irgendein Anliegen einfach einen 
Wurf in die allgemeine Richtung machen - das Pariament 
macht dann schon irgendetwas daraus. Das Ist keine Politik. 
Damit wird ein Stück weit auch die Verantwortung der Initi­
anten auf das Parlament abgeschoben. Das wollen wir nicht. 
Ich bitte Sie aus diesen Gründen, der Minderheit II zu folgen 
und die ElnfOhrung der allgemeinen Volksinitiative abzuleh­
nen. 

Baader Caspar (V. BL): Die beiden Minderheiten IV und V 
betreffen an sich zwei verschiedene Fragen. 
Bei meinem Hauptantrag, dem Minderheitsantrag IV, geht es 
um die Erhaltung des Ständemehrs. Die neue so genannte 
allgemeine Volksinitiative in der Form der allgemeinen Anre­
gung Ist, so, wie sie jetzt formuliert ist, ein Angriff auf das 
Ständemehr. Eine derartige Aushöhlung des Ständemehrs 
werden wir nicht akzeptieren. Nachdem Sie den Antrag der 
Minderheit II (Fehr Hans) auf Streichung von Artikel 139a 
vermutlich ablehnen werden, besteht hier noch eine Chance, 
den Föderalismus zu retten. Der Titel der Vorlage, «Beseiti­
gung von Mängeln der Volksrechte», ist daher völlig verfehlt, 
ausser man empfinde das Ständemehr als einen Mangel, 
was anscheinend einige in diesem Saal tun. Ich jedenfalls 
halte es hoch. 
Die Aushöhlung des Ständemehrs erfolgt - gegenüber 
heute - Immer dann, wenn das Parlament die Umsetzung ei­
nes lnltlativbegehrens auf Gesetzesebene und nicht mehr 
auf Verfassungsebene vorsieht. Heute kennen wir bekannt­
lich nur die Verfassungsinitiative. Gerade aber mit der neuen 
Möglichkeit der Umsetzung auf Gesetzesebene besteht ein 
grosses Missbrauchspotenzial, weil das Parlament bei heik­
len politischen Fragen aus Angst vor dem Ständemehr Im­
mer versucht sein wird, einen Gegenstand möglichst in 
einem Gesetz zu regeln. 
Letztlich wird mit dieser allgemeinen Volkslnltlatlve oder Ein­
heitsinitiative, wie sie In einzelnen Kantonen genannt wird, 
eine Art verkappter Gesetzesinitiative eingeführt, ohne dass 
man sich des Unterschiedes zwischen Bund und Kantonen 
bewusst Ist. Bei den Kantonen gibt es bekanntlich kein 
Stände- bzw. Bezlrksmehr. Daher bedeutet die Einführung 
dieser Einheitsinitiative bei den Kantonen - im Gegensatz 
zum Bund - keinen Föderalismusverlust. 
Um die Gefahr des Missbrauchs durch Umgehung des Stän­
demehrs zu verhindern, gibt es nur eine Antwort, nämlich 
den Antrag der Minderheit IV. Man muss auf Bundesebene 
bei allen Gegenständen, die aufgrund einer allgemeinen 
Volkslnltlative eingebracht werden, Immer die Zustimmung 
von Volk und Ständen verlangen. Wenn wir dies nicht tun, 
wird mit dieser neuen Art von Initiative ein weiteres StOck 
Föderalismus abgebaut. Das wird die SVP nicht akzeptie­
ren. 
Als Jurist bin ich mir durchaus bewusst, dass wl~ bei meiner 
Lösung künftig auch Gesetze und Gesetzesänderungen ha­
ben werden, die im Gegensatz zu normalen Gesetzen die 
Hürde des doppelten Mehrs genommen haben. Das hängt 
aber an der unterschiedlichen Art und Welse der Entste­
hung, Indem nämlich auf der einen Seite einzelne Gesetze, 
die durch die Volksinitiative angeregt werden, das doppelte 
Mehr verlangen, und die anderen, die von Bundesrat und 
Parlament Initiiert werden, nur dem Referendum, also dem 
Volksmehr unterliegen. Wem der Föderalismus und damit 
das Ständemehr ein ernsthaftes Anliegen Ist - zur Aufrecht­
erhaltung des Zusammenlebens In diesem Land -, muss 
den rechtsdogmatlschen Schönheitsfehler, dass einzelne 
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Gesetze die Hürde des doppelten Mahrs nehmen müssen, 
In Kauf nehmen. Dieser Minderhettsantrag wirkt sich auch 
bei Artikel 140 Absatz 1 Llterae d und e aus. 
Sollten Sie den Antrag der Minderheit IV ablehnen, bitte Ich 
Sie, zumindest dem Antrag der Minderheit V zu folgen. Dies 
Ist klar mein Eventualantrag. Hier geht es an sich um das­
selbe Problem wie Im vorher behandelten Artikel 139 Ab­
satz 5, nämlich um die F0hrungsrolle des Parlamentes. Mei­
nes Erachtens sollte das Parlament dem Volk auch bei der 
allgemeinen Volksinitiative nur im Falle der Ablehnung einen 
Gegenvorschlag gegenüberstellen können und nicht auch 
bei einer Zustimmung. 
Ich bitte Sie deshalb, In erster Linie den Antrag der Minder­
heit IV zu unterstützen, und wenn dieser abgelehnt wird, al­
lenfalls den Antrag der Minderheit V. 

Donze Walter (E, BE): Unsere Fraktion hat sich beim Eintre­
ten nicht gemeldet. Wir begrüssen natürlich die längst fälli­
gen Verbesserungen bei den Volksrechten. So unterstützen 
wir die Einführung der allgemeinen Volksinitiative, nicht aber 
jene der Kantonsinltiatlve. 
Bei Artlkel 139a Absatz 1 stehen wir hinter der Minderheit 1 
(Gross Andreas). Wir finden 70 000 Unterschriften und die 
Frist von 18 Monaten richtig. Bezüglich Artlkel 139a Ab­
satz 3 folgen wir der Mehrheit der Kommission. 
In Bezug auf Artikel 139abis fand unsere Fraktion, dass die 
Möglichkeit eines ausgearbeiteten Entwurfes nicht quer in 
der Landschaft stehe. 
Wir unterstützen deshalb den Mlnderhettsantrag 1 (Gross 
Andreas). 

Vallendar Dorle (R, AR): Ich rede fOr die FDP-Fraktion zum 
Antrag der Minderheit 1 (Gross Andreas), die heute von Kol­
lege Janlak vertreten wurde. Hier geht es also um die Herab­
setzung der Unterschrlftenzahlen auf 70 000. Es geht mit 
anderen Worten um die Frage, ob wir die Zahl der Unter­
schriften als Lenkungslnstrument dazu gebrauchen wollen, 
dass die allgemeine Volksinitiative mehr benutzt wird als die 
andere Volksinitiative. Es geht hier also um eine Erleichte­
rung der Benutzung der allgemeinen Volksinitiative. 
Die FDP-Fraktion lehnt das ab. Wir wollen weiterhin beide 
Volksinitiativen gleich behandeln. Wir wollen den Bürgern 
und Bürgerinnen hier keinen Anreiz bieten, obwohl es Ja fast 
ein marktwirtschaftliches Instrument wäre. Wir denken, dass 
wir hier ein falsches Signal setzen und damit eben auch Ge­
fahr laufen warden, dass die allgemeine Volksinitiative ver­
mehrt benutzt werden könnte oder würde. 
Zum Antrag der Minderheit II (Fahr Hans) ist zu sagen, dass 
er dieses Instrument Oberhaupt nicht will. Wir denken, dass 
die Schaffung der allgemeinen Volksinitiative sehr wichtig Ist 
Warum? Weil sie eben dazu fQhrt, dass wir berechtigte An­
liegen dann auch auf Gesetzesstufe umsetzen können und 
nicht mehr gezwungen sind, alles In die Verfassung hinein• 
zupacken; auch dann, wenn es eigentlich auf die Stufe Ge­
setzgebung gehören würde. 
Zum Antrag der Minderheit IV (Baader Caspar): Dieser An­
trag will eine obligatorische Abstimmung Ober die Einheits­
Initiative von Volk und Ständen, auch wenn eine Umsetzung 
auf der Gesetzesstufe erfolgt Die FDP-Fraktion Ist auch hier 
nicht dafOr. Warum? Zlel der allgemeinen Volksinitiative ist 
es, dem Parlament den Entscheid darüber anzuvertrauen, 
ob ein Volksanliegen auf der Stufe Verfassung oder Gesetz 
umgesetzt werden soll. Diese Neuerung wird von der FDP­
Fraktion begrüsst Ihr Einsatz wird dazu führen, dass die 
Umsetzung der Initiative auch stufengerecht erfolgen kann. 
Wenn wir nun das Anliegen der Minderheit IV (Baader) auf­
nehmen worden, dann wäre die Folge davon, dass wir zwei­
erlei Arten von Gesetz hätten, nämlich Gesetze mit 
doppeltem Konsens von Volk und Ständen und so genannte 
einfache Bundesgesetze mit Zustimmung des Volkes. Die 
EinfQhrung dieser - ich würde sagen - fast unverständlichen 
Regel, dass wir zweierlei Arten von Gesetzen hätten, ist aus 
rechtsstaatlichen Gründen abzulehnen. Wir müssten uns 
dann nämlich In der Folge auch fragen, ob wir Gesetze ab-

ändern dürfen, die mit doppeltem Konsens, nämlich mit 
Volks- und Ständemehr ausgestattet worden sind. Nach jet­
ziger Regel haben alle Verfassungsbestimmungen eine so 
genannte erhöhte Bestandeskraft, gerade eben, weil Volk 
und Stände haben zustimmen müssen. Das nun auch auf 
Bundesgesetze auszudehnen widerspricht unserer jetzigen 
rechtsstaatlichen Ausgestaltung. 
Der Antrag der Minderheit IV (Baader) liegt daher quer in der 
Rechtslandschaft und Ist aus Sicht der Mehrheit der FDP­
Fraktion abzulehnen. 

Beck Serge (L, VD): Nous l'avons dlt dans le debat d'entree 
en mattere, le groupe liberal n'est guere enthouslasme par 
l'introductlon de !'Initiative populalre generale. Flnalement, 
nous pouvons constater que la majorlte de la commisslon a 
la pretentlon d'associer toujours davantage le peuple a la 
mise en place de leglslations de rang inferieur ti la constitu­
tion, ceci en parfalte contradictlon avec la declslon qul a ete 
prlse hier concernant le droit de recours dans le domaine de 
l'aslle. J'y reviens parce qua je crols qua M. Gross n'a pas 
comprls ma question tout a !'heure. J'al pu constater qua 
dans la declslon prise hier, en lntrodulsant le droit de recours 
dans Je domaine de l'asile, nous avons slmplement evlte de 
poser clalrement au peuple la question constltutlonnelle 
pour savoir s'il fallalt prlver les assemblees primaires des 
communes d'lntervenir dans la procedure de naturalisation. 
Or, c'etait bei et bien en ces termes qua la question se po­
sait. Nous avons donc une politique de mlse en oeuvre qul 
est totalement contradictolre, qul vise, d'un cöte, a presenter 
au peuple des posslbilltes d'assoclatlon a un champ de de­
bats leglslatifs toujours plus elargi et, de l'autre, par des me­
sures ponctuelles, nous empAchons ces mAmes citoyens de 
debattre de questlons constitutionnelles auxquelles lls de­
vraient, par !'ordre constltutionnel actuel, Atre assocles. Cela 
n'est pas tres coherent 
Si nous contlnuons a encourager des operatlons symboll­
ques de ce genre, nous lntroduirons demain l'inltiative legis­
lative populaire a laquelle nous avons heureusement pour 
!'Instant echappe et, peut-Mre dans cinq ou dlx ans, !'Initia­
tive populalre pour des ordonnances d'application de la le­
glslation. Cette escalade de l'offre de drolts populaires, 
doublee - j'lnsiste la-dessus - de mesures visant a detour­
ner l'attention sur las questlons constltutionnelles que nous 
devrions poser au peuple, condult au melange et a la dllutlon 
des responsabilltes qui sont clalrement etablies dans notre 
ordre democratlque et qul ont permis a notre democratie 
suisse de fonctlonner de manlere exemplalre Jusqu'a ce jour. 
Au nom du groupe liberal, je ne peux que vous lnvlter a sui­
vre la proposition de minorite II (Fehr Hans) et a rejeter ainsl 
le prlncipe de l'initlative populalre generale. 
SI, malgre tout, vous deviez accepter ce princlpe, nous vous 
invltons a maintenir naturellement Je nombre de 1 oo ooo sl­
gnatures, en acceptant la proposltion de la majorlte de la 
commlsslon et, par la sulte, a voter la proposltlon de mtnorl­
te IV (Baader Caspar) a. l'artlcle 139a allneas 3, 4 et 5. 

Lustenberger Ruedl (C, LU): Namens der CVP-Fraktlon 
bitte ich Sie, die drei folgenden Mlnderhettsanträge abzuleh­
nen. 
Zum Antrag der Minderheit 1 (Gross Andreas): In Bezug auf 
die Unterschriftanzahl entstand schon in der Debatte im 
Ständerat - wenn Sie die Protokolle Im Amtlichen Bulletin 
lesen - ein wahrer «Unterschrittenbasar». Die Meinungen 
gingen auseinander; sie lagen zwischen 70 000 und 
120 ooo Unterschriften. Der Ständerat hat sich dann auf die 
Mitte geeinigt. Ich glaube, die Höhe von 100 000 Unterschrif­
ten ist in der Tat das richtige Mass. 100 000 Unterschriften 
sind auch mit dem bestehenden Instrument der Verfas­
sungsinitiative kohärent. Ich habe bereits In meinem Eintre­
tensvotum dargelegt, dass aus der Sicht der CVP-Fraktion 
nicht einzusehen Ist, wieso hier eine andere Höhe In der Be­
messung vorzunehmen sei. 
Zum Antrag der Minderheit II (Fahr Hans): Das Kemstock 
dieser Vorlage ist in der Tat die allgemelne Volksinitiative, die 
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wir nun einführen möchten. Wenn Herr Fehr heute den An­
trag stellt, dieses Instrument aus der Vorlage herauszubre­
chen, dann bekommt die «Nzz„ In der Tat Recht, wenn sie 
sagt, dass diese Vorlage nur noch ein «Reförmchen» sei. 
Aber wir politisieren ja nicht für die «NZZ», sondern für das 
Schwelzervolk. Es Ist wirklich eine grosse Verbesserung. Es 
geht darum, bei den Volksrechten eine Lücke zu schllessen, 
indem wir mit dem Instrument der Initiative auf Gesetzes­
stufe Anregungen machen können - Anregungen, die dann 
nicht auf der stufe Verfassung, sondern auf der stufe Ge­
setz umgesetzt werden können. 
Deshalb bitte ich Sie dringend, den Antrag der Minderheit II 
(Fehr Hans) abzulehnen. 
Zum Antrag der Minderheit IV (Baader C&spar}: Wenn Sie 
diesem Antrag stattgeben, dann schaffen Sie zwei Arten von 
Gesetzen: nämlich einerseits Supergesetze, die von Volk 
und Ständen angenommen werden müssen, die also Ihre 
Legitimation erst dann erhalten, wenn sowohl das Volksmehr 
wie auch das ständemehr erzielt wird, und anderseits die 
normalen Gesetze, wie wir sie bis heute kennen, die aus­
schllesslich das Volksmehr beanspruchen. Es kann sicher 
nicht im Sinn einer kohärenten Verfassung- und Gesetzge­
bung sein, wenn wir das bestehende System nun durchbre­
chen. Es kann vor allem nicht Im Sinn von staatsrechtlich 
sauberer Legiferlerung sein, hier einen solchen Missstand 
zu kreieren, der mit dem bestehenden, bewährten System in 
kelrier Art und Welse kohärent ist. 
Ich bitte Sie also, alle drei Minderheitsanträge abzulehnen. 

Gross Andreas (S, ZH}, für die Kommission: Wir entschei­
den jetzt eigentlich Ober drei verschiedene Fragen: 
Die erste Frage Ist: Wollen wir eine allgemeine Volksinitiative 
oder nicht? Die Kommission Ist eindeutig der Meinung, dass 
wir eine solche haben sollten. Die allgemeine Volksinltlatlve 
vermischt nicht zwei verschiedene Dinge, sondern sie Ist 
eine dritte Möglichkeit, die eben Elemente der zwei anderen 
aufnimmt, wobei wir eine dieser beiden anderen Möglichkei­
ten - nämllch die Gesetzesinitiative - auf Bundesebene ja 
gar nicht haben. Die Forderung nach einer allgemeinen 
Volksinitiative geht auch davon aus - das wurde In der Dis­
kussion hier bisher viel zu wenig betont-, dass wir durch die 
zunehmende Transnationalisierung der Politik Immer wieder 
folgende Fragen zu beantworten haben werden: Reicht In ei­
nem bestimmten Fall die Verfassungsgrundlage oder reicht 
sie nicht? Müssen wir eine zusätzliche Verfassungs­
grundlage schaffen? Es kann sinnvoll sein, dass man eine 
lnitlativform vorschlägt. welche uns ermöglicht, das Anliegen 
der Initianten direkt auf Gesetzesebene umzusetzen, weil es 
eine Verfassungsgrundlage dafür gibt. Es stimmt, dass die 
allgemeine Volksinitiative den Charakter einer Ge­
setzesinitiative haben kann: Je präziser die Initianten die all­
gemeine Volksinitiative formulieren, umso eher können sie 
davon ausgehen, dass sie - wie Im Kanton - genau diese 
Gesetzesrevision zur Volksabstimmung bringen können. 
Gewiss ist dies nicht, aber die Initianten können davon aus­
gehen, dass sich das Parlament mehr oder weniger daran 
hält. Noch einmal: Diese Unsicherheit Ist ja der Grund, wes­
halb unterschiedliche Unterschrlftenzahlen befülWOrtet wer­
den. 
Ich möchte der SVP-Fraktlon ganz deutlich widersprechen. 
Herr Fehr Hans, wenn Sie sagen, Sie hätten lieber eine Ge­
setzesinitiative statt der allgemeinen Volksinitiative, dann 
sind Sie nicht sehr glaubwürdig, denn Sie haben keinen An­
trag für eine Gesetzesinitiative gestellt bzw. Sie haben nicht 
einmal den Antrag der Minderheit Gross Andreas für eine 
Gesetzesinitiative unterstützt. Das deutet wiederum darauf 
hin, dass Sie lieber keine Verfeinerung wollen. Sie wollen 
grobe Instrumente, weil dies Ihrer groben Politik entspricht, 
und Sie widersetzen sich einer Verfeinerung der direkten 
Demokratie. Das Ist für eine Partei, die sich letztlich die di­
rekte Demokratie auf die Fahne geschrieben hat, eher un­
glaubwürdig, um es einmal ganz vorsichtig zu formulieren. 
Ich möchte ja vorsichtig sein, weil Ich Immer noch die Hoff­
nung habe, Sie könnten darauf zurückkommen. Wenn Sie 
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wirklich gegen die allgemeine Volksinltlatlve sind, well Sie 
lieber die Gesetzesinitiative haben, dann seien Sie doch für 
die Gesetzesinitiative. Wenn Sie nicht fOr die Gesetzesinitia­
tive sind, sollten Sie meiner Meinung nach Ihren Widerstand 
gegen die allgemeine Volkslnltlative aufgeben. 
Über die zweite Frage, jene der Unterschrlftenzahl, haben 
wir schon In der Eintretensdebatte viel dlskutlerl Herr Janlak 
hat Ihnen ganz schön gezeigt. dass es hier sozusagen einen 
anderen Vertrauenshaushalt gibt, genauso, wie es eine an­
dere Verbindlichkeit gibt, und dass dieser In der Festlegung 
der Unterschrlftenzahl berücksichtigt werden könnte. Aber 
die Mehrheit der Kommission möchte keine Ermutigung, 
möchte keine tiefere Unterschrlftenzahl, möchte keinen An­
reiz schaffen - wie Frau Vallendar das formuliert hat -. dass 
eventuell mehr Volkslnltlatlven allgemeiner Art lanciert wer­
den. 
Ich möchte Ihnen aber noch persönlich sagen: Wenn wir auf 
70 000 Unterschriften gehen, dann sind wir letztlich auf der 
gleichen Höhe, wie wir das mit 100 ooo Unterschriften vor 
zehn Jahren waren. Das haben wir Im Kanton ZOrich mit 
Herrn Hans Fehr gemerkt. Der Verfassungsrat des Kantons 
ZQrfch Ist die erste kantonale Verfassungskommission, die 
die Konsequenz aus der Briefwahl gezogen hat und beim 
Referendum mit den Unterschrlftenzahlen hinuntergegan­
gen Ist und die Fristen für die Volksinitiative erweitert hat 
Denn es ist heute mindestens gleich schwer, auf der strasse 
70 000 Unterschriften zu sammeln, wie vor zehn Jahren 
100 ooo Unterschriften. Aber die Mehrheit möchte diesen 
Schritt noch nicht machen und beantragt Ihnen 100 000 Un­
terschriften. 
Die dritte Frage betrifft die Funktion des ständemehrs in der 
allgemeinen Volksinitiative. Da sollte Herr Baader, der Präsi­
dent der SVP-Fraktlon, vielleicht auch zuhören, wenn Ihm 
ein Andersdenkender sagen möchte, dass er Irregeführt hat. 
Sie können nicht sagen, das, was die Mehrheit Ihnen bean­
tragt, sei ein Angriff auf das Ständemehr. Herr caspar Baa­
der, wären Sie vielleicht so gut, zur Kenntnis zu nehmen, 
dass Ihr Vorwurf, die Mehrheit greife das Ständemehr an, 
jeglicher Grundlage entbehrt? Die Mehrheit sagt mit Ihrer 
Formulierung immer, dass das doppelte Mehr gilt, wenn die 
allgemeine Volksinitiative zu einer Verfassungsrevision oder 
zu einer Änderung der Verfassung führl Wir wollen aber 
nicht, dass durch die allgemeine Volksinitiative auch fOr die 
Gesetzgebung das Ständemehr eingeführt wird. Das ist der 
Unterschied. Aber von einem Angriff auf das ständemehr 
kann nicht gesprochen werden, weil es dort, wo die Verfas­
sung betroffen Ist, nach wie vor gllt. Aber wir wollen nicht, 
dass Ober die allgemeine Volksinitiative, die Sie Ja gar nicht 
wollen, das ständemehr auch fOr die Gesetzgebung gilt. 
Sehr wahrscheinlich ist das der Grund, dass Sie so argu­
mentieren; Sie wollen die allgemeine Volksinitiative diskredi­
tieren, und Sie verlangen dort ein Ständemehr, das fOr 
Referenden auf Gesetzesebene normalerweise gar nicht 
gilt. 
Ich bitte Sie Im Namen der Kommissionsmehrheit, die An­
träge der Minderheiten abzulehnen. 

Fehr Hans 0/, ZH}: Herr Gross Andreas, ich versuche eine 
Frage zu formulieren: Würden Sie bitte versuchen zu begrei­
fen, dass Ich weder die allgemeine Volksinitiative noch die 
Gesetzesinitiative will. Wenn Sie mich aber mit vorgehalte­
ner Pistole zwingen würden, eines von diesen beiden Instru­
menten anzunehmen, würde Ich mich für das kleinere Übel 
entscheiden, und das wäre die Gesetzesinitiative. 

Gross Andreas (S, ZH), für die Kommission: Herr Fahr Hans, 
Ich begreife, dass Sie mir eine Frage stellen wollen, aber Sie 
sollten verstehen, dass es mir nie - auch nicht In meinem 
schlimmsten Traum - einfallen WOrde, Sie mit einer Pistole 
zu bedrohen. Deshalb müssen Sie nicht zwischen den bei­
den von Ihnen erwähnten Alternativen entscheiden; Sie kön­
nen sich frei für die allgemeine Volkslnltlative entscheiden. 
Dann müssen Sie nicht mit der Gesetzesinitiative kommen, 
die Sie Ja auch nicht gerne haben. 
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Clna Jean-Michel (C, VS), pour la commlsslon: Je com­
mence tout d'abord, comme l'a falt M. Gross Andreas, a par­
ler de la mlnorlte II (Fahr Hans) qul est soutenue par M. 
Back et le groupe liberal avec lul, pulsque c'est cette propo­
sltlon qui va le plus loln. La propositlon de minorlte II, qul est 
contre l'lntroduction de !'initiative populalre generale, a ete 
rejetee en commission par 13 volx contre 5. La majorlte de 
la commlsslon est convalncue que le nouvel Instrument 
complete judlcleusement les drolts populaires en permettant 
notamment d'eradiquer de la constltutlon les disposltions qui 
ne meritent pas rfy figurer. 
Je vous propose quand m&me d'autres arguments en faveur 
de !'Institution de !'initiative populalre generale. Et la, Je clte 
quelques element repris dans le rapport de 1a commisslon: 
«II est evident que cet Instrument permettra au peuple de 
demander par voie d'lnltlative la modificatlon ou la suppres­
sion de certaines disposltlons legislatives existantes, ce qul 
revient en quelque sorte a saislr le referendum consecutive­
ment a l'entree en vigueur d'un acte legislatif. S'il desire mo­
difier une loi, le peuple ne dolt donc plus, comme aujour­
d'hui, contourner l'imposslblllte d'agir au niveau legislatif en 
demandant une modifloation constltutlonnelle qui entrafnera 
une modiflcation ulterteure de la loi visee •.•• II est aussl pos­
slble d'inscrire des disposltlons plus precises dans une loi 
que dans la constltution, de sorte que les requ&tes des ini­
tiants peuvent &tre mises en oeuvre de maniere plus de­
taillees.» II permettra aussi aux inltlants de formuler leurs 
requ&tes en termes generaux, c'est-a-dtre sans devoir ela­
borer eux-m&mes des projets d'actes. En regle generale, las 
groupements ne disposent pas des connaissances juridl­
ques necessalres a la redactlon de normes et ne seront 
donc pas penalises. 
J'ajoute quand m&me quelques aspects qui, je trouve, sont 
assez necessaires. 
L:inltiative con~ue en termes generaux: le falt que seule cette 
forme soit autorlsee n'emp&che pas les auteurs de l'inltia­
tive, conformement ä la pratlque actuelle, de reformuler une 
requ&te concrete. SI !'initiative aboutlt, !'Assemblee federale 
est liee imperatlvement par le fond de la requ&te. Elle peut et 
eile dolt, le cas echeant, la tradulre dans les termes jurldl­
ques appropries, mais alle n'est pas tenue de reprendre la 
formulation des auteurs de l'lnltiatlve. 
Je tlens aussi• a relever ce qul suit et qui concerne ä nou­
veau le niveau normatif. L:inltlatlve populalre generale doit se 
limlter aux nlveaux constltutlonnel et legislatif, mals eile ne 
permet pas de demander la modlflcatlon d'un acta partlcu­
lier. En regle generale, las comltes d'inltiatlve ne seraient 
pas en mesure - cela je l'ai deja dlt auparavant- de formuler 
les details technlques et financlers d'un projet cles en maln. 
Je reviens au nombre de slgnatures. La proposltlon de mino­
rlte 1 (Gross Andreas), developpee par M. Janlak, en pro­
pose la modiflcation. Le Conseil des Etats et la majorlte de 
la commission exigent, pour l'initlative populalre generale, 
comme pour toutes les autres initiatives, la recolte de 
100 000 signatures en 18 mols. La proposltlon du Conseil 
federal, qui prevolt 70 ooo signatures en 12 mois, n'a obtenu 
que 8 voix favorables au Conseil des Etats. La proposltion 
de minorlte 1 (Gross Andreas), developpee par M. Janiak, se 
rallie au projet du Conseil federal quant au nombre de slgna­
tures. 
La majorlte de la commisslon ne veut pas favoriser !'Initiative 
populalre generale par rapport aux autres formes d'lnltiati­
ves. Lalssant a ses auteurs la posslbillte de formuler leur re­
qu&te de manlere relativement precise, !'initiative populalre 
generale est en soi un Instrument interessant qu'il ne taut 
pas rendre plus attrayant par un abaissement du nombre de 
slgnatures. Mals - et j'apporte un mals - II est vrai que le 
nombre de slgnatures peut avoir une grande influence sur 
l'attralt de ce nouvel Instrument. Je tlens par allleurs aussl a 
relever que le falt de permettre aux auteurs de !'initiative po­
pulaire generale de deposer un recours au Tribunal federal 
en est aussi un. t.:article 189 allnea 1er lettre abis, tel que 
propose par la majorite de la commisslon, le prevolt 
d'allleurs: «Le Tribunal federal connaft .•.. des reclamations 

pour non-respect du contenu et des objectifs d'une Initiative 
populalre generale par !'Assemblee federale.» C'est donc 
aussi un element lmportant qul rend ce nouvel Instrument un 
peu plus attractif. 
La minorlte IV (Baader Caspar) voudralt que la majorlte des 
cantons soft necessaire dans tous les cas: ~ concerne 
aussl las alineas 4 et 6 alnsl que l'artlcle 140 alinea 1er. La 
majorlte de la commission est d'avis que cette mesure seralt 
en contradiction fondamentale avec l'esprlt du systeme en 
ce sens que certaines lols devralent aussl Atre approuvees 
par les oantons. La proposltion a ete reJetee en commission 
par 12 voix contre 7. 
Je revlens aux propos de M. Baader. On ne peut pas dlre 
qu'on attaque la double majorite par cette proposltion. SI la 
proposltlon des lnltlants est transformee en une lol, on ne 
peut prevolr un referendum obllgatolre. Cela ne seralt pas 
congruent avec le systeme actuel. II faut respecter las diffe­
rences de niveau entre les disposltlons constltutlonnelles et 
legislatives; en resume, il faut rester coherent. 
En ce qul concerne la proposltlon subsidlalre (minorlte V 
Baader Caspar), eile prevoit que !'Assemblee federale ne 
devralt pas &tre contrainte d'entreprendre l'examen de l'lnl­
tlative lorsqu'elle entend lui opposer un contre-pro]et. Elle 
demande donc que l'alinea 4 soit blffe et que l'allnea 5 pre­
vole que !'Assemblee federale, lorsqu'elle re]ette une initia­
tive, pulsse opposer au projet general un contre-projet 
redlge de toutes pleces. On peut objecter que le fait d'oppo­
ser en votation populalre une requ&te con9ue en termes 
generaux a un texte constltutlonnel ou legislatif redlge de 
toutes pieces pose des problemes quasi Insolubles. Notam­
ment du polnt de vue de la procedure, puisque la question 
subsldlaire pourralt opposer des elements qul relevant de nl­
veaux normatifs differents et ne sont par consequent pas 
soumis aux mAmes regles d'approbatlon. Par exemple, ma­
jorlte du peuple et des cantons ou maJorlte du peuple uni­
quement. La proposltion a donc ete re]etee en commisslon 
par 13 vcilx contre 6. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Der Bundesrat Ist sehr erfreut 
darüber, dass der Ständerat der ElnfOhrung eines neuen 
Volksrechtes, der allgemeinen Volksinitiative, zugestimmt 
hat und dass Ihnen die Mehrheit der vorberatenden Kom­
mission beantragt, sich dem Ständerat anzuschllessen. Die 
allgemeine Volkslnltlative bietet nämlich die Möglichkeit, 
Anliegen aus dem Volk stufengerecht und differenziert in un­
serem Recht zu verankern. Wir erhoffen uns davon nament­
lich eine Entlastung der Verfassung In Bezug auf Fragen, die 
auf Gesetzesstufe zu regeln.sind. Die allgemeine Volkslnltla­
tive ermöglicht ja auch, Gesetze punktuell zu ändern. Sie Ist 
damit auch eine Alternative zum herkömmlichen Referen­
dum. 
Aus diesen Granden beantragt Ihnen der Bundesrat, die 
Mehrheit der vorberatenden Kommission zu unterstützen 
und den Antrag der Minderheit II (Fehr Hans) auf Streichung 
von Artikel 139a abzulehnen. 
Aufgrund seiner Sympathie f0r das neue Volksrecht und auf­
grund der Erwartungen, die er In dieses setzt, möchte der 
Bundesrat die H0rde der Unterschrittenzahl bei diesem 
neuen Volksrecht mit 70 ooo Unterschriften tiefer ansetzen 
als bei der Verfassungsinitiative. Damit das neue Instrument 
ausreichend attraktiv ist, soll es bez0gllch der Unterschrif­
tenzahlen Ober einen Bonus gegenüber der Verfass.ungsln­
ltiative vertagen. Der Bundesrat hatte die Unterschriftanzahl 
tar die Verfassungsinitiative Ja bereits in seinem ursprungll­
chen Entwurf tar eine Volksrechtsreform auf 150 000 erhö­
hen wollen. Far die allgemeine Volksinitiative hatte er da­
mals eine Unterschriftanzahl von 100 000 vorgesehen und 
die Zahl damit tiefer angesetzt als bei der Verfassungsinitia­
tive. 
Es wird nun befOrchtet, die allgemeine Volksinitiative könnte 
zur Umgehung des Quorums von 100 000 Unterschriften 
oder sogar zur Umgehung des Ständemehrs missbraucht 
werden. Diese BefOrchtungen sind aus verschiedenen Gran­
den nicht gerechtfertigt: 
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Erstens erfolgt die rechtliche Umsetzung der Anliegen der 
lnitlanten durch die Bundesversammlung, also durch Sie 
selber. Der Wortlaut der Initiative Ist dabei nicht verbindlich. 
Dies wird als Nachtall empfunden und ist der Grund dafür, 
dass die Initiative In der Form der allgemeinen Anregung seit 
der ElnfOhrung der Verfassungsinitiative zwanzigmal weni­
ger häufig benutzt worden Ist als die Initiative in der Form 
des ausgearbeiteten Entwurfes; das helsst, In diesem Sinne 
Ist die Form der allgemelnen Anregung an sich weniger at­
traktiv. 
zweitens kann die Behandlung einer allgemeinen Volks­
Initiative erheblich länger dauern. Falls die Bundesversamm­
lung sie ablehnt, erfolgt zuerst eine Volksabstimmung. Nur 
wenn diese positiv verläuft, wird die Initiative umgesetzt. 
Diese Umsetzung durch die Bundesversammlung benötigt 
wiederum Zeit. Aus diesen Granden wird niemand einen po­
litischen Nutzen daraus ziehen, die allgemeine Volksinitiative 
zur Umgehung des Unterschrittenquorums fOr die Verfas­
sungsinitiative zu benutzen. 
Der Bundesrat möchte auch, dass die allgemeine Volksln­
ltlatlve fOr Gesetzeslnhalte - als Altematlve zur Verfassungs­
Initiative und zum Referendum - ausreichend genutzt wird. 
Er beantragt Ihnen deshalb, dem Antrag der Minderheit 1 
(Gross Andreas) zu folgen und fOr die allgemeine Volkslnltla­
tlve 70 000 Unterschritten vorzusehen. 
Noch zur Minderheit IV (Baader Caspar): Der Antrag der 
Minderheit IV wirft eines der Prinzipien Ober Bord, die fllr die 
schweizerische Staatsordnung absolut zentral sind. Volks­
rechte, föderalistische Rücksichtnahme und die Hierarchie 
der Normen werden In unserem lande nämlich so verbun­
den, dass Verfassungsänderungen obllgatorlsch einer Zu­
stimmung durch Volk und Stände bedDrfen. Demgegenüber 
unterstehen Gesetzesänderungen nur dem fakultativen Re­
ferendum und somit nur der Zustimmung des Volkes. Aus 
dieser demokratischen Differenzierung der erforderlichen 
Zustimmung gewinnt In unserem lande das Verfassungs­
recht eine erhöhte Legitimität Die Minderheit IV wlll nun 
diese Unterschiede einebnen und bei der allgemeinen Volks· 
initiative eine Zustimmung von Volk und Ständen fOr Verfas­
sungs- und Gesetzesrecht vorsehen. Der Bundesrat lehnt 
diese Durchlöcherung unserer Staats- und Rechtsordnung 
vehement ab. 
Ich bitte Sie also, Oberall der Mehrheit zu folgen - ausser bei 
der Frage der Unterschrittenzahlen: Hier bitte ich Sie, die 
Minderheit 1 (Gross Andreas) bzw. den Antrag Janlak zu un­
terstützen. 

Abs. 1-AI. 1 

La presldente (Maury Pasquier Uliane, presidente): La pro­
posltion Janlak a deja ete rejetee. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 86 stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit 1 .... 48 Stimmen 

Abs.2-AI. 2 

La presldente (Maury Pasquier Llliane, presldente): La pro­
posltion de minorite III a l'alinea 2 a ete reJetee a l'arti­
cle 139. 

Angenommen geml.ss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon Ja proposltfon de la msjorite 

Abs. 3-5 -Al. 3-5 

Erste Abstimmung - Premier vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 98 stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit IV .... 44 stimmen 

Zweite Abstimmung- Deuxleme vote 
FOr den Antrag der Mehrheit .... 94 stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit V .... 50 stimmen 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

TJtre, Abs. 1-5- 7itre, al. 1-5 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatlf: Beilage -Annexe 99,438/2163) 
FOr den Antrag der Mehrheit .... 99 Stimmen S tel,,..itlt/'O ,•,. 
FDr den Antrag der Minderheit II .... 46 Stimmen , 

Art. 139abls ~ • f • ' 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 

Minderheit 
(Gross Andreas, Aeppll Wartmann, BOhlmann, Hubmann, 
Janlak, Leutenegger Oberholzer, Tlllmanns, Vermot) 
7ite/ 
Formulierte Volksinitiative auf Teilrevision der Gesetzgebung 
Abs.1 
70 000 Stimmberechtigte können Innert 12 Monaten seit der 
amtlichen Veröffentlichung ihrer Initiative In Form eines aus­
gearbeiteten Entwurfes eine Teilrevision eines Gesetzes 
oder ein neues Gesetz verlangen. 
Abs.2 
Verletzt die Initiative die Einheit der Form, die Einheit der 
Materie oder Zwingende Bestimmungen des Völkerrechtes 
oder fehlt Ihr die Verfassungsgrundlage, so erklärt die Bun­
desversammlung sie fOr ganz oder teilweise ungDltlg. 
Abs.3 
Die Initiative wird dem Volk zur Abstimmung unterbreitet Die 
Bundesversammlung kann die Initiative zur Annahme oder 
zur Ablehnung empfehlen. Sie kann der Initiative einen Ge­
genentwurf gegenQberstellen. 

Art.139abls 
Proposition de Ja commlsslon 
Majorftl§ 
ReJeter la proposltion de la minorite 

Minorit!§ 
(Gross Andreas, Aeppll Wartmann, BOhlmann, Hubmann, 
Janlak, Leutenegger Oberholzar, Tlllmanns, Vermot) 
7itre 
Initiative populaire redlgee tendant a la revlsion partielle de 
lalol 
Al. 1 
70 000 cltoyens et citoyennes ayant le drolt de vote peuvent 
demander, dans un delai de 12 mois a compter de la publl­
catlon officlelle de leur Initiative et sous la forme d'un projet 
redige, la revlslon partielle ou l'adoption d'une lol. 
Al.2 
Lorsqu'une Initiative ne respecte pas le prlnclpe de l'unlte de 
la forme, celul de runlte de la matiere, ou les regles imperati­
ves du drolt International, ou qu'elle ne repose sur aucune 
base constltutlonnelle, !'Assemblee federale la declare tota­
lement ou partiellement nulle. 
A/.S 
L:lnitiatlve est soumise au vote du peuple. L:Assemblee 
federale peut en recommander l'acceptatlon ou le reJet Elle 
peut lul opposer un contre-projet. 

Janlak Claude (S, BL): Hier geht es jetzt um die Gesetzes­
initiative. Sie ist ein altes Anliegen der SP. Ihre EinfOhrung 
war auch schon Gegenstand von Volksinitiativen. Auch beim 
konstruktiven Referendum wurde sie thematisiert. Wir haben 
noch immer keine Oberzeugende Antwort auf die Frage be­
kommen, weshalb das, was In allen Kantonen Dbllch Ist, 
nicht auch auf Bundesebene funktionieren kann. Die VorprO­
fung einer Initiative muss zusätzlich zur PrOfung der Obrlgen 
Formalien lediglich noch um die PrOfung der Verfassungs­
r'nässlgkelt ergänzt werden. Das Ist auch auf kantonaler 
Ebene so. 
Die allgemeine Volksinitiative ermöglicht z:war die Mitspra­
che der BOrger auf Bundesebene auch Jenseits der Verlas• 
sungsebene, die formulierte Gesetzesinitiative erlaubt es 
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aber, konkrete Anliegen vorzutragen und zur Volksabstim­
mung zu bringen. Man muss dann eben nicht, wenn es be­
reits konkret Ist, eine Initiative zur Anderung der Verfassung 
starten. 
Die Initianten werden schnell lernen, dass sie nur Erfolg ha­
ben, wenn sie ein leicht verständliches Anliegen vortragen, 
das man befOrworten oder ablehnen kann, denn die Zahl 
von Gegnerinnen und Gegnern erhöht sich, je mehr Anlle­
gen in eine lnltlatlve verpackt werden. Was spricht dagegen, 
frage ich Sie, dll!5 Bürgerinnen und Bürger mit einer Geset­
zesinitiative die Anderung oder Einführung eines Straftatbe­
standes oder irgendeiner anderen Bestimmung des Bundes­
rechtes verlangen können? Die Antwort sind Sie uns bis 
jetzt schuldig geblieben. Wenn Ich an das Votum von Herrn 
Fehr Hans anknüpfen darf - er hat gesagt, wie eine Initiative 
aussehen solle, sie solle klar und einfach sein und die Ein­
heit der Materie wahren -, dann verstehe ich nicht, weshalb 
er sich nicht fOr dieses Instrument aussprechen kann. Herr 
Gross Andreas hat vorhin bereits auf seine AusfOhrungen 
reagiert Ich denke, dass es gerade auch der SVP-Fraktion, 
die sich immer auch als Anwältin des Volkes propagiert, gut 
anstehen wOrde, diesem neuen Instrument zuzustimmen. 
Ich bitte Sie, dem Antrag der Minderheit Gross Andreas zu­
zustimmen. In der Kommission war das auch nicht ein Anlie­
gen, das völllg untergegangen wäre, sondern es Ist relativ 
knapp, mit 12 zu 7 Stimmen, abgelehnt worden. 

La presldente (Maury Pasquler Liliane, presldente): Le 
groupe democrate-chretlen et le groupe radlcal-democrati­
que communiquent qu'lls soutlennent la majorlte. 

Gross Andreas (S, ZH), fQr die Kommission: Die ElnfOhrung 
der Gesetzesinitiative Ist ein jahrhundertealtes Anliegen der 
Sozialdemokratie. Man musste, wie bei einigen anderen 
Anliegen auch, länger als hundert Jahre warten. Es spricht 
vieles dafOr, dass.hundert Jahre fQr die ElnfOhrung der Ge­
setzesinitiative noch nicht ausreichen. Herr Janlak hat ge­
sagt, dass der Antrag In der Kommission eigentlich relativ 
knapp abgelehnt wurde. Aber es deutet vieles darauf hin, 
dass die Bereitschaft nicht existiert, heute ein zusätzliches 
Instrument In der direkten Demokratie einzufOhren, welches 
in allen Kantonen existiert. Es ist irgendwie seltsam, dass 
das Bundesparlament nur wegen dem Zweikammersystem 
nicht bereit Ist, dieses Instrument, das die KantonsbOrgerin­
nen und -bOrger kennen, auch einzuführen. Das Stlmmver­
halten von vorhin deutet darauf hin. Wenn Sie der 
allgemeinen Volksinitiative keine 70 000 Unterschriften zubil• 
ligen, werden Sie es sicher bei der Gesetzesinitiative auch 
nicht tun. In dem Sinne müssen die Initianten oder die An• 
tragsteller mit diesem Anliegen noch einmal kommen. Es ist 
ein weiterer Hinweis darauf, dass diese Reform bald durch 
weitere Reformversuche ergänzt werden wird. 
Die Kommission empfiehlt Ihnen, dem Antrag der Minderheit 
Gross Andreas abzulehnen. 

Clna Jean-Michel (C, VS), pour Ja commission: La proposi­
tlon de mlnorlte Gross Andreas developpee par M. Janlak 
souhalte lntrodulre !'initiative legislative redlgee a cöte de 
l'lnltlatlve populalre generale. La majorite de la commlsslon 
voit dans cette proposltion un rlsque de multipllcation exces­
slve des Instruments. 
De plus, !'Initiative legislative redigee pose divers problemes. 
Tout d'abord, comment s'y prendre par exemple face a une 
initiative non conforme a la constltution ou au drolt Interna­
tional publlc? Ensuite, !'Assemblee federale ne serait pas 
autorisee a modlfler le texte d'une Initiative leglslative redl· 
gee. Le Conseil des Etats n'auralt donc pas voix au chapltre 
et ne pourralt donc pas defendre les lnter&ts de cantons, 
s'aglssant du texte de !'initiative. 
Pour ces ralsons, nous demandons le rejet de la proposltion 
de minorite. 
Je vous rappelte qu'en commlsslon, comme l'a dit M. Janlak, 
porte-parole de la minorite, la propositlon de minorlte a ete 
rejetee par 12 voix contre 7. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Die Gesetzesinitiative Ist ein In 
der Rechtslehre und -praxls der Kantone seit langem be­
kanntes Volksrecht. Es ist bei der Volksrechtsreform einge­
hend geprüft worden, der Vorzug Ist dann aber klar der 
allgemeinen Volksinitiative gegeben worden. Der Bundesrat 
erachtet es nicht als sinnvoll, nun noch ein zweites, die Ge­
setzesebene betreffendes Volksrecht einzuführen. 
Ich bitte Sie deshalb, den Minderheitsantrag abzulehnen. 

Abstimmung- Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 69 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit ••.. 44 Stimmen 

Art.139b 
Antrag der Kommission 
Titel, Abs. 1, 2 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs.3 
Mehrheit 
.... mehr Standesstimmen, so tritt die Vorlage In Kraft, die 
mehr Volksstimmen erhält 
Minderheit I 
{Lustenberger, Cina, Eberhard, Lallve d'Eplnay) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit II 
(Engelberger, Baader Caspar, Eberhard, Lustenberger, 
Scherer Marcel, Schmied Walter, Tschuppert) 
.... mehr Standesstimmen, so tritt die Vorlage In Kraft, die 
mehr Standesstimmen erhält. 

Art.139b 
Proposition de /a commission 
Titre, al. 1, 2 
Adherer a la declsion du Conseil des Etats 

Al. 3 
Majorite 
.... et l'autre la majorlte des volx des cantons, le projet quf 
entre en vigueur est ceful qui a obtenu la majorlte des voix 
des votants. 
Minortte I 
(Lustenberger, Clna, Eberhard, Lalfve d'Epinay) 
Adherer a la decisfon du Conseil des Etats 
Mlnorlte II 
(Engelberger, Baader Caspar, . Eberhard, Lustenberger, 
Scherer Marcel, Schmied Walter, Tschuppert) 
.... et l'autre la majorite des volx des cantons, le projet qui 
entre en vigueur est celul qui a obtenu la majorlte des volx 
des cantons. 

Lustenberger Ruedl (C, LU): Es geht hier bei dieser Frage 
um das Verfahren bei Initiative und Gegenentwurf. Seit eini­
ger Zelt kennen wir Ja die Möglichkeit des doppelten Ja, das 
durchaus Sinn macht. Der Entscheid bei einem doppelten Ja 
wird dann abschliessend mit der Stichfrage gefällt. 
Das geltende Recht weist In diesem Punkt allerdings einen 
Schönheitsfehler auf: Falls nämlich in der Stichfrage Volks• 
und ständemehr divergieren, fOhrt das nach geltendem 
Recht zu einem Nullentscheid. Der Status quo gilt dann wie­
der. Das kann ja nicht der Sinn und Geist dieses doppelten 
Ja sein. Der Ständerat hat diesen Mangel erkannt. Er 
schlägt vor, diejenige Vorlage In Kraft zu setzen, welche pro­
zentual gesehen die grössere Summe aus Standes- und 
Volksstimmen erhalten hat. Der Ständerat Ist in dieser Frage 
Ober seinen eigenen «Stände-», sprich «Kantonsschatten", 
gesprungen. Die Kommission des Nationalrates hat diesem 
Vorblld nicht nachgelebt und hat es nicht fertiggebracht, Ober 
den «Volksschatten" zu springen. Deshalb habe Ich auch 
aus der Sicht der Differenzbereinigung den Beschluss des 
Ständerates aufgenommen, denn Ich finde, das ist der prak­
tikable Weg, um in dieser Frage des Nullentscheides zu ei­
ner Lösung zu kommen. 
Ich bitte Sie, meinem Minderheitsantrag stattzugeben. Tun 
Sie es heute und nicht erst in der Differenzbereinigung. 
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Denn dieser Schritt, den der Ständerat gemacht hat, Ist ein 
Schritt auf unseren Rat zu. Wir sollten das respeklleren und 
anerkennen. 
Stimmen Sie deshalb dem Antrag der Minderheit I zu. 

Engelberger Eduard (R, NW): Ich spreche zum Antrag der 
Minderheit 11, zur Stichfrage bei einem doppelten Ja. Ich wlll 
vorausschicken, dass die so genannte Nulllösung, die nach 
geltendem Recht besteht, für uns kein Thema mehr Ist und 
ellmlnlert werden muss. Aber auch das komplizierte Pro­
zentsummenmodell des Ständerates bzw. der Minderheit 1 
(Lustenberger) findet bei uns wenig bis gar keine Begeiste­
rung, obwohl wir wissen, dass damit faktisch die Kompo­
nente Standesstimme bevorzugt sein könnte oder eventuell 
sein WOrde. 
Es Ist aber für uns äusserst fragwürdig, ein neues Instru­
ment zu schaffen, das das Gleichgewicht Im Gleichwertlg­
keitsprinzip zwischen Volk und Ständen In Zukunft stören 
WOrde. Dazu kommt, dass das Resultat, welches aus der 
Prozentrechnung gemäss Fassung der ständerätlichen 
Kommission bZW. der Minderheit I hervorgeht, für den Bür­
ger nicht nachvollziehbar ist. Er kann das Ergebnis nicht 
ohne weiteres als Ergebnis seiner Stimmabgabe und seines 
WIiiens erkennen. 
Die Stimmbürger und Stimmbürgerinnen sind mit dem Volks­
mehr und mit dem Ständemehr seit Jahrzehnten vertraut, 
und wir haben dadurch bis heute klare, gesetzlich veran­
kerte Voraussetzungen gehabt. Der Bürger und die Bürgerin 
wissen, dass wir Im Parlament das Zweikammersystem ha­
ben, den Ständerat und den Nationalrat. Sie wissen, Volk 
und Stände entscheiden nach Artikel 140 der Bundesverfas­
sung u. a. über Änderungen der Bundesverfassung, und mit 
dem Volksmehr entscheidet man Ober Gesetze und Geset­
zesänderungen, also Ober Vorlagen, die einen geringeren 
staatspolitischen Konsens haben als etwa die Verfassung 
und die Verfassungsänderungen. Damit wird mehr als eine 
emotionale Gewichtung des Sinns des Ständemehrs ausge­
drüekt. 
Wir wissen, dass es in diesem Absatz 3 «nur» um die Stich• 
frage geht, und wir wissen, dass die Stichfrage, wie sie hier 
formuliert Ist, wohl nie oder nur ganz selten zur Anwendung 
kommen wird. Aber trotzdem, es geht In Absatz 3 um von 
Volk und Ständen angenommene Verfassungsänderungen, 
und gerade deshalb beantragen wir Ihnen, dass jene Vor­
lage in Kraft tritt, die mehr Standesstimmen hat. Alles an• 
dere - der Antrag der Mehrheit mit dem Volksmehr und der 
Antrag der Minderheit 1 - wäre ein Einbruch in die föderative 
Ebene. 
Artikel 140 der Bundesverfassung sagt, wann und wo die 
Stande als föderalistische Kraft mltzuentscheiden haben. 
Das gilt nach unserer Auffassung auch hier bei der Stich­
frage, bei der es explizit um angenommene Verfassungsän­
derungen geht. 
Frau Bundesrätin, auch das wäre eine «Durchlöcherung», 
wie der Bundesrat beim Antrag der Minderheit IV (Baader 
Caspar} zu Artikel 139a sagte, aber In die andere Richtung. 
Aus dieser verfassungsmässlgen Schlussfolgerung liegt es 
für uns auf der Hand, dass das Ständemehr bei der Stich· 
frage zu entscheiden hal 
Ich bitte Sie, dem Antrag der Minderheit II zuzustimmen. 

Donze Walter {E, BE): Ich möchte Ihnen mitteilen, dass wir 
bei diesem Artikel 139b doch etwas mehr Herzblut vergles­
sen. Meinem Vorredner möchte ich sagen: Es geht nicht nur 
um Verfassungsänderungen, es geht auch um Gesetzesän­
derungen. Wir möchten Sie eindringlich bitten, hier der 
Mehrheit der Kommission zu folgen; das Volksmehr allein 
soll unserer Meinung nach den Ausschlag geben, nicht das 
Ständemehr und auch keine komplizierte Prozentformel. 
Die Begründung Ist ganz einfach: Es ist vemOnftlg, es Ist ein­
sehbar, und es Ist urdemokratlsch, dass das Volk als die 
oberste Behörde In unserem Land entscheiden kann. Wir 
haben In der Bundesversammlung vorher Ober diese Vorla­
gen entschieden und unterbreiten dem Volk ausgearbeitete 
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Vorschläge. Mit Genugtuung stellen wir fest, dass die Mehr­
heit der Kommission damit ein Anliegen unserer Fraktion, 
nämlich von Kollege Aeschbacher aus dem Jahre 2000, auf­
nimmt und umsetzt 
Ich danke Ihnen, wenn Sie hier der Mehrheit folgen. 

Vallender Dorle (R, AR): Dieser Artikel soll einen Fall re­
geln, der In der Vergangenheit noch nie eingetreten ist. Die 
vorgesehenen Regelungen hinterlassen denn auch mehr 
Fragen als Antworten. Nach dem Willen des Ständerates 
soll die Summe vom prozentualen Anteil der Volksstimmen 
und vom prozentualen Anteil der Standesstimmen In der 
Ausmarchung entscheiden, ob die Initiative oder der Gegen­
entwurf angenommen worden Ist. Ob es sinnvoll Ist, diese 
komplizierte Lösung zu wählen, die ein Stimmbürger ohne 
Rechenmaschine nicht selber ausrechnen kann, Ist zu be­
zweifeln. Allerdings - das Ist auch anzuerkennen - berück­
sichtigt diese komplizierte Rechenmethode sowohl das 
Volks- wie auch das Ständemehr, und auch die so genann­
ten Halbkantone erhalten eine ganze Stimme. Der Be­
schluss des Ständerates bzw. der Minderheitsantrag 1 
stellen insofern einen Kompromiss dar. 
Dagegen wird bei allen anderen Varianten das Gewicht ent­
weder auf das Volks- oder auf das Ständemehr gelegt Es 
werden also mit anderen Worten bei der Mehrheit wie bei 
der Minderheit II entweder das Volk oder die Stände privile­
giert. 
Die FDP-Fraktion Ist nicht einer Meinung, wie man auf der 
Fahne unschwer erkennt. Persönlich werde ich als Ober­
zeugte Föderalistln der Minderheit II meine Stimme geben, 
da mir die Stärkung auch der kleinen Stände sehr am Her­
zen liegt. 

Janlak Claude (S, BL): Ich habe bereits Im Bntretensvotum 
darauf hingewiesen, dass das für uns eine wichtige Bestlm· 
mung Ist, obwohl die Wahrscheinlichkeit, dass diese Kon­
stellation bei einem doppelten Ja eintreten wird, sehr, sehr 
gering Ist. Mir ergeht es genau anders als Kollegin Vallendar. 
Es Ist ja nicht so, dass die Stände bei dieser Konstellation Ir­
gendwie ausgehebelt worden, sondern es Ist eine Konstella­
tion, bei der auch die Stände einer Änderung zugestimmt 
haben. Bel dieser Konstellation kann Ich mich wirklich den 
Ausführungen von Herrn Donze anschllessen. Das ist ver­
nünftig, und nur das Ist eben urdemokratisch, weil das Volk 
bei dieser äusserst seltenen Konstellation den Ausschlag 
geben muss. 

Gross Andreas (S, ZH), fQr die Kommission: Vlellelcht muss 
ich zuerst Folgendes festhalten: 
1. Wir reden nur Ober die Verfassungsrevisionen. Es geht 
also nicht um die Gesetzesebene, die Herr Donze noch an­
gesprochen hal 
2. Wir sprechen Ober einen Fall, der noch nie eingetreten Ist. 
Dass er in Zukunft eintreten wird, Ist eher unwahrscheinlich. 
Es geht um den Fall, dass Volk und Stände mehrheitlich 
gleichzeitig der Initiative und dem Gegenvorschlag zuge­
stimmt haben. 
Diese Voraussetzung, Herr Engelberger, zeigt Ihnen, dass, 
wie auch Immer das Problem der Stichfrage entschieden 
wird, dem Föderalismus Rechnung getragen wird. Denn 
auch wenn Sie dem Antrag der Mehrheit zugunsten des 
Volksmehrs zustimmen, würde damit In der Praxl!!I einer Vor• 
lage zugestimmt, zu der die Mehrheit der Stände auch Ja 
gesagt hat. Das Ist wichtig. Ich meine, man kann darOber 
streiten; Herr Engelberger als ehemaliger Regierungsrat hat 
eben, wie andere Regierungsräte im Ständerat auch, der 
Standesstimme den Vorzug gegeben. Die Mehrheit der 
Kommission ist anderer Meinung. Aber man darf der Mehr­
heit der Kommission nicht unterstellen, sie würde die Stände 
missachten, denn dem, was sie wlll, hätte auch die Mehrheit 
der Stände zugestimmt. Deshalb sind alle drei Varianten 
kompatibel mit unserer Tradition des doppelten Mahrs. 
Die Mehrheit der Kommission erachtet die standerätllche Va­
riante als ungewöhnlich. Sie Ist eine Regel, der wir bisher 
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nicht gefolgt sind. Wir haben nie Stimmenprozente zusam• 
mengeZählt, sondern uns Immer für die Mehrheit der Stände 
oder die Mehrheit des Volkes entschieden. Deshalb möchten 
wir Ihnen für diesen unwahrscheinlichen Konfliktfall vor­
schlagen - da ja das Ständemehr heute Oberdles allgemein 
zur Diskussion steht -, sich nicht für den Nullentscheid, wie 
es heute die Folge wäre, sondern für jene Variante zu ent­
scheiden, die das grössere Volksmehr erzielt hat 

Clna Jean-Michel (C, VS), pour ia commission: La proce­
dure applicable lors du vote sur l'lnitlative et son contre-pro­
jet est reglee dans un seul artlcle pour toutes les formes 
d'lnltlatlve. Le droit en vlgueur sublt une legere modlflcation. 
En cas de divergence entre peuple et cantons sur la ques­
tlon subsidlaire, la majorlte du peuple sera determinante. La 
reglementation actuelle, selon laquelle c'est le statu quo qul 
prevaut dans un tel cas de flgure, n'est pas satisfalsante. 
Rien ne change, alors que peuple et cantons ont approuve 
Initiative et contre-projet. MAme sl ce cas est peu probable, II 
n'est pas satisfaisant, par principe, que Ja possiblllte exlste. 
Estimant aussl qu'II fallalt faire bouger les choses sur ce 
polnt, le Conseil des Etats a toutefols preconlse une autre 
SOiution. En cas de dlvergence de la majorlte du peupie et 
des cantons sur la questlon subsidlalre, le projet qui entre en 
vigueur seralt «celui qui .... a enregistre la plus forte somme 
des pourcentages des volx des votants et des volx des can­
tons». La majorlte de la commlsslon estime que cette solu­
tlon est trop compliquee et que le resultat n'est que 
dlfflcilement comprehenslble pour les cltoyens. S'en tenlr a 
la majorlte du peuple est Ja solutlon la plus simple. II ne sau­
ralt Atre questlon de meprls de la volonte des cantons, vu 
que ceux-ci ont approuve les deux projets. 
Le probleme se focalise ici sur la question subsidiaire. Aussi 
Ja CIP-CN a-t-elle donne la preference, par 12 volx contre 6, 
a 1a variante majorite du peuple contre la variante somme 
des pourcentages. 
La mlnorlte 1 (Lustenberger), dont je fais partie, se rallle a la 
solution de compromls retenue par ie Conseil des Etats. Ce 
n'est pas seulement un compromis, mais j'estlme que c'est 
Ja mellleure des solutlolis. 
La minorlte II (Engelberger) veut donner la preterence a la 
majorlte des cantons. 
Je defends icl la majorlte de la commlsslon; je fais partie de 
la mlnorlte 1. Je vous lalsse faire le cholx. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Der Bundesrat kann sich sowohl 
mit dem vom Ständerat befürworteten Prozentsummenmo­
dell als auch mit der Lösung Volksmehr einverstanden erklä­
ren. Der Bundesrat hat sich aber ganz klar gegen die 
Lösung ausgesprochen, gemäss der die Berücksichtigung 
der Standesstimmen entscheidend wäre. 
Ich bitte Sie somit im Namen des Bundesrates, den Antrag 
der Minderheit II abzulehnen. Dem Bundesrat Ist es wichtig, 
dass hier eine Lösung gefunden wird, welche eine Pattsltua­
tion beim Auseinanderklaffen von Volks- und Ständemehr zu 
vermeiden hilft. 

Titel, Abs. 1, 2 - Tltre, al. 1, 2 
Angenommen -Adopte 

Abs. 3-AJ. 3 

Abstimmung - Vote 

Eventue/1-A tJtre prelimlnaire 
Für den Antrag der Mehrheit •••• 74 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit II ..•. 55 Stimmen 

Definitiv- Definltivement 
FOr den Antrag der Minderheit 1 .... 67 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit •.•• 65 Stimmen 

Art 139c 
Antrag der Kommission 
Streichen 

Antrag Janlak 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art 139c 
Proposition de la commlssion 
Bitter 

Proposition Janlak 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte se/on la proposltlon de la commfssion 

Art.139d 
Antrag der Kommission 
Mehmeit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Mlndertlelt 
(Gross Andreas, Aeppli Wartmann, BOhlmann, Hubmann, 
Janlak, Leutenegger Oberholzer, Tlllmanns, Vermot) 
Zustimmung zum Antrag des Bundesrates, aber: 
•••. vorsehen, so kann die Bundesversammlung im Einver­
nehmen mit den Initianten und lnitlantlnnen sie nach dem 
gleichen Verfahren .... 

Art 139d 
Proposition de la commlsslon 
Majorite 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 

Mlnorite 
(Gross Andreas, Aeppli Wartmann, BOhlmann, Hubmann, 
Janiak, Leutenegger Oberholzar, Tlllmanns, Vermot) 
Adherer a la proposltion du Conseil federal, mais: 
• ... differentes, !'Assemblee federale peut, sous reserve de 
raccord des auteurs des initiatives, les soumettre au vote .... 

Hubmann Vreni (S, ZH): Es kommt vor, dass zwei Volksin­
itiativen zum gleichen Gegenstand eingereicht werden, die 
aber unterschiedliche Regelungen vorsehen. Beispiele dafür 
sind die Initiativen zur Flexlbillslerung des Rentenalters, Ober 
die wir vor kurzem abgestimmt haben, oder die beiden Tier­
Initiativen «für eine bessere Rechtsstellung der Tiere» und 
«Tiere sind keine Sachen», Ober die wir noch abstimmen 
werden. Solche Initiativen sollen gleichzeitig zur Abstim­
mung gebracht werden können, wie das bei Initiative und 
Gegenvorschlag der Fall Ist. Das ist sinnvoll und effizient und 
verhindert, dass wir innerhalb von wenigen Monaten zwei­
mal eine Abstimmung zum gleichen Thema haben. 
Es besteht allerdings die Gefahr, dass die Behörden die Si­
tuation manipulieren. Deshalb schlägt die Minderheit Gross 
Andreas mit Ihrem Antrag vor, dass die lnltlativkomltees in 
solchen Fällen konsultiert werden. Die gleichzeitige Abstim­
mung über zwei Initiativen kann nämlich dazu führen, dass 
die eine quasi als Indirekter Gegenvorschlag zur anderen 
empfunden wird. Das kann durchaus Im Sinn der Initianten 
und lnltiantlnnen sein. Es kann aber auch vorkommen, dass 
diese Situation der Absicht der lnltiantlnnen und lnltianten 
widerspricht. Deshalb ist es wichtig, dass diese Entscheide 
im Einvernehmen mit den lnltlantinnen und Initianten festge­
legt werden. Das entspricht auch dem Gedanken d~r direk­
ten Demokratie, in der die Kooperation ersta Priorität hat. 
Ich bitte Sie, den Antrag der Minderheit Gross Andreas zu 
unterstützen. 

Gross Andreas (S, ZH), für die Kommission: Wie der Stän­
derat hat die Mehrheit der Kommission die bundesrätliche 
Idee abgelehnt, dass man unabhängig voneinander lan­
cierte Volksinitiativen, welche den gleichen Gegenstand be­
treffen, am gleichen Tag einander gegenOberstellen und 
Ober sie abstimmen kann. Die Mehrheit der Kommission 
lehnt dies selbst dann ab, wenn die Initiativen antago­
nistisch, also nicht komplementär, sondern wirklich unter-
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schiedlich sind. Die Mehrheit der Kommission ist der 
Meinung, dass die Möglichkeit der Manipulation zu gross ist, 
weil - das ist ganz wichtig - die Initianten jeder eingereich­
ten Volksinitiative das Recht haben, dass man diese für sich 
behandelt und ihr einen eigenen Gegenvorschlag gegen­
Qberstellt. Das wäre nicht mehr der Fall, wenn man die eine 
Volksinitiative zu einem Gegenvorschlag der anderen ma­
chen warde. 
Der Minderheitsantrag, den die SP-Fraktlon während der 
Diskussion entwickelt hat, hat den Vorteil, dass jede gegen 
die Interessen der Initianten gerichtete Manipulation ausge­
schlossen warde, weil die Initianten selber darOber entschei­
den dQrften, ob sie gleichzeitig zur Abstimmung gebracht 
werden sollen. Es ist nämlich - das ist wichtig, da es bei uns 
eine Tradition gibt - nicht immer im Interesse der Initianten, 
dass nach einer im November erfolgten Abstimmung zu ei­
nem bestimmten Thema im darauffolgenden April oder ein 
Jahr später das gleiche Thema nochmals zur Abstimmung 
kommt. Diese Repetition der gleichen Gegenstände erweckt 
in der Bevölkerung Unwillen. Deshalb kann das, was der 
Bundesrat vorschlägt, im Interesse der Initianten sein - es 
muss aber nicht. Deshalb wäre es - aus den von Frau Hub­
mann genannten Granden - möglicherweise Im Interesse 
der direkten Demokratie und auch im Interesse der Initian­
ten, solche Initiativen unter Umständen auf einen Abstim­
mungstag zusammenzulegen. Deshalb haben wir vorge­
schlagen, dies den Initianten offen zu lassen, das heisst, sie 
um ihr Einvernehmen anzusuchen. Wenn sie ihr Einverneh­
men geben, ist sicher, dass nicht manipuliert wird; wenn sie 
es nicht geben, kommt es gar nicht erst zu einer Zusammen­
legung. 
Die Mehrheit hat sich gegen diese Kompromisslösung ent­
schieden, weil es in der Schweiz unQblich ist. dass man dem 
lnitiativkomitee so grosse Bedeutung zumisst. Man hat z. B. 
im Zusammenhang mit der FrlstverkQrzungs-lnitiative dem 
lnitiativkomitee die Mitbestimmung bei der Agenda, der Ta­
gesordnung, welche der Bundesrat für sich beansprucht, 
auch nicht Oberlassen wollen. Dazu kann man allerdings 
auch sagen, dass Initianten Immer das Recht haben, ihre In­
itiative zurQckzuzlehen. In diesem Sinne hat das lnitiativko­
mitee selbst im geltenden Recht eine bestimmte Steilung. 
Aber die Mehrheit der Kommission wollte das hier nicht ein­
bauen. Sie möchte sich dem Ständerat anschliessen und mit 
ihm zusammen den Antrag des Bundesrates ablehnen. 

Le presldent (Christen Yves, premier vice-president): Le 
groupe democrate-chretlen communique qu'il soutient la 
majorlte. 

Clna Jean-Michel (C, VS), pour ia commission: La proposi­
tlon du Conseil federai vise a introduire la possibilite de pre­
senter deux initiatives ayant trait au m&me objet dans un 
m&me scrutln seion une procedure analogue a ceiie appll­
quee au vote sur une initiative et son contre-projet. La pro­
position du Conseil federal a ete rejetee par 20 voix contre 6 
au Conseil des Etats. 
Le Conseil des Etats et la CIP-CN s'opposent a cette dlspo­
sition, qui n'est pas sans poser de problemes d'applicatlon. 
Quand bien m&me !'Assemblee federale examinerait avec le 
plus grand soin si deux initiatives peuvent Atre presentees 
conjointement, eile s'exposeralt toujours au reproche de ten­
ter, par cette manoeuvre, d'enterrer une initiative susceptlbie 
de ralller une majorlte de voix favorables. En coupiant la re­
qu&te de 1 oo ooo citoyens a celle de 100 000 autres ci­
toyens sans consultation des interesses, la modification 
porte un coup serieux a l'institutlon des droits populaires. 
II faudra definir plus precisement dans ia loi quel genre d'ini­
tiatives populaires peuvent Atre presentees conjointement. 
Le Conseil federal est par exemple d'avis que les initiatives 
populaires similaires peuvent Atre soumises au vote conjoln­
tement. mais pas les initiatives populaires complementaires. 
Dans la pratique, face a deux initiatives populaires, II rlsque 
toutefois d'Atre difficile de determiner si alles sont simiiaires 
ou complementaires. La proposition du Conseil federal pre-
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sente le rlsque que les droits populaires fassent l'objet de ju­
ridisme, et que ies questlons de procedure prennent le pas 
sur ies questions de fond. 
La minorite Gross Andreas, defendue par Mme Hubmann, 
propose une soiutlon de compromis: ia procedure ne doit 
s'appilquer qu'avec l'accord des auteurs de !'initiative. 
Cependant. entre le fait de bitter la disposition et la solutlon 
de compromis, la commlssion a tranche en faveur de sa sup­
pression par 14 voix contre 8. 
Pour moi, II y a un probleme dans la proposition de la mino­
rlte puisqu'eile parie de «l'accord des auteurs de !'initiative». 
Si, vraiment, cette proposition de minorlte etait acceptee, ii 
faudrait preciser que l'accord des deux comites d'initiative 
est necessaire si un comite refuse et l'autre accepte, on ne 
pourra de toute fa9on pas soumettre ies deux initiatives con­
Jointement au vote du peuple. Pour moi, II y a la un probleme 
de eierte. 
Je suis donc de l'avis, comme la majorlte de la commission, 
qu'ii faut rejeter la proposition de minorlte Gross Andreas. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Wenn zwei Initiativen die glei­
che Materie behandeln, aber voneinander abweichende Lö­
sungen vorsehen, ist es doch sinnvoll, beide Initiativen 
gleichzeitig der Abstimmung zu unterbreiten, sonst mQsste 
ja zum gleichen Thema zweimal hintereinander eine politi­
sche Debatte geführt werden. Das erfordert aber ein Verfah­
ren, das sicherstellt, dass sich die Stimmberechtigten bei 
Annahme beider initiativen in einer Stichfrage dazu äussem 
können, welcher Vorlage sie den Vorzug geben. Und weiter 
muss das Verfahren garantieren, dass der Wählerwille nicht 
verfälscht wird. Diese beiden Anforderungen ertallt nur das 
Verfahren, das bei Initiative und Gegenentwurf zur Anwen­
dung kommt: Die Stimmberechtigten können ihren Willen 
unverfälscht ausdrQcken, weil sie zweimal Ja stimmen und in 
der Stichfrage dann bestimmen können, welcher Vorlage sie 
den Vorzug geben, falls beide angenommen werden. 
Mit der Stichfrage wird auch verhindert, dass zur gleichen 
Materie zwei unterschiedliche Bestimmungen in die Verfas­
sung kommen. Nach heutigem Recht warden bel einem dop­
pelten Ja beide Initiativen In die Verfassung aufgenommen, 
auch wenn sie ähnliche, voneinander abweichende oder so­
gar sich widersprechende Lösungen vorschlagen warden -
ein unsinniges Ergebnis, weil völlig unklar wäre, welcher 
Text geiten wQrde. Die Stimmberechtigten, die ein solches 
Ergebnis vermeiden wollen, sind unter dem geltenden Recht 
gezwungen, nur für eine der beiden Initiativen zu stimmen, 
auch wenn sie beide dem lstzustand vorziehen. Dies kann 
den Wählerwillen verfälschen. 
Das Problem wird sich in Zukunft öfters stellen, denn wegen 
der kQrzeren gesetzlichen Fristen muss eine Volksinitiative 
nun innert neun Monaten nach der Schlussabstimmung in 
den Räten der Volksabstimmung unterbreitet werden. We­
gen der gesetzlichen Fristen sind wir also allenfalls gezwun­
gen, zwei Initiativen gleichzeitig zur Abstimmung zu bringen. 
Ein Grund mehr, ein geeignetes Verfahren zur Vertagung zu 
stellen. 
in den Beratungen ist nun die Befürchtung geäussert wor­
den, dass das gleichzeitige Unterbreiten zweier initiativen 
dem Willen der lnitlantlnnen und Initianten widersprechen 
könnte. Deshalb schlägt die Minderheit vor, dass eine gleich­
zeitige Abstimmung nur im Einvernehmen mit den lnitiantln­
nen und Initianten angeordnet werden darf. 
Der Bundesrat kann diese Befürchtung nicht teilen, da er ja 
ein Verfahren vorschlägt, mit dem der Wählerwille eben ge­
rade nicht verfälscht wird. Wenn eine gleichzeitige Abstim­
mung nur im Einvernehmen mit den lnitiativkomitees 
angeordnet werden dQrfte, könnte ein Komitee auch aus 
sachfremden, rein taktischen Granden die Zustimmung ver­
weigern. 
Ich bitte Sie daher, in dieser Frage dem Antrag des Bundes­
rates zuzustimmen. Sollten Sie den Antrag der Minderheit 
dem Antrag des Bundesrates vorziehen, wie dies auch in ei­
ner Eventuaiabstimmung in Ihrer Kommission der Fall war, 
so warde ich mich der Minderheit anschiiessen. Es scheint 
mir in dieser Frage vor allem wichtig, dass eine Differenz 
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zum Ständerat geschaffen wird, damit die Frage noch einmal 
grOndllch diskutiert werden kann. 

Le pnisldent (Christen Yves, premler vlce-presldent): Je 
vous lnforme qu'il s'est glisse dans la redactlon une petite 
erreur dans la traductlon de la proposition de minorlte: II taut 
llre «sous reserve de l'accord des auteurs des initiatives» et 
non pas «de !'Initiative». 

Abstimmung - Vote 

Eventuell - A tltre preliminalre 
FOr den Antrag des Bundesrates .... 77 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit .... 54 Stimmen 

Dennitlv - Dennitlvement 
F0r den Antrag der Mehrheit ...• 132 Stimmen 
F0r den Antrag des Bundesrates .... 8 Stimmen 

Art.140 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Abs. 1 
Unverändert 
Abs. 2 Bst. abfs, b 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Minderheit 
(Baader Caspar, Beck, Engelberger, Fehr Hans, Scherer 
Marcel) 
Abs. 1 

d. die Gesetzesvorlage und der Gegenentwurf der Bundes­
versammlung zu einer allgemeinen Volkslnitiative; 
e. die von der Bundesversammlung abgelehnten allgemei­
nen Volksinitiativen. 
Abs. 2 Bst. abls, b 
Streichen 

Art 140 
Proposition de ta commlsslon 
MaJorlte 
Al. 1 
lnchange 
Al. 2 /et abis, b 
Adherer e. la declslon du Conseil des Etats 

Mlnorite 
(Baader Caspar, Beck, Engelberger, Fehr Hans, Scherer 
Marcel) 
Al. 1 

d. le projet de loi et le contre-projet de !'Assemblee federale 
relatifs ä une initiative populalre; 
e. les initiatives populalres generales rejetees par !'Assem­
blee federale. 
Al. 2 /et. abis, b 
Blffer 

Le pnisldent (Christen Yves, premler vice-presldent): La 
proposltlon de la mlnorite est rejetee sulte au rejet de Ja pro­
position de la minorite IV a l'article 139a 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposltion de Ja ma/orlte 

Art. 141 Abs. 1, 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art.141 al.1, 2 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen --Adopte 

Art 141a 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
•... so kann die Bundesversammlung die Verfassungs- oder 
Gesetzesänderungen, die der Umsetzung .•.• 

Minderheit 
(Vermot, Gross Andreas, Cina, Hubmann, Leutenegger 
Oberholzer, Lustenberger, Tlllmanns) 
Streichen 

Art.141a 
Proposition de la commisslon 
Ma/orlte 
.... facultatif, r Assemblee federale peut y integrer les modlfi­
cations de constitutlon ou de lois llees a la mlse en oeuvre 
du tralte. 

Minorlte 
(Vermot, Gross Andreas, Cina, Hubmann, Leutenegger 
Oberholzer, Lustenberger, Tlllmanns) 
Blffer 

Vermot Ruth-Gaby (S, BE): Der Antrag der Minderheit be­
fasst sich mit der Umsetzung von völkerrechtlichen Verträ­
gen In die nationale Gesetzgebung. Der Bundesrat strebt 
eine Paketlösung an: Vertrag und Umsetzung sollen von der 
Bundesversammlung In einem Paket verabschiedet werden. 
Die Minderheit orientiert sich Jedoch am Beschluss der Sub­
kommission, die das Paket aufschnOren und zwischen völ­
kerrechtlichen Verträgen und Gesetz getrennt abstimmen 
möchte. 
Staatsverträge sind sehr vielfältig und haben eine unter­
schiedliche Reichweite. Die Paketlösung gibt uns zu wenig 
Gestaltungssplelraum. Mit Gegenvorschlägen haben wir, wie 
auch bei Volksinitiativen, die grösseren und differenzierteren 
Möglichkeiten; es gibt fast immer Spielräume, wie intematlo­
nale Normen umgesetzt werden können, sollen oder mas­
sen. Wenn wir die Paketlösung des Bundesrates wählen, 
zwingen wir die Kritikerinnen und Kritiker der Umsetzung 
dazu, mit Jenen, die die Normen gar nicht wollen, Ins gleiche 
Boot zu steigen. Das macht eine differenzierte Auseinander­
setzung unmöglich, weil damit unterschiedliche Meinungen 
eingeebnet warden. 
Die Subkommission lehnte die Paketlösung des Bundesra­
tes ab. Der Minderheitsantrag Obemlmrnt die Meinung der 
Subkommission: Aufschn0ren statt Paketlösung. 
Ich bitte Sie, dem Antrag der Minderheit zuzustimmen. 

Gross Andreas (S, ZH), fOr die Kommission: Seit der EWR­
Dlskussion ist das ein ganz heisses Thema. In der EWR• 
Diskussion haben wir nämlich erfahren, dass es Innerhalb 
ger politischen Welt eine Gruppe gibt, die gegenaber dem 
Ubernehmen von internationalem Recht relativ skeptisch Ist; 
wir haben damals auch erfahren, dass man sehr grosse 
Spielräume hat bei der Umsetzung dieses Internationalen 
Rechtes. Der Bundesrat - und Herr Koller hat diesen Stand­
punkt immer relativ dogmatisch vertreten - war immer der 
Meinung, man mOSSe In einer Abstimmung Ober beides 
entscheiden, während die Linke Immer der Meinung war, 
man mOsse differenzieren. Bel den bilateralen Verträgen ha­
ben wir gesehen, dass Spielräume existieren - bei $wisslex 
z. B. - und dass es wichtig Ist. sich zu einigen, denn dies bil­
det eine Voraussetzung far die Beurteilung des Internationa­
len Rechtes. 
Der Ständerat hat diese Diskussion zugunsten des Bundes­
rates, mit 19 zu 12 Stimmen, entschieden. Die Mehrheit der 
Kommission ist dem Ständerat und damit dem Bundesrat 
gefolgt: mit 12 zu 7 Stimmen. Ich persönlich gehöre zur Min­
derheit. 
Die Mehrheit hat die Verfahrensökonomie Ober die Möglich­
keit der Differenzierung gestellt. Die Mehrheit hat die Ökono­
mie der Kräfte, die Effizienz Ober die Gefahr der unhelllgen 
Koalition gestellt: dass nämlich jene, die eine andere Umset-
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zung wollen, gezwungen sind, mit den Nationalisten gegen 
jegliches Übernehmen Internationalen Rechtes zu stimmen. 
Oft Ist es die Unke, die etwas nicht Obernehmen möchte, 
aber den Spielraum anders einschätzt als der Bundesrat 
Deshalb Ist es logisch, dass die Unke hier eine andere Mei­
nung hat als die Mehrheit. 
Die Mehrheit beantragt Ihnen, dem Bundesrat bzw. dem 
Ständerat zu folgen. 

Clna Jean-Michel (C, VS), pour la commission: Le Conseil 
des Etats a suivl, par 19 volx contre 12, la propositlon du 
Conseil federal selon laquelle II convient de conferer au le­
gislateur la possiblllte d'lntegrer a l'aote portant approbatlon 
d'un tralte International les modlflcatlons legislatives neces­
saires a la mlse en oeuvre du traite. 
Les votatlons, ayant pour objet un paquet global, permettent 
de ratlonaliser l'appareil procedural et peuvent contrlbuer a 
renforcer la crediblllte de la politique exterieure de la Suisse. 
Qul plus est, les scrutlns separes ne sont souvent que pou­
dre aux yeux. SI l'acte portant approbatlon du tralte est re­
Jete, le Parlament n'a d'autre solution que de revenlr a la 
charge avec un projet presque identlque. 
La commlsslon, par 12 volx contre 7 et avec 1 abstention, 
s'est ralllee a la declsion du Conseil des Etats. Elle propose 
toutefols une adaptation redactlonnelle par rapport au texte 
declde par le Consell des Etats: aux modfficatlons leglslatl• 
ves, II convlent d'ajouter les «modlflcatlons de 1a constltu­
tlon», qul peuvent aussi ~tre necessalres a la mise en 
oeuvre d'un traite. 
La mlnorlte Vermot, dont Je fals partie, veut que l'on s'en 
tlenne au staru quo, sott contlnuer devoter separement, tout 
en ayant la possibillte de voter le m~me Jour sur le traite et, 
dans tous les cas, sur les dispositions d'execution. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Wie der ständerat und die 
Mehrheit der SPK beantragt auch der Bundesrat, dass die 
Möglichkeit einer paketweisen Abstimmung Ober Staatsver­
trag und Umsetzungserlass eingeführt wird. Dies entspricht 
unseres Erachtens einem Bedürfnis der Praxis. 
Ich möchte auch nochmals ganz deutlich darauf hinweisen, 
dass es sich um eine Kann-Bestimmung handelt Es bleibt 
also dem Ermessen der Bundesversammlung - also Ihrem 
Ermessen - vorbehalten, ob sie in einem dafür geeigneten 
Fall ein Paket schnOren will oder nicht. 
Der Bundesrat Ist sich schon bewusst, dass ein Paket dann 
nicht in Frage kommt, wenn die Art oder das Ausmass der 
Umsetzung umstritten sind. In solchen Fällen Ist eine ge­
trennte Abstimmung Ober den Umsetzungserlass weiterhin 
sinnvoll. Der Bundesrat legt aber Wert darauf, dass die Mög­
lichkeit einer paketweisen Abstimmung geschaffen wird; ich 
bitte Sie deshalb, die von der Mehrheit vorgeschlagene Be­
stimmung anzunehmen und den Strelchungsantrag der Min­
derheit abzulehnen. 

Abstimmung- Vote 
Für den Antrag der Mehrheit ...• 85 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit •••. 46 Stimmen 

3. Kapitel Titel 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 

Minderheit 
(Gross Andreas, Aeppll Wartmann, BOhlmann, Hubmann, 
Janiak, Leutenegger Oberholzer. Tillmanns, Vermot) 
Volksmotion 

Chapltre 3 tltre 
Proposition de 1a commlsslon 
Majortte 
Rejeter la proposttion de la mlnorlte 
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Mlnorlte 
(Gross Andreas, Aeppll Wartmann, BOhlmann, Hubmann, 
Janlak, Leutenegger Oberholzer, Tillmanns, Vermot) 
Motion populalre 

Art.142a 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Ablehnung des Antrages der Minderheit 

Minderheit 
(Gross Andreas, Aeppll Wartmann, BOhlmann, Hubmann, 
Janlak, Leutenegger Oberholzer, Tlllmanns. Vermot) 
Titel 
Volksmotion In transnatlonaten Angelegenheiten 
Text 
Auf Verlangen von 1 o ooo Stimmberechtigten befasst sich 
die Bundesversammlung mit einem Auftrag an den Bundes­
rat, In Internationalen Organisationen oder Gremien be­
stimmte Anliegen zu vertreten. UnterstOtzt die Bundesver­
sammlung den Auftrag, so ist der Bundesrat gehalten, 
entsprechend zu handeln. Er erstattet einen Bericht Ober 
seine Anstrengungen und Ergebnisse. 

Art.142a 
Proposition de la commlssion 
MaJorlte 
Rejeter la proposition de la mlnorite 

Mlnorfte 
(Gross Andreas, Aeppll Wartmann, Bühlmann. Hubmann, 
Janlak, Leutenegger Oberholzar, Tlllmanns, Vermot) 
Tltre 
Motion populalre pour les questlons transnationales 
Texte 
SI 10 000 cltoyens le demandent, !'Assemblee federaie ex­
amlne le mandat a confler au Conseil federal aux fins de 
soumettre certatnes proposltions a des organlsatlons ou a 
d'autres organismes lnternatlonaux. SI !'Assemblee federale 
approuve le mandat, le Conseil federal l'execute. II presente 
un rapport falsant etat des travaux accomplis et des resultats 
obtenus. 

Hubmann Vreni (S, ZH): Dieser Minderheitsantrag Ist ein 
kreativer Vorschlag unseres Berichterstatters Andreas 
Gross. Er sieht die Schaffung eines neuen Instrumentes vor: 
die Volksmotion In transnatlonalen Angelegenheiten. Sie 
schafft die Möglichkeit, dass Schweizer BOrgerinnen und 
Bürger In Internationalen Organisationen Anliegen vertreten 
und Impulse geben können. 
Das Vorgehen Ist einfach: 10 000 Stimmberechtigte unter­
schreiben ein Begehren, die Bundesversammlung diskutiert 
diese Volksmotion. UnterstOtzt das Parlament das Anliegen, 
beauftragt es den Bundesrat, dieses In der zuständigen 
Internationalen Organisation einzubringen. Der Bundesrat 
führt den Auftrag aus und erstattet anschliessend Bericht. 
Soweit zum Vorgehen. 
Die Volksmotion ermöglicht eine Mitsprache der Bürgerin­
nen und Bürger in den internationalen Organisationen, In 
denen die Schweiz Mitglied ist, z. B. in der OSZE, In_ der 
Weltbank, Im Ministerkomitee des Europarates oder - topak­
tuell - in der Uno. Die Volksmotion beweist, dass ~ie Integra­
tion In die lntematlonale Gemeinschaft nicht zwingend mit 
einem Verlust an Demokratie verbunden sein muss, ganz Im 
Gegenteil. Mit der Schaffung von neuen Instrumenten kann 
die Demokratie, die Mitsprache des Volkes, weiterentwickelt 
und ausgebaut werden. Die Volksmotion ist ein solches In­
strument 
Ich bitte Sie, den Antrag der Minderheit Gross Andreas zu 
unterstatzen. 

Le presldent (Christen Yves, premier vlce-presldent): Die 
CVP-Fraktlon unterstOtzt die Mehrheit. 
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Gross Andreas (S, ZH), fOr die Kommission: Es Ist natOrllch 
traurig, nach einem so schönen Votum tor die eigene Sache 
gegen diese eigene Sache Stellung nehmen zu mOssen. 
Aber das muss ich nicht. Ich muss ja nur sagen, dass die 
Mehrheit von dieser kreativen Innovation nichts hält bzw. sie 
noch nicht unterstOtzen möchte. Es wird wahrscheinlich ei­
nes der vielen Beispiele dafOr sein, dass kreative Leute, So­
zialdemokraten, tonfmal mit dem gleichen Anliegen kom­
men, und beim sechsten Mal sagt die CVP-Fraktion, sie sei 
immer dator gewesen und verhilft dann diesem Anliegen zur 
Stimmenmehrheit. 
Ich möchte Sie daran erinnern, dass dieses Anllegen In der 
Verfassungskommission des Nationalrates vor etwa sechs 
Jahren eine Mehrheit fand. Die strengere Volksmotion, mit 
der man dem Bundesrat Ober eine Volksabstimmung einen 
Auftrag hätte geben können, wurde damals abgelehnt. Von 
daher ist es völlig legitim, dieses Anliegen hier zur Diskus­
sion zu stellen; wir haben Ihm an sich In diesem Riesenpaket 
der Verfassungsrevision schon einmal zugestimmt. Jetzt 
könnten wir das wieder aufnehmen, zumal wir in der Uno 
sind. 
Es wäre ein Anliegen, das die Integration des Schwelzervol­
kes fördern wOrde, denn es wOrde jene Integrieren, die zur 
Uno Nein gesagt haben. Eines der wichtigsten Argumente 
der Neinsager war, dass die Uno eine rein exekutive Angele­
genheit Ist, dass dort ausschllesslich die Regierungen das 
Sagen haben. Das stimmt - das stimmt so lange, bis sich 
die Uno selber reformiert haben wird. Bis das so weit Ist, bis 
auch die Uno eine parlamentarische Basis hat, können wir 
mit solchen Reformen dator sorgen, dass auch dort, wo die 
Exekutive ausschliesslich die Handlungskompetenz hat, die 
BOrgerinnen und BOrger bzw. das Parlament in dieses exe­
kutive Handeln einbezogen werden können. Insofern ist die 
direkte Demokratie kein Widerspruch zur Internationalen Po­
litik, weil mit solchen Vorschlägen beide miteinander ver­
söhnt werden könnten. 
Vielleicht könnte es ja so sein, dass die Mehrheit der Kom­
mission diesem Antrag vor der Uno-Abstimmung nicht folgen 
wollte, um die Uno-Abstimmung nicht zu belasten. Aber 
jetzt, da diese Bedenken nicht mehr nötig sind, könnte es 
auch so sein, dass ein Tell derjenigen, die damals noch da­
gegen waren, heute dafOr sind. 
Nachdem Herr Steinegger Jetzt so freundlich und gelassen 
zugehört hat, würde Ich Ihn wirklich bitten, einen Beitrag 
dazu zu leisten, dass wir hier nicht sechsmal mit etwas sol­
chem kommen mOssen, sondern schon beim ersten Mal ein 
kleiner Fortschritt zur Versöhnung der Internationalen Politik 
mit der direkten Demokratie möglich ist. Wenn Herr Stein­
egger das tut, dann werden einige andere Freisinnige auch 
den Mut haben, ihm zu folgen. 

Clna Jean-Michel (C, VS), pour la commisslon: Je serai plus 
bref que M. Gross. l.'.instrument propose par la mlnorite 
confl!re a 10 000 cltoyens un drolt de proposltlon a l'Assem• 
blee federale pour les questions transnationales. La maJorlte 
est d'avis que tout groupement d'lnterAt ou presque est a 
mime de recolter 10 000 slgnatures, et que !'Assemblee fe­
derale risque de se volr submergee par ce genre d'lnstru­
ment. 
La proposltlon a ete rejetee en commisslon par 12 volx con­
tre 6. Je vous prle de sulvre la proposltlon de la maJorite. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Da dieser Antrag von keinem 
Mitglied der SPK-SR aufgegriffen wurde, hatte sich der Bun­
desrat auch nicht zu dieser Frage geäussert. Persönlich 
Oberzeugen mich aber die Bedenken der Gegner: 1 o 000 Un­
terschriften sind relativ leicht zu sammeln, und das könnte 
tatsächlich dazu tohren, dass sich solche Motionen aus den 
unterschiedlichsten Lagern häufen und zu einer Überlastung 
des Systems der Bundesversammlung führen würden. 
Ich bitte Sie also, der Mehrheit zuzustimmen; damit meine 
ich die Mehrheit der Kommission und nicht das Votum des 
Berichterstatters deutscher Sprache, der hier uie Minderheit 
vertritt. 

Abstimmung - Vote 
Far den Antrag der Mehrheit .... 76 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit .... 40 Stimmen 

Art.166 Abs. 3 
Antrag der Kommission 
ZUStlmmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 156 al. 3 
Proposition de la commission 
Adherer a la declslon du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopt~ 

Art. 189 Abs. 1 Bst. abls 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Minderheit 
(Lustenberger, Beck, Eberhard, Fehr Hans, Glur, Schlbll, 
Tschuppert, Wittenwller) 
Streichen 

Art. 189 al. 1 let. abls 
Proposition de la commission 
Ma.jorlte 
Adherer a la decislon du Consell des Etats 

Minorit~ 
(Lustenberger, Beck, Eberhard, Fehr Hans, Glur, Schlbll, 
Tschuppert, Wittenwller) 
Biffer 

Luatenberger Ruedi (C, LU): Erlauben Sie mir eine Vorbe­
merkung: Wenn nun im Anschluss an den Minderheitsantrag 
Kollege Gross Andreas den Antrag der Mehrheit vertritt, 
dann kann er auch einmal mit Herzblut und voller Überzeu­
gung_ die Mehrheit vertreten. Er wird sicher alle Register sei­
ner Oberzeugungskunst ziehen - um nicht zu sagen: seiner 
VerfOhrungskunst -, um Sie von der Richtigkeit seiner Mei­
nung zu Oberzeugen. Es ist Ihm vorhin nicht In allen Teilen 
gelungen, aber es war absehbar, dass seine Überzeugungs­
kOnste doch bis in die bürgerliche Mitte gefruchtet haben. 
Zum Inhalt des Antrages der Minderheit Lustenberger: In der 
vorgesehenen Revision der Volksrechte fQhren wir mit der 
allgemeinen Volkslnltlatlve ein neues Instrument ein. lnltlan­
tlnnen und Initianten haben in Zukunft die Wahl zwischen ei­
ner Verfassungsinitiative im herkömmlichen Sinn und einer 
allgemeinen Volksinitiative. Wenn sie sich fOr die zweite Vari­
ante, also tor die allgemeine Volksinitiative entscheiden, Ist 
es ihnen Oberlassen, wie sie Ihr Anliegen formulieren. Sie 
können eine offene Formulierung wählen, oder sie können 
Ihr Anliegen ganz konkret zu Papier bringen. Mit der allge­
meinen Volks!nltlatlve nehmen sie aber von vornherein be­
wusst In Kauf, dass das Parlament bei der Auslegung Ihres 
Anliegens einen gewissen lnterpretatlonssplelraum hat. Je 
nach Formulierung des Textes ist dieser Interpretationsspiel­
raum grösser oder kleiner. Ich habe grundsätzliche Beden­
ken, wenn man nun hier Ober die Verfassungsgerichtsbarkeit 
dem Bundesgericht ein zusätzliches Mitspracherecht und 
den lnltiantinnen und lnltlanten ein Beschwerderecht einräu­
men will. Es sind grundsätzliche Bedenken, weil mit dem An­
trag der Kommissionsmehrheit und dem Beschluss des 
Ständerates die Gewaltentrennung angetastet wird. Ich stufe 
die Gewaltentrennung höher ein als ein solches Beschwer­
derecht. 
Es gibt auch sachliche Bedenken. In einem solchen Be­
schwerdeverfahren mOssten wir Ober Details streiten, zuletzt 
vielleicht sogar Ober Kommas. Das macht keinen Sinn. 
Wenn der Weg Ober die allgemeine Volksinitiative gewählt 
wird, muss bewusst In Kauf genommen werden, dass das 
Parlament einen Interpretationsspielraum hat Wer das nicht 
will, wählt auch in Zukunft die herkömmliche Verfassungsini­
tiative. 
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Wir haben heute Morgen bei der Behandlung von Artikel 139 
bereits am Grundsatz festgehalten, dass die Gewaltentren­
nung Im Verfahrensablauf bei der Initiative aufrechterhaHen 
werden soll. Ich bitte Sie, diesem Grundsatz auch hier nach­
zuleben und nicht der Verfassungsgerichtsbarkeit - fast auf 
kaltem Weg - den Weg zu ebnen. Ich habe die Austahrun­
gen zum Antrag bezOgllch Artikel 139 bereits gemacht; Ich 
wiederhole das hier nicht, bitte Sie aber dringend, dem Min­
derheitsantrag zuzustimmen. 

Le presldent (Christen Yves, premler vlce-president): Le 
groupe llberal communique qu'II souttent la minorit1t 

Gross Andreas (S, ZH), tar die Kommission: Der Antrag der 
Mehrheit, der formell aus der Kommission des Ständerates 
kommt, war eine echte Frucht der Diskussion in der gemein­
samen SUbkommisslon. Wir haben dort gemerkt, dass die 
heute mögllche Verfassungsinitiative In der Form der allge­
meinen Anregung belastet Ist durch die historische Erfah­
rung Ende der Siebziger-, Anfang der Achtzigerjahre, als 
das Parlament allgemeine Anregungen nicht unbedingt sehr 
sorgfältig im Interesse der Initianten realisierte. 
Das berOhmteste Beispiel Ist die MOnchenstelner Initiative 
von 1977 tar die Schaffung eines Zivildienstes, bei der die 
Missachtung der ursprOngllchen Absichten der Initianten 
durch das Parlament so weit ging, dass am Schluss die Initi­
anten selber die Nein-Parole ausgeben mussten. Auch für 
die Preisüberwachung brauchte es zwei Anläufe, weil das 
Parlament nicht bereit war, ein bei der Abstimmung Ober die 
Verfassungsinitiative abgegebenes Versprechen Im Gesetz 
auch umzusetzen. 
Um diese Hypothek der allgemeinen Volksinitiative nicht zu­
kommen zu lassen, haben wir dieses Beschwerderecht in 
der gemeinsamen Subkommission elngetahrt, das dann von 
der ständerätlichen Kommission und danach auch vom 
Ständerat Obemommen W9rden Ist. 
Ich darf Ihnen sagen, dass vieles dafür spricht, dass dieses 
Beschwerderecht nicht gebraucht werden wird. Denn die 
vorhandene Sanktlonsmöglichkelt des Parlamentes durch 
das Bundesgericht wird dazu fahren, dass die Bundesver­
sammlung sehr sorgfältig darauf achten wird, die Absichten 
der Initianten nicht zu verraten bzw. nicht zu ändern, und 
sich bemOhen wird, die allgemeine Volksinltlatlve ganz nahe 
an den Absichten der lnltlanten umzusetzen. 
Persönlich möchte ich Ihnen wirklich zu bedenken geben: 
Nachdem Sie jetzt die Hürden fOr die allgemeine Volksinltia­
tlve gleich hoch gesetzt haben wie fOr die Verfassungsinitia­
tive, verlangen Sie - wenn Sie es nun ablehnen, dass der 
Entscheid der Bundesversammlung Ober die allgemeine 
Volksinitiative durch das Bundesgericht beurteilt werden 
kann - von den Initianten ein Vertrauen, das normalerweise 
Jene nie haben, die die Anstrengung auf sich nehmen, eine 
Volksinitiative zu lancieren. Wenn Sie also das Instrument 
wirklich ernst nehmen, dann, denke ich, gehört diese Be­
schwerdemöglichkeit dazu. Das hat auch der Ständerat In 
der Diskussion gemerkt und hat Ihr deshalb zugestimmt. 
Die Kommission beantragt Ihnen mit 11 zu 8 Stimmen, dem 
Ständerat zu folgen. 

Clna Jean-Michel (C, VS), pour la commisslon: Cette dispo­
sltlon prevolt la posslbllite de deposer un recours en matl~re 
de drolt de vote pour l'lnltlatlve populaire generale. Oulcon­
que estime que !'Assemblee federale n'a pas respecte le 
contenu et les objectlfs d'une Initiative lors de sa mlse en 
oeuvre peut alnsl deposer un recours aupres du Tribunal fe­
deral. La procedure doit Atre reglee au nlveau leglslatlf. 
La minorite Lustenberger veut blffer cette disposltion. Je ne 
vous cache pas que, personnellement, fai beaucoup de 
sympathie pour les argument exposes par M. Lustenberger. 
Mals II taut voir ce drolt de recours dans un contexte plus 
general. Comme je l'ai dit lors du debat d'entree en ma­
ti~re, c'est un moyen d'augmenter l'attralt de ce nouvel ins• 
trument qu'est l'inltlatlve populalre generale. Personnelle­
ment, j'aurais prefere sulvre le Conseil federal en ce qui 
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conceme le nombre de slgnatures et ne pas prevolr de droit 
de recours. 
Au nom de la majorlte de la commission, je vous propose 
d'accepter ce droit de recours pour au moins avolr un ele­
ment qul rende plus attrayant ce nouvel Instrument. SI on ne 
le falt pas, je peux dlre que cet Instrument n'aura pas la va­
leur qu'on souhalte lul donner. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Der Bundesrat unterstOtzt den 
Beschluss des Ständerates und den Antrag der Mehrheit 
Ihrer Kommission, die Möglichkeit einer Stimmrechtsbe­
schwerde gegen die Umsetzung einer allgemeinen Volksln­
lt!ative einzuführen. Diese Mögllchkelt wird In doppelter 
Weise präventiv wirken: Sie gewährt den Initianten die Si­
cherheit, dass ihre Initiative nicht verfälscht wird, und sie 
trägt dazu bei, dass der Bundesrat und die Bundesver­
sammlung alles unternehmen, um die allgemeine Initiative 
korrekt umzusetzen. 
Die Möglichkeit einer Stimmrechtsbeschwerde wOrde die At­
traktivität der allgemeinen Volkslnltlatlve erhöhen, und das 
Vertrauen In dieses neue Instrument WOrde gestärkt. 
Ich bitte Sie deshalb, der Kommissionsmehrheit zuzustim­
men. 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Mehrheit •••• 88 Stimmen 
FQr den Antrag der Minderheit .... 67 Stimmen 

Zlff.11 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch.II 
Proposition de Ja commiss/on 
Adherer a la dkision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
(namentlich- nomjnattt: Beilage -Annexe 99.43612174) 
Für Annahme des Entwurfes .... 106 Stimmen 
Dagegen .... 35 Stimmen Slelw.. /vo,-r 
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Parlamentarische Initiative 
Kommission-SR (96.091 ). 
Beseitigung 
von Mängeln der Volksrechte 
Initiative earlementaire 
Commiss1on-CE (96.091 ). 
Suppression de carences 
dans les drolts populalres 

Differenzen - Divergences 
Elnreichun9§MtYm 29,00,99 
Pate da de@ 29,06 99 

20juin 2002 

Ständerat/Conseil des Etats 30.08.99 (Erste ?hase - ?remlere '1ape) 
Bericht SPK-SR 02.04.01 (881 2001 4803) 
Rapport CIP-CE 02.04.01 (FF 2001 4590) 
StellunglUlhme des Bundesrates 15.08.01 (BBI 2001 6080) 
Avis du Conseil fed6ral 15.08.01 (FF 2001 5783) 
Ständerat/Conseil des Etats 18.09.01 (Zweite Phase - Deuxlerne etape) 
Nationalrat/Conseil national 21.03.02 (Zweitrat - Deuxleme ConselQ 
Stlinderat/ConseD des Etats 20.08.02 (Differenzen - Otvergences) 

Bundesbeschluss über die Änderung der Volksrechte 
.Arrete f6deral relatlf a la revlslon des drolts populalres 

Art. 138 Titel, Abs. 1; 139 THel, Abs. 1 ; 139a Titel, Abs. 1; 
139c 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Minderheit 
(BOttiker, Briner, Brunner Christiane, Escher, Stähelln) 
Festhalten 

Art.138 tltre, al. 1; 139 tltre, al.1; 139a tltre, al.1; 139c 
Proposition de la commission 
Ma}orite · 
AdMrer a la declslon du Conseil national 
Minorite 
(BOttiker, Brlner, Brunner Christiane, Escher, Stähelln) 
Malntenlr 

Oettllng Ton! (R, SZ), fQr die Kommission: Ich darf einleitend 
nochmals kurz daran erinnern, dass die Parlamentarische 
Initiative 99.436, «Beseitigung von Mängeln der Volks­
rechte», von der Verfassungskommission unseres Rates 
ausgegangen Ist, mit dem Auftrag, die In der gescheiterten 
Verfassungsvorlage des Bundesrates enthaltenen konsens­
fähigen Elemente In einer neuen Vorlage aufzunehmen. Wir 
sind daher sozusagen In der Pflicht, diesem Vorhaben zum 
Durchbruch zu verhelfen. Das Ist denn auch bis heute weit­
gehend gelungen, selbst wenn zuzugeben ist, dass es sich 
bei der nunmehr unterbreiteten Vorlage nicht um einen gros­
sen Wurf handelt, sondern um eine Vorlage mit Augenmass. 
Immerhin bringt sie mit der Einführung der allgemeinen 
Volksinitiative und der Ergänzung des Staatsvertragsrefe­
rendums zwei wesentliche Neuerungen, die von beiden Rä­
ten bereits gutgeheissen worden sind. 
Heute geht es noch um zwei, wie ich meine, kleinere Diffe­
renzen, die es nunmehr Im Differenzbereinigungsverfahren 
zu bereinigen gllt: eine erste materielle Differenz besteht in 
der ElnfQhrung der so genannten Kantonsinitlatlve - eine 
Streitfrage zwischen den beiden Räten - und eine zweite, 
eher redaktionelle Differenz In Artikel 141a betreffend die 
Umsetzung von völkerrechtlichen Verträgen. 
Zur ersten Differenz, zur Einführung der Kantonslnltlatlve: 
Ich halte zunächst fest, dass der Ständerat am 18. Septem­
ber 2001 - entgegen dem Antrag der Mehrheit der SPK -
mit einem deutlichen Mehr von 26 zu 12 Stimmen die Ein­
führung der Kantonslnitlative befOrwortet hat Dagegen hat 
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der Nationalrat am 21. März 2002 die EinfOhrung der Kan­
tonsinltlatlve mit 86 zu 60 Stimmen verworfen. 
Die SPK beantragt Ihnen mit Stichentscheid des Präsiden­
ten, auf die Kantonslnltlatlve zu verzichten und sich dem Na­
tionalrat anzuschliessen. Es sind namentlich vier GrOnde, 
welche die Kommission bewogen haben, auf die Elntohrung 
der Kantonsinltlatlve zu verzichten: 
1. Die Volkslnltlatlve hat, wie es schon der Name sagt, vom 
Volk bzw. von mindestens 100 000 Stimmberechtigten - und 
nicht von den Kantonen - auszugehen. Vor allem geht es 
nicht an, die Substanz eines Anliegens des Volkes gegen Je­
nes der Kantone auszuspielen, Indem etwa gesagt wird, 
eine von acht Kantonen ergriffene Kantonsinltlative habe 
mindestens so vlel politische Substanz wie Jene, die von 
1 oo 000 Stimmberechtigten unterzeichnet worden sei. Weil 
es bei den «Volksrechten» um Rechte des Volkes geht und 
nicht um Rechte der Kantone, Ist es Jedenfalls fragwürdig, 
den Kantonen als öffentlichen Körperschaften unter dem Ti­
tel «Volksrechte» das Recht auf eine Kantonslnltlatlve einzu­
räumen. Schon das Kantonsreferendum ist in diesem Sinn 
ein Fremdkörper, von dem notabene bis heute bezeichnen­
derweise nie Gebrauch gemacht worden ist. Aufgrund dieser 
konstitutionellen Mängel der Kantonslnltiatlve Ist davon aus­
zugehen, dass diese das gleiche Schicksal teilen und weit­
gehend symbolischen Charakter haben wird. Blosse Sym­
bolik brauchen wir aber nicht in unserer Verfassung. 
2. Sollte Jedoch die Kantonslnitlatlve wider Erwarten ein Auf. 
blOhen erleben, dann könnte dieses Instrument negative 
Wirkungen entfalten, die es unbedingt zu bedenken gilt. Es 
besteht die nicht unbegrOndete Gefahr, dass regionale Grä­
ben aufgerissen werden könnten, z. B. zwischen Stadt- und 
Landkantonen, oder dass verschiedene Regionen, z. B. die 
Westschweiz oder die Ostschweiz, eine Machtentfaltung an­
streben könnten. Ein Regionalismus also, der einem echten 
Föderalismus leicht ZUwiderlaufen wOrde. Ich frage Sie als 
ständeräte, dle stets ein besonderes Augenmerk fOr den 
echten Föderalismus haben, ob wir eine solche Gefahr des 
Regionalismus gerade in unserer heute nicht ganz einfachen 
Phase des Zusammenlebens auch nur In Kauf nehmen wol­
len. Die Mehrheit der SPK Ist der Meinung, dass die via Kan­
tonslnitiatlve möglicherweise geschmiedeten Allianzen zu 
einem Ausspielen regionaler Befindlichkeiten fOhren könn­
ten, was dem föderativen Zusammenleben eindeutig zuwi­
derlaufen WOrde. 
3. Sodann gilt es zu bedenken, dass den Kantonsregierun­
gen bzw. den Kantonsparlamenten mit der Standesinitiative 
schon heute ein effizientes Instrument zur Einbringung Ihrer 
Anliegen zur Verfügung steht. Nun wird gerade von vielen 
Standesherren die Standesinitiative als stumpfes Instrument 
eingestuft, welchem In der Praxis keine oder nur eine un­
genügende Wirkung zukomme. ZWar trifft es zu, dass die 
vorgeschlagene Kantonsinitlatlve eine wesentlich grössere 
Wirkung zeitigen WOrde als eine Standesinitiative. Darin Hegt 
aber auch die notabene gerade vorher erwähnte Gefahr der 
Regionalisierung durch das Instrument der Kantonsinltlatlve. 
Im Übrigen trifft es nicht zu, dass die Grosszahl der Stan­
desinitiativen Oberhaupt keine Wirkung entfalte. Eine neuere 
Untersuchung unseres Kommissionssekretärs Martin Graf, 
publiziert Im Mitteilungsblatt der Schweizerischen Gesell­
schaft fQr Parlamentsfragen vom August 2001, zeigt, dass 
seit Inkrafttreten der neuen Verfahrensbestimmung tor Stan­
desinitiativen, nämlich seit dem 1. November 1994, bis zum 
Ende des Jahres 2000 genau 79 Standesinitiativen einge­
reicht worden sind. Von den Inzwischen 46 behandelten 
Standesinitiativen wurde zwar zugegebenermassen In kei­
nem einzigen Fall das lnitlativbegehren tel quel übernom• 
men und In der Gesetzgebung direkt umgesetzt; Indessen 
wurden 35 Standesinitiativen, das sind drei Viertel der Fälle, 
ganz oder zumindest teilweise positiv aufgenommen. In 
25 Fällen, also In über 50 Prozent, haben beide Räte einer 
Standesinitiative Im Rahmen der Vorprüfung Folge gegeben. 
Die Anliegen dieser Initiativen wurden anschllessend ge­
setzgeberisch umgesetzt. In den übrigen Fällen wurde den 
Standesinitiativen zwar keine Folge gegeben, die Anliegen 
wurden aber Indirekt bei einem adäquaten Gesetzgebungs-
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verfahren des Parlamentes oder des Bundesrates berOck­
slchtlgt. 
So gesehen widerspricht die Behauptung, die Standesinitia­
tive sei ein völlig stumpfes Instrument und vermöge Ober­
haupt keine Wirkung zu erzeugen, den Tatsachen. Dies Ist 
umso mehr der Fall, als die Standesinitiative nach dem 
neuen Parlamentsgesetz noch aufgewertet und der Parla­
mentarischen Initiative verfahrensmässlg gleichgestellt wer­
den soll. 
4. Bekanntlich verfügen die Kantone mit der Konferenz der 
Kantonsregierungen, der so genannten KdK, bereits über 
ein Instrument, Ihr Anliegen in direktem Kontakt mit dem 
Bundesrat einzubringen. Es ist ein informelles Instrument, 
welches aber in der Praxis eine ebenso grosse Wirkung wie 
die formelle Initiative entfalten kann. 
Unter diesem Blickwinkel kann kein Interesse bestehen, zur 
Erhaltung und Weiterentwicklung der Volksrechte die Konsul­
tationsebene noch weiter aufzuWerten und die Kantone als 
eigentliche, weitere Zwischenebene mit einer neuen Souve­
ränität- Kantonslnitlative - auszugestalten. Gewiss, den Ein­
flussbereich der Kantone verstärken zu wollen Ist gerade aus 
der besonderen Zusammensetzung unserer Kleinen Kam­
mer durchaus nachvollziehbar. Dennoch hat dies auch etwas 
Problematisches an sich. Wie Im Nationalrat festgestellt wor­
den Ist, kann das nämlich - zu Ende gedacht - mit einer ei­
genen Kammer der Kantone, analog dem Deutschen 
Bundestag, enden. Ich frage Sie, ob Sie einer solchen, Je­
denfalls nicht auszuschliessenden Entwicklung Vorschub 
leisten wollen. Ich bin der Meinung, dass die Mehrheit In die­
sem Saal eine solche Entwicklung nicht will, sondern den 
heutigen unabhängigen Status der Kleinen Kammer erhal• 
ten will, auch wenn wir den Kantonslnteressen selbstver­
ständlich einen wichtigen Stellenwert einräumen. 
Die Kommissionsmehrheit bittet Sie daher, auf die EinfOh­
rung der Kantonslnltiatlve zu verzichten, well die Kantonstn­
ltlatlve ein systemfremdes Instrument Im sensiblen Geflecht 
der Volksrechte bildet und daher kaum eine Bedeutung er­
langen dürfte. Sie ersucht Sie ferner darum, well die Kan­
tonslnltlatlve einem Regionalismus Vorschub leisten kann 
und damit einem echten Föderalismus abträglich Ist und well 
die bestehende Standesinitiative heute bereits ein beachtli­
ches Instrument zur Einbringung kantonaler Anliegen dar­
stellt. 
Das sind die wesentlichen GrOnde, weshalb die Kommissi­
onsmehrheit Sie bittet, auf die Einführung der Kantonslnltia• 
tlve zu verzichten und sich in dieser Frage dem Nationalrat 
anzuschllessen. 

BDttlker Rolf (R, SO): Herr Dettling, ich glaube, das Resul­
tat In der ersten Abstimmung im Ständerat war klar. Ein Re­
sultat von 26 zu 12 Stimmen sollte eigentlich Garant dafür 
sein, dass es zu keiner Verlängerung der Diskussion kommt; 
aber aufgrund des - äusserst knappen - Stimmenverhältnis­
ses In der Kommission muss dieses Geschäft In unserem 
Rat Jetzt doch noch einmal diskutiert werden. Ich möchte die 
Argumente, die Herr Dettling vorgebracht hat und die auch 
im Nationalrat angeführt wurden, in fünf Punkten widerle­
gen: 
1. Dem Argument, es gehe zu weit, acht Kantonen das glei­
che Recht wie 100 000 Stimmberechtigten zu gewähren, 
halte Ich entgegen, dass bereits 1996 im Verfassungsent­
wurf präzisiert wurde, das Initiativrecht könne VQn den ken­
tonalen Parlamenten oder vom Volk ausgeObt werden. Es 
geht also nicht darum, die Kantonsreglerungen zu ermächti­
gen, alleln vom Initiativrecht Gebrauch zu machen, sondern 
es geht darum, das Volk oder das Parlament zu ermächti­
gen. Ein derart ausgestaltetes Initiativrecht geniesst also 
eine ebenso solide demokratische Abstützung wie die Volks­
initiative. 
2. Volk und stände in der Symmetrie: Den Standpunkt, dass 
bereits das bestehende Kantonsreferendum einen Fremd­
körper im System der Volksrechte darstelle, weise Ich zu­
rOck. Ich bin Im Gegenteil der Auffassung, dass die Ein­
führung der Kantonslnitlatlve in Ergänzung zum Kantonsre-
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ferendum ganz im Sinne des 4. Titels der Bundesverfassung 
Ist, der explizit Volk und stände umfasst Auf diese Welse 
WOrde Im Bereich der dlrektdemokratlschen Rechte die 
Symmetrie zwischen Volk und ständen verstärkt. Es Ist nicht 
einzusehen, Herr Dettling, dass wir beim Referendum die 
Kantone berücksichtigen, beim konstruktiven Initiativrecht 
aber nicht. 
3. Sie haben gesagt, die Standesinitiative sei ein starkes In­
strument, sie sei besser als gemeinhin angenommen. Die 
Standesinitiative kann man aber wirklich nicht mit dem lnltla­
tlvrecht der Kantone vergleichen. In Bezug auf das Argu­
ment, mit dem Instrument der Standesinitiative verfOgten die 
Kantone Ober ein wirksameres Mittel, als es die geforderte 
Kantonslnltiative darstelle, genügt der Hinweis, dass die 
Standesinitiative nicht die gleiche rechtliche 1i'agwelte wie 
die Volkslnltlatlve hat Sie Ist nur ein lnltlativbegehren, über 
dessen Schicksal die Bundesversammlung abschliessend 
entscheidet. Die Standesinitiative hat sich In der Praxis 
grösstentells als eine stumpfe Waffe entpuppt. 
4. Jetzt wird der Kantonslnltlative Immer wieder vorgeworfen, 
sie stehe für regionale Partikularinteressen. Den Bedenken, 
die Bnführung der Kantonslnitlatlve könnte einem Regiona­
lismus Vorschub leisten, halte ich entgegen, dass acht Kan­
tone immerhin rund einem Drittel der stände entsprechen. 
Somit bedeutet das Zustandekommen einer Kantonslnltla­
tive weit mehr als nur die Wahrung regionaler Partikularinter­
essen. 
5. Bezüglich des politischen Gewichtes von acht Kantonen 
kann festgestellt werden, dass Anliegen, welche durch die 
Parlamente oder durch das Stimmvolk von acht Kantonen 
zum Ausdruck gebracht werden, wohl kaum unnötigerweise 
hervorgerufene Konflikte zwischen den Bundesbehörden 
und den Kantonen darstellen. Bn derart breit abgestütztes 
Begehren verdient eingehend diskutiert und an die Hand ge­
nommen zu werden. Bel diesem Geschäft stellt sich natür­
lich auch die folgende Kernfrage: Wie halten wir es im 
ständerat mit dem Föderalismus? Man kann es drehen und 
wenden, wie man will: Der vorliegende Entscheid über die 
Kantonsinltlatlve Ist in gewisser Weise ein Lackmustest des 
Föderalismus Im Ständerat Man kann die eine oder andere 
Meinung vertreten, aber eines Ist sicher: Zustimmung zur 
Mehrheit wOrde eine unnötige Konfrontation ausgerechnet 
des Ständerates mit den Kantonen bewirken; das bedeutet 
für mich auch eine gewisse Brüskierung und Provokation der 
Kantone. 
Deshalb möchte ich Ihnen eigentlich beliebt machen, am 
ursprünglichen, klaren, mit 26 zu 12 Stimmen gefassten 
Beschluss festzuhalten. Ich gehe davon aus, dass der 
Standpunkt der Minderheit - deren Antrag In der Kommis­
sion knapp unterlag - von Frau Bundesrätin Metzler geteilt 
wird. Wenn sie jetzt noch etwas Herzblut fDr die Kantonsin­
ltiatlve vergiesst, bin Ich überzeugt, dass sich an der klaren 
Mehrheit, die wir In der ersten Abstimmung hatten, nichts 
ändert. 

Brlner Peter (R, SH): Mit der Kantonslnltiatlve wollen wir er­
reichen, dass unser bewährter bundesstaatlicher Aufbau 
nicht zu einem reinen Vollzugsföderalismus zu degenerieren 
droht, was letztlich der Tendenz einer faktischen polltlschen 
Zentralisierung gleichkommen WOrde. Mit der Neugestaltung 
des Finanzausgleiches und der Aufgabenteilung zwischen 
Bund und Kantonen wird ein Tell der Reform unseres Föde­
ralismus angepackt. In Ergänzung dazu Ist mit der Kantons­
initiative auch ein institutionelles Instrument zur gestalteri­
schen Mitwirkung der Kantone auf Bundesebene zu schaf­
fen. 
Neben den tradltlonellen und hinlänglich bekannten Interde­
pendenzen in wesentlichen Polltlkbereichen wie BIidung, So­
ziales, Sicherheit und Verkehr betrifft neu auch vermehrt die 
Zusammenarbeit mit Europa - die «Bilateralen 1» und die 
neuen Verhandlungen um die «BIiateraien II» - in der Aus­
fOhrung zentrale kantonale Hoheiten und Interessen. Aus­
senpolltlk Ist In diesem Sinne auch Innenpolitik. Vor diesem 
Hintergrund sind die Kantone bezüglich der Mitwirkung her­
ausgefordert 

Im Rahmen der Weiterentwicklung unserer Zusammenarbeit 
mit der EU, aber auch aufgrund der anstehenden Inneren 
Reformen sollten wir fOr die Innerstaatliche Zusammenarbeit 
eine moderne, demokratisch legitimierte Lösung treffen, um 
die Föderallsmusbalance zu wahren. Volk und Stände haben 
In unserem System nach unserer Bundesverfassung In ei­
nem Gleichgewicht, In einer gewissen Symmetrie, zu ste­
hen. Ich verzichte hier auf die Darstellung des gesamten 
Repertoires. Sie haben es gehört Sie können es auch In 
den Protokollen nachlesen, Herr Dettllng. Die Argumente 
hüben und drüben sollten bekannt sein. 
Zum Gegenargument, die Einführung der Kantonsinltlatlve 
führe zum Regionalismus: Diese Kritik ist zurückzuweisen. 
Acht Kantone entsprechen rund einem Drittel unserer Glied­
staaten. Aufgrund dieser Umlte wird auf jeden Fall ein grös­
seres Gebiet erfasst, als es jede einzelne Region In unserem 
Land Ist. Ein Anliegen, das In acht Kantonen, in acht Parla­
menten, durchdiskutiert worden Ist und Mehrheiten gefun­
den hat, ist als Thema zweifellos seriös, fundiert und staats­
politisch legltlmlert Gerade weil das Instrument föderal klar 
abgestützt ist, Ist der gelegentliche Vorwurf, man fördere da­
mit den «Kantönligeist», voll widerlegt. Mit einer glaubhaften 
Mitwirkungsmöglichkeit der Kantone auf Bundesebene, wie 
es dieses Instrument ermöglicht, können wir die Tendenz 
zum Vollzugsföderalismus brechen und einem echten Föde­
ralismus, wie er unserer Staatsidee entspricht, auch Ober die 
zukünftigen Herausforderungen hinaus eine Chance geben. 

Pnsterer Thomas (R, AG): Es geht nur um eine sinnvolle 
Anpassung an Veränderungen - beileibe nicht um eine Re­
volution, beileibe nicht um ein lnfragesteUen des ständera­
tes, wie das heute Morgen gesagt worden Ist. 
Es geht um eine alte Diskussion, um eine Diskussion, die wir 
vor allem bei der Entstehung der heutigen Bundesverfas­
sung schon gefOhrt haben. Damals schon - ich erlaube mir, 
das als damals an dieser Diskussion Betelllgter festzuhal­
ten - war man sich grundsätzlich Ober dieses Instrument el• 
nlg. Man hat den Entscheid nur verschoben. Damals schon 
hat es der Bundesrat unterstützt, und er tut es meines Wis­
sens noch immer. Ich bitte Sie, beim Entscheid vom letzten 
Mal zu bleiben. 
Bn paar wenige Gründe, soweit sie noch nicht erwähnt wor­
den sind: Entscheidungsprozesse, auch Volksrechte, verän• 
dern sich Im laufe der Zelt. Nehmen Sie das Referendum: 
Geschaffen worden Ist es, um Entscheide des Volkes zu er­
reichen. Bewirkt hat es im laufe der Jahrzehnte Verhand­
lungsprozesse, die Volksentscheide eben gerade vermelden 
wollen. Wir haben Veränderungen Im Verhältnis Bund/Kan­
tone und unter den Kantonen - Stichworte: Zentralisierung, 
Verflechtung und ZUsammenarbelt. Wir diskutieren bei­
splelswelse In der Spezlalkommisslon zur Neugestaltung 
des Finanzausgleiches genau derartige Fragen und stossen 
auf Grenzen der Mitwirkung der Kantone. 
Herr Brlner hat zu Racht auf die die Landesgrenzen Ober­
schreitende Zusammenarbeit hingewiesen. Wir haben in 
dieser Session den Zusatz zum Europäischen RahmenQber­
einkommen genehmigt, gerade um eine solche ZUsammen­
arbelt zu erleichtern. Wir suchen nach neuen Instrumenten, 
die diesen Veränderungen gerecht werden. Wir suchen nicht 
nur In der Schweiz, wir suchen sie in Europa, vor allem In 
Deutschland und in österrelch. Aber auch In Spanien, Ita­
lien, Belgien können Sie genau die gleiche Diskussion ver­
folgen. 
Wir haben nun die Chance, durch unsere Volksrechtstradi­
tion eine besondere und vielleicht sogar eine etwas wir­
kungsvollere Kompensation zu schaffen. Das sollten wir tun, 
und zwar mit einem Instrument, das konstruktive Mitarbeit 
ermöglicht, einem Instrument, das es den Parlamenten er­
laubt, den zunehmenden Einfluss von Regierungen und Ver­
waltungen etwas aufzuwiegen. Es ist kein Zufall, dass 
Kollege Plattner in der Diskussion um die Neugestaltung des 
Finanzausgleiches einen entsprechenden Antrag gesteilt 
hat, um genau diese Stellung der Parlamente zu heben. 
Auch dort Ist dieses Bedürfnis vorhanden. Wir haben im Pro-

Bulletin offlclel de !'Assemblee t.i6rale 



20.JunI2002 533 Ständerat 99.436 

jekt des neuen Finanzausgleiches auch versucht, die Inter­
kantonale Verordnung In den Parlamenten und im Volk der 
Kantone abzustatzen. Auch das Ist Immer das gleiche Anlie­
gen. 
Der Bericht «Europa-Reformen der Kantone», EuRefKa, 
den wir hier vor einer Woche erwähnt haben, kommt mit dem 
Gutachten von Herrn Professor Aubert zum Ergebnis, dass 
die Kantonsinltlatlve eine der wenigen Mögllchkelten ist, 
überhaupt einen Tell der Zentralisierung, welche die europäi­
sche Zusammenarbeit mit sich bringt, zu kompensieren. 
Damit bleibt die letzte Frage: Handeln wir uns, wie geltend 
gemacht wurde, übermässlge Nebenwirkungen negativer 
Art ein? Ich glaube, das Risiko, dass zu viele Initiativen ein­
gereicht würden, Ist klein. Es braucht viel, bis sich acht Par­
lamente zu einer Lösung zusammenfinden. Dann muss man 
auch noch das Geld organisieren. Das Ist für die Kantons­
parlamente schwierig. Die Angst, dass zu viele Initiativen 
eingereicht würden, Ist unbegründet. Es besteht auch die 
Angst, es gäbe viele zusätzliche Abstlmmungen. Das dürfte 
jedoch kaum der Fall sein. Eine solche Initiative Ist doch ein 
Instrument fQr Verhandlungen. Sie stellt gerade fQr die Bun­
desversammlung und fQr den Ständerat eine Chance dar, 
mit den Kantonsparlamenten Verhandlungslösungen zu fin­
den. Der Ständerat könnte aufgewertet werden, Herr Dett­
ling, nicht abgewertet. Das dürfte die Realität sein. 
Es besteht auch die Angst, es würden extreme Forderungen 
aufgestellt. Wenn Sie befürchten, dass mit Kantonslnltlatlven 
extreme Forderungen aufgestellt würden, so muss Ich Ihnen 
sagen, dass extreme Forderungen eher von lnltlatlvkomltees 
und Gruppen aufgestellt werden, aber nicht von acht Kan­
tonsparlamenten, die sich auch innerhalb der Parlamente 
um Konsens bemühen müssen. 
Ich kann mich einfach des Eindruckes nicht erwehren, ge­
wissen Leuten gehe es darum, dass die Verbände und Inter­
essengruppen Ihre Vormacht im Bereich der Initiative wah­
ren können. Das ist nicht ganz verständlich. Es geht nicht 
darum, dass die Rolle der Verbände abgewertet wird, aber 
es soll daneben auch die Möglichkeit geschaffen werden, 
dass die Kantone dieses Mittel zur konstruktiven Mitarbeit 
benutzen können. Sicher Ist hier kein Ort für eine Macht­
demonstration gegenüber den Kantonen. 

Hofmann Hans 01, ZH): Die Mehrheit der Kommission will 
sich In der Frage der Kantonsinltlatlve dem Nationalrat an­
schllessen und auf dieses lnitiatlvrecht der Kantone verzich­
ten. Das Ist für mich etwas enttäuschend. Ich bin ein 
Föderalist durch und durch und davon überzeugt, dass wir 
unsere nationale Identität, unseren über alle Sprach- und 
Parteigrenzen, über alle sozialen Unterschiede hinweg spür­
baren Zusammenhalt vorwiegend unserem gelebten Föde­
ralismus verdanken. 
Ich denke, dass es eine vornehme Aufgabe von uns Stan­
desvertreterinnen und Standesvertretern Ist, diesen Födera­
lismus nicht nur zu verteidigen, sondern dort, wo es nötig 
und sinnvoll Ist, auch weiter auszubauen. Dieser Aufgabe 
kommen wir unter anderem nach, wenn wir die Mögllchkelt 
der Kantonslnltlatlve In unserer Verfassung verankern. 
Wenn Im Nationalrat festgehalten worden Ist, dass das lnltla­
tivrecht ein Volksrecht und nicht das Recht der Kantone sei 
und dass die Kantonslnltlatlve eine zusätzliche Privilegie­
rung der Kantone bedeuten würde, dann hat der Nationalrat 
unser Staatswesen nicht richtig verstanden, oder er hat ganz 
einfach ein Staatsverständnis, das ich nicht teilen kann. 
Allzu gerne vergessen die eidgenössischen Parlamentarie­
rinnen und Parlamentarier, kaum sind sie Im Bundeshaus, 
die Interessen und Anliegen der Kantone. Dies, obwohl viele 
von Ihnen zuvor In Kantonsparlamenten oder Kantonsregie­
rungen sassen. Sie fühlen sich dann plötzlich als übergeord­
nete Bundespolltlker, die nirgendwohin gerne Kompetenzen 
abgeben, schon gar nicht an die Kantone. 
Man hat das Gefühl, die eigene Position würde dadurch ab­
gewertet. Man vergisst dabei, dass der Bund für sich alleine 
nichts ist, sondern dass erst die Kantone den Bund aus­
machen, dass unsere Einheit in der Vielfalt begründet Ist. 
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Dieses Verständnis wachzuhalten Ist Aufgabe von uns Stän­
derätlnnen und Ständeräten. Mit dem Festhalten an der ver­
fassungsmässigen Möglichkeit der Kantonslnltlatlve kom­
men wir dieser Aufgabe nach. 
Wenn 2,2 Prozent der Stimmberechtigten eine Volkslnltlatlve 
ergreifen können, kann man sicher nicht von einer Prlvilegle­
rung sprechen, wenn acht Kantone, also rund ein Drittel aller 
Kantone, gemeinsam das gleiche Recht bekommen. Mit der 
Einführung der Kantonslnltlatlve würde den Kantonen ein 
lmpulsgebendes Instrument zur Verbesserung der bundes­
staatlichen Kooperation zur Verfügung stehen. Eine Kan­
tonslnltlatlve kann ja nicht von den Kantonsregierungen 
alleine eingereicht werden, das lnltlatlvrecht muss von den 
kantonalen Parlamenten oder vom Volk ausgeübt werden 
und besitzt demzufolge eine ebenso solide demokratische 
Abstützung wie die Volkslnitlative. 
Die Kantonsinltlatlve würde Im Bereich der dlrektdemokratl­
schen Rechte die Symmetrie von Volk und Ständen eindeu­
tlg verstärken. Dies entspricht auch dem Sinn des 4. Titels 
der Bundesverfassung, der explizit Volk und Stände umfasst. 
Schon In der Präambel unserer Bundesverfassung ist gleich 
zu Beginn festgehalten, dass sich «das Schwelzervolk und 
die Kantone .... folgende Verfassung» geben. Wir sollten 
nicht nur die dlrektdemokratlschen Volksrechte, sondern wir 
müssen auch die für die Zukunft unserer Eidgenossenschaft 
unabdingbaren föderalistischen Werte hochhalten. 
Im Namen des eidgenössischen Standes Zürich bitte Ich 
Sie, dem Antrag der Kommissionsminderheit zuzustimmen 
und damit an unserem ersten Beschluss auf Einführung der 
Kantonslnltlatlve festzuhalten. 

Dettllng Tonl (R, SZ), für die Kommission: Die Meinungen 
sind hier ja weitgehend gemacht, und ich kann daher auf 
eine ausführliche Duplik verzichten. Zwei Punkte möchte ich 
hier trotzdem ganz kurz anführen: 
1. Mit der Einführung der Kantonslnltlatlve - das schleckt 
keine Gelss weg - haben Sie, wenn sie einmal In Fahrt 
kommt, Ich meine natürlich nicht die Gelss, sondern die In­
itiative, (Heiterkeit) einfach das Problem, dass Sie in das 
sensible Glelchgewlcht eingreifen, das wir heute Im ganzen 
Geflecht der Volksrechte haben, und damit möglicherweise 
negative Wirkungen erzeugen. 
2. Man kann letzten Endes mit der Schaffung neuer Instru­
mente auch die Demokratie zu Tode reiten. Auch diesen 
Punkt möchte Ich Ihnen hier als letzte Bemerkung noch zu 
bedenken geben. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Ich beantrage Ihnen namens des 
Bundesrates, die Kantonslnltlatlve einzuführen. Die Kantone 
sind zusammen mit den Gemeinden die zentralen Partner 
des Bundes bei der Gestaltung der Politik und bei der Um­
setzung der öffentlichen Politik. Die Kantonslnltlatlve bietet 
den Kantonen die Möglichkeit, Ihre Vorschläge einzubringen. 
Die Gefahr einer Regionalisierung, wie sie jetzt hier ver­
schiedentlich erwähnt wurde, kann Ich so nicht nachvollzie­
hen. Die Kantonsinltlative ermöglicht ja gerade eine öffent­
liche Diskussion über die Vorschläge der Kantone. Die 
Initiative von acht Kantonen wird wie ein Vorschlag einer po­
litischen Gruppierung behandelt, und die Kantone stellen 
sich mit der Kantonslnltlatlve ja eben gerade der öffentlichen 
Debatte. Deshalb sind unseres Erachtens auch die Befürch­
tungen unbegründet, dass die Kantonslnltlatlve die kantona­
len Exekutiven stärken würde. Unseres Erachtens wird 
durch die Kantonslnltlatlve die demokratische Auseinander­
setzung gefördert. 
Ich bin, auch wenn es heute Vormittag In Ihrem Rat nicht 
gerne gehört wird, doch der Auffassung, dass die Zu­
stimmung von acht kantonalen Parlamenten oder entspre­
chende Volksentscheide durchaus mit dem Gewicht von 
100 ooo Unterschriften Im Falle einer Volkslnitiatlve vergli­
chen werden können. Es geht hier meines Erachtens eben 
gerade nicht darum, dass man die verschiedenen Anforde­
rungen gegeneinander ausspielt, sondern es geht darum zu 
zeigen, dass - wenn man den Vergleich macht - auch acht 
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Kantone, die eine Kantonsinltlative einreichen könnten, ein 
bestimmtes Gewicht haben. Es geht nicht um ein Gegenein­
anderausspielen. Die Anforderungen sind nicht so hoch, um 
Kantonsinltlativen zu verunmöglichen, aber sie sind auch 
nicht so tief, dass die Gefahr von regionalen Allianzen und 
von Partikularlsmen bestehen WOrde. Deshalb Ist der Bun­
desrat der Meinung, dass die Kantonslnltlative eingefQhrt 
werden sollte und dass das Initiativrecht, das damit den 
Kantonen zustehen wOrde, auch den politischen Prozess mit 
neuen Impulsen bereichern warde. 
Ich bitte Sie deshalb, an Ihrem letzten Beschluss festzuhal­
ten und sich fQr die Einführung der Kantonslnitlative auszu­
sprechen. 

Abstimmung- Vote 
Für den Antrag der Minderheit ••.. 23 Stimmen 
Far den Antrag der Mehrheit •••• 17 Stimmen 

Art.141a 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Untersteht der Genehmigungsbeschluss eines völkerrechtli­
chen Vertrages dem obligatorischen Referendum, so kann 
die Bundesversammlung die Verfassungsänderungen, die 
der Umsetzung des Vertrages dienen, In den Genehmi­
gungsbeschluss aufnehmen. 
Abs.2 
Untersteht der Genehmigungsbeschluss eines völkerrechtli­
chen Vertrages dem fakultativen Referendum, so kann die 
Bundesversammlung die Gesetzesänderungen, die der Um­
setzung des Vertrages dienen, In den Genehmigungsbe­
schluss aufnehmen. 

Art.141a 
Proposition de la commlss/on 
Al.1 
Lorsque l'arrOte portant approbation d'un tralte International 
est soumis au referendum obllgatoire, I' Assemblee federale 
peut y Integrer les modiflcations constitutlonnelles liees a la 
mise en oeuvre du tralte. 
Al.2 
Lorsque l'arrOte portant approbatlon d'un traite International 
est soumls au referendum facultatlf, I' Assemblee federale 
peut y Integrer les modlflcatlons de lol Uees a la mlse en 
oeuvre du tralte. 

DettJlng Toni (R, SZ), fQrdie Kommission: Bei Artikel 141a 
haben wir noch eine redaktionelle Differenz zu bereinigen. 
Dort ist nämlich festgelegt. dass die Bundesversammlung 
die Gesetzesänderungen, die der Umsetzung des völker­
rechtlichen Vertrages dienen, In den Genehmigungsbe­
schluss aufnehmen kann, also ausnahmsweise ein Paket mit 
den notwendigen Verfassungs- und Gesetzesänderungen 
schnüren kann. So weit, so gut 
Nun Ist aber in der Praxis denkbar, dass ein Genehmlgungs­
beschluss eine Verfassungsänderung zur Folge hat und da­
mit dem obligatorischen Referendum untersteht oder dass 
er sich nur auf Gesetzesstufe auswirkt und daher dem fakul­
tativen Referendum unterstellt Ist Diesem Umstand Ist In­
soweit Rechnung zu tragen, als man fQr beide Fälle eine se­
parate Bestimmung vorsieht, was nunmehr mit unseren An­
trägen für einen Absatz 1 einerseits und einen Absatz 2 
andererseits klar und präzise erreicht wird. 
Ich ersuche Sie namens der einstimmigen Kommission, die­
ser Präzisierung zuzustimmen. 

Angenommen -Adopte 
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Parlamentarische Initiative 
Kommission-SR (96.091 ). 
Beseitigung 
von Mängern der Volksrechte 
Initiative parlementalre 
Commlsslon-CE (96.091 ). 
Suppression de carences 
dans les drolts populalres 

Differenzen - Dlvergences 
Elnralchungsdatum 29 oa 99 
Date de dep6t 29 06.99 

16 septembre 2002 

Ständerat/ConseU des Etats 30.08.99 (Erste Phase - Premlilre 4tape) 
Bericht SPK-SR 02.04.01 (BBI 2001 4803) 
Rapport CIP-CE 02.04.01 (FF 2001 4690) 
Stellungnahme des Bundesrates 15.06.01 (BBI 2001 6080) 
Avis du Conseil federal 15.06.01 (FF 2001 5783) 
Ständerat/Conseil des Etats 18.09.01 (Zweite Phase- Dewc!eme litape) 
Natlonalrat/ConseU national 21.03.02 (Zweitrat- Dewc!eme Conseil} 
Ständerat/Conseil des Etats 20.06.02 (Differenzen - Dlvergences) 
Natlonalrat/ConseU national 16.09.02 (Dfffarenzen - Dlvergences) 
ständerat/Conse!I des Etats 23.09.02 (Differenzen - Dlvergences) 
Ständerat/Conseil des Etats 04.10.02 (SOhlussabatfmmung-Vote final) 
Natlonalrat/Consell national 04.1 0.02 (SChhsssabstimmung - 'wte final) 

Text des Erlasses (BBI 2002 6485) 
Texte de l'acte lliglslatlf (FF 2002 6026) 

Bundesbeschluss Ober die lnderung der Volksrechte 
Arrete federal relatlf ä la revlslon des drolte populalres 

Art 138 Tltel, Abs. 1; 139 Titel, Abs. 1; 139a Titel, Abs. 1; 
139c 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Festhalten 
Minderheit 
(Janlak, Lallve d'Epinay, Leutenegger Oberholzer, Leuthard, 
Tlllmanns) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art 138 tltre, al. 1; 139 tltre, al. 1; 139a tltre, al. 1; 139c 
Proposition de 1a commission 
Majorlte 
Malntenlr 
Minorlte 
(Janlak, Lalive d'Eplnay, Leutenegger Oberholzer, Leuthard, 
Tlllmanns) 
Adherer a la decislon du Conseil des Etats 

Janlak Claude (S, BL): Ich beantrage Ihnen, bei dieser letz­
ten Differenz dem Ständerat zu folgen und damit diese Ge­
setzgebung zu einem Abschluss zu bringen. 
Sie haben es leider verpasst..daraus einen grossen Wurf zu 
machen, als Sie die Unterschrlftenzahl fOr die allgemeine 
Volksinitiative - entgegen dem Vorschlag des Bundesrates -
auf 100 000 anstatt auf 70 000 festlegten. Sie können wenigs­
tens Jetzt, wenn Sie dem Ständerat folgen und die Kantons­
initiative einführen, ein bisschen dazu beitragen, dass noch 
etwas Neues In diese Vorlage kommt 
Sie alle haben ein Schreiben der Konferenz der Kantons­
reglerungen bekommen. Die Argumente, die für dieses Ins­
trument sprechen, sind bekannt. Es verstärkt die Mit­
wirkungsrechte der Kantone und wäre damit ein Bestandteil 
der Föderallsmusreform. Es wäre ein Instrument zur Verbes­
serung der bundesstaatlichen Kooperation. Es Ist - was bei 
der ersten Runde hier Im Parlament ein wenig bemängelt 
worden Ist - sehr wohl ein Instrument, das solide und demo­
kratisch abgestOtzt ist Es bedarf eines Votums eines kanto­
nalen Parlamentes oder je nachdem, wie es das kantonale 
Recht vorsieht, sogar des Volkes. 
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Es Ist auch kein Instrument zur Verteidigung rein regionaler 
Partikularlnteressen. Die HOrde Ist hoch: Es mOssen acht 
Kantone mitwirken. Die Interessenlagen können sehr unter­
schiedlich sein. Es könnten beispielsweise die städtischen 
Agglomerationen - Kantone, die Ober solche vertagen - ge-, 
melnsame Interessen vertreten. Es können die Bergregio­
nen sein. Immer aber muss es eine qualifizierte Mehrheit 
sein, eine Mehrheit, die auch einen grossen Teil der Bevöl­
kerung repräsentiert. 
Ich bitte Sie deshalb - die Argumente sind auf dem Tisch -, 
die Kantonsinltlatlve einzufahren und damit dem ständerat 
zu folgen. So hätten Sie auch dieses Geschäft zu einem Ab­
schluss gebracht. 

Scherer Marcel r,/, ZG): Die Fraktion der SVP beantragt Ih­
nen, der Mehrheit der SPK des Nationalrates zu folgen und 
an den BeschlOssen des Nationalrates vom 21. März festzu­
halten. In den ausgedehnten Diskussionen In beiden Räten 
und in der Kommission wurden die Argumente fOr und wider 
die Kantonsinitiatlve zur Kernfrage hochstilisiert. Dass im 
ständeratsplenum die Kantonsinltlative - Artikel 138, 139 
und 139a - eine Mehrheit fand, llegt an der Tatsache, dass 
sich die Ständeherren Ihren Kantonen und zum Teil Ihren 
ehemaligen Ratskollegen verpflichtet fOhlten. 
Grundsätzllch Ist die Kantonslnltlatlve von unserer Fraktion 
aus gesehen keine wirksame Neuerung der Volksrechte, 
wirksam Im Sinne der Effizienz und eines polltlschen Werk­
zeugs. Wir, die SVP-Fraktlon, sehen für die Kantone genO­
gend politische Einflussnahme Ober die standeslnltlatlve 
sowie das Kantonsreferendum, das Obrlgens meines Wis­
sens noch nie angewendet wurde. Eine weitere Einfluss­
möglichkeit, wohl die wichtigste, haben die Kantone Ober die 
Parlamentarier, Ober Sie, die hier Im Rat sitzen. 
Ich bitte Sie, an der Differenz festzuhalten, schon deshalb, 
weil sich seit der Abstimmung In diesem Rat, seit dem Früh­
ling, nichts geändert hat. 

Lustenberger Ruedl (C, LU): Das Initiativrecht Ist grund­
sätzlich ein Volksrecht Wir sprechen bei diesem Geschäft Ja 
auch von der Beseitigung von Mängeln der Volksrechte. 
Wenn der Ständerat in der Differenzbereinigung Immer 
noch - allerdings relativ knapp - am Instrument der Kan­
tonslnitiatlve festhält, so liegt das vermutlich In der Natur der 
ständekammer. Ich bezweifle aber, dass der Föderalismus 
mit der Kantonslnltlatlve wirklich gestärkt wird. Im Gegenteil: 
Die Eldgenossenscheft besteht aus 26 Kantonen, und Jeder 
Kanton kann sich mit einer Standesinitiative direkt an den 
Bund wenden. Die Kantonsinltlatlve hingegen leistet einer 
regionalen oder von gemeinsamen Interessen motMerten 
Zwischenebene - einer Ebene zwischen Kanton und Bund -
Vorschub. Das kann zu Gräben zwischen Landesteilen, zwi­
schen Stadt und Land fahren. Deshalb bitte Ich Sie, an der 
Version unserer Kammer festzuhalten. 
Ich möchte Sie auch bitten, nicht auf taktische Experimente 
einzuschwenken, wie sle uns Herr Janlak vorschlägt Wir 
haben klar daran festgehalten, dass die Unterschrittenzahl 
auch bei der allgemeinen Volkslnftiatlve bei 100 000 zu be-­
lassen sei. Auch der Ständerat hat klar daran festgehalten. 
Deshalb machen wir hier keinen Tausch, der darin bestOnde, 
dass wir die Kantonsinltiatlve einführen und anderseits bei 
der allgemeinen Volkslnltlatlve 70 000 Unterschriften stlptr 
Heren worden. Auf ein solches Experiment lassen wir uns 
nicht ein. Bitte halten Sie an Ihrem Beschluss fest. 

Ruey Claude (L, VD): Les llb,raux ont touJours ~e de farou­
ches defenseurs du federallsme. II ne s'agit pas d'en faire 
des theorles, mais de le vlvre dans la pratlque. Le federa­
lisme, on ne peut pas se contenter de le vanter en dlsant -
et je me toume vers les membres du groupe de !'Union de­
mocratlque du centre en particuller - que c'est un systeme 
qui nous empächerait de nous Integrer ä d'autres ensembles 
tels que l'Unlon europ~nne, et en mAme temps ne pas vou­
loir le rendre vlvant en privant ses membres, las cantons -
qul sont des Etats ä l'interleur de l'Etat federal -, de pouvolr 
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dlsposer d'un certaln nombre de drolts. Or, II se trouve que 
les cantons sont blen souvent accroch~ ä la r,alite du ter­
raln et qu'ils connalssent par conHquent, mAme dans l'exe­
cutlon du drolt federal, la reallte concrete plutöt que les 
theories abstraltes. Pourquoi donc prlver les cantons de la 
posslbllite de lancer des Initiatives et d'avolr un droit d'inltia• 
tlve de hult cantons? Franchement, nous ne comprenons 
pas pourquol on s'achame ä ne pas vouloir sulvre le Conseil 
des Etats, qui, dans sa sagesse, a pr~isement pr.wu cette 
initiative des cantons. 
Nous le savons, le federalisme n'est pas quelque chose qul 
est acquls une fois pour toutes. C'est un systeme qul dolt 
evoluer avec la societe. Le projet de nouvelle ~~uatlon fl­
nanciere, que le Conseil des Etats va traiter prochainement, 
et que nous tralterons ulterleurement, va egalement dans le 
sens du renouvellement du federallsme, et II prevoit de nou­
velles formes d'organlsatlon lntercantonale ou de relatlons 
avec la Confederatlon. Pourquol donc le renforcement des 
drolts de partlclpatlon des cantons dans le processus decl­
sionnel de la Confederatlon ne pourralt-il pas egalement ren­
forcer et r,former le federallsme? II nous paraTt au contralre 
Judicleux que les cantons puissent, par la vole de l'lnltlatlve, 
disposer d'un Instrument ~nerateur d'impulsions propres ä 
ameliorer la collaboratlon confederale. D'allleurs, le projet de 
reforme de la Constltutlon federale de 1996, dans sa partle 
relative ä la ~forme des drolts populalres, pr.woyalt de ren­
forcer les drolts de partlclpatlon des cantons ä la polltlque fe­
derale. 
Dans le cadre des debats - on nous dft qu'on a ~Jä d,battu 
de cecl, mais permettez-nous d'y revenlr -, certalns ont ar­
gumente qu'une Initiative des cantons accorderalt trop de 
drolts aux cantons par rapport aux drolts sur le plan de la de­
mocratie dlrecte, dont beneflcle la populatlon. Mals II taut 
volr que la reponse ä cette questlon, c'est que les initiatives 
des cantons emaneralent sott des parlements des canto,ns, 
soft du peuple des cantons en questlon. Par co~uent, on 
ne volt pas en quoi II y auraft lä un deflclt democratique. II y 
auralt en faft une meilleure ou une aussl bonne asslse de­
mocratique que pour l'inltlatlve populalre classlque. 
Certalns volent ensufte dans l'lnltlatlve des cantons un corps 
~ranger dans Je systeme des drolts populalres. Nous soute-­
nons au contralre que l'lnltiatlve des cantons correspond 
parfaltement ä l'esprlt de la Constltutlon federale. II exlste le 
r,terendum des cantons, pourquof pas le droft d'lnftlatlve 
des cantons? Clntroductlon du droft d'lnftlatlve des cantons 
permettralt de renforcer 1a symetrle qui exlste entre peuple 
et cantons en matiere de drolts democratlques dlrects et, en 
particuller, de drolts constltutlonnels: 1a double majortte n'est 
pas lä pour les chlensl 
Quant ä ceux qui voient dans l'inltlatlve deposee par un can­
ton un moyen plus efflcace que la nouvelle Initiative des can­
tons, notre experlence lcl mAme le montre, le drolt d'lnitlatlve 
d'un canton devant cette assemblH ou devant le Conseil 
des Etats n'est qu'un droft de petltion qul, blen souvent, est 
traft, par-clessous la Jambe et n'a aucune efflcaclte. En re-­
vanche, une initiative des cantons - soumise ä hult cantons, 
Je le rappelle - aurait nettement plus de poids et n'auralt pas 
le caractere, que nos opposants lndiquent, du ~lonalisme 
partisan tel qu'II est decrtt et Je dlral mAme car1catur,. Car 
s'il taut hult cantons, cela correspond a un tlers de l'ensem­
ble des cantons ä peu pres et, par conHquent, cela necessi­
teralt de la part des cantons lnltlants le ~assement 
d'lntel'Ats regionaux tres particullers. Une Initiative des can­
tons auralt donc lä aussi un polds important 
Enfln, on a reproche ti l'lnltlatlve des cantons qu'elle allalt 
cr,er des confllts lnutlles entre 1a Confederation et les can­
tons. Je dols vous avouer que j'al de la pelne ti comprendre 
cet argument Les cantons font partie de la Confederatlon et 
sont mAmes les fondateurs de celle-cl; je l'al dlt, ce sont des 
Etats ä !'Interieur de !'Etat federal: lls ont un drolt ä la parole, 
lls ont le droft de s'exprlmer. Dans le cadre du debat demo­
cratique, je ne vols pas lä des confllts, je vols lä slmplement 
une partlclpatlon au processus de d~lslon. 
En definitive, le groupe liberal vous encourage ti adherer ä la 
declslon du Conseil des Etats. 
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II s'aglt d'lntenslfler la cooperatlon entre la Confederatlon et 
les cantons. Le Conseil federal lui-mOme s'etalt prononce fa­
vorablement sur l'lnltiatlve des cantons. Je vous lnvlte a en 
faire de mOme. 

La presldente (Maury Pasquier Lillane, presldente): Le grou­
pe radlcai-democratlque communlque qu'II soutlent la propo­
sltlon de la majorlte. 

Clna Jean-Michel (C, VS), pour la commission: La majorite 
de la commlsslon a conflrme le malntlen de notre premlere 
declslon. Elle vous propose, par 13 voix contre 5, de refuser 
le drolt d'lnitlatlve des cantons. Au cas otl Ja Conference de 
conclllation devralt statuer, Je Conseil des Etats se rallieralt 
probablement a notre declslon, vu que le resultat au Conseil 
des Etats au mols de juln demier etalt tres equllibre. 
Je souligne queiques elements qul poussent a maintenlr no­
tre precedente declsion: 
1. Le present proJet s'lntltule: «ArrOte federal relatlf a la revi­
slon des droits populalres». Or l'lnltlatlve des cantons, pour 
mol, n'est pas un drolt populaire. 
2. !!initiative des cantons n'aura aucune efflcaclte. l!exi­
gence de reunlr hult parlements cantonaux dans le delal 
prevu me semble utoplque et, de ce falt, peu ou pas appllca­
ble. 
3. Le regionalisme rlsqueralt de reprendre ie dessus, et cela 
n'est pas favorable a notre democratle directe. 
Je vous demande donc de soutenir la proposltion de la ma­
jorite de la commlsslon. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Ich bitte Sie, die Kantonslnltla­
tlve einzuführen. Die Kantonslnltlative gehört zusammen mit 
der allgemeinen Volksinitiative zu den wesentlichen Neue­
rungen dieser Vorlage. Die Kantone sind zusammen mit den 
Gemeinden Partner bei der Gestaltung und Umsetzung der 
öffentlichen Massnahmen. Das Instrument der Kantonslnltla­
tive soll Ihnen die Möglichkeit geben, Ihre Vorschläge einzu­
bringen und öffentlich zur Diskussion zu stellen. 
Die Befürchtung, damit worden primär die kantonalen Ragle­
rungen gestärkt, kann der Bundesrat nicht teilen. Die Kan­
tonslnltlative kann nämlich nicht durch die Kantons­
reglerungen beschlossen werden. Das Initiativrecht muss 
vom kantonalen Parlament oder vom Volk ausgeübt werden. 
Die Kantonslnltlative muss sich somit, wie jede andere Initia­
tive auch, der öffentlichen Debatte stellen. Die kantonalen 
Regierungen verfügen Im Rahmen dieser öffentlichen Aus­
einandersetzung Ober keinerlei Privilegien. 
Nicht nachvollziehbar Ist fOr mich auch die Angst vor dem 
Raglonalismus. Immerhin müssen acht Kantone, entweder 
deren Parlamente oder das Volk, hinter einer Initiative ste­
hen. Das Ist immerhin rund ein Drittel der Kantone. 
Aus diesen Gründen beantrage ich Ihnen, dem Ständerat zu 
folgen und die EinfOhrung dieses neuen Instrumentes gutzu­
helssen. 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Mehrheit .•.. 81 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit ..•• 57 Stimmen 
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Minorlte 
(Büttlker, Brändli, Briner, Escher, Stähelln) 
Malntenlr 

Dettllng Toni (R, SZ), fOr die Kommission: Sie können der 
Fahne entnehmen. dass bei diesem Geschäft noch eine ein­
zige Differenz besteht, nämlich bezüglich der Frage, ob die 
Kantonslnltlatlve durch acht Kantone zugelassen werden 
soll oder nicht. Zur Erinnerung: Unser Rat hat am 20. Juni 
2002 gegen den Antrag der vorberatenden Kommission mit 
einem Mehr von 23 zu 17 Stimmen an der Kantonslnltlatlve 
festgehalten. Demgegenüber hat der Nationalrat In dieser 
Session mit ebenso deutlicher Mehrheit, nämlich mit 81 zu 
57 Stimmen, das Instrument der Kantonsinltlatlve abgelehnt 
Verfahrensmässig stehen wir nun In der dritten und letzten 
Runde. Es Ist davon auszugehen, dass der Nationalrat an 
der Ablehnung festhalten wird und dass es dann zu einer Ei­
nigungskonferenz kommen wird. 
Aufgrund dieser Ausgangslage, aber auch aus materiellen 
Gründen beantragt Ihnen die vorberatende SPK mit 7 zu 
5 Stimmen Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
und damit den Verzicht auf die Kantonslnltiatlve. 
Die materlellen Argumente wurden In diesem Rat ja bereits 
mehrmals ausgetauscht, und Ich fasse diese noch einmal 
ganz kurz zusammen: Die Kommissionsmehrheit wlll auf 
diese Kantonslnltlatlve Im Wesentlichen aus vier Gründen 
verzichten: 
1. Die Volkslnltlatlve Ist, wie schon die Bezeichnung sagt. ein 
lnltlatlvrecht des Volkes, also von 100 000 Stimmberechtig­
ten, und nicht eines der Kantone als Gliedstaaten des Bun­
desstaates. Schon das Kantonsreferendum ist ein Fremd­
körper. Notabene Ist davon bis heute nie Gebrauch gemacht 
worden. Es ist also durchaus anzunehmen, dass auch die 
Kantonslnltlatlve ein stumpfes Instrument bleiben wird. 
2. Sollte aber die Kantonslnltlatlve wider Erwarten ein Auf­
blühen erleben, könnten dadurch - das Ist die Befürchtung -
Gräben aufgerissen werden, etwa In Bezug auf das Span­
nungsfeld zwischen Stadt und Land. Aber auch ein gewisser 
Regionalismus könnte Oberhand nehmen. Dies würde dem 
Föderalismus schaden und wäre Ihm abträglich. 
3. Kantonsregierungen und Kantonsparlamente haben an­
dere Möglichkeiten, Ihre Anliegen einzubringen. Ich erinnere 
In diesem Zusammenhang an die Standesinitiative. Diese 
wird zwar In der Diskussion vielfach als wirkungslos hinge­
stellt; eine Untersuchung hat jedoch ergeben, dass die Stan­
desinitiative zumindest Indirekt doch In einer Vielzahl der 
Fälle zu gewissen Veränderungen geführt hat. 
4. Die Kantonsreglerungen haben In der KdK, einem infor­
mellen Organ, einen wesentlichen Einfluss auf das Gesche­
hen im Bund. Sie können durch diese informelle Institution 
ihre Anliegen wirkungsvoll einbringen. Wir wollen nicht mit 
dieser Kantonslnltlatlve ein zusätzliches Zwischeninstrument 
schaffen. 
Aus all diesen vier Gründen ersuche Ich Sie namens der 
Mehrheit, dem Nationalrat zu folgen und auf die Einführung 
der Kantonslnltlatlve zu verzichten. 

BDttlker Rolf (R, SO): Ich möchte Ihnen namens der Min­
derheit beliebt machen, am Beschluss des Ständerates und 
damit an der Kantonsinltlatlve festzuhalten. Ich möchte nicht 
alle Argumente wiederholen und nur auf zwei, drei Dinge 
eingehen, die der Berichterstatter erwähnt hat oder die Im 
Nationalrat als Argumente vorgebracht worden sind: 
1. Ich möchte darauf hinweisen, dass die vorgeschlagene 
Ausgestaltung der Kantonslnitlatlve der Regelung entspricht, 
wie sie bereits In der alten Bundesverfassung für das fakul­
tative Referendum galt. Diese Regelung Ist unverändert In 
die neue Verfassung übernommen worden. Die Tatsache, 
dass beim Referendumsrecht bereits 1977 acht Kantonen 
das gleiche Recht wie 50 000 Stimmberechtigten einge­
räumt wurde, führte offenbar nie zu Problemen. Somit ist es 
nicht nachvollziehbar, Kollega Dettilng, weshalb dies bei der 
Kantonsinltlatlve anders sein sollte. 
2. Meiner Ansicht nach hat die «Grossbaustelle" Födera­
lismusreform mit der NachfOhrung der Bundesverfassung 

eben erst recht angefangen. Mit den Arbeiten zum neuen Fi­
nanzausgleich - wir werden sie In dieser Session noch auf­
nehmen - werden weitere tief greifende Reformen auf den 
schweizerischen Bundesstaat zukommen. Die Verstärkung 
der Mitwirkungsrechte der Kantone im Entscheldungsprc> 
zess des Bundes bildet einen weiteren wichtigen Bestandteil 
der Föderalismusreform, der die Kantone grosse Bedeutung 
zumessen. Durch die Einführung der Kantonsinltiatlve würde 
im Bereich der direktdemokratischen Rechte die Balance 
oder auch die Symmetrie -wie Sie lieber wollen - zwischen 
Volk und Ständen gestärkt Es geht bei einer Verfassungsre­
form Ja Immer wieder - wie bei der gestrigen Abstimmung -
um die Mehrheit von Volk und Ständen. Die Kantone brau­
chen auch ein echtes Impuls gebendes Instrument, um eben 
Ihre Anliegen beim Bund vorzubringen. 
3. Zum Instrument der Standesinitiative möchte Ich mich 
nicht äussern. Sie wissen alle, dass die Standesinitiative nie­
mals die gleiche Wirkung wie eine Volkslnltlative zeitigt. Sie 
muss dem Volk auch nie zum Entscheid vorgelegt werden. 
Wenn Sie genau hinschauen, gibt es viele Kantone, In de­
nen Standesinitiativen auf zumindest fragwürdige Art und 
Welse zustande kommen. 
4. Die Bedenken wegen des Regionalismus wurden auch im 
Nationalrat wieder vorgebracht. Es wird behauptet, die Kan­
tonsinltiatlve warde dem Regionalismus Vorschub leisten. 
Ich möchte das bestreiten, denn acht Kantone sind Immer­
hin fast ein Drittel aller Stände, und auch schon beim zu­
standekommen der Kantonsinltlatlve reichen eben die 
regionalen Partikularlnteressen nicht aus, um acht Kantone 
zu überzeugen. 
Zusammenfassend bin Ich der festen Überzeugung, dass 
die Kantonslnltlatlve ein wirksames Instrument zur Wahrung 
der Interessen der Kantone auf Bundesebene wäre und in 
wesentlichem Masse - das Ist ein entscheidender Punkt -
zu einer intensivierten Zusammenarbeit zwischen Bund und 
Kantonen beitragen würde, was letztlich zu einer Stärkung 
des Bundesstaates nach Innen und aussen fahren könnte. 
Die Einführung der Kantonslnitlatlve könnte dem ganzen Re­
formpaket In föderallstlschen Kreisen überdies noch zu hö­
herer Akzeptanz verhelfen. 
Ich bitte Sie, dem Minderheitsantrag zuzustimmen, und Ich 
gehe davon aus, Frau Bundesrätin Metzler, dass der Bun­
desrat nach wie vor auch etwas Herzblut für diese Kantons­
Initiative verglesst -wie ich es zu sagen pflege. 

lnderkum Hanshelrl (C, UR}: Ich bin, zumal als Vertreter el-­
nes kleinen Kantons, gewiss der Meinung, dass die Kantone 
eine starke Position haben sollen. Dennoch, oder vlellelcht 
gerade deswegen, war Ich von Anfang an der Meinung - und 
Ich war ja mit Kollege Dettiing In der entsprechenden Sub­
kommission -, die Kantonsinftiatlve sei nicht in die Verfas­
sung aufzunehmen. Wenn Ich mich jetzt nochmals zu Wort 
melde, so deshalb, weil ich insbesondere auch nach den Be­
ratungen des N FA, welcher bekanntlich ein eminent staats­
politisches Vorhaben ist, In der Spezialkommission unseres 
Rates in meiner Überzeugung bestärkt worden bin. 
Die Frage, um die es geht, beschlägt die angemessene Mit­
wirkung der Kantone bei der Wlllensblldung des Bundes, 
und dazu Ist generell festzustellen, dass diese Mitwirkung In 
einem Gleichgewicht mit der Autonomie der Kantone sein 
soll. Nun stellen wir auf der einen Seite fest, dass im Zuge 
eines stetigen Anstelgens der staatlichen Tätigkeiten ganz 
allgemein und deren zunehmender lnternatlonallslerung Im 
Besonder~n die Autonomie der Kantone sukzessive einge­
schränkt worden Ist. Aber auf der anderen Seite Ist auch 
darauf hinzuweisen: Die Bundesverfassung 1999 hat In Be­
rücksichtigung der erwähnten Entwicklung die Mitwirkung 
der Kantone bei der Willens- und Entscheldblldung des Bun­
des wesentlich erleichtert, und zwar sowohl In der lnnenpoll-­
tlk - Ich verweise auf Artikel 45 BV, der sehr weit und sehr 
offen formuliert Ist - als auch In der Aussenpolltlk, Ich ver­
weise auf Artikel 55 BV. Diese Verstärkung - es ist von Kol­
lege Dettllng gesagt worden - fahrt faktisch zu einer ver­
stärkten Mltsprachemögllchkelt der kantonalen Regierun­
gen. 
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Nun wird die Stellung der Kantone durch den NFA zusätzlich 
gestärkt. Wir werden diese Vorlage in der nächsten Woche 
beraten. Sie haben festgestellt, dass wir beantragen, das 
Subsidiaritätsprinzip als solches in die Verlassung aufzuneh­
men. Zudem sollen weitere Leitplanken und Sicherungs­
instrumente in die Verlassung eingebaut werden, die eben 
gerade verhindern sollen, dass der Bund in die verfassungs­
mässfgen Kompetenzen der Kantone eingreift. 
Wenn wir nun zusätzlich zu den bereits bestehenden und 
den noch aufzunehmenden Mitwirkungslnstrumentarien die 
Kantonslnitlative In die BV aufnähmen, wOrde meines Erach­
tens die Balance zwischen der Autonomie der Kantone ei­
nerseits und deren Mitsprachemöglichkeiten bei der Willens­
und Entscheldbildung des Bundes andererseits gestört. Da­
durch könnte es nach meiner Meinung auch zu einer suk­
zessiven Schwächung des Ständerates kommen. 
Natorlich, das wissen wir, ist der Ständerat staatsrechtlich 
gesehen nicht die Vertretung der Kantone. Er Ist ein Organ 
des Bundes und hat als solches in erster Linie Bundespolitik 
zu machen. Aber staatspolltlsch gesehen hat er natorllch un• 
ter dem besonderen Aspekt der Kohärenz, des Zusammen­
haltes in diesem lande mit all seinen Facetten, zu denen 
eben auch ein ausgewogenes Gleichgewicht bei der Wll­
lensblldung im Bund gehört, Bundespolitik zu betreiben. 
Aus diesem Grund beantrage ich Ihnen Zustimmung zur 
Mehrheit und damit zum Beschluss des Nationalrates. 

Brlner Peter (R, SH): Es sind Immer die Gleichen, die zu 
diesem Thema reden. Ich glaube auch, die Argumente pro 
und kontra brauchen nicht wiederholt zu werden, sie sind be­
kannt. Mich dankt nur, die Aussagen der Mehrheit seien -­
ich entschuldige mich tar diesen starken Ausdruck - wenig 
stichhaltig. Stichworte wie «Standesreferendum als stumpfe 
Waffe» oder «Regionalismus» wurden schon vor langer Zelt 
widerlegt. Durch ihre ständige Wiederholung wirken sie nicht 
Qberzeugender. 
Was hindert uns als Mitglieder des Ständerates, der Kan­
tonskammer, daran, acht Kantonen das Recht zu geben, 
sich konstruktiv, nicht nur reaktiv, an der Zusammenarbeit in 
der Bundespolitik zu beteiligen? Dieses neue Recht, das ei­
nem langjährlgen Postulat der Kantone entspricht, wird mit 
Sicherheit nicht ohne Augenmass beansprucht werden. Im 
Zusammenhang mit der Revitalisierung des Föderalismus, 
wie sie auch durch den neuen Finanzausgleich angestrebt 
wird, bietet die Kantonsinitiative ein flankierend komplemen­
täres Instrument zur Mitwirkung. Dazu. braucht es Instru­
mente, um vom Vollzugsföderalismus wieder vermehrt zu 
einer gestaltenden Zusammenarbeit zuruckzufinden. Dies 
würde nach meinem Dafürhalten, Herr lnderkum, in der Kon­
sequenz nicht zuletzt auch unsere Ratsarbeit in Bern auf­
werten. 
Ich bitte Sie, der Minderheit der Kommission zuzustimmen 
und damit unseren froheren Beschluss zu bestätigen. 

Metzler Ruth, Bundesrätin: Ich wollte eigentlich darauf ver­
zichten, das Wort zu ergreffen, aber das Votum von Herrn 
Büttiker hat mich doch herausgefordert. Ich möchte noch 
einmal explizit festhalten, dass der Bundesrat eine Kantons­
initiative einfllhren möchte. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 19 Stimmen 
FQr den Antrag der Minderheit .... 16 Stimmen 
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Parlamentarische Initiative 
Kommission-SR (96.091). 
Beseitigung 
von Mängeln der Volksrechte 
Initiative parlementaire 
Commission-CE (96,091). 
Suppression de carences 
dans les droits populaires 

Schlussabstimmung - Vote final 
Einrelchungsdatum 29.06.99 
Date d§ d@Ot 28 Q8 99 
Sländerat/ConaeU des Etats 30.08.99 (Erste Phase- Premltre etape) 
Bericht SPK-SR 02.04.01 (BBI 2001 4803) 
Rapport CIP..CE 02.04.01 (FF 2001 4590) 
Stellungnahme des Bunde8rates 15.06.01 (BBI 2001 6080) 
Avis du Consen f6d4ral 15.06.01 (FF 2001 li783) 
Ständerat/Conseil des Etats 18.09.01 (Zweite Phase- Dewcl~e etape) 
Nationalrat/Conseil national 21.03.02 (Zweitrat- Oewdsme Conael~ 
Ständerat/Conseil des Etats 20.08.02 (Differenzen - Oivergences) 
Natlonalrat/Conaell national 16.09.02 (Differenzen - Divergences) 
Ständerat/Conseil des Etats 23.09.02 (Differenzen - Divergences) 
Sländerat/ConseU des Etats 04.10.02 (Schlussabstimmung - Vote final) 
Nationalrat/Conseil national 04. 10.02 (Schlussabstimmung „ Vota final) 
Text des Erlasses (BBI 2002 6485) 
Texte de l'acte leglslatlf (FF 2002 6026) 

Gross Andreas (S, ZH): Ich möchte Ihnen ganz kurz erklä• 
ren, weshalb die Sozialdemokratinnen und Sozialdemokra­
ten diese Vorlage ablehnen werden. Im Wesentlichen sind 
es zwei Gründe. Den ersten Grund ersehen Sie schon aus 
dem Titel der Vorlage: Ursprünglich sollte es eine Volks­
rechtsreform werden, als Paket aus der Bundesverfassungs­
reform, welche die «Mängel der Volksrechte beseitigen» 
sollte. Es Ist symptomatisch, dass der Titel heute aber nur 
noch «Änderung der Volksrechte» lautet. 
Es sind nicht nur keine Mängel beseitigt worden, sondern es 
Ist eigentlich sogar ein zusätzlicher Mangel geschaffen wor­
den. Dieser zusätzliche Mangel betrifft die Totgeburt der so 
genannten Allgemeinen Volksinitiative. Sie Ist eine Totge­
burt, weil das Parlament nicht bereit war, die Vorlage so 
umzusetzen, wie der Bundesrat es wollte, nämllch mit 
70 000 Unterschriften. Sie haben 100 000 Unterschriften be­
schlossen. Niemand, der welss, wie schwierig es Ist, 
1 oo ooo Unterschriften zu sammeln, wird diese Zahl der Un­
terschriften für etwas sammeln, bei dem er nicht sicher Ist, 
dass es so vor das Volk kommt, wie er oder sie es möchte. 
Wenn er 100 000 Unterschriften für eine eidgenössische 
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Volksinitiative (auf Verfassungsebene) sammeln kann und 
damit sicher Ist, dass die Initiative so zur Abstimmung 
kommt, wie er will, wird er diese Variante Immer vorziehen 
und nicht die Allgemeine Volkslnltlatlve wählen, für die der 
Bundesrat aus diesem guten Grund ursprOnglich 70 000 Un­
terschriften vorgeschlagen hat 
Der grösste Mangel ist aber der, dass wir hier etwas vor­
schieben und so tun, als worden wir Probleme lösen, obwohl 
es viele Probleme gibt, die wir Oberhaupt nicht angehen. Wir 
sind uns offenbar nicht dessen bewusst, dass es heute dop­
pelt so teuer Ist, eine Volksinitiative zu machen, und dass es 
heute mehr als doppelt so schwer ist, Unterschriften zu sam­
meln, weil die Urne als prädestinierter Ort des Unterschrlf­
tensammelns durch die Briefwahl wegfällt. Diese Erschwe­
rung schwächt die direkte Demokratie und bedeutet letztlich 
einen Abbau der direkten Demokratie. 
Wehn wir derri Rechnung tragen würden, mossten wir die 
formalen Schwellen senken, die Fristen verlängern, die Un­
terschriftenzahlen senken, so wie wir es z. B. im Verfas­
sungsrat des Kantons Zürich gemacht haben. 
Wer vorgibt, einen Mangel zu beseitigen, ohne es zu tun, 
führt den Bürger Irre und macht die Volksrechte zu einem 
Recht von Privilegierten - das war aber nie so gemeint. Sie 
sehen es In diesem Jahr, in dem nur noch zwei Volksinitiati­
ven zustande kommen werden: Eine der beiden initiativen Ist 
von einer der grössten Parteien getragen, die andere von ei­
ner sehr grossen Bewegung mit einem sehr grossen Ver­
band dahinter. Aber die Volksrechte sind nicht für grosse 
Parteien und für grosse Verbände gedacht, sondern für das 
normale Volk, das nicht Ober diese Ressourcen verfOgt. 
Deshalb bitte Ich Sie, diese Vorlage abzulehnen, sodass wir 
eine bessere aufgleisen können. 

Bundesbeschluss Ober die Änderung der Volksrechte 
Arrete federal relatlf a la revlslon des drolts populalres 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatlf: Bejlage Annexe 99,436/2880} 
Für Annahme des Entwurfes .... 102 Stimmen 
Dagegen ;, .. 67 Stimmen 
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Ref.2163 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vota nominatlf 

Geschäft/ Objet: 
Beseitigung von Mängeln der Volksrechte 
Suppression de carences dans les droits populaires 
Gegenstand / Objet du vote: 

Art 139a 

Abstimmung vom /Vote du: 21.03.200210:55:31 
Abate + R Tl 1 FehrHans = V ZH 
Aeooü Wartmann + S ZHI Fehr Hans-Jllm + s SH 
Aeschbacher I+ E ZH Fehr Jacmiallne + s ZH 
Anliße + R VS 1 Fehr Lisbeth = V ZH 
Baaderf"~ = V BL FehrMarlo + S ZH 
BaderEMra + C so Fetz + S BS =~ + 

~ + 
1= 

: Flscher-seenaen . RAG 
Föhn = V SZ 

i Freund = V AR 
Baumann Ruedi + G BE FrevCJaude + R NE 
ßaumann SfMhanfe + S BE ; Gadient . V GR 
Beck = L VDI Gaßl . C BE 
Berberat . S NE ! Garbani + S NE 
Bemasconl + R GE i Gemer + G ZH 
Bezzola + R GR ! Glezendanner = V AG 

~ = V SG . . Tl 
1 Binder = V ZH 

1 Glasson + R FR 
1 GJur = V AG 

Goll + S ZH 
Blocher • V ZH Graf + G BL 
Borer = V so Grobet + S GE 
Bortoluzzi = V ZH Grass Andreas + S ZH 
Bosshard + R ZH Grass Jost + S TG 
BnmnerToni = V SG 'Gulsan + R VD 
8U1.111t111 = V VD ! GOnter . s BE 

I BOhlmann + G LU : Gutzwiller + R ZH 
Bllhrer + R SH Gvsin Hans Rudolf = R BL 
cavam * s Tl 1 Gvsin Rerno + s BS 
ChaDDUis . s FRi Haerina Binder + s ZH 
Chavrier + C VS Haller = V BE 

1 Chilfelle . s VD Hämmerte + s GR 
. Christen + R VD Hassler = V GR 
Cina + C vs Heberlein • R ZH 
Cuche + G NE 1 Heaetsdtweiler + R ZH 
de Oardel + s GE Heim . C so 

: Decurtins + C GR HessBerhard . 
• BE 

Dcnze + E BE Hess Peter + C ZG 
Dormann Rosemarie + C LU! Hess Waller . C SG 
Dormond Marlvse + s VD! Hofmann Urs . s AG 
Dunant = V BSI Hollenstein + G SG 

1 n.mni7 . R GE 1 Hubmann + s ZH 
. Flwharrl + C sz i lmfeld + C 0111 

~ . R AG lmhof + C BL 
1 EoalV = L GE 1 Janlak + s BL 

Ehrler . C AG i Joder = V BE 
: Enaelberaer + R NW Jossen + s vs 

Estermann + C LU JU!Zet + s FR 
Fasel + G FR Kaufmann = V ZH 
FilSSler . s SG Keller Roben = V ZH 
Fattebert = V VDI Kofmel + R so 

I Favre • R VD 1 Kunz = V LU 

KIIITUS 
Lachat 
Laßve d'Eninav 
Laubadler 
Launer 

, Leu 
' Leuten1W1er Halo 
' Leuteneoaer SUsanne. 

Leuthard 
l.oeDfe 
L 

. 
Maölard 
Maiire 
Marlb 
Martl Werner 
Martv Kälin 
Masnou 
Mal~ 
Maurer 
MamV PasQuier 
Meler•Schatz 
MAMtrlW Savarv 
Messtner 
Mever ~e 
Möraeß 
MUanv 
MllDer Erich 

1 MOller-Hemmi 
Nabholz 
Neirvnck 
Oehrli 
Pedrina 

1 Pelfi 
Pfister Theoahl1 
Polle 

1 Raaaenbass 
Randeaaer 

1 Rechsleiner Paul 
Rechslelner-Basel 
Rennwald 
RlkBn 
Robblanl 
Rosslni 
Ruev 
Sandaz Marcel 
Schenk 
Scherer Marcel 

1 Scheurer ~11n1v 

SchlbD 
Schiller 

+ ja/oui/ sl 
= nein / non/ no 

• entschuldigt / excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

. R BL . C JU 
+ R sz 
= V LU 
+ C FR 
• C LU 

!+ R ZG 
I+ S BL, 
+ C AG 
+ C Al 
+ C LU 

i • S .VD . C GE . C vs . s GL 
,+ s ZH 
i= . Tl 
= V AG 
= V ZH 
# s GE . C SG 
+ G!VD 

I+ R TG 
!+ C FR . V ZH 
:+ G GE . R ZH 
i+ s ZH . R ZH 
+ C VD 

l= V BE 
:+ s Tl 
' * R Tl 1 

i= V SG .. L GE 
+ C TG 

1 • R BS 
i • s SG . s BS 

* s JU 
i+ C ZH 
i • C Tl 
+ s vs 

l= L VD 
+ R VD 
= V BE 

i= V ZG 
I= L NE 
I= V ZH 
i= V ZH 

o enth. / abst. I ast. # Der Präsident stimmt nicht I Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt I Complete / Tutto Fraktion/ Grouoe / Gru000 C G L R S'E V 
Ja/ oul / si 99 la/ oul/ sl 25 10 0 24 35 4 0 
nein / non I no 46 nein/ non / no 0 0 5 2 0 0 38 
enth. / abst. / ast. 0 enth. / abst. / asl 0 0 0 0 0 0 0 
entschuldigt/ excuse / scusato 54 entschuldiat / excuse / scusato 10 0 1 16 16 1 7 

Bedeutung Ja/ Signlflcation de oul: Proposition de la majorite 
Bedeutung Nein / Slgnlficatlon de non: Proposition de 1a mlnorite II Fehr Hans (btffer) 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Schmid Odilo + C vs 
Schmied Waller • V BE 
Schneider . R BE 

1 Schwaab + s VD 
' Seiler HansDSter = V BE 
~ . V AG 
Simoneschi-Cortesi + C Tl 
Sommaruaa + s BE 
SDi!Ck = V AG 
Spielmann + • GE 
S11uhler • V TG 

i Stahl = V ZH 
1 StammLuzl . V AG 

+ R UR 
Steiner + R so 
Strahm . s BE 
Studer Heiner + E AG 
StumD + s AG 
Suter • R BE 
Teuscher + G BE 
Thanei + s ZH 

1 Theller . R LU 
: Tißmanns + s VD 
ll'lllllneZ + R BE 
TschäDDät . s BE 
Tschuaaen • R LU 
Vaßender + R AR 

1 Vaudroz Jean-Claude + C GE 
: Vaudroz Rem~ + R VD 
1 Vennat + s BE 
Vollmer . s BE 

1 Weber Christian . E BE 
1 WalkerFlfflx + C SG 
Waller Hans!ör~ = V TG 
Wandlluh :mffl Wesserfallen 
WeiQelt = A SG 
Wevenelh = V BE 

. Wldmer + s LU 
Wiririn + C SG 
Wiederkehr + E ZH 

1 Wuz-von PJanta = L BS 
1 Wittenwiler . R SG 
WvssUrsula . s BE 
Zieh + C AG 
Zanelli + s so 
Zallfl + C ZH 
Zblnden + SAG 
71!Mldis . • VD 
Zunlliaer = V ZH 

. 
1 
1 
0 
3 
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Ref.2174 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung/ Vote nominatif 

Geschäft/ Objet: 
Beseitigung von Mängeln der Volksrechte 
Suppression de carences dans les droits populaires 

Gegenstand / Objet du vote: 

Vote sur l'ensemble 
Abstimmung vom/ Vote du: 21.03.2002 12:08:45 
1 Abate +· R Tl ! Fehr Hans = V ZH 

Aennll wanmann + S ZH i Fehr Hans-Jllra :+ S SHI 
Aeschbadter + E ZH Fehr Jacauellne + s ZH 
Anlille + R vs Fehr Lisbeth + V ZH 

1 Baadercasoar = V BL ! FehrMario 0 S ZH 
Bader Elvira + C SO ' Fetz + s BS. 
Banoa + s so i Flsdter-Seenaen . RAG 
Ban11erter + R BE 1 Föhn = V SZ 

i Baumann Alexander = V TG Freund = V AR 
Baumann Ruedi . G BE 1 Frev Claude + R NE 
Baumann stenhanie + s BE 1 Gadient . V GR 
Beck = L VD. 1 Gaffi + C BE 

i Berberat 1+ S NE I Garbani + S NE 
Bernasconi + R GE i Genner + G ZH 
Bezzola + R GR 1 Giezendanner = V AG 
Rimw = V SG , Glasson + R FR 
Billnasca . . Tl 1 Glur = V AG 

, Binder . V ZH I Goß + S ZHi 
, Blocher . V ZH Graf + G BL 
, Borer . V SO . Grobei . S GEI 

Bortoluzzi = V ZH Gross Andreas + S ZH' 
Bosshard + R ZH 1 Gross Jast + S TG 
Brunner Toni . V SG . Gulsan + R VD 

, Buonon = V VD Ganter . S BE 
BOhlmann + G LU Gutzwiller + R ZH 
BOhrer . R SH Gllllin Hans Rudolf . R BL, 
Cavalli + s Tl GoonRemo + s BS 

! Clla~nui<: . S FR Haeri!lll Binder + S ZH 
Chevrier + C vs Haller + V BE 
Chlffelle . S VD i Hammerle + s GR 

. Christen . R VD 'Hassler = V GR 
i Cina + C vs 1 Heberlein . R ZH 

CUdte . G NE HAl'llltschweiler + R ZH 
1 deOanfel + s GE i Heim + C so 

Decwtins + C GR 1 Hess Berhard . 
• BE 

1 Donze + E BE 1 Hess Peter + C ZG 
· Dormann Rosemarie . C LU HessWalter ! • C SG 
i Dormond Marlvse + s VD Hofmann Urs . SAG 
· Dunant . V BS 1 Hollenstein + G SG 
i Dunraz + R GE 1 Hubmann + s ZH 
! Eberhard + C sz lmfeld + C ov 
• El!lmm!!li . RAG lmhof + C BL 

EoolV = L GE Janiak + s BL 
Ehrler . C AG Joder = V BE - + R IN\11 Jossen + s vs 

i Estermann + C LU 1 Jutzet + SFR 
Fasel + G FR Kaulmann i= V ZH 
Fässler + s SG Kaller Robert + V ZH' 
Fattebert = V VD Kofmel + R SOi 
Favre + R VD Kunz = V LU' 

i Kurrus 
! Ladtat 
1 Lallve d'EDinav 
! Laubadler 
•·LaunAT 

Leu 
1 LeutenM~er Haio 
: Lm-ner SUsanne 
1 Leulhanf 
: Loenfe 
, Lustenberaer 
: Maillard 
i Maiire 
! Marletan 
i MartiWemer 
! MartvKalin 

Masnnli 
MalhVs 
Maurer 

! Maurv PA"'1uier 

Meier-Schatz 
Mllrmtrev Savarv 
Messmer 

, Meverrherese 
Möraeli 

· Munnv 
MOOer Erich 
MOBer-Hemmi 
Nabholz 
Ne&vnck 
Oehr6 
Pedrina 
Pelll 
Pfister Theanhß 

Polla 

~ 
Redtsteiner Paul 
Rechsteiner-Basel 
Rennwald 
Riklln 
Robbiani 

. Rossini 
Ruev 
SandozMarcel 
Sdtenk 

. SdtererMarcel 
Sdteurer Rmnv 

! Schibli 
i SchlOer 

+ Ja/ oui/ si 
= neln/non/no 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

I+ R BL . C JU 
I+ R SZ 
= V LU 

i+ C FR 
;• C LU . R ZG 
+ S BL 
+ C AG . C Al 
+ C LU . S VD ! 

+ C GE 
1 • C VS 
'+ S GL 
+ S ZH 
= . Tl 
= V AG . V ZH 

1 # S GE 
+ C SG 

I+ G VP 
i+ R TG 
+ C FR 
= V ZH 

i+ G GE 
, • i R ZH 
1+ S ZH .. R ZH 
1 • C VD 
= V BE 

i+ S Tl 
. + R Tl 1 
:= V SG . L GE 
!+ C TG 
: . R BS 
,+ S SG . S BS . S JU 
+ C ZH' 

!+ C Tl 
i+ s vs 
; . L VD 
·+,R VDi 
= V BE 

. = V ZG 
= L NE 
= V ZH 
= V!ZH 

o enth. / abst. / ast # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
, Gesamt/ Complete / Tutto 1 Fraktion/ Grouoe / Gruopo 1C G L R s E V 
1 Ja/oul/sl 106 : la/oui/sl 125 8 0 27 40 3 3 
, nein / non / no 35 i nein / non / no 1 0 0 4 1 0 0 29 
, enth. / abst. I ast. 1 1 enth. / abst. / asl 1 0 0 0 0 1 0 0 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Schmid Odilo + C vs 
1 Schmied Walter • V BE 
i Sdtnelder ' . R BE 
Schwaab + s VD 
Seiler HansnMAr 

. V BE 
! S!Mrist . V AG 
i Simoneschi-Cortesi . C Tl 
Sommaruaa + s BE 
S,_.k „ V AG 
Soielmann • • GE 
Snuhler . V TG 

: Stahl = V ZH 
Stamm Luzl . V AG 
Sleincw,ner + R UR 
Stelner + R SO 

1 S!rahm + S BE 
, Studer Heiner + E AG 

Stumn + s AG 
SUter . R BE 
Teuscher + G BE 
Thanei + s ZH 
Theiler = R LU 
TDlmanns + s VD 
Trmonez + R BE 
TsdtäDDäl . S BE 
TschurmArt . R LU 
VaDender + R AR 
VaudrozJean-Claude + C GE 
Vaudroz Rent\ + R VD 
Vermot + S BE 

'Vollmer • S BE 
Waber Christian . E BE 

' Welker Felix + C SG 
, Walter H11Mi11r11 = V TG 
! Wandfluh = V BE 

Wassezfallen + R BE 
1 WAinelt . R SG 
, WeVAAAth . V BE 
! Wldmer + s LU 

Wltlrln . C SG 
! Wiederkehr . E ZH 
, Wirz-von Planta = L BS 

WittenwiJer + R SG 
WvssUrsula + s BE 
Zäch + C AG 
Zanetti + s so 
Zantl + C ZH 
Zbinden + s AG 
7kvsulo:: . • VD 
ZUnnirw = V ZH 

• 1 

01 
1 ! 

ol 
1 entschuldigt/ excuse / scusato öl 1 entschuldigt/ excuse / scusato 11 o 2 2 14 10 2 131 4: 

Bedeutung Ja/ Signiflcatlon de oui: 
Bedeutung Nein / Slgnlficatlon de non: 

Nationalrat, elektronisches Abstimmungssystem 

21.03.2002 12:09:13/ 0016 
Conseil national, Systeme de vote electronlque 

ldentlf: 46. 11 /21.03.2002 12:08:45 Ref.: (Erfassung) Nr.2174 
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Ref.2880 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft/ Objet: 
Beseitigung von Mangeln der Volksrechte 
Suppression de carences dans les droits populaires 

Gegenstand / Objet du vote: 

Vote final 

Abstimmung vom / Vote du: 04.10.2002 09:19:00 
Abate + R Tl . FehrHans + V ZH 
Aenmi Wartmann 0 S ZH ! Fehr Hans-Jllra = s SH 
Aeschbachet = E ZH Fehr Jacaueline = S ZH 
Anlille . R VS Fehr Lisbeth + V 2H 

• Baader ('..ll'fflllr + V BL Fehr Marlo = s 2H 
BaderEMra + C so Fetz = S BS 

&~ = s so 
+ R BE 
+ V TG 

1 Flscher-~en + R AG 
Filhn + V sz 

i Freund + V AR 
Baumann Ruedi 0 G BE FrevClaude + 
Baumann S!Mhanie = S BE Gadlent + V 
Beck = L VD Gall! + C BE 
Berberat = s NE Garbanl = S NE 

1 Bemasconi o R GE Genner o G 2H 
Bezzola • R GR Glezendanner . V AG 
Rirlner + V SG I Glasson + R FR 
Bimlasca • - Tl! 1 Glur + V AG 
Binder + V 2H Goß = s 2H 
Blocher = V ZH 1 Graf o G BL 
Borer + V so Grobet . S GE 
Bortoluzzi + V 2H Gross Andreas = s 2H 
Bosshard + R ZHi GrossJost = S TG 
Bruderer = s AGi 

! Bnmner Toni + V SG 
i 8WmOII + V VD 

BOhlmann oll Bllhrer + R 
Cavalli = 

• Chao11uis = SFR 

+ R VD 
= S BE 
+ R 2H &-. + R BL 

~Remo = S BS 
Haerina Binder 0 $ 2H 
Haller + V BE 

i Chevrier + C vs ! Hammerle = s GR 
Christen = R VD ·Hassler + V GR 
Cina + C VS. 1 Heberlein + R 2H 

• Cuche o G NE !H + R 2H 
de Daniel = sj; 
Decurtins + C 
Oonm = E BE 

Heim + C so 
Hess Berhard = -
HessPeter + C 

DormannRosemarie + C LU , Hess Walter + C 
Dormond ~ = s VDI : Hofmann Urs = s 
Dunant + V BS ' Hallenstein 0 G 

i IJlllll'aZ + R GE i Hubmann = 
Eberhard + C SZ i lmfeld + 
!=m!l'lll!ffl . RAG lmhof = C 
En!!IV . L GE : Janiak = s BL 
Ehrler + C AG 1 Joder + V BE 
Ell(lelberaer + R MIi Jassen = s VS 
Estermann + C LU Jutzet = s FR 
Fasel 0 G FR Kaufmann + V 2H 
Fllssler = s SG Keller Robert + V 2H 
Fattebert + V VD Kofmel + R so 
Favre + R VD Kunz + V LU 

KuJTus 
Lachat 
Lalive 

Maiire 
Marl6tan 

er 

Nabholz 
ck 

0ahrli 
Pedrlna 
Peffl 
Pfister 

bbianl 

e 
vi 

' 
dozMarcel 

Schenk 
Scherer Marcel 
Scheurer 
Schibli 

+ ja/oul/sl 
= neln/non/no 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend /abseilt/ assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pa.s vote / non ha votato 

!+ R B 
= C JU 

:' . R SZ 
+ V LU . C FR 
+ C LU 
+ R ZG 

i= S BL 
+ C AG 

l+ C Al 
·+ C LU 
= s VD 
+ C GE 
+ C vs . s GL 
= s 2H . - Tl 

!+ V AG 
!+ V 2H . s GE 
+ C SG 
o G VD 
+ R TG 
+ C FR 
+ V 2H 

!o G GE 
i+ R ZH 
= s 2H 
+ R 2H 

i • C VD 
+ V BE 
= s Tl 
= R Tl 
+ V SG 
= L GE 
= C TG 
+ R BS 
= $ SG 

1= s BS 
= s JU 
+ C 2H 
+ C Tl 
= s vs 
= L VD 
= s VD 
+ R VD 
+ V BE 
+ V ZG .. L NE 

!+ V 2H 
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Bundesbeschluss 
über die Änderung der Volksrechte 

vom 4. Oktober 2002 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossensclw.ft, 
nach Einsicht in den Bericht der Staatspolitischen Kommission des Ständerates 
vom 2. April 20011 
und in die Stellungnahme des Bundesrates vom 15. Juni 20012 
beschliesst: 

I 

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: 

Art. 138 Abs. 1 

1 100 000 Stimmberechtigte können innert 18 Monaten seit der amtlichen Veröf­
fentlichung ihrer Initiative eine Totalrevision der Bundesverfassung vorschlagen. 

Art. 139 Formulierte Volksinitiative auf Teilrevision der Bundesverfassung 
1 100 000 Stimmberechtigte können innert 18 Monaten seit der amtlichen Veröf­
fentlichung ihrer Initiative in der Form eines ausgearbeiteten Entwurfs eine Teilrevi­
sion der Bundesverfassung verlangen. 
2 Verletzt die Initiative die Einheit der Form, die Einheit der Materie oder zwingen­
de Bestimmungen des Völkerrechts, so erklärt die Bundesversammlung sie für ganz 
oder teilweise ungültig. 

3 Die Initiative wird Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet. Die Bundes­
versammlung empfiehlt die Initiative zur Annahme oder zur Ablehnung. Sie kann 
der Initiative einen Gegenentwurf gegenüberstellen. 

An. 139a Allgemeine Volksinitiative 
1 100 000 Stimmberechtigte können innert 18 Monaten seit der amtlichen Veröf­
fentlichung ihrer Initiative in der Form einer allgemeinen Anregung die Annahme, 
Änderung oder Aufhebung von Verfassungs- oder Gesetzesbestimmungen verlan­
gen. 

2 Verletzt die Initiative die Einheit der Form, die Einheit der Materie oder zwingen­
de Bestimmungen des Völkerrechts, so erklärt die Bundesversammlung sie für ganz 
oder teilweise ungültig. 

1 BBl 2001 4803 
2 BBl 2001 6080 
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3 Ist die Bundesversammlung mit der Initiative einverstanden, so setzt sie diese 
durch eine entsprechende Änderung der Bundesverfassung oder der Bundesgesetz­
gebung um. 
4 Die Bundesversammlung kann der Änderung im Sinne der Initiative einen Ge­
genentwurf gegenüberstellen. Die Änderung der Bundesverfassung und der Ge­
genentwurf werden Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet, die Änderung 
der Bundesgesetzgebung und der Gegenentwurf werden dem Volk zur Abstimmung 
unterbreitet. 

s Lehnt die Bundesversammlung die Initiative ab, so legt sie diese dem Volk zur 
Abstimmung vor. Wird die Initiative angenommen, so setzt die Bundesversammlung 
sie durch eine entsprechende Änderung der Bundesverfassung oder der Bundesge­
setzgebung um. 

An.139b Verfahren bei Initiative wid Gegenentwurf 
1 Die Stimmberechtigten stimmen gleichzeitig ab über 

a. die Vollcsinitiative oder die ihr entsprechende Änderung und 

b. den Gegenentwurf der Bundesversammlung. 

2 Sie können beiden Vorlagen zustimmen. In der Stichfrage können sie angeben, 
welcher Vorlage sie den Vorrang geben, falls beide angenommen werden. 

3 Erzielt bei angenommenen Verfassungslinderungen in der Stichfrage die eine 
Vorlage mehr Volles- und die andere mehr Standesstimmen, so tritt die Vorlage in 
Kraft, bei welcher der prozentuale Anteil der Vollcsstimmen und der prozentuale 
Anteil der Standesstimmen in der Stichfrage die grössere Summe ergeben. 

An. 140 Abs. 2 Bst. abls und b 

2 Dem Volk werden zur Abstimmung unterbreitet: 

atm. die Gesetzesvorlage samt Gegenentwurf der Bundesversammlung zu einer 
allgemeinen Vollcsinitiative; 

b. die von der Bundesversammlung abgelehnten allgemeinen Vollcsinitiativen; 

An. 141 Abs. l, Einleitungssatz und Bst. d Ziff. 3 sowie Abs. 2 

l Verlangen es 50 000 Stimm.berechtigte oder acht Kantone innerhalb von 100 Ta­
gen seit der amtlichen Veröffentlichung des Erlasses, so werden dem Volk zur Ab­
stimmung vorgelegt: 

d. völkerrechtliche Verträge, die 
3. wichtige rechtsetzende Bestimmungen enthalten oder deren Umsetzung 

den Erlass von Bundesgesetzen erfordert. 

2 Aufgehoben 
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Art. 141a Umsetzung von völkerrechtlichen Verträgen 
1 Untersteht der Genehmigungsbeschluss eines völkerrechtlichen Vertrags dem ob­
ligatorischen Referendum, so kann die Bundesversammlung die Verfassungsände­
rungen, die der Umsetzung des Vertrages dienen. in den Genehmigungsbeschluss 
aufnehmen. 

2 Untersteht der Genehmigungsbeschluss eines völkerrechtlichen Vertrags dem fa­
kultativen Referendum, so kann die Bundesversammlung die Gesetzesänderungen, 
die der Umsetzung des Vertrages dienen, in den Genehmigungsbeschluss aufneh­
men. 

Art. 156 Abs. 3 

3 Das Gesetz sieht Bestimmungen vor, um sicherzustellen, dass bei Uneinigkeit der 
Räte Beschlüsse zu Stande kommen über: 

a. die Gültigkeit oder Teilungültigkeit einer Volksinitiative; 

b. die Umsetzung einer vom Volk angenommenen allgemeinen Volksinitiative; 

c. die Umsetzung eines vom Volk gutgeheissenen Bundesbeschlusses zur Ein­
leitung einer Totalrevision der Bundesverfassung; 

d. den Voranschlag oder einen Nachtrag. 

Art.189Abs. Jbts 

Ibis Es beurteilt Beschwerden wegen Missachtung von Inhalt und Zweck einer all­
gemeinen Volksinitiative durch die Bundesversammlung. 

II 

1 Dieser Beschluss untersteht der Abstimmung des Volkes und der Stände. 

2 Die Bundesversammlung bestimmt das Inkrafttreten. Artikel 189 Absatz Ibis bleibt 
bei Inkrafttreten des Bundesbeschlusses vom 8. Oktober 19993 über die Reform der 
Justiz in Kraft. 

Ständerat, 4. Oktober 2002 

Der Präsident: Anton Cottier 
Der Sekretär: Christoph Lanz 

3 AS 2002 3048 

Nationalrat, 4. Oktober 2002 

Die Präsidentin: Llliane Maury Pasquier 
Der Protokollfllhrer: Christophe Thomann 
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Arrete federaI 
relatif a la revision des droits populaires 

du 4 octobre 2002 

L'Assemblee fldirale de la Confldlration suisse, 

vu le rapport de la Commission des institutions politiques du Conseil des Etats, 
du 2 avril 20011, 
vu l'avis du Conseil f'M~ du 15 juin 20012, 

arrite: 

I 

La Constitution est modifioo comme suit: 

An. 138, aL 1 

1 100 000 citoyens et citoyennes ayant le droit de vote peuvent, dans un delai de 
18 mois l compter de la publication officielle de leur initiative, proposer la revision 
totale de 1a Constitution. 

Art. 139 Initiative populaire redigoo tendant l la revision partielle 
de la Constitution 

1 100 000 citoyens et citoyennes ayant le droit de vote peuvent, dans un delai de 
18 mois l compter de la publication officielle de leur initiative, demander la revision 
partielle de la Constitution sous la forme d'un projet redige. 

2 Lorsqu'une initiative populaire ne respecte pas le principe de l'unite de la forme, 
celui de l'unite de la matiere ou les regles imperatives du droit international, 
I' Assembloo tederale la declare totalement ou partiellement nulle. 

3 L'initiative est soumise au vote du peuple et des cantons. L' Assembloo f~e en 
recommande l'acceptation ou le rejet. Dans ce dernier cas, eile peut lui opposer un 
contre-projet. 

Art. 139a Initiative populaire generale 
1 100 000 citoyens et citoyennes ayant le droit de vote peuvent, dans un delai de 
18 mois l compter de la publication officielle de leur initiative, et sous la forme 
d'une proposition con1;ue en termes generaux, demander l'adoption, la modification 
ou l'abrogation de dispositions constitutionnelles ou legislatives. 

1 FF 2001 4590 
2 FF 2001 5783 
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2 Lorsqu'une initiative ne respecte pas le principe de l'unite de la forme, celui de 
l'unite de 1a matiere, ou les regles imperatives du droit international, l' Assemblee 
federale la declare totalement ou partiellement nulle. 

3 Si l' Assemblee federale approuve !'initiative, eile prepare les modifications cons­
titutionnelles ou legislatives visees. 
4 L' Assemblee federale peut opposer un contre-projet aux modifications qu'elle a 
preparees. Les modifications de nature constitutionnelle (projet et contre-projet) 
sont soumises au vote du peuple et des cantons, tandis que les modifications de 
nature legislative (projet et contre-projet) sont soumises au vote du peuple unique­
ment. 
s Si l' Assemblee federale rejette !'initiative, eile la soumet au vote du peuple. Si 
!'initiative est approuvee par le peuple, l' Assemblee federale prepare les modifica­
tions constitutionnelles ou legislatives visees. 

An. 139b Procedure applicable lors du vote sur une initiative et 
son contre-projet 

1 Les citoyens et citoyennes ayant le droit de vote se prononcent simultanement sur: 

a. l'initiative populaire ou les modifications preparees sur la base d'une initia­
tive; 

b. le contre-projet de l' Assemblee fed6rale. 

2 Ils peuvent approuver les deux projets a la fois. Ils peuvent indiquer, en reponse a 
la question subsidiaire, le projet auquel ils donnent la preference au cas ou les deux 
seraient acceptes. 

3 S'agissant des modifications constitutionnelles qui ont ete approuvees, si, en re­
ponse a la question subsidiaire, l'un des projets obtient la majorite des voix des 
votants, et l'autre la majorite des voix des cantons, le projet qui entre en vigueur est 
celui qui, en reponse a la question subsidiaire, a enregistre la plus forte somme des 
pourcentages des voix des votants et des voix des cantons. 

An. 140, al. 2, let. abis et b 

2 Sont soumises au vote du peuple: 

ahis. le projet de loi et le contre-projet de l' Assemblee federale relatifs a une ini­
tiative populaire generale; 

b. les initiatives populaires generales rejetees par l' Assemblee federale; 

An. 141, aL 1, phrase introductive et let. d, eh. 3, et aL 2 
1 Si 50 000 citoyens et citoyennes ayant le droit de vote ou huit cantons le deman­
dent dans les 100 jours a compter de la publication officielle de l'acte, sont soumis 
au vote du peuple: 
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d. !es traites intemationaux qui: 
3. contiennent des dispositions importantes fixant des regles de droit ou 

dont Ja mise en ceuvre exige l 'adoption de Jois federales. 

ZAbroge 

Art. 141a Mise en ceuvre des traites intemationaux 

1 Lorsque !'amte portant approbation d'un traite international est soumis au refe­
rendum obligatoire, l' Assemblee federale peut y integrer les modifications constitu• 
tionnelles liees a la mise en ceuvre du traite. 

2 Lorsque l'arrete portant approbation d'un traite international est sujet au referen­
dum. l' Assemblee federale peut y integrer les modifications de lois liees a Ja mise en 
ceuvre du traite. 

Art. 156, al. 3 

3 La loi prevoit de garantir, en cas de divergences entre !es deux conseils, qu'un 
arrete soit pris sur: 

a. la validite ou la nullte partielle d'une initiative populaire; 

b. la mise en ceuvre d'une initiative populaire generale approuvee par Je peu• 
ple; 

c. Ja mise en ceuvre d'un arrete federal approuve par le peuple et visant une re• 
vision totale de la Constitution; 

d. le budget ou ses supplements. 

Art. 189, al. ]bis 

Ibis Le Tribunal federal connait des reclamations pour non-respect du contenu et des 
objectifs d'une initiative populaire generale par l 'Assemblee federale. 

n 
1 Le present amte est soumis au vote du peuple et des cantons. 

2 L' Assemblee federale fixe Ja date de l'entree en vigueur. L'art. 189, al. Ilm, reste 
en vigueur a l'entree en vigueur de l'arrete federal du 8 octobre 1999 relatif a la 
reforme de la justice3. 

Conseil des Etats, 4 octobre 2002 

Le president: Anton Cottier 
Le secretaire: Christoph Lanz 

3 RO .2002 3148 
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Decreto federale 
concemente la revisione dei diritti popolari 

del 4 ottobre 2002 

L'Assembleafederale della Confederaz-Jone Sviuera, 
visto il rapporto della Commissione delle istituzioni politiche del Consiglio degli 
Stati del 2 aprile 20011; 
visto il parere del Consiglio federale del 15 giugno 20012, 
decreta: 

I 

La Costituzione federale e modificata come segue: 

Art. 138 cpv. 1 

1 100 000 aventi diritto di voto possono proporre la revisione totale della Costitu­
zione entro diciotto mesi dalla pubblicazione ufficiale della relativa iniziativa. 

Art.139 Iniziativa popolare elaborata per la revisione parziale 
della Costituzione federale 

1 100 000 aventi diritto di voto possono chiedere la revisione parziale della Costitu­
zione entro diciotto mesi dalla pubblicazione ufficiale della relativa iniziativa pre­
sentata in forma di progetto elaborato. 

2 Se l'iniziativa viola il principio dell'unitlt della forma o della materia o disposizio­
ni cogenti del diritto intemazionale, I' Assemblea federale la dichiara nulla in tutto o 
in parte. 

3 L'iniziativa e sottoposta al voto del Popolo e dei Cantoni. L' Assemblea federale ne 
raccomanda l' accettazione o il rifiuto. Pub contrapporle un controprogetto. 

Art.139a Iniziativa popolare generica 

1 100 000 aventi diritto di voto possono chiedere l'adozione, la modifica o l'abro­
gazione di disposizioni costituzionali o legislative entro diciotto mesi dalla pubbli­
cazione ufficiale della relativa iniziativa presentata in forma di proposta generica. 

2 Se l'iniziativa viola il principio dell'unitlt della forma o della materia o disposizio- · 
ni cogenti del diritto internazionale, l' Assemblea federale la dichiara nulla in tutto o 
in parte. 

3 Se condivide l'iniziativa. l'Assemblea federale elabora una corrispondente modifi­
ca della Costituzione o legislazione federale. 

l FF 2001 4315 
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4 L' Assemblea federale puö contrapporre un controprogetto alla modifica ehe essa 
ha elaborato nel senso dell'iniziativa. La modifica costituzionale eil relativo contro­
progetto sono sottoposti al voto de! Popolo e dei Cantoni; Ja modifica legislativa e il 
relativo controprogetto sono sottoposti al voto del Popolo. 

s Se respinge l'iniziativa, l' Assemblea federale Ja sottopone al voto de! Popolo. Se 
l'iniziativa e accettata in votazione popolare, l' Assemblea federale elabora una cor­
rispondente modifica della Costituzione o legislazione federale. 

An. 139b Procedura in caso di votazione su un'iniziativa e sul relativo 
controprogetto 

1 OH aventi diritto di voto si pronunciano nel contempo: 

a. sull'iniziativa popolare o sulla modifica elaborata in base a un'iniziativa po­
polare; e 

b. sul controprogetto dell' Assemblea federale. 

2 Possono approvare entrambi i testi. Nella domanda risolutiva possono indicare a 
quale dei due va la loro preferenza nel caso risultino entrambi accettati. 

3 Per le modifiche costituzionali, se entrambi i testi risultano accettati e, nella do­
manda risolutiva, un testo ha ottenuto la maggioranza del Popolo e l'altro la maggio­
ranza dei Cantoni, entra in vigore il testo ehe nella domanda risolutiva ha ottenuto 
complessivamente la percentuale piii elevata di voti del Popolo e dei Cantoni. 

Art. 140 cpv. 2 lett. abls e b 

2 Sottostanno al voto del Popolo: 

abis, il progetto di !egge e il controprogetto dell' Assemblea federale inerenti a 
un'iniziativa popolare generica; 

b. le iniziative popolari generiche respinte dall' Assemblea federale; 

An. 141 cpv. 1 jrase introduttiva e lett. d n. 3 e cpv. 2 

1 Se 50 000 aventi diritto di voto o otto Cantoni ne fanno richiesta entro cento giomi 
dalla pubblicazione ufficiale dell'atto, sono sottoposti al voto del Popolo: 

d. i trattati internazionali: 
3. comprendenti disposizioni importanti ehe contengono norme di diritto 

o per l' attuazione dei quali e necessaria l' emanazione di leggi federali. 

2Abrogato 

An. 141a Attuazione dei trattati intemazionali 
1 Se i1 decreto di approvazione di un trattato intemazionale sottostA al referendum 
obbligatorio, l' Assemblea federale puö includere nel decreto le modifiche costitu­
zionali necessarie per l'attuazione del trattato. 
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2 Se il decreto di approvazione di un trattato intemazionale sottosta al referendum 
facoltativo, l' Assemblea federale puo includere nel decreto Je modifiehe legislative 
necessarie per l'attuazione de! trattato. 

An. 156 cpv. 3 

3 La !egge prevede deroghe al fine di garantire ehe, in easo di disaceordo fra Je due 
Camere, sia presa una decisione eoncernente: 

a Ja validita o Ja nullita parziale di un'iniziativa popolare; 

b. Ja eoneretizzazione di un'iniziativa popolare generiea accettata da! Popolo; 

e. Ja concretizzazione di un decreto federale ehe dispone Ja revisione totale 
della Costituzione ed e stato accettato da! Popolo; 

d. il preventivo o un'aggiunta al medesimo. 

An. 189 cpv. ]bis 

lbis Giudica anehe 1 neorsi per inosservanza de! contenuto e dello scopo di 
un'iniziativa popolare generiea da parte dell' Assemblea federale. 

II 

1 Il presente decreto sottosta al voto de! Popolo e dei Cantoni. 

2 L' Assemblea federale ne determina l'entrata in vigore. L'artieolo 189 capoverso 
Ibis rimane vigente anehe in caso di entrata in vigore de! decreto federale dell'8 ot­
tobre 19993 sulla riforma giudiziaria 

Consiglio degli Stati, 4 ottobre 2002 

Il presidente: Anton Cottier 
Il segretario: Christoph Lanz 
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Consiglio nazionale, 4 ottobre 2002 

La presidente: Liliane Maury Pasquier 
II segretario: Christophe Thomann 
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